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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

V o r  s i t z e n  d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident : Es kommt die 1. Anfrage, die des 
Herrn Abgeordneten Melter (FPO) an den 
Herrn Bundesminister für Inneres zur Beant­
wortung. 

2188/M 

Ab wann wird der Gendarmerie in Bregenz 
ein neues Amtsgebäude zur Verfügung stehen? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Röscb: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter ! Wie Sie wissen, 
ist das Gebäude an der Seestraße zusammen­
gestürzt. Es mußte abgetragen werden. 

Nun ist aber das Gebäude einige Zeit 
fruher, etwa zwei Jahre früher, abgerissen 
worden, und schon damals oder vorher war 
bekannt, daß die Unterbringung der Gendar­
merie in diesem Gebäude völlig unzulänglich 
ist, insbesondere wenn man an die überdurch­
schnittlichen Anforderungen an die Beamten 
im Bereich Vorarlberg denkt, und zwar wegen 
der Unterbesetzung und des starken Aus­
länderteils und des Ausländer-Fremdenver­
kehrs. 

Daher die Frage, Herr Minister :  Wieso ist 
nicht schon früher ein entsprechendes Er­
suchen an den Landeshauptmann ergangen, in 
der Frage der Neuerrichtung eines Amtsge­
bäudes für die Landesgendarmerie Schritte zu 
unternehmen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Röscb: Herr Abgeordneter! 
Ich kann natürlich nur für den Zeitraum ab 
1970 sprechen. Die Gründe für das, was vorher 
war, kenne ich nicht. 

Da dieses Gebäude geräumt werden mußte, 
erhob sich die Frage, wo ein neues Gebäude 

Das Bundesministerium für Bauten und errichtet werden soll : auf dem alten Grund­
Technik hat im Jahre 1973 den Herrn Landes- stück, also wieder an der Seestraße, oder 
hauptmann von Vorarlberg ersucht, eine woanders. 
Studie auszuarbeiten, ob eventuell die Er­
richtung eines Gebäudes auf den von der Das alte Grundstück an der Seestraße hat 
Stadtgemeinde angebotenen G aswerkgründen sich als zu klein erwiesen. Außerdem hat 
möglich wäre. 

Am 7. April 1 975 hat nun die Stadtgemeinde 
Bregenz für den Erwerb dieses Grundstückes 
ein direktes Angebot gemacht, nachdem sich 
- das hat ziemlich lang gedauert - geklärt 
hatte, wo die Straße, wo die Eisenbahn und 
so weiter laufen, und geklärt hatte, ob das 
möglich ist. 

Am 12 .  Mai 1 975 hat das Bundesministerium 

auch die Stadtgemeinde ein großes Interesse 
an diesem Grundstück. gehabt. Es war also 
die Frage, wo sich ein anderes anbietet. 

Das war also jetzt auf einem Teil von 
diesen sogenannten Stadtwerksgründen der 
Fall . Dabei ging es aber darum, ob dort auf 
den Stadtwerksgründen überhaupt ein Grund­
stück. zur Verfügung steht, das dann für dieses 
Gendarmeriegebäude geeignet ist. 

für Bauten und Technik den Herrn Landes- Ich sagte zuerst schon, daß die Frage be­
hauptmann ersucht, nunmehr in endgültige stand, wo die Bahnführung und wo die 
Kaufverhandlungen wegen des Grundstücks Straßenführung laufen sollte, und deswegen 
einzutreten. hat die Sache verhältnismäßig lang gedauert, 

Wann endgültig - das ist Ihre Frage _ I bis überhaupt der Auf�rag gegeben 
.. 

werden 

mit der Errichtung eines solchen Gebäudes konnte
. 
daranzugehen, dleses ?rundstuck nun­

zu rechnen ist kann ich derzeit noch nicht mehr emmal zu erwerben, da Jetzt klargestellt , 
ist, wie Bahn und wie Straße laufen, und es sagen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Melter: Herr Bundesministerl 
Sie weisen darauf hin, daß im Jahre 1 973 das 
Ersuchen an den Bürgermeister beziehungs­
weise an den Landeshauptmann gerichtet 
wurde, diese Verhandlungen einzuleiten. 

ist jetzt erst in Verhandlungen einzutreten. 

Ich selbst und wir alle hätten gewünscht, 
daß das früher möglich gewesen wäre, weil 
die derzeitige Unterbringung in einem Hotel 
auch nicht gerade ideal ist. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte. 
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Abgeordneter Melter: Herr Ministerl  Ihre nehmen es nur dann, wenn es fertig ist. Ich 
Ausführungen sind zwar sehr interessant, hoffe, daß das dom so rasm als möglich der 
aber vermögen nicht zu befriedigen, insbeson- Fall sein wird. 
dere deshalb nimt, weil sie unvollständig 
sind. 

Diese Situation hat sich schon 1 970 gezeigt, 
und nun haben wir 1975. Die Regierung hat 
also sehr lange gezögert, bis in dieser Frage 
etwas unternommen wurde. Außerdem ist un­
geklärt, wie die Bahn situiert werden wird 
und ob es nicht im Zusammenhang mit einer 
Tunnelierung der Bahnstrecke Bregenz­
Lindau zweckmäßiger wäre, das Gendarmerie­
bäude in Bregenz auf demselben Gelände zu 
errichten. Das ist auf jeden Fall unmittelbar 
benachbart. 

Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß laut 
Teilheft 1 914 für das Gebäude für das Jahr 
1 975 10 Millionen und für das Jahr 1 976 und 
später 
waren. 

15 Millionen Schilling vorgesehen 

Nachdem Sie gestern als "Ersatzfinanz­
minister" tätig waren, hätten Sie in diesem 
Bereich auch etwas Vorsorge treffen können, 
um die Million flüssigzumachen, denn 
interessanterweise ist im Teilheft 1 975 ange­
geben, daß für das Gendarmeriegebäude 
Bregenz 1 917 und später 34,9 Millionen Schil­
ling vorgesehen sind. 

Die Frage also, Herr Bundesminister :  
Welche Möglichkeiten haben Sie, dieses Gen­
darmeriegebäude und den Grundankauf zu 
finanzieren, wenn dafür weder für dieses noch 
für das nächste Jahr laut Teilheft 1 975 Mittel 
vorgesehen sind? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Rösm: Darf ich zuerst 
sagen, Herr Abgeordneter: Die kurze Zeit der 
Tätigkeit als Vertreter des Finanzministers 
war vollkoIQ.men durch die dringliche Anfrage 
blockiert, sodaß für andere Dinge keine Zeit 
war. 

Zu der Frage, welche Möglichkeiten wir 
haben : Das Grundstück an der Seestraße wird 
verkauft. Es handelt sich um ein sehr hoch­
wertiges Grundstück. Es ist daher, glaube im, 
mit Recht anzunehmen, daß mit dem Erlös 
aus diesem Grundstück ein guter Teil des 
Baues auf dem neuen Grundstück finanziert 
Wird werden können. 

Im übrigen darf ich nur noch darauf hin­
weisen, daß all die Fragen um die Errichtung 
und Finanzierung und so weiter nicht beim 
Innenministerium, sondern beim Ministerium 
für Bauten und Technik liegen. Wir über-

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
Dr. König (OVP) an den Herrn Bundes­
minister. 

2204/M 

Auf welcher gesetzlichen Grundlage beruhte 
die Verwendung von Einsatzfahrzeugen der 
Polizei mit Blaulicht anläßlich des Auftretens des 
Sängers Frank Sinatra in der Wiener Stadthalle? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Ich darf folgendes 
dazu sagen, sehr geehrter Herr Abgeordneter: 
Die Veranstaltung dieses Herrn Sinatra in der 
Stadthalle ist dadurch in eine sehr schwierige 
Situation gekommen, weil sich Sinatra ge­
we1gert hat aufzutreten, ohne vorher das Bar­
geld zu haben. Die Zentralsparkasse hat dieses 
Bargeld und die Bundespolizeidirektion Wien 
hat zur Absicherung des Transportes diese 
Funkwagen zur Verfügung gestellt. Das ist 
ein Vorgang, den wir immer machen und 
der einerseits den Bestimmungen des § 26 
der Straßenverkehrsordnung und andererseits 
den Uberlegungen von Sicherheit und Auf­
rechterhaltung der Ruhe und Ordnung ent­
spricht. 

Präsident: Zusatzfrag e. Bitte. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundes­
minister!  Der "Kronen-Zeitung" vom 24. Mai 
1 915 entnehme ich, daß man den Herrn 
Sinatra bereits am Schwechater Flughafen mit 
Blaulicht abgeholt hat und sogar gegen die 
Einbahn gelotst hat, weil er etwas Ver­
spätung gehabt hat. 

Ich höre den Herrn Sinatra sehr gerne, aber 
ich muß Ihnen eines sagen, Herr Bundes­
minister, daß dies nämlich ganz eindeutig 
gegen die Vorschriften der Straßenverkehrs­
ordnung ist, wo es ausdrücklich im § 26 
heißt, daß außer bei Gefahr im Verzuge diese 
Signale - also Blaulicht und Schallzeichen -
nur zur Abwicklung eines protokollarisch fest­
gelegten Programms für Staatsbesuche, Staats­
akte, Staatsbegräbnisse und Uberreichung des 
Beglaubigungsschreibens verwendet werden 
dürfen. 

Herr Bundesminister! Dafür sind Sie zwar 
nicht mehr zuständig, aber es berührt doch 
eigenartig, wenn Ihr Kollege, der Finanz­
minister, eine "Aktion Scharf" gegen den 
kleinen Steuerzahler macht und wenn man 
dann einen Mann, der 700.000 S an Steuer­
schulden zurückläßt und gegen die Devisen­
vorschriften verstößt, mit Polizeieskorte und 
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DDr. König 

Blaulicht gegen die gesetzlichen Bestimmun­
gen eskortiert und dabei begünstigt. Herr 
Bundesminister! Ich muß fragen: Wer hat die 
Anweisung für diese polizeiliche Begleitung 
gegeben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Röscb: Ich habe schon ge­
sagt, Herr Abgeordneter, daß der Herr Sinatra 
überhaupt nicht begleitet worden ist. Die 
Meldung der Zeitung ist falsch. Es ist lediglich 
der Geldtransport begleitet worden. (Abg. 
Oie n b  ö c k :  Vo n Schwechat her?) Zu 
diesem Zeitpunkt hat sich der Herr Sinatra 
schon längst in der Stadthalle befunden. Es 
ist also nicht um den Herrn Sinatra gegangen, 
sondern um den Geldtransport. Das sind völlig 
getrennte Sachen. Der Herr Sinatra war gar 
nicht dabei. Es hat vielmehr die Zentralspar­
kasse das Geld zur Verfügung gestellt. Das 
Geld ist hingebracht worden. 

Ich wiederhole : Der Herr Sinatra ist zu 
diesem Zeitpunkt bereits in der Stadthalle 
gewesen, nur hat er sich geweigert aufzu­
treten. Das ist seine Angelegenheit. Diese 
Geldtransportbegleitung ist durch die Straßen­
verkehrsordnung gedeckt. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundes­
minister !  Ganz Osterreich lacht darüber, daß 
die Polizei bei der Hinterziehung von Steuer­
geldern und dem eindeutigen Verstoß gegen 
Devisenvorschriften gewissermaßen noch als 
Mithelfer tätig wird und noch mit Blaulicht 
dafür sorgt, daß das Geld schneller aus dem 
Lande kommt. 

von Banken und anderen Geldinstituten ab. 
Wenn nachher eine Steuerhinterziehung fest­
gestellt wird, so ist das etwas ganz anderes. 
Dafür kann man der Polizei keinen Vorwurf 
machen. Das ist, wie Sie selbst sagen, erst 
eine spätere Zeitungsmeldung gewesen. Die 
erste Zeitungsmeldung war falsch. Ob auch die 
zweite Zeitungsmeldung betreffend die Steuer­
hinterziehung falsch war, weiß ich nicht. 
Damit hat die Polizei nichts zu tun. (Zwischen­
r u f des Abg. 0 f e n böe k.) Nicht von 
Schwechat, sondern von der Zentralsparkasse. 
(Abg. O f e n böc k :  Vo n Schwechat ist er 
abgeh o l t  wo rden!) Nein. 

Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
Zeillinger (FPO) an den Herrn Bundesminister 
für Inneres. 

2189/M 

Was wird unternommen werden, um die Ver­
kehrsüberwachung, die - wie insbesondere die 
Pfingstfeiertage neuerlich gezeigt haben -
völlig unzureichend ist, wesentlich zu verbessern? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich muß, wie schon einmal, 
wieder sagen : Für die Verkehrsüberwachung 
und den Einsatz der Organe sind die Bezirks­
hauptmannschaften beziehungsweise die 
Länder zuständig. Ich selbst habe keinerlei 
Möglichkeiten, einen Einfluß darauf zu 
nehmen, wie diese Uberwachung stattfindet. 
Ich kann nur Personal und Material zur Ver­
fügung stellen. 

In der Zeit vom 1 5 . März bis etwa Septem­
ber stellen wir zusätzlich noch Geld zur Ver-

Sie haben meine Frage, wer den Auftrag fügung für Uberstunden, Benzin, Treibstoff für 

gegeben hat, nicht beantwortet. die Fahrzeuge und so weiter. 

Aber, Herr Bundesminister, ich entnehme 
der "Neuen Zeit", einer steirischen sozialisti­
schen Tageszeitung, die eigentlich einen Draht 
in das Finanzministerium haben müßte, daß 
es ja eine Sinatra-Sondersitzung beim Herrn 
Finanzminister gegeben hat. Vielleicht sagen 
Sie j etzt, daß das auch eine Falschmeldung 
ist. Das Geld ist aber jedenfalls weg. 

Ich frage mich : Welche Vorsorge werden 
Sie treffen, daß das wenigstens in Zukunft 
nicht mehr passiert? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Röscb: Herr Abgeordneterl 
Es ist um die Frage des Transportes des 
Geldes im Inland gegangen. Was n achher 
geschieht, kann die Polizei überhaupt nicht 
überprüfen. Solche Begleitungen von Geld­
transporten sind selbstverständlich. Wir 
sichern Geldtransporte von der Nationalbank, 

Wie sich j edoch der Einsatz abspielt, müssen 
die Bezirkshauptmannschaften selbst regeln. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Zeillinger: Herr Bundesmini­
ster!  Es geht nicht darum, wie sich der Einsatz 
abspielt, Sie wollen sich dagegen absichern, 
daß in der Offentlichkeit kritisiert wird, man 
wisse schon im voraus genau, bei welchem 
Baum und bei welchem Haus der Gendarm 
steht. Die Verkehrsrowdys fahren erfahrungs­
gemäß genau dort langsamer. Also dafür er­
klären Sie sich nicht für zuständig. 

Es geht aber darum, daß die Verkehrsüber­
wachung etwa, wie wir aus den Zeitungen 
erfahren, darunter leidet, daß zuwenig Benzin 
zugeteilt wird. Wenn ich Ihre Worte richtig 
verstanden habe . . .  Ich weiß nicht, was Ihr 
Kopfschütteln jetzt bedeutet. Vielleicht sind 
Sie für das Benzin auch nicht zuständig. Dann 
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Zeillinger 

müßte ich mich allerdings fragen : Wofür 
sind Sie zuständig? Für die Polizei sind Sie 
nicht zuständig, für die Gendarmerie sind Sie 
nicht zuständig, für den Einsatz sind Sie nicht 
zuständig, für das Benzin sind Sie nicht zu­
ständig. (Rufe bei der SPO: 0 ja!) Also für 
das Benzin ist der Minister zuständig? -
Dann verstehe ich aber nicht sein Kopfschüt­
teln, als ich das Wort "Benzin" ausge­
sprochen habe. (Abg. S k r i t e k: Den Kopf 
darf er doch schütteln!) 

Sie können doch die Zeitungsmeldungen 
nicht bestreiten. Jeder von uns Abgeordneten 
hört doch, wenn er aufs Land hinauskommt, 
folgendes : Der Gendarm kommt sehr pflicht­
gemäß zu einer Versammlung, um zu zeigen, 
daß er da ist, und um zu schauen, ob ich dort 
bin. Der Gendarm klagt darüber, daß er nicht 
einmal in die umliegenden Ortschaften fahren 
kann, weil er viel zuwenig Benzin bekommt. 
Teilweise soll ein Gendarm sogar nur 50 Liter 
Benzin bekommen. 

Ich darf Sie, nachdem Sie den Kopf ge­
schüttelt hatten, fragen : Ist Ihnen überhaupt 
bekannt, daß die Gendarmeriebeamten dar­
über klagen, daß sie nicht genügend einsatz­
fähig sind, weil sie zuwenig Benzin bekom­
men? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Herr Abgeordneter ! 
Solche Meldungen erscheinen fallweise immer 
wieder in den Zeitungen. Ich habe nach der 
letzten in einer Zeitung sehr groß aufge­
machten Meldung, daß die Gendarmerie wegen 
Benzinmangels und so weiter keine Einsätze 
fahren kann, veranlaßt, daß unverzüglich von 
den Landesgendarmeriekommanden gemeldet 
wird, wie die Lage ist. 

Ich habe diese Meldungen bekommen und 
bin bereit, sie Ihnen schriftlich zur Verfügung 
zu stellen. Alle Landesgendarmeriekomman­
den erklären darin, daß Benzin in ausreichen­
dem Maße zur Verfügung steht. Jeder Gen­
darmerieposten bekommt ein gewisses Kon­
tingent. Wenn er damit nicht auskommt, kann 
er jederzeit bei der nächstgelegenen Tank­
stelle auftanken. Er muß nur begründen, 
warum er mit dem Benzin nicht ausgekommen 
ist. Ich glaube, daß das im Interesse der Spar­
samkeit eine Selbstverständlichkeit ist; es 
steht im übrigen auch in Ubereinstimmung mit 
den Prüfungsergebnissen des Rechnungshofes. 

Bereits in meiner ersten Fragebeantwortung 
habe ich gesagt, daß wir für die Verkehrs­
überwachung in der Zeit vom 15. März bis 
15. September zusätzliches Geld für Treib­
stoff zur Verfügung stellen, sodaß es am Treib­
stoffmangel nicht liegen kann. 

Präsident : Noch eine Frage. Bitte. 

Abgeordneter Zeillinger: Ich bin sehr froh 
über Ihre Auskunft - ich werde mir das 
schriftlich mitnehmen; gedruckt wird es ja 
erscheinen - und werde jedem Gendarmen, 
der sich in Zukunft darüber beklagt, daß er 
nicht genügend Benzin bekommt, diese Worte 
sagen. 

Weil Sie, Herr Innenminister, das Wort 
"Ersparnis" in den Mund genommen haben, 
fällt mir ein, daß Sie und Ihre Regierung ein 
Versprechen abgegeben haben, nämlich Benzin 
einzusparen und Dienstautos - ich meine die 
Beamten- und Politiker-PKW, nicht die Ein­
satzfahrzeuge - durch Taxi zu ersetzen. Wenn 
ich allerdings vom Fenster des Parlaments 
hinausschaue, sehe ich noch immer relativ 
viele - und kaum weniger als früher -
solcher Dienst-PKWs mit Chauffeuren unten 
stehen und habe noch nie ein Taxi vorfahren 
gesehen, aus dem ein Minister oder ein 
anderer Politiker ausgestiegen ist. 

Ich darf Sie im Zusammenhang mit der 
Benzinersparnis in Ihrem Ressort fragen : Wie 
viele Dienst-PKW, also Personen-PKW für 
Beamte oder Politiker, haben Sie in Ihrem 
Ressort eingespart und durch Taxifahrten er­
setzen lassen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Sie werden aus den 
Budgets beziehungsweise aus dem Systemi­
sierungsplan für Kraftfahrzeuge feststellen, 
daß wir vom Jahre 1970 bis jetzt zwei Dienst­
kraftwagen im Bereich des Innenministeriums 
eingespart haben. Unsere übrigen 2300 PKW 
sind Einsatzfahrzeuge der Polizei und Gendar­
merie, die wir kaum auf Taxi umstellen 
können. Für diese eingesparten Fahrzeuge war 
ein Ersatz durch Taxi überhaupt nicht not­
wendig. 

Bundesministerium für Auswärtige Angele­
genheiten 

Präsident: Anfrage 4: Herr Abgeordneter 
Dr. Schranz (SPO) an den Herrn Bundes­
minister für Auswärtige Angelegenheiten. 

2260/M 

Können Sie auf die IAEO einwirken, daß 
künftig in Personalfragebogen die Frage nadJ. 
der Mitgliedschaft bei Berufsvereinigungen 
unterbleibt'? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Bielka: Herr Abgeordneter ! Laut 
Auskunft der IAEO soll die Frage nach der 
Mitgliedschaft bei Berufsvereinigungen - wie 
es im deutschsprachigen Fragebogen heißt -
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Bundesminister Dr. Bielka 

Auskünfte darüber erbringen, ob ein Bewerber 
Mitglied von Vereinen oder Gesellschaften 
ist, die sich mit Fragen seines Fachgebietes 
befassen. Die IAEO will also etwa wissen, 
ob ein Physiker bei einer Gesellschaft für 
Kernphysik oder bei einer Gesellschaft für 
Fragen der Atomenergie oder ob ein Jurist 
bei einer Gesellschaft für Völkerrecht Mit­
glied ist, denn diese Fragen können für die 
Beurteilung der Befähigung eines Bewerbers 
für einen bestimmten Posten sehr aufschluß­
reich sein. 

Im englischen Text des Fragebogens wird 
über die Mitgliedschaft in professional 
societies Auskunft erbeten. Dies bedeutet 
jedoch im englischen Sprachgebrauch nicht 
Zugehörigkeit zu Interessenvertretungen von 
Berufsgruppen. Für eine derartige Frage hätte 
man im Englischen die Begriffe .,trade­
union" für Gewerkschaft oder "professional 
association" für Vereinigungen, wie etwa die 
Rechtsanwaltskammer, verwendet. Schon die 
räumliche Aufeinanderfolge der Fragen 24 bis 
26 zeigt, daß man hier Informationen über 
besondere fachliche Interessen des Bewerbers 
erwartet. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Herr Bundes­
minister ! Mir liegt nur die deutsche Fassung 
des Fragebogens für Personalaufnahmen der 
IAEO vor, die in erster Linie an österreichische 
Bewerber um freie Posten ausgegeben wird. 
Hier ist auch die Reihenfolge der Fragen 
anders. Es handelt sich hier um die Frage 20. 
Im österreichischen Sprachgebrauch findet man 
es halt mit Recht vom Arbeitnehmerstand­
punkt aus dubios, wenn nach der Mitglied­
schaft bei Berufsvereinigungen gefragt wird. 

Und hier ist noch eine weitere Frage, und 
da bitte ich Sie jetzt um Ihre Stellungnahme. 
Es heißt nämlich: Welche staatsbürgerliche, 
öffentliche oder internationale Betätigung liegt 
vor?, sodaß man die staatsbürgerliche Betäti­
gung nach der in Osterreich üblichen Termino­
logie auf Parteien beziehen müßte. Was sagen 
Sie bitte zu dieser Formulierung? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Bielka: Herr Abgeord­
neter! Es heißt ganz richtig, wie Sie sagen : 
lIactivities in civic affairs" im englischen Text. 
Sowohl aus dem Zusammenhang mit den 
früheren Fragen als auch aus rein sprachlichen 
Gründen ist ersichtlich, daß unter "CIVIC 

activities" gesellschaftliche Aktivitäten, Mit­
gliedschaft in Vereinen gesellschaftlicher Art, 
zum Beispiel Rotaryklub oder dergleichen, er­
fragt wird, weil die internationalen Organi-

sationen auch ein Interesse haben zu wissen, 
ob die Bewerber kontaktfreudig sind, ob sie 
irgendwelche gesellschaftliche Aktivitäten ent­
wickeln. Keineswegs ist nach ausdrücklicher 
Angabe der Atomenergie-Behörde daran ge­
dacht, hier irgendwelche Fragen nach Zuge­
hörigkeit zu politischen Vereinigungen oder 
etwa zu Gewerkschaften und dergleichen zu 
stellen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. SdIranz: Es handelt sich 
also offenbar um eine nicht ganz sachgerechte 
Ubersetzung, denn in Osterreich, wie gesagt, 
faßt man die Frage nach der Mitgliedschaft 
bei Berufsvereinigungen und nach staatsbür­
gerlichen Funktionen eben so auf, wie ich das 
vorhin gesagt habe. Könnten Sie daher so 
freundlich sein, Herr Bundesminister, und auf 
die internationalen Organisationen einwirken, 
daß sie bei der Neuauflage von Fragebogen 
andere, dem österreichischen Sprachgebrauch 
entsprechende und nicht mehr zweifelhafte 
Ausdrücke verwenden. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Bielka: Herr Abgeord­
neter ! Wir werden uns gerne bemühen ; Sie 
haben durchaus recht, daß das in der deutschen 
Sprache irgendwie äquivok ist, und wir 
werden versuchen, in den deutschsprachigen 
Exemplaren eine andere, richtigere Formu­
lierung zu finden. 

Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
Dr. Fiedler (OVP) an den Herrn Bundes­
minister. 

2262/M 

Ist es riChtig, daß österreiChisChe Firmen einen 
Tunnel unter dem Suezkanal hindurch bauen 
werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Bielka: Herr Abgeord­
neter! Bauproj ekte von Tunnels unter dem 
Suezkanal stehen derzeit in Ägypten in Be­
ratung. Es ist nach unseren Informationen der 
Bau fünf solcher Tunnels in Aussicht ge­
nommen. Die Vergabe von diesbezüglichen 
Aufträgen ist bisher nur für einen solchen 
Tunnel erfolgt. 

Die österreichisrne Wirtschaft zeigte sich 
außerordentlich interessiert, in die weiteren 
Bauprojekte eingeschaltet zu werden. Ab­
machungen hierüber sind nicht getroffen 
worden. Anläßlich des Staatsbesuches von 
Präsidenten Sadat wurde dieser vom Herrn 
Bundeskanzler auf dieses österreichische In­
teresse und auf die großen technischen Er­
fahrungen der österreichischen Wirtschaft im 
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Bundesminister Dr. Bielka 

Tunnelbau aufmerksam gemacht. Desgleichen 
habe auch ich bei meinem Gespräch mit 
Außenminister Fahmi auf diese Möglichkeiten 
hingewiesen. 

Von ägyptischer Seite zeigte man größte 
Bereitwilligkeit, solche Möglichkeiten zu 
prüfen und bei entsprechender Konkurrenz­
fähigkeit österreichische Firmen beim Bau 
weiterer solcher Tunnels heranzuziehen oder 
sie sogar mit dem Bau eines solchen Tunnels 
zu beauftragen. Auf Veranlassung von Präsi­
dent Sadat wird nun in Kürze der ägyptische 
Wiederaufbauminister, der für all diese 
Fragen zuständig ist, nach Wien kommen, um 
diese und ähnliche Projekte in Ägypten zu 
erörtern. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Bundes­
minister, wenn man jene Ankündigung in 
einer sehr großen österreichischen Tages­
zeitung am 1. Juni als Normalverbraucher­
leser gesehen hat, hat man den Eindruck ge­
habt, daß es sich hier bereits um eine abge­
schlossene Auftragsvergebung handelt. 

Ich stelle fest, daß Sie damit zweifellos 
Ihrem Regierungschef nachfolgen wollten, um 
spektakulär, show artig ein noch nicht in 
diesem Stadium befindliches Projekt anzu­
kündigen. Sie haben sich hier als Fachminister 
zweifellos vor den Karren politischer, sozia­
listischer Propaganda spannen lassen. Ich be­
daure das. (Abg. S k r i t e k: Haben Sie eine 
Anfrage oder halten Sie eine Rede?) 

Ich darf aber feststellen, daß es hier, Herr 
Abgeordneter Skritek, wörtlich heißt : "Außen­
minister Erich Bielka-Karltreu bestätigte am 
Samstag dem ,Kurier' gegenüber das große 
Interesse Ägyptens an einer österreich ischen 
Beteiligung am Wiederaufbau des Suez­
kanals." 

für die Wirtschaft und die Wirtschaft 
möglichst in Zeitungen aufmerksam zu 
machen, daß solche Möglichkeiten bestehen. 
Ich glaube, das ist Aufgabe der Regierung, 
die die Absicht hat, möglichst viele Arbeits­
plätze zu sichern. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Bundes­
minister, das steht außer Streit. Aber: Wenn 
Sie die Headlinie vom 1. Juni lesen - "Oster­
reicher bauen nun Suezkanal-Tunnel" -, dann 
glaubt man, es handelt sich um ein abge­
schlossenes Projekt, eine Auftragsvergabe 
liegt vor. Solche Ankündigungen sind im 
internationalen Wettbewerb eher schädlich, 
weil die internationale Konkurrenz aufmerk­
sam gemacht wird. 

Ich frage Sie nun : Welche Verhandlungs­
basis werden Sie nun beim kommenden Besuch 
des ägyptischen Wiederaufbauministers Os­
man Ahmed Os man haben, und wie werden 
Sie sich hier nun verhalten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Bielka: Herr Abgeord­
neter, für Headlines in den Zeitungen ist 
niemand verantwortlich, ausschließlich die 
Zeitung selbst. (Zustimmung bei der SPtJ. -
Abg. Dr. F i e d Je r: Aber wie man die An­
kündigung macht, so reagieren die Zeitungen!) 
Was wir im Detail mit dem Wiederaufbau­
minister besprechen werden, Herr Abgeord­
neter, kann ich Ihnen bei dieser Gelegenheit 
nicht sagen, insbesondere auch nicht, was die 
Firmen betrifft, denn das würde gerade das 
mit sich bringen, was Sie zu kritisieren ver­
suchen, nämlich die Konkurrenz auf konkrete 
Fragen und auf konkrete Firmen aufmerksam 
zu machen. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: Anfrage 6 :  Herr Abgeordneter 
Herr Bundesminister, ich frage Sie : Haben Glaser (OVP) an den Herrn Bundeskanzler. 

Sie vorher die Mission, unseren Botschafter 
in Kairo, befaßt, damit Ihnen darüber ein kon­
kreter Bericht vorgelegt wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

2203/M 

Haben Sie bei Ihren Beratungen mit Mitglie­
dern der Regierung Lybiens auch Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Terrorismus besprochen? 

Bundesminister Dr. Bielka: Herr Abgeord- Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 
neter, erstens einmal haben Sie ja selbst dar-
auf hingewiesen, daß in der Zeitung nichts Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
anderes gedruckt war als das "Interesse", das neter! Ich habe bei den Beratungen mit den 
österreichischerseits hiebei zum Ausdruck Mitgliedern der libyschen Regierung nicht 
kommt. Das Interesse ist vorhanden, es wurde über Maßnahmen zur Bekämpfung des Terror­
auch schon vorher die Botschaft mit dieser rismus gesprochen, aber ich habe bei allen 
Frage befaßt. Es ist sogar schon anläßlich einer Pressekonferenzen in arabischen Staaten dar­
Reise des Herrn Handelsministers über all auf verwiesen - was wesentlich schwieriger 
diese Projekte diskutiert worden. Das, was die ist, als sich hier zu alterieren -, wie un­
Regierung hiebe i macht, ist:  den Weg bereiten zweckmäßig es ist und wie das der arabisch-
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Bundeskanzler Dr. Krelsky 

palästinensischen Sache schadet, wenn der­
artige Aktionen durchgeführt werden und 
Unschuldige mit ihrem Leben zu büßen haben. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundeskanzler! 
Aus dem letzten Satz Ihrer kurzen Beant­
wortung geht sicherlich hervor, daß Sie und 
ich - ich glaube aber, auch das gesamte 
österreichische Volk - einer Meinung sind, 
daß die Bemühungen zur Entspannung sehr 
oft durch Terroristen - ich denke hier nicht 
bloß an die Terroraktionen der Palästinenser, 
sondern auch an Terroraktionen, wie sie etwa 
in der Bundesrepublik von linksfaschistischen 
Banden betrieben werden - sehr gestört 
werden. Eines der Momente ist dabei immer 
das, daß arabische Länder, darunter vor allem 
Libyen, diesen Terroristen dann Zuflucht ge­
währen. 

Meine erste Zusatzfrage geht daher in diese 
Richtung. Wenn Sie wieder - Sie behaupten 
das ja sehr oft ; ich möchte aber ausdrücklich 
betonen, ich sage das nicht polemisch - mit 
arabischen Staatsmännern Kontakte pflegen, 
werden Sie sich dann bemühen, dahin gehend 
zu wirken, daß es eine sehr wesentliche Geste 
zu einer Entspannungspolitik wäre, Ter­
roristen nicht mehr Asyl zu gewähren? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundeskanzler ! 
Werden Sie, gegebenenfalls im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister für Auswärtige 
Angelegenheiten, auch dafür sorgen, daß 
dieser Standpunkt, den Sie jetzt hier präzisiert 
haben, auch den gesamten österreichischen 
Vertretungen nicht nur bekanntgemacht wird, 
sondern daß sich die österreichischen Ver­
tretungen, von der UNO angefangen, in 
diesem Sinne verwenden? 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Sicher, das ist 
bereits geschehen. Ich möchte abschließend, 
weil Sie diese ernste Frage in dieser Form 
zum ersten Mal hier im Parlament aufgewor­
fen haben beziehungsweise sie überhaupt zum 
ersten Mal hier behandelt wird, eines sagen: 
Es gibt kein probates Mittel, den Terrorismus 
zu bekämpfen.· Es gibt aber doch eine 
Möglichkeit, wenigstens annäherungsweise 
diese Methode des Durchsetzens von Zielen, 
sagen wir, zu paralysieren, indem friedliche 
Lösungen für offene oder schwelende Kon­
flikte gefunden werden. Das ist eine Be­
mühung, zu der ich mich bekenne. Eigentlich 
nur aus diesem Grund und vor allem aus die­
sem Grund habe ich gewisse bescq.eidene Bei­
träge in dieser Frage geleistet. 

Präsident : Anfrage 7: Herr Abgeordneter Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord-
Blecha (SPO) an den Herrn Bundeskanzler. neter! In der Tat, die Frage des Terrorismus 

ist eines der schwierigsten, schwersten und 
ernstesten Probleme dieser Zeit epoche i ich 
würde sagen, sie begann vor ungefähr fünf 
Jahren. Wir wissen ganz genau aus der Ge­
schichte des Terrorismus, daß es immer ge­
w.isse Phasen gibt. Es gab einmal die Zeit des 
irischen Terrorismus in England, des Mau­
Mau-Terrorismus in Kenia und so weiter. Die 
Bekämpfung des Terrorismus ist nicht aus­
schließlich mit polizeilichen Methoden 
möglich, sondern sie ist sehr kompliziert. 
Hundertprozentig wirkende probate Mittel 
gibt es nicht . .  

Aber ich habe sicher - das kann ich Ihnen 
ohne Bruch der Diskretion sagen - in allen 
meinen Gesprächen mit den ungefähr acht oder 
neun maßgebendsten Männern in der arabi­
schen Welt auf die Gefährlichkeit dieser Ent­
wicklung hingewiesen. Und ohne eine Indis­
kretion zu begehen, möchte ich sagen, daß 
ich bei manchen von ihnen auf Verständnis 
gestoßen bin und sogar auf die Bemerkung, 
daß sie sich selber - selber!  - der Gefähr­
lichkeit dieser Bestrebungen aus eigenster 
Erfahrung bewußt sind. Ich glaube, ich brauche 
nicht mehr hinzufügen. 

2202/M 

Sind Sie bereit, zu den von bestimmter Seite 
erhobenen Vorwürfen hinsichtlich der Zusam­
mensetzung der Kommission zur Wahrung des 
Rundfunkgesetzes öffentlich Stellung zu nehmen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter Blecha ! Es wurde seitens der Abgeord­
neten Dr. Ermacora und Genossen an mich 
eine Anfrage gerichtet, und ich habe die Ab­
sicht, in den allernächsten Tagen diese schrift­
liche Anfrage zu beantworten. Ich habe sie 
schon im Akt abgezeichnet, und sie wird sicher­
lich in den allernächsten Tagen ausgefertigt 
und übermittelt werden können. 

Die Bundesregierung hat sich hier wirklich 
bemüht, in keiner Weise auf die Zusammen­
setzung der Kommission Einfluß zu nehmen. 
Die Vorwürfe, die hier gegen Richter erhoben 
wurden, sind meiner Meinung nach nicht nur 
ungerechtfertigt, sondern im Interesse des 
Rechtsstaates auch schärfstens zurückzuweisen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 
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Abgeordneter Blecba: Herr Bundeskanzler! 
Der schon von Ihnen genannte Abgeordnete 
Ermacora hat auch in der Offentlichkeit die 
Nichtberücksichtigung eInIger ranghöchster 
Richter in den von Oberlandesgerichtspräsi­
denten erstellten Dreier-Vorschlägen kriti­
siert. Er hat in diesem Zusammenhang auch 
behauptet, daß die in den von ihm kritisier­
ten Fällen übergegangenen Richter ohne Be­
gründung übergangen worden sind. Er hat 
daraus abgeleitet, daß durch Ihren Be­
stellungsvorgang eben eine nicht aus­
gewogene Zusammensetzung des richterlichen 
Kollegialorgans bewirkt worden sei. 

Könnten Sie, Herr Bundeskanzler, uns Aus­
kunft darüber geben, welche Gründe es waren, 
die in den von Ermacora monierten Fällen 
den ranghöchsten Richter nicht berücksichtigen 
haben lassen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kl'eisky: Zuerst einmal, 
Herr Abgeordneter, möchte ich zu der Frage 
im allgemeinen Stellung nehmen, und zwar 
hat dazu Dr. Kohlegger, der Präsident des 
Oberlandesgerichtes Innsbruck, Stellung ge­
nommen. Er schreibt unter anderem : "Um den 
,Innsbrucker-Posten' in der Kommission haben 
sich nach öffentlicher Ausschreibung neun 
Richter aus Tirol und Vorarlberg beworben. 
Es war meine Aufgabe, von diesen neun 
Bewerbern die drei geeignetsten auszuwählen 
und vorzuschlagen. Von seiten der SPO und 
der FPO wurde nichts unternommen, um mich 
bei der Ausarbeitung des Vorschlages zu be­
einflussen. Wohl aber hat ein namhaftes Mit­
glied der OVP eine solche Einflußnahme ver­
sucht. Zu einer konkreten Intervention ist es 
dann aber auch seitens dieses OVP-Mitgliedes, 
zumindest in meinem Bereich, nicht gekom­
men, nachdem ich meine ausschließlich eigene 
Verantwortung klargestellt hatte. "  

Präsident Kohlegger schildert dann, wie er 
vorgegangen ist, und ich kann nur sagen, 
ich werde den Herren Anfragestellern mit­
teilen, daß ich nicht sehen kann, wo hier auch 
nur irgendeiner der Grundsätze der Objektivi­
tät verletzt worden wäre. 

Was nun das Verhalten der Bundesregie­
rung betrifft, so habe ich mich an den Dienst­
rang der Richter gehalten, weil die Idee, nach 
dem Alphabet vorzugehen, bedeuten würde, 
daß Richter, deren Namen mit "W" 
beginnen oder gar mit "Z", überhaupt nie für 
eine solche Kommission in Frage kommen 
würden. 

Präsident: Noch eine Frage. Bitte. 

Abgeordneter Blecba: Herr Bundeskanzler! 
Es ist durch Ihre Antwort jetzt sehr klarge­
worden, daß an Interventionen politischer 

Organisationen eigentlich nur solche bekannt­
geworden sind, die aus der Richtung des An­
fragestellers, des Formulierers der schrift­
lichen Anfrage kommen. Er hat aber, und ich 
darf daher auf die erste Zusatzfrage noch ein­
mal kurz zurückkommen, dann besonders 
moniert, daß in einigen Fällen der ranghöchste 
Richter nicht berücksichtigt wurde, und hat 
noch gemeint, das wäre ohne jede Begründung 
geschehen. 

Nun haben Sie schon darauf hingewiesen, 
daß Sie sich nicht nach der alphabetischen 
Reihenfolge gehalten haben bei der Bestel­
lung der richterlichen Mitglieder, sondern die 
Kenntnisse, die Berufserfahrung und natürlich 
auch das Dienstalter berücksichtigt haben. 

Stimmt es nun, daß in einigen Fällen keine 
Begründung für das Ubergehen des dienst­
ältesten Richters gegeben wurde? 

Präsident :  Herr Bundeskanzler. Bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky : In der Regel 
ist davon ausgegangen worden, daß das rang­
höchste Mitglied aus dem Vorschlag dem 
Herrn Bundespräsidenten vorgeschlagen 
wurde. 

Folgende Ausnahmen hat es gegeben : Der 
im Dreiervorschlag des Präsidenten des Ober­
landesgerichtes Graz enthaltene ranghöchste 
Richter wird innerhalb der Funktionsperiode 
der Kommission das Pensionsalter erreichen 
und heuer aus dem Richterstand ausscheiden, 
sodaß eine Nachbestellung erfolgen müßte. 
Aus diesem Grunde wurde der hinsichtlich 
des Ranges nächsthöhere Richter in den Vor­
schlag der Bundesregierung aufgenommen. 

Ebenso sollte aus dem Dreiervorschlag des 
Präsidenten des Oberlandesgerichtes Linz der 
hinsichtlich des Ranges zweithöchste Richter 
in den Vorschlag der Bundesregierung aufge­
nommen werden, weil dieser als Richter des 
Oberlandesgerichtes über mehr Presseerfah­
rung verfügt als ein bei einem Kreisgericht 
tätiger Richter. 

Der im Dreiervorschlag der Vereinigung der 
österreichischen Richter enthaltene rang­
höchste Richter ist ebenfalls in einen der 
beiden Dreiervorschläge des Osterreichischen 
Rechtsanwal tskammertages aufgenommen 
worden und soll auf diesem Wege im Vor­
schlag der Bundesregierung Berücksichtigung 
finden. Aus dem Dreiervorschlag der Vereini­
gung der österreichischen Richter sollte daher 
Landesgerichtsrat Dr. Woratsch, der über lang­
j ährige Erfahrungen als Presserichter verfügt, 
von der Bundesregierung vorgeschlagen wer­
den. 
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Bundesministerium für Justiz behörden - Sie erlauben, daß ich das hier in 

Präsident: Anfrage 8: Herr Abgeordneter aller Ruhe emotionsfrei feststelle - äußerst 

Dr. Bauer (OVP) an den Herrn Bundesminister schleppend untersucht wird, äußerst schlep-

für Justiz. pend, Herr Justizministerl 

2206/M 
Es ist zunächst von einem Defizit von 

600 Millionen und Provisionen von 213  Mil-
Wann ist mit einern Absdlluß der strafgericht- lionen die Rede gewesen. Heute liest man in 

lichen Untersuchung der Vorgänge beim Bauring einer großen Wiener Zeitung, daß 67 Mil­
zu rechnen? lionen auf dem Weg von Osterreich über 
Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Abgeordneter Dr. Bauerl  Ich kann heute das 
konkrete Datum, wann mit dem Abschluß der 
bekanntlich sehr weitwendigen strafgericht­
lichen Erhebungen in der Angelegenheit Bau­
ring zu rechnen ist, nicht bekanntgeben. 

Es ist j a  auch bekannt, daß sowohl von der 

Liemtenstein an unbekannte Empfänger ge-
flossen seien. 

Ich möchte Sie ganz konkret fragen, Herr 
Bundesminister, ob Sie auch diese heutige 
Zeitungsmeldung mit in den Gegenstand der 
Erhebungen der Staatsanwaltschaft einbinden 
lassen werden. 

Präsident: Herr Minister. 

Stadt Wien wie auch von anderer Seite den Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
staatsanwaltschaftlichen Behörden in der neter Dr. Bauerl Wir haben eine lange Tra­
letmen Zeit wiederholt neue Informationen dition der Diskussion über die Art, wie Straf­
übermittelt und auch neue Sachverhaltsdar- verfahren hier im Parlament erörtert werden 
stellungen zugeleitet worden sind, die unter- können. 
sucht werden müssen. 

Ich möchte Ihnen, Herr Abgeordneter Dok­
tor Bauer, die Versicherung abgeben, daß es 
im Interesse der Justiz und im Interesse der 
Offentlichkeit liegt, daß die Erhebungen, die 
staatsanwaltschaftlichen und die gerichtlicheri 
Erhebungen, sowohl mit größtem Nachdruck. 
und gründlich, aber auch expeditiv geführt 
werden. 

Ich habe den j etzt neuernannten Leiter der 
Staatsanwaltschaft Wien persönlich gebeten 
- auch die Herren des Ministeriums haben 
das getan -, mit größtem Nachdruck die ent­
sprechenden Erhebungen voranzutreiben. Das 
geschieht im Einvernehmen mit der Wirt­
schaftspolizei der Bundespolizeidirektion 
Wien, die in den nächsten Tagen einen neuer­
lichen Zwischenbericht oder Abschlußbericht 
- das kann ich nicht genau sagen -, soweit 
der Sachverhalt bis j etzt untersucht werden 
konnte, den staatsanwaltschaftlichen Behörden 
zuleiten wird. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Bauer: Herr Bundesmini­
sterl Ich nehme mit Interesse zur Kenntnis, 
daß Sie die Bedeutung dieses Skandals durch 
die Gründlichkeit Ihrer Beantwortung hervor­
gehoben haben. Ich nehme zur Kenntnis, daß 
die Justiz Interesse an der Klärung hat. Ich 
möchte nicht unterstellen, daß die Sozialisti­
sche Partei kein Interesse an einer rasChen 
Klärung hat. 

Immerhin fällt es auf, daß dieser größte 
Skandal auf dem Bausektor in der öster­
reichischen Geschichte seitens der Justiz-

Ich darf Sie wieder bitten, zur Kenntnis zu 
nehmen, daß sich mein Standpunkt nicht ge-­
ändert hat: Wir können hier im Hohen Haus 
nicht Strafverfahren durchführen. Ich kann 
daher zu den Ziffern - und zu den Fakten, die 
Sie erwähnt haben, nicht Stellung nehmen 
und tue das auch grundsätzlich nicht, weil das 
ein Eingreifen in ein schwebendes Verfahren 
wäre. Ich nehme nicht Stellung zu Uberschrif­
ten von Zeitungen und zu Zeitungsmeldungen, 
insbesondere wenn sie erst in den Morgen­
stunden des Tages der Parlamentsanfrage zur 
Verfügung stehen. Ich gebe Ihnen aber die 
Versidlerung ab, daß die staatsanwaltschaft­
lichen Behörden von sich aus und auch über 
Anraten des Justizministeriums alle Infor­
mationen, ich wiederhole : alle Informationen, 
welcher Art immer, die ihnen zur Verfügung 
stehen in diesem Zusammenhang, unverzüg­
lich aufgreifen und zum Gegenstand ihrer Er-­
hebungen machen werden. 

Nodlmals : Zur Dauer der Untersudlung 
- es ist gar nicht zu bestreiten, daß die Unter-­
suchung eben schon Monate dauert - ist 
nur zu sagen, daß - wie Ihnen sehr wohl 
bekannt ist - eine ganze Reihe von zusätz­
lichen Informationen erst im Laufe der Zeit 
zur Verfügung gestellt worden sind. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Bauer: Herr Bundesmini­
ster l Es fällt allerdings auf, daß bei einer 
so großen Summe und bei so vielen Verdachts­
momenten - über die Parlamentarier ja nur 
aus den Zeitungen unterrichtet werden oder 
wenn sie ganz offiziell von seiten der Ge­
meinde einen entsprechenden Bericht ausge--
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Dr. Bauer 
händigt bekommen - die doch zumindest 
der groben Fahrlässigkeit zu beschuldigenden 
früheren Geschäftsführer sich einer sehr, ich 
möchte fast sagen, angenehmen Freiheit 
erfreuen. Kein Mensch scheint die Verdunke-
1ungsgefahr' die Verabredungs gefahr hier zu 
überlegen, und ich frage Sie, Herr Bundes­
minister - ich nehme ja jetzt zur Kenntnis, 
das heißt, ich muß zur Kenntnis nehmen, 
daß irgend jemand ein Interesse daran hat, 
dieses Verfahren bis über die Wahlen zu 
verschleppen -, ob nach Ihren Informationen 
über die Lage des ganzen Falles mit Ver­
haftungen zu rechnen sein wird. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Ich weise, Herr 
Abgeordneter Dr. Bauer - wie bei allen frü­
heren Anlässen -, jede Unterstellung, daß 
die staatsanwaltschaftlichen Behörden und 
Gerichtsbehörden nicht ausschließlich nach 
ihrer beschworenen Pflicht vorgehen, mit 
Nachdruck und Entsdliedenheit im Interesse 
des Ansehens unserer Staatsanwälte und Rich­
ter, die Sie ganz überflüssigerweise hier 
hereingezogen haben, zurück. Im übrigen kann 
ich meinen bisherigen Erklärungen nichts hin­
zufügen und bitte Sie, dies zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Präsident: Anfrage 9: Herr Abgeordneter 
Skritek (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

22051M 

Wie ist die gegenwärtige Personallage im 
Justizressort, insbesondere im Sektor der nicht­
richterlichen Bediensteten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neter Skritekl Im Zusammenhang mit der 
Durchführung der großen Rechtsreformen 
haben wir natürlich auch Personalprobleme 
zu lösen gehabt. Wir haben in den vergan­
genen fünf Jahren den Stand unserer Richter 
und Staatsanwälte insgesamt von 1644 auf 
1 762 erhöhen können, das ist um mehr als 
1 Prozent. Wir haben den Stand unserer 
Justizwachebeamten von 2331 1 970 auf 28 1 5  
1975 erhöht, also um volle 2 0  Prozent. Das 
war notwendig; das war keine Erhöhung der 
Dienstposten für Verwaltungsbeamte, das 
möchte ich ausdrücklich sagen, und nicht für 
Administration j das war notwendig im Inter­
esse des funktionierenden Gerichtswesens und 
im Interesse vor allem des Strafvollzuges und 
der Sicherheit im Strafvollzug und der Durch­
führung des Strafvollzugsgesetzes. 

Wir haben nur eine geringfügige Erhöhung 
durchführen können bei den nichtrichterlichen 
Bediensteten von 4824 auf 4918, also um 94 

oder etwa 2 Prozent. Das heißt, wir haben in 
der engeren Verwaltung fast keine Erhöhung 
von Dienstposten durchgeführt, daher haben 
wir bei unseren Gerichtskanzleien einen ge­
wissen Engpaß i wir haben in den Schreib­
stuben, wir haben bei der Ausfertigung von 
gerichtlichen Erkenntnissen - das ist bekannt 
- Probleme. Ich möchte aber hinzufügen, daß 
die Vorstellung der Gewerkschaft der nicht­
richterlichen Bediensteten, die eine Personal­
erhöhung von mehreren hundert Dienstposten 
beim nichtrichterlichen Personal von uns ver­
langt hat, ganz unrealistisch ist. Das können 
wir bei allem Verständnis für die Lage des 
nichtrichterlichen Personals nicht erfüllen. Wir 
können dort nicht um ungefähr 300 Dienst­
posten aufstocken. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Skritek: Nach dem mit 1. Jän­
ner in Kraft getretenem neuen Strafgesetzbuch 
sind drei Sonderanstalten - für geistig ab­
norme Rechtsbrecher, für gefährliche Rück­
fallstäter, für entwöhnungsbedürftige Rechts­
brecher - sowie die Bewährungshilfe für 
Erwachsene neu vorgesehen. Wie sieht es mit 
der personellen Sicherstellung der reibungs­
losen Durchführung dieser neuen Bestimmun­
gen des Strafgesetzbuches aus? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Wir haben ein­
stimmigen Auftrag des Gesetzgebers, auch im 
Bereich des Maßnahmenrechts das Strafgesetz 
durchzuführen. Ich bin sehr froh, berichten zu 
können, daß uns auch das ohne Einschränkung 
gelingt. Wir haben keinerlei Zäsur zwisChen 
dem Inkrafttreten des Strafgesetzes und der 
Vollziehung. Wir konnten alle Personalanfor­
derungen, die wir im Bereich des Straf­
vollzuges bei den Anstalten zum Schutz der 
Gesellschaft vor geistig abnormen Rechts­
brechern brauchen, erfüllen. 

Wir haben jetzt 22 Psychiater, die haupt­
beruflich, vollberuflich im Dienst des Straf­
vollzuges stehen, und wir werden auch bei 
der Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher, 
die jetzt eingerichtet wird, das erforderliche 
Personal zur Verfügung haben. Dasselbe gilt 
für die Entwöhnungsanstalt und für die An­
stalt für Rückfallstäter. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Skritek: Herr Bundesminister! 
Im Justizausschuß liegt Ihre Regierungsvor­
lage, das Unterhaltsvorschußgesetz, welches 
die Bevorschußung von nicht einbringliChen 
Alimenten zum Gegenstand hat. Die Bedeu­
tung dieses Gesetzes ist, glaube ich, in allen 
Parteien unbestritten. 
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Skritek 

Meine Frage geht dahin : Wie weit ist 
in der Personallage sicher'gestellt, daß dieses 
Gesetz, wenn es j etzt beschlossen wird, 
raschest durchgeführt werden kann ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Wir werden j a  
in den nächsten Tagen im Unterausschuß mit 
den Verhandlungen beginnen. Derzeit scheint 
mir die Frage deshalb noch nicht spruchreif 
zu sein, weil ja gemeinsam verhandelt werden 
der Antrag der Frau Abgeordneten Doktor 
Hubinek und die Regierungsvorlage, wobei 
der Antrag der Frau Abgeordneten Doktor 
Hubinek j a  dahin geht, daß durch die Finanz­
verwaltung und durch die Finanzorgane die 
Vollziehung, die Auszahlung der Unterhalts­
vorschüsse, die ja in Zukunft gewährt werden 
sollen, erfolgen soll. Dann wäre das eine 
Sorge der Finanzverwaltung und nicht der 
Justizverwal tung. 

Wir sind bereit, die Vollziehung durch­
zuführen. Wir glauben, daß es auch richtig 
wäre, das bei den Gerichten zu konzen­
trieren. Unser nichtrichterliches Personal 
- ich möchte das sehr dankbar anerkennen -, 
der Zentralausschuß des nichtrichterlichen 
Dienstes ist dazu bereit. Natürlich gibt es 
dann das Problem, daß für neue gesetzliche 
Aufgaben - und das wäre eine ganz neue 
gesetzliche Aufgabe - auch das entsprechende 
Personal zur Verfügung stehen müßte. 

Ich möchte das hier in aller Offentlichkeit 
sagen : Wir werden für die Durchführung 
sicher ein p aar Dutzend Dienstposten zusätz­
lich benötigen, wenn wir diese Unterhalts­
vorschüsse an die Mütter, die die Unterhalts­
vorschüsse brauchen, auszahlen sollen. 

Wir werden, falls sich der Ausschuß für die 
Vollziehung bei den Gerichten entscheidet, 
daher Vorsorge zu treffen haben, daß die 
Dienstposten im Rahmen unserer gesamten 
Dienstpostenanzahl zur Verfügung stehen. 
Dazu hat sich die Bundesregierung entschie­
den, das wird sie vertreten, und das wird 
auch das Justizressort bei diesen Ausschuß­
beratungen vertreten. 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident: Anfrage 1 0 :  Herr Abgeordneter 
Kittl (SPtJ) an den Herrn Bundesminister für 
Bauten und Technik. 

223'1/M 

Führt das Bundesministerium für Bauten und 
Technik mit der Tauernautobahn-AG Verhand­
lungen, damit ein weiterer Bauabschnitt der 
Tauernautobahn, und zwar ein wesentlicher Teil 
des Zwischenstückes Stegerwald-Eben (Anschluß 
an die Scheitelstrecke) von der Tauernautobahn­
AG gebaut werde'? 

Präsident:  Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Herr Abgeordneter! Das Bundesmini­
sterium für Bauten und Technik hat bisher mit 
der Tauernautobahn-AG keine konkreten Ver­
handlungen geführt, deren Ziel es wäre, die 
Gesellschaftsstrecke von Eben im Pongau Rich­
tung Werfen zu verlängern beziehungsweise 
einen solchen Teilabschnitt durch die Tauern­
autobahn-AG zu realisieren. 

,.A:ber derzeit wird von meinem Ressort in 
Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium 
für Finanzen geprüft, inwieweit eine solme 
Verlängerung der Gesellschaftsstrecke finan­
ziell vertretbar ersmiene und welche ver­
kehrswirtschaftlichen Vorteile dadurch erreicht 
werden können. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter KUtl: Herr Bundesminister! 
In der Hauptsache geht es ja um die Finan­
zierung eines weiteren TeilabschniUes der 
Tauernautobahn, und zwar um eine vorran­
gige Finanzierung. Darf ich fragen, Herr Bun­
desminister, mit welchen Aufwendungen 
allenfalls für dieses Teilstück zu rechnen ist? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Mosel: Herr Abgeordneter! 
Im Gespräch steht eine Verlängerung der 
Strecke von Eben im Pongau bis .in den Raum 
Niedernfritz, wo j a  auch jetzt eine Halb­
anschlußstelle zur Tauernautobahn geschaf­
fen werden soll. Die Kosten, die mit diesem 
Projekt verbunden sind, werden auf 350 Mil­
lionen bis 400 Millionen geschätzt. Da ist 
auch noch der neue Knoten Eben 'einzubauen, 
und das hieße, daß der Haftungsrahmen auf 
etwa 700 Millionen bis 800 Millionen erhöht 
werden müßte. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Kiltl: Herr Bundesminister! 
In Fachzeitschriften ist der Terminplan der 
Tauernautobahn schon mehrmals in Frage ge­
stellt worden. Es wurde dort ausgeführt, daß 
er außerordentlich eng bemessen worden sei. 
Gibt es nun Uberlegungen über diese Termin­
planung, über die Fertigstellung der Tauern­
autobahn? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter I 
Wir haben uns seinerzeit 'Selber in Gesprächen 
mit den Herren Landeshauptleuten von Salz­
burg und Kärnten einen Terminplan etwa bis 
zum Jahre 1982 gestellt, bis zu welchem Zeit­
punkt die Tauernautobahn durchlaufend bis 
in den Raum Kärnten zur Verfügung stehen 
soll. Das war damals unter der Annahme, 
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Bundesminister Moser 

daß die Mittel, die aus der zweckgebundenen 
Bundesmineralölsteuer einfließen, eine ge­
wisse kontinuierliche Steigerurng erfahren. 

Sie wissen, daß auf Grund der Situation 
im Rohölsektor auch die Entwicklung der Bun­
desmineralölsteuer dieser Prognose nicht ge­
recht geworden ist. Das war auch die Ursache, 
warum wir überlegt haben, um den Termin 
1 982 zu halten, allenfalls über die Tauern­
autobahn-AG ein weiteres Teilstück bis etwa 
in den Raum Niedernfritz bauen zu lassen. 
Für uns im Bautenministerium ist nach wie 
vor der Zielpunkt 1 982 für die durchlaufende 
Befahrbarkeit von Salzburg bis in den Raum 
Kärnten. 

Präsident: Anfrage 1 1 :  Herr Abgeordneter 
Kittl (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

2235/M 

Wieviel Anträge nach dem W ohnungsverbesse­
rungsgesetz wurden seit Inkrafttreten dieses Ge­
setzes positiv erledigt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter I 
Seit Inkrafttreten des Wohnungsverbesse­
rungsgesetzes wurden bis einschließlich 1 974 
- wobei die Zahlen für das Jahr 1 974 erst 
aus vorläufigen Berichten der Bundesländer 
stammen ':"'" insgesamt 30.780 Begehren positiv 
beurteilt. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Kittl : Herr Bundesminister! 
Experten waren der Auffassung, daß das Woh­
nungsverbesserungsgesetz sehr wesentlich zu 
einer stärkeren Auslastung des Baugewerbes 
und des Baunebengewerbes beiträgt. Liegen 
dem Bundesministerium Unterlagen vor, in 
welcher Höhe Bausummen durch das Woh­
nungsverbesserungsgesetz aktiviert worden 
sind? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Heute wird Ja das Parlament zwei Novellen 
zum Wohnbauförderungsgesetz und Woh­
nungsverbesserungsgesetz behandeln. In der 
Vergangenheit war auf Grund des bis jetzt 
geltenden W dhnungsverbesserungsgesetzes 
der Anteil des Bauhauptgewerbes an der 
Durchführung von Modernisierungsarbeiten 
relativ gering. Ich glaube, das wird sich jetzt 
mit der heute noch zu behandelnden Novelle 
zum Wohnbauförderungsgesetz wesentlich 
ändern. Das Baunebengewerbe hat zweifellos 
durch dieses bisher geltende Gesetz zusätz­
liche Aufträge erhalten. Soweit mir berichtet 
wurde, betrug das Gesamtvolumen bisher un­
gefähr 2,5 Milliarden Schilling. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Kittl: Herr Bundesminister I 
Es ist bereits jetzt festzustellen, daß nach 
dem Mikrozensus die Umwandlung der Sub­
standardwohnungen in Standard wohnungen 
schon sehr weit fortgeschritten ist und daß 
voraussichtlich diese Entwicklung auch weiter­
gehen wird, weil wir das Wohnungs­
verbesserungsgesetz noch weiter ausbauen. 

Aus der Statistik geht aber auch hervor, 
daß sehr viele Wohneinheiten im Laufe der 
Jahre in Büroräume, in Ordinationsräume, in 
Lagerräume, in Geschäftsräume und der­
gleichen mehr umgewandel1: werden. 

Darf ich nun sagen, Herr Bundesminister: 
Es ist die Absicht des WohnungsV'erbesse­
rungsgesetzes, daß diese Wohnungen echt ver­
bessert werden, aber auch Idem Wohnungs­
markt erhalten bleiben. Bestehen also Uber­
legungen im Mini'sterium, das etwa durch 
gesetzliche Maßnahmen auch zu sichern und 
weiterhin zu erreichen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter ! 
Ich glaube, daß die schon j etzt geltenden Be­
stimmungen ausreichen, zu verhindern, daß 
Wohnungen, die mit öffentlichen Mitteln ver­
bessert werden, dann ihrem Zweck entfremdet 
und anderen Zwecken 'zugeführt werden. 

Im Wohnungsverbesserungsgesetz gibt es 
eine Bestimmung, daß die Länder die Zahlung 
von Annuitätenzuschüssen einzustellen oder 
geleistete Annuitätenzuschüsse zurückzufor­
dern haben, wenn der Eigentümer der Liegen­
schaft oder der Wohnungseigentümer oder der 
Bauberechtigte ohne vorangegangene schrift­
liche Zustimmung des Landes die Räume in 
eine andere Art, insbesondere die von Ihnen 
genannten Büro- oder Geschäftsräumlich­
keiten, umwandelt oder sonst widmungswidrig 
verwendet oder eine solche Handlung über­
haupt auch nur zuläßt. Diese Regelung gibt 
den Ländern durchaus die Möglichkeit zu ver­
hindern, daß Wohnungen, die mit öffentlichen 
Mitteln verbessert werden, dem Zweck ent­
fremdet und dann anderen Zwecken zugeführt 
werden. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident:  Die einglangten Anfragebeant­
wortungen wurden den Anfragestellern über­
mittelt. 

Diese Anfragebeantwortungen wurden auch 
vervielfältigt und an alle Abgeordneten ver­
teilt. 
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Präsident 

Die in der letzten Sitzung eingebrachten 
Anträge weise ich zu wie folgt:  

Antrag 1 60/A der Abgeordneten Luptowits 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz 
über Leistungen des Bundes für das Ver­
mieten und Verleihen von Büchern und Zeit­
schriften dem Justizausschuß j 

Antrag 1 6 1/A der Abgeordneten Mühl­
bacher, Dr. Mussil, Dipl.-Ing. Hanreich und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Ausfuhrförderungsgesetz 1 964 ge­
ändert wird, 

Antrag 1 62/A der Abgeordneten Dr. Mussil, 
Mühlbadler, Dipl.-Ing. Hanreidl und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Aus­
fuhrfinanzierungsförderungsgesetz 1 967 ge­
ändert wird, und 

Antrag 1 63/A der Abgeordneten Dr. Keimel 
und Genossen betreffend die Weiterzahlung 
der Familienbeihilfe an in Osterreich beschäf­
tigte Südtiroler 
dem Finanz- und Budgetaussdluß. 

erstatter ihre Berichte gebenj sodann wird die 
Debatte über die j eweils zusammengezogenen 
Punkte unter einem abgeführt. 

Die Abstimmung erfolgt selbstverständlidl 
- wie immer in solchen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese vorgeschlagenen Zu­
sammenfassungen ein Einwand erhoben? 
Das ist nicht der Fall. 

Die Debatte über die Punkte 1 und 2 wie 
auch über die Punkte 3 unld 4 wird daher 
jeweils unter einem durchgeführt. 

1. Punkt: Bericht des Bautenausschsuses über 
die Regierungsvorlage ( 1488 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Wohnungs­
verbesserungsgesetz geändert wird (1609 der 

Beilagen) 

2. Punkt: Bericht des Bautenausscbusses über 
die Regierungsvorlage (1489 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Wohnbau­
förderungsgesetz 1 968 geändert wird 

(1610 der Beilagen) 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen weise ein und gelangen zu den Punkten 1 und 2, 
ich zu wie folgt : über die die Debatte unter einem abgeführt 

dem Verkehrsausschuß : wird. 

Änderungen des Internationalen Uberein­
kommens von 1 960 zum Schutz des mensdl­
lichen Lebens auf See von 1 967 ( 1 495 der 
Beilagen) ; 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For-

Es sind dies die BeriChte des Bautenaus­
schusses über die Änderung des W ohnungs­
verbesserungsgesetzes und 

die Änderung des Wohnbauförderungs­
gesetzes 1 968. 

schung: Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Bundesgesetz über Vorbereitungslehrgänge Herr Abgeordnete Ing. Willinger. Ich ersudle 

für die Hochschulreifeprüfung ( 1 59 1  der Bei- ihn um seine beiden Berichte. 

lagen) und Berichterstatter Ing. Wlllinger: Herr Präsi­
Bundesgesetz, mit dem die Kunsthochschul- dent ! Hohes Haus! Ich erstatte den Bericht 

ordnung geändert wird ( 1 650 der Beilagen) i des Bautenausschusses über die Regierungs­

dem Justizausschuß : vorlage (1 488 der Beilagen) : Bundesgesetz, 
mit dem das Wohnungsverbesserungsgesetz 

Vertrag zwischen der Republik Osterreich geändert wird. 
und der Ungarisdlen Volksrepublik über die 
Rechtshilfe in Strafsachen ( 1 598 der Beilagen) i 

dem Außenpolitischen Ausschuß : 

Konsularvertrag zwischen der Republik 
Osterreich und der Deutschen Demokratischen 
Republik ( 1 639 der Beilagen) . 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es ist mir der Vorsdllag zuge­
kommen, die Debatte über die Punkte 1 und 2 
wie audl über die Punkte 3 und 4 der heu­
tigen Tagesordnung j eweils unter einem abzu­
führen. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden in jedem Fall zuerst die Bericht-

Der vorliegende Gesetzentwurf berücksich­
tigt die bei der Vollziehung des Wohnungsver­
besserungsgesetzes g'ewonnenen Erfahrungen. 
Auf Grund der Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes wurde wohl schon eine beträchtliche 
Anzahl von Wohnungen modernisiert, die Ab­
sicht des Gesetzgebers, vor allem die Sub­
standard wohnungen auf einen zeitgemäßen 
WohnungsstaIl!dard zu bringen, konnte jedoch 
nicht voll verwirklicht . werden. Der Grund 
dafür ist vor allem darin zu suchen, daß die 
Inhaber solcher Substandardwohnungen 
wegen ihrer zumeist 'g'eringen wirtschaftlichen 
Leistungskraft nicht imstande sind, die zusätz­
lichen Belastungen auf Grund einer Woh­
nungsverbesserung zu tragen. 
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Ing. Willinger 

Mit der Entschließung des Nationalrates 
vom 1 2. Juli 1 974 wurde die Bundesregierung 
ersucht, auf dem Gebiete des Wohnungs ver­
besserungsrechtes für Mieter und sonstige 
Nutzungsberechtigte ein System subjektiver 
Beihilfen, wie es im Wohnbauförderungs­
gesetz 1 968 vorgesehen ist, zu schaffen. 

Der Absicht dieser Entschließung folgt die 
Regierungsvorlage, indem sie die sinngemäße 
Anwendung der Bestimmungen über die 
Wohnbeihilfe gemäß § 15 Wohnbau­
förderungsgesetz 1 968 auch für den Bereich 
des Wohnungsverbesserungsgesetzes zuläßt. 
Dadurch wird ermöglicht, daß die infolge der 
Finanzierung der Verbesserung erhöhte Woh­
nungsaufwandbelastung auf ein zumutbares 
Ausmaß gesenkt -wird. 

Um der Vollziehung ein zuverlässiges In­
strument zur Abgrenzung der Förderung der 
Verbesserung nach diesem Bundesgesetz von 
den "Verbesserungen größeren Umfanges" 
nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1 968 zur 
Hand zu geben, erschien es zweckmäßig, die 
Abgrenzung nach den objektiv feststellbaren 
Baukosten der Verbesserungsmaßnahmen vor­
zunehmen. 

Der Bautenausschuß hat in seiner Sitzung 
vom 8. April 1 975 zur Vorberatung der gegen­
ständlichen Regierungsvorlage einen Unter­
ausschuß eingesetzt. Diesem Unterausschuß 
gehörten die Abgeordneten KitU, Nittel, Pölz, 
Samwald, lng. Willinger, Dr. Hauser, Ing. Let­
maier, Regensburger, Schrotter und Doktor 
Schmidt an. 

Der Unterausschuß hat die Regierungsvor­
lage in seinen Sitzungen am 24. April und 
7. Mai 1 975 unter Beiziehung von Experten 
eingehend beraten und eine Änderung zu 
dem Gesetzentwurf - Artikel I Z. 3 (§ 3 Z. 2 
lit. a) - vorgeschlagen. 

Der Bautenausschuß hat in seiner Sitzung 
am 1 4. Mai 1 975 den Bericht des Unteraus­
schusses entgegengenommen und die Regie­
rungsvorlage mit der vom Unterausschuß vor­
geschlagenen Änderung in Beratung gezogen. 

Der Bautenausschuß hat hiebei folgende 
Feststellungen getroffen : 

Zu Artikel I :  

Zu Z. 2 ( §  1 Abs. 2 lit. f) : 

Diese Bestimmung soll gewährleisten, daß 
unter die förderbaren Verbesserungen auch 
Arbeiten einzubeziehen sind, die einen wirk­
sameren Schutz gegen Kälteeinwirkung und 
gegen akustische Beeinträchtigung der Woh­
nungsinhaber garantieren. Um dies sicher­
zustellen, sollen nach Auffassung des Aus­
schusses von den in lit. f angeführten Arbeiten 

jedenfalls j ene Arbeiten nicht ausgeschlossen 
werden, die zur Erhöhung des Schall- und 
Wärmeschutzes im Zusammenhang mit Ver­
besserungsarbeiten an Fenstern, Türen und 
Fußböden erforderlich sind. Die Förderung 
darf sich j edoch nicht auf Arbeiten erstrecken, 
die der ordnungsgemäßen Erhaltung (Instand­
haltung) dienen. Bei gleichzeitiger Durch­
führung von Verbesserungen und von Erhal­
tungs- oder Instandhaltungsarbeiten sind im 
Rahmen der Förderung lediglich die Kosten 
für die Verbesserungsarbeiten anzuerkennen. 

Zu Z. 3 (§ 3 Z. 2 lit. a) : 

Durch die vorgeschlagenen Änderungen soll 
sichergestellt werden, daß auch Förderungen 
von Verbesserungen für ältere Baulichkeiten, 
die erfahrungsgemäß oft von den Bebauungs­
plänen abweichen, ohne diese in ihrer Gesamt­
konzeption zu verändern, gewährt werden 
können. Um jedoch die Gemeinde in allen 
Fällen von den in ihrem Gebiet beabsichtigten 
Verbesserungen in Kenntnis zu setzen, hat die 
Landesregierung vor Erledigung der Begehren 
auf Gewährung einer Förderung die 
Gemeinde, in deren Bereich das verbesserungs­
würdige Wohnhaus gelegen ist, gemäß § 1 0  
Abs. 1 anzuhören. 

Zu Z. 6 (§ 6 Abs. 2 lit. d) : 

Der Ausschuß ist im Sinne der Zielsetzung 
dieses Gesetzes der Auffassung, daß die 
gemäß Art. IV Z. 1 Abs. 2 Mietengesetz in 
der Fassung des Bundesgesetzes vom 12.  Juli 
1 974, BGBl. Nr. 409/1 974, von der Bezirksver­
waltungsbehörde auszustellende Bescheini­
gung keinen Einfluß auf die Förderung von 
Verbesserungsmaßnahmen oder Umbauten 
nach den Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes hat. 

Zu Z. 6 (§ 6 Abs. 2 lit. e) : 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß für 
die Berechnung, in welchem Verhältnis die 
Kosten der Verbesserung zu den ange­
messenen Gesamtbaukosten stehen, der Zeit­
punkt der Zusicherung maßgebend ist. 

Der Bautenausschuß hat nach einer Debatte, 
an der sich außer dem Berichterstatter die 
Abgeordneten Dr. Schmidt, Ing. Letmaier und 
Pölz beteiligten, in Anwesenheit des Bundes­
ministers für Bauten und Technik Moser, die 
Regierungsvorlage unter Berücksichtigung der 
vom Unterausschuß vorgesmlagenen Ände­
rung sowie eines gemeinsamen Antrages der 
Abgeordneten Ing. Letmaier, Pölz, Dr. Schmidt 
und Genossen auf Einfügung eines neuen 
Artikels II mit Stimmeneinhelligkeit ange­
nommen. 

989 
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Ing. Willinger 

Der nunmehrige Gesetzestext - wie er vom 
Bautenausschuß angenommen wurde - ist 
dem vorliegenden Bericht beigedruckt. 

Auf Grund
· 

seiner Beratungen stellt der 
Bautenausschuß den A n  t r a g, der National­
rat wolle dem dem Ausschußbericht ange­
schlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Der Unterausschuß hat die Regierungsvor­
lage in seinen Sitzungen am 24. April 1975 
und 7. Mai 1 975 unter Beiziehung von Exper­
ten eingehend beraten und eine Reihe von 
Änderungen an dem Gesetzentwurf vorge­
schlagen. 

Der Bautenausschuß hat in seiner Sitzung 
vom 1 4. Mai 1 975 den Bericht des Unter-

Ich berichte ferner über die Regierungs- ausschusses entgegengenommen und die 
Regierungsvorlage mit den vom Unteraus­vorlage ( 1 489 der Beilagen) : Bundesgesetz, 

mit dem das Wohnbauförderungsgesetz 1 968 schuß vorgeschlagenen Änderungen in Be-

geändert wird. ratung gezogen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf trägt dem 
Umstand Rechnung, daß die Modernisierung 
von verbesserungswürdigen Baulichkeiten und 
der darin befindlichen Wohnungen neben der 
Neuerrichtung. von Klein- oder Mittelwohnun­
gen immer größere Bedeutung gewinnt. Dieser 
sich abzeichnenden Tendenz und der durch das 
Inkrafttreten des Stadterneuerungsgesetzes 
geschaffenen Rechtslage entsprach die Ent­
schließung des Nationalrates vom 1 2 .  Juli 
1 974, in welcher die Bundesregierung unter 
anderem ersucht wurde, sicherzustellen, daß 
Verbesserungen, durch die die mangelhafte 
Ausstattung im Sinne des Stadterneuerungs­
gesetzes in Klein- und Mittelwohnungen be­
seitigt wird oder durch welChe ein Standard 
im Sinne des § 2 Abs. 1 Z. 2 des Wohnbau­
förderungsgesetzes 1 968 erreicht wird, in der 
Weise zu fördern sind, daß aus der Rück­
zahlung der zu diesem Zweck aufgenommenen 
Darlehen keine höhere Belastung erwächst, 
als sie sich bei Förderungsmaßnahmen des 
Wohnbauförderungsgesetzes 1 968 für den 
Neubau ergeben würde. 

Im Sinne dieser Entschließung wird somit 
einerseits die Verbesserung größeren Um­
fanges als selbständige Förderungsmöglichkeit 
aufgenommen und andererseits die Förderung 
des Umbaues über die bisher geltende Be­
schränkung hinaus vorgesehen. 

Durch die mit der Regierungsvorlage beab­
sichtigten Regelungen werden die Möglich­
keiten der Förderung von Verbesserungen in 
der Richtung ausgestaltet, daß in Zukunft eine 
Reihe von Verbesserungsmaßnahmen unter 
Zuhilfenahme aller nach dem Wohnbau­
förderungsgesetz 1 968 zur Verfügung stehen­
den Förderungsmaßnahmen möglich sein wird. 

Der Bautenausschuß hat in seiner Sitzung 
vom 8. April 1 975 zur Vorberatung der gegen-' 
ständlichen Regierungsvorlage einen Unter­
ausschuß eingesetzt. Diesem Unterausschuß 
gehörten die Abgeordneten Kittl, Nittel, Pö]z, 
Samwald, lng. Willinger, Dr. Hauser, Ing. Let­
maier, Regensburger, Schrotter und Doktor 
Schmidt an. 

Die Beratungen des Bautenausschusses 
hatten unter anderem folgendes Ergebnis: 

Zu Artikel I 

Zu Z. 3 (§ 2 Abs.  1 Z. 4 b) : 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß für 
die Berechnung, in welchem Verhältnis die 
Kosten der Verbesserung zu den angemes­
senen Gesamtbaukosten stehen, der Zeitpunkt 
der Zusicherung maßgebend ist. 

Zu Z. 3 (§ 2 Abs. 1 Z. 4 c lit. f) : 

Diese Bestimmung soll gewährleisten, daß 
unter die förderbaren Verbesserungen auCh 
Arbeiten einzubeziehen sind, die einen wirk­
sameren Schutz gegen Kälteeinwirkung und 
gegen akustische Beeinträchtigung der Woh­
nungsinhaber garantieren. Um dies sicher­
zustellen, sollen nach Auffassung des Aus­
schusses von den in lit. f angeführten Arbeiten 
j edenfalls j ene Arbeiten nicht ausgeschlossen 
werden, die zur Erhöhung des Schall- und 
Wärmeschutzes im Zusammenhang mit Ver­
besserungsarbeiten an Fenstern, Türen und 
Fußböden erforderlich sind. Die Förderung 
darf sich j edoch nicht auf Arbeiten erstrecken, 
die der ordnungsgemäßen Erhaltung (Instand­
haltung) dienen. Bei gleichzeitiger Durchfüh­
rung von Verbesserungen und von Erhaltungs­
oder Instandhaltungsarbeiten sind im Rahmen 
der Förderung ' lediglich die Kosten für die 
Verbesserungsarbei ten anzuerkennen. 

Der Bautenausschuß hat nach einer 
Debatte, an der sich außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Dr. Schmidt, Ing. Letmaier 
und Pölz beteiligten, in Anwesenheit des Bun­
desministers für Bauten und Technik Moser, 
die Regierungsvorlage unter Berücksichtigung 
der vom Unterausschuß vorgeschlagenen 
Änderungen mit Stimmeneinhelligkeit ange­
nommen. Der nunmehrige Gesetzestext - wie 
er vom Bautenausschuß angenommen wurde -
.ist dem vorliegenden Bericht beigedruckt. 

Auf Grund seiner Beratungen stellt der 
Bautenausschuß den A n  t r a g, der National-
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rat wolle dem dem Bericht angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Ich bin ferner vom Ausschuß ermächtigt 
- für den FaU, daß Wortmeldungen vor­
liegen -, in beiden Fällen zu beantragen, 
General- und Spezialdebatte unter einern ab­
zuführen. 

Präsident: Wird gegen den Antrag, G eneral­
und Spezialdebatte in einem abzuführen, ein 
Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 
Wir gehen so vor. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Regensburger . 

Abgeordneter Regensburger (OVP) : Hohes 
Haus ! Sehr geehrte Damen und Herren! An 
die Spitze meiner Ausführungen möchte ich 
einen Ausspruch und eine Formulierung des 
Tirolers Dr. Erlacher, der dort der für den 
Wohnbau Zuständige ist, stellen. Er meinte : 

Das Wohnen der Menschen ist nicht be­
schränkt auf den engen Bereich der Woh­
nung. Man lebt in verschiedenen Umweltbe­
reichen, die zueinander in wechselseitiger Be­
ziehung stehen. Die Wohnung ist nicht nur 
der Lebensraum, der den einzelnen umgibt, 
sie ist auch der Lebensraum einer Familie, ist 
weiter der Lebensraum für eine Wohngemein­
schaft, ja für ein ganzes Wohngebiet. Wir 
dürfen nicht den Fehler machen, den Woh­
nungsbau für sich allein isoliert zu betrachten 
oder zu behandeln. Die Wohnbaupolitik be­
darf einer ständigen Kontrolle und Rückkop­
pelung mit breitesten Schichten der Offentlich­
keit und bedarf einer Ausrichtung nach maxi­
mal kulturellen und sozialen Orts strukturen. 

Ich glaube, wenn man sich von dieser Moti­
vation leiten läßt, kommt man in der Wohn­
baupolitik zu wirklich zeitgemäßen Ergeb­
nissen. 

Wie bereits vom Berichterstatter ausgeführt 
wurde, liegen uns heute zwei Novellen zur 
Beratung vor. Die Regierungsvorlagen, die 
dem Hohen Hause vorgelegt worden sind, 
sehen vor - was das W ohnungsverbesse­
rungsgesetz betrifft -, Substandardwohnun­
gen zu verbessern, deren Verbesserung bisher 
oft deswegen nicht möglich_ war, weil keine 
Wohnbeihilfe vorgesehen war. Es soll weiter 
nach dieser Novelle ermöglicht werden, An­
schlüsse an zentrale Wärmeversorgungs­
anlagen zu finanzieren, um eine rationellere 
und umweltfreundliche Beheizung in die För­
derung mit einzubeziehen. 

Wir nennen das Wohnungsverbesserungs­
gesetz und die darin enthaltenen Änderungen 
insgesamt mit dem Stammgesetz die soge­
nannte kleine Wohnungsverbesserung. 

Im Rahmen des Wohnbauförderungsgesetzes 
1 968 wird nach der uns vorliegenden Novelle 
nun auch eine Verbesserung ermöglicht, und 
zwar mit denselben förderungsmäßigen Vor­
aussetzungen, wie sie bereits im Wohnbau­
förderungsgesetz 1 968 vorhanden sind. 

Außerdem ist es durch dieses Gesetz in 

Zukunft möglich, wärme- und schalldämmende 
Isolierungen anzubringen, auch was Fenster 
und Fußböden anbelangt. Es ist im besonderen 
ein Erfolg des Unterausschusses beziehungs­

weise des Ausschusses, daß auch Verbesse­
rungen im Zusammenhang mit Instandhaltun­
gen vorgenommen werden dürfen, wobei 
selbstverständlich die Instandhaltung nicht der 
Förderung unterliegt, aber es nicht ausge­
schlossen ist, daß diese Dinge getrennt vor­
genommen werden müssen wie bisher. Ich 
glaube, das ist ein großer Vorteil, weil es 
eben echt der Praxis entspricht. 

Es j st bereits gesagt worden, daß die Novel­
len in zwei Unterausschußsitzungen und in 
zwei Ausschußsitzungen behandelt wurden. 
Wir von der Oppositionspartei, von der Frak­
tion der Osterreichischen Volkspartei, mußten 
doch eine Reihe von Bedenken gegen die 
Regierungsvorlagen anmelden: erstens einmal 
sind die Regierungsvorlagen zu spät ins Haus 
gekommen. Nach einer Entschließung hätte der 
Nationalrat über diese Novellen bis späte­
stens zum 30. November 1 974 befinden müssen. 
Letzten Endes ist ja ein einstimmiger Auftrag 
des Parlaments an die Regierung, an einen 
Minister nicht irgendein Brief. 

Auch weitere Fakten schienen uns bedenk­
lich. Erstens einmal beschließen wir heute zwei 

Gesetze, die wohl eine andere Verteilung 
haben, als sie vom Berichterstatter und mir 
ausgeführt und dargelegt wurden, aber es ist 
nicht mehr Geld vorhanden. Es ist eigentlich 
mehr oder weniger vorläufig wenigstens ein 
Gesetz für Wien, weil die übrigen Bundeslän­

der mit der Wohnbauförderung bereits aus­
gelastet sind und die Mittel von seiten des 
Bundes nicht in größerem Umfange als bisher 
den Bundesländern zufließen. 

Außerdem mußten wir bemängeln, daß eine 
schon längst geforderte Zusammenfassung des 
Wohnbauförderungsgesetzes und des Woh­
nungsverbesserungsgesetzes nicht erfolgt ist. 
Es wurde im Zuge des Begutachtungsverfah­
rens von mehreren Bundesländern verlangt. 
Ich verstehe nicht, warum der Herr Bundes­
minister für Bauten und Technik in einem 
Schreiben an den Salzburger Landeshaupt­
mann-Stellvertreter Haslauer meint, das Zu­
sammenführen dieser Gesetze würde mehr 
Geld kosten. Ich l ieße mir das gerne erklären. 
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Den größten Fehler in der Regierungsvor­
lage sahen wir darin, daß dort festgehalten 
wurde, daß große Verbesserungen im Wohn­
bauförderungsgesetz nur für Häuser möglich 
sein sollen, die mehr als zwei Wohnungen 
haben ; hiebei wären alle Ein- und Zweifami­
lienhäuser in Osterreich ausgeschlossen ge­
wesen. Ich glaube, daß ein solches Versäumnis 
nicht dick. genug unterstrichen werden kann, 
weil gerade dabei der Eigenheimsiedler und 
die Landwirtschaft mit ihren Baulichkeiten echt 
diskriminiert worden wären. 

Ich gebe zwar zu, daß sich hier im Unter­
ausschuß eine Änderung ergeben hat, daß 
diese kritisierte Passage gestrichen wurde, 
aber in einem zwei Monate alten Brief, auch 
wieder an den Herrn Landeshauptmann-Stell­
vertreter Haslauer, Salzburg, hat der Herr 
Bundesminister Moser dieses Manko der 
Regierungsvorlage noch nicht als Diskrimi­
nierung angesehen. 

Des weiteren fanden wir es als Fehler, daß 
die Verbesserung einer Wohnung oder eines 
Hauses sowohl nach dem Wohnbauförderungs­
gesetz als auch nach dem Wohnungsverbesse­
rungsgesetz zu starr an die Flächenwidmungs­
pläne und die Bebauungspläne gebunden war. 
Auch hier haben wir erreicht, daß eine tole­
rantere Auslegung möglich ist. Besonders für 
Wien hat das große Bedeutung, weil Experten 
im Unterausschuß nachgewiesen haben, daß 
95 Prozent der städtischen Baulichkeiten in 
Wien nicht hundertprozentig den vorhande­
nen Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen 
entsprechen. 

Außerdem konnte im Ausschußbericht unter­
gebracht werden, daß bei solchen Objekten 
in Ortschaften, in denen noch keine Flächen­
widmungspläne und Bebauungspläne vorlie­
gen, selbstverständlich eine Förderung sowohl 
nach dem Wohnungsverbesserungsgesetz als 
auch nach dem Wohnbauförderungsgesetz 
möglich ist. 

Wir versuchten auch, den Begriff "Gesamt­
baukosten" insofern zu erweitern, als 
dauernde oder vorübergehende Absiedlungen 
mit in den Begriff "Gesamtbaukosten" einbe­
zogen werden. Dieser Wunsch fand nicht die 
Mehrheit. 

Auf den großen Fehler möchte ich noch ein 
zweites Mal hinweisen, daß ursprünglich Ein­
und Zweifamilienhäuser bezüglich einer Ver­
besserung nicht gefOrdert hätten werden kön­
nen, wobei gerade in ländlichen Bereichen 
schlechtausgestattete Wohnungen noch in der 
Uberzahl sind, und zwar sind es in Bauern­
häusern 28 Prozent der vorhandenen Woh­
nungen und in Ein- und Zweifamilienhäusern 

27 Prozent. Die Ausrede, man hätte ja diese 
Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern 
nach dem alten, gültigen Wohnungsverbesse­
rungsgesetz fördern können, i st deswegen 
nicht stichhältig, weil die Auflagen und die 
Belastungen für die Betreffenden nach dem 
Wohnungsverbesserungsgesetz eben bedeu­
tend härter und drückender sind. 

Es ist uns aber - wie ich bereits er­
wähnte - bei den meisten der von uns vor­
geschlagenen Änderungen gelungen, eine 
Mehrheit herbeizuführen, es haben sich also 
die Kollegen von der sozialistischen Fraktion 
so wie der Herr Kollege der freiheitlichen 
Fraktion unseren Vorstellungen angeschlos­
sen. Ich bedanke mich von dieser Stelle aus 
für das Entgegenkommen und das Verständ­
nis, wobei ich doch meinen darf, daß heute 
die letzte Debatte über ein Wohnbaugesetz 
stattfinden wird, am Ende dieser Legislatur­
periode. 

Bei allen Sitzungen des Bautenausschusses, 
sowohl in Straßen- wie in Wohnbaufragen, 
herrschte ein Klima, wie es der Demokratie 
und der Sachlichkeit nur förderlich sein kann. 
Ich darf dem Herrn Bundesminister Moser be­
stätigen, daß er sich in dieser Beziehung von 
anderen Ministern der Kreisky-Regierung 
unterscheidet. Wenn ich eine Reihe von p ar­
lamentarischen Anfragen und deren Beant­
wortungen Revue passieren lasse, so behan­
deln mehrere Minister der Regierung Kreisky 
das Parlament und im speziellen einzelne Ab­
geordnete, als ob sie nicht Volksvertreter, ja  
nicht einmal Staatsbürger wären. Als ich zum 
Beispiel mehrmals den Herrn Vizekanzler 
Häuser in sozialrechtlichen Angelegenheiten 
befragen mußte, hat er nicht nur teilweise 
eine leere oder wenig sagende Auskunft gege­
ben, sondern mir in der weiteren Folge hier 
im Hause in den Couloirs, in den Gängen, 
nicht einmal mehr den Gruß abgenommen. 

Wenn man ihn in einer mündlichen parla­
mentarischen Anfrage um einen Entwurf des 
versprochenen österreichisch-italienischen So­
zialversicherungsvertrages bat, hat er dies ab­
gelehnt und den Rat gegeben, man solle sich 
das irgendwo, wo man Zutritt habe, besorgen. 
Andererseits wird aber ein sozialistischer Ab­
geordneter nach Rom geschickt. Als ich dann 
den Herrn Außenminister in dieser Beziehung 
befragte, meinte er in seiner Beantwortung, 
dies sei im Einvernehmen mit dem Außen­
ministerium geschehen, und meinte weiters, 
daß dies und diese Vorsprache auch notwen­
dig gewesen seien. 

Einem OVP-Abgeordneten gibt man nicht 
einmal Einblick und Einsicht in den Entwurf. 
Ein sozialistischer Abgeordneter verhandelt 
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im Einvernehmen mit dem Außenministerium. 
Dazu möchte ich doch sagen : Wenn das Außen­
ministerium nun schon so weit ist, daß es 
Abgeordnete ins Ausland schicken muß - nur 
Abgeordnete Ihrer Partei ! -, um mit dortigen 
Regierungsfunktionären zu verhandeln, dann 
soll man dieses Ressort auflösen und den zu­
ständigen Bundesminister in Pension schicken. 

Nun noch etwas zum Zuteilungsschlüssel der 
Wohnbauförderungsmittel, was Wohnbauför­
derung und Wohnungsverbesserung anbe­
langt. Wir kommen nicht vom Verdacht weg, 
daß Wien nach dem derzeit gültigen Schlüssel 
weit mehr Mittel erhält als vergleichsmäßig 
und prozentuell gesehen die übrigen Bundes­
länder. Nach den mir vorliegenden Berech­
nungen sind es rund 400 Millionen Schilling 
pro Jahr, wobei man noch feststellen muß, 
daß die Wohnbautätigkeit gerade in Wien in 
den vergangenen Jahren nicht aufwärts, son­
dern zurückgegangen ist. 

Eine Verteilung nach der Einwohnerzahl 
wäre wohl zu empfehlen. Im besonderen Maße 
schadet den Bundesländern der eine Sektor 
des Schlüssels, in dem enthalten ist, daß auch 
die Lohnsteuereingänge an die zuständige 
Finanzlandesdirektion ein Faktum darstellen 
und beim Auswurf der Geldmittel eine nicht 
unbedeutende Rolle spielen. Wenn man dann 
von der Tatsache Kenntnis hat, daß die aus­
zahlenden Zentralen, die hier ihren Sitz haben, 
die die Gehälter und Pensionen an den ge­
samten öffentlichen Dienst überweisen, selbst­
verständlich auch die Lohnsteuer an das 
Finanzamt Wien abliefern - ich höre, daß 
nun rund 60 Prozent des österreichischen 
Lohnsteueraufkommens an das Finanzamt 
Wien abgeliefert werden -, so kann man 
schon aus dem einen ableiten, welche Unge­
rechtigkeit diesem Schlüssel anhaftet. 

Nun etwas zur SP-Wohnbauinformation. 
Schon bei der Inhaltsangabe gerät man etwas 
in Schrecken. 

Erstens : "Wohnungsnot gehört der Vergan­
genheit an." Das ist gleich auf Seite 1 mit 
einem Konterfei des Herrn Bundesministers 
Moser. Ich glaube nicht, daß die Wohnungsnot 
in Osterreich der Vergangenheit angehört. Auf 
jeden Fall schreibt sein Pressereferent Robert 
Koch in der Broschüre "Report" etwas ganz 
anderes :  "Der nach wie vor große Fehlbcst<.:.nd 
an qualitativ einwandfreien Wohnungen ist 
nicht in der wünschenswerten Zeit auszuglei­
chen. Die Voraussetzungen dazu sind einfach 
nicht vorhanden." 

Auch ich habe vom Bundesland Tirol her 
den Eindruck, daß die Wohnungsnot in Oster­
reich noch lange nicht der Vergangenheit an-

gehört, weil j a  das Versprechen Kreiskys im 
Jahre 1 910, j ährlich 5000 Wohnungen mehr, 
zu j ährlich rund 5000 Wohnungen weniger 
geführt hat. 

Die zweite Schlagzeile im Inhaltsverzeichnis 
ist von Wirtschaftsstadtrat Hans Mayr, Wien : 
"Wohnbauförderung nur mehr für gemeinnüt­
zige Wohnbaugesellschaften." Man will also 
den Privaten und alle anderen ausschließen. 
Man will anscheinend, daß in Zukunft nur 
mehr die Gemeinnützigen zu den Vorteilen 
dieser beiden Gesetze gelangen. 

Was sagt aber der Pressereferent des Herrn 
Bundesministers zu dieser Frage? "Es soll 
Funktionäre von Wohnbauvereinigungen 
geben, die für ihre besondere Mühewaltung 
gegenüber den Wohnungsuchenden eine Be­
lohnung angebracht sehen. Und es soll auch 
heute noch vorkommen, daß ein Wohnungs­
problem leicht lösbar wird, wenn derjenige, 
der ein solches Problem hat, zu dem Ent­
schluß gelangt, einer politischen Partei bei­
zutreten und ihr Mitarbeiterdienste zu leisten. 
Paradoxe Vorkommnisse wurden in der letz­
ten Zeit in Wien und in anderen Städten regi­
striert. Zehntausende junge Familien warten 
in diesen Städten auf eine moderne Woh­
nung." 

Also hier zwei Fakten, wieder vom Presse­
referenten des Bundesministers : 

Noch lange nicht Wohnungen genug, spe­
ziell für junge Leute. Und anscheinend die 
Praktiken, nur mit einem Satz zitiert, der Ge­
meinnützigen hier in Wien. 

Auf Seite 2 dieser Wohnbauinformation 
wird wieder mit Zahlen jongliert. 1968 bis 
1 910:  68.1 1 0 Wohnungen. Von 1910 bis 1973 : 
1 03.045 Wohnungen, das sind um 34.335 Woh­
nungen oder um 50 Prozent mehr als früher. 

Also hier liegt wieder ein typischer Beweis 
vor, wie man mit Zahlen operieren, vernebeln 
und mit Statistik lügen kann. Ein typischer 
Beweis, daß unter Umständen die Statistik die 
Steigerungsstufe der Lüge sei. Nicht 
44.000 Wohnungen hätten es im Jahre 1 914 
s ein dürfen nach dem Versprechen Kreiskys, 
sondern 15.000. 15.000 Ende 1 914, Anfang 1 915. 

Der Herr Bundesminister hat ja im Jahre 1 974 

die 44.000 fertiggestellten Wohnungen sehr 
gefeiert und gelobt. Ich muß ihn aber doch 
bitte daran erinnern, daß das fertiggestellte 
Wohnungen sind, deren Vergabe teilweise auf 
das Jahr 1912 zurückreicht, eben in eine Zeit, 
in der das Kotzina-Gesetz doch noch val] 
gültig war - es ist erst im Laufe des Jahre� 
eine Novellierung erfolgt -, und daß man 
gerade in den Jahren 1 968 und 1969 erst die 
Administration der neuen Vollziehung des 
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Wohnbauförderungsgesetzes 1 968 hat anlau­
fen lassen müssen, obwohl Ba utenminister 
Kotzina im Jahre 1967 im vollen Bewußtsein 
der Anlaufschwierigkeiten eines völlig neuen 
Gesetzes mehr als 10.000 Wohnungen über 
den Normaldurchschnitt gefördert hat. 

Es wird dann auch .nach einer Ausrede ge­
sucht, warum es nicht zu diesen 5000 Woh­
nungen mehr gekommen ist : starkes Anstei­
gen der Grundpreise, der Baukosten, Anhe­
bung der Kreditkosten. Hat vielleicht die 
Osterreichische Volkspartei die Schuld, daß 
die Preise der Grundstücke und die Baukosten 
angestiegen sind und die Kreditkosten ange­
hoben wurden? Sicher spielen die Grundstücks­
preise eine Rolle, aber gerade in großen Bal­
lungszentren, mit Hochhäusern verbaut, eine 
geringere. Ich ärgere mich auch, wenn irgend­
wo ein Bauwilliger einen Baugrund kauft und 
sagt : Der Quadratmeter kostet 500 S j  für einen 
Arbeiter, für einen Angestellten fast uner­
schwinglich. Aber wenn ich dann höre, daß 
der Quadratmeter Bodenbelag, guter Boden­
belag, ebensoviel kostet, dann tu ich mir mit 
meiner Verärgerung schon wieder schwer. 

Was die Verteuerung anbelangt, kann man 
außerdem nicht behaupten, Herr Bundesmini­
ster, daß hier die Teuerung beziehungsweise 
die Inflation, wie sonst allenthalben behaup­
tet wird, importiert sei. Gerade die Mehr­
wertsteuer belastet den Wohnbau enorm, den 
Eigenheimsiedler zum Beispiel mit rund 
8 Prozent. Also hier liegt eine echte hausge­
machte Inflation vor. 

Ubrigens müssen wir seit 1 970, das wurde 
ja gestern immer wieder gesagt, eine Inflation 
von 4 1 , 1  Prozent feststellen, auf dem Wohn­
bausektor aber eine solche von 84,3 Prozent. 
Das Hausbauen, das Bauen einer Wohnung 
ist seit der Regierung Kreisky also um 
84,3 Prozent teurer geworden ; fast um das 
Doppelte ! 

Wenn ich sagte, daß den Eigenheimsiedler 
die Mehrwertsteuer mit rund 8 Prozent be­
lastet, so ist das ein Osterreich-Durchschnitt 
und auch einer Statistik entnommen. Wenn 
ich aber in der Praxis Kostenvoranschläge in 
die Hand bekomme - kürzlich :  Rohbau 
500.000 S und etwas plus 80.000 S Mehrwert­
steuer -, dann weiß ich aus meinem Gebiet, 
daß vor fünf, sechs Jahren bei uns noch einer 
um diesen Betrag, rund 80.000 S Mehrwert­
steuer, sich einen Rohbau errichten konnte. 
Als Folge dieser Forderungen ist sowohl in 
dieser sozialistischen Aussendung wie in einer 
Reihe anderer Schriften, zum Beispiel "Woh­
nen und Siedeln" , der Ruf nach öffentlicher 
Wohnbauförderung mit finanziell tragbaren 
Wohnungen. 

Auch wenn man nun bei der letzten Novelle 
1 974 die Förderung auf 70 Prozent angehoben 
hat, bedeutet das derzeit noch keinen Fort­
schritt, sondern beweist nur den Zickzackkurs: 
von 60 auf 45, dann wieder auf 70; ein Zick­
zackkurs, wie er ungefähr in der Wirtschafts­
politik der SPO allgemein festzustellen ist : 
zuerst sparen, sogar mit dem Rasierapparat, 
dann wieder ausgeben, in den Konsum gehen, 
dann wieder Kreditbremse, dann wieder der 
Ruf: Nehmt Kredite ! Investiert! Mir kommt 
das so vor, als wenn ein Omnibusunterneh­
mer seinem Chauffeur an einem Tag sagt: 
Heut' fährst du nur mit fünf Liter Benzin von 
Innsbruck nach Wien oder zurück! Und morgen 
sagt er ihm dann: Heute darfst du nur auf der 
Bremse bleiben, morgen auf Bremse und Gas 
und übermorgen nur auf Gas. - Einen solchen 
Betrieb kann ich mir illustriert und lebhaft 
in seiner Wirtschaftsgebarung vorstellen ! 
(Abg. A. S c  h 1 a g  e r: Das sind die Auto­
Unfälle!) 

Die Wohnbautätigkeit, das sei zugegeben, 
ist in allen Bundesländern angestiegen, mit 
Ausnahme Wien, wo im Jahre 1 974 ein Rück­
gang der Zahl der fertiggestellten Wohnungen 
um 16 Prozent festzustellen ist. Hier liegt 
nämlich das eigentliche sogenannte Wohnbau­
loch von diesen 5000 Wohnungen mehr, daß 
es nun 5000 weniger sind. Die Stadt Wien hat 
nämlich früher den Wohnbau auch aus Mitteln 
des Finanzausgleichs finanziert, und jetzt fi­
nanziert sie ihn nur mehr aus Mitteln der 
Wohnbauförderung. Dazu sagt Vizebürger­
meister Pfoch : Es stimmt, daß der Wohnbau 
in Wien auf Grund der schlechten Wohnbau­
förderung 1 968 der Regierung Klaus rückläufig 
geworden ist, weil die Wohnbauvereinigungen 
oft zu den ungünstigen Bedingungen nicht 
bauen wollten. Aber dies hat sich nun geän­
dert. 

Es hat sich nicht geändert. Es ist noch 
schlechter geworden. Man ist in den Grund­
sätzen wieder zum Stammgesetz Kotzinas zu­
rückgekommen. 

Auch Kreisky beschäftigt sich - so steht 
es in dieser SP-Information - besonders mit 
dem Wohnungsproblem, und seine besondere 
Aufmerksamkeit gilt immer wieder dem Woh­
nungsproblem der jungen Generation. Wieder 
zitiere ich den Pressereferenten des Herrn 
Bundesministers : "Zehntausende junge Fa­
milien warten in diesen Städten auf eine mo­
derne Wohnung." 

Noch zum Schluß zu einer Aussage des 
Herrn Dr. Sa1cher, Landeshauptmann-Stellver­
treter in Tirol, der besonders die Tiroler 
Wohnbauförderung im Wahlkampf kritisiert 
hat. Am Schluß dankt er den Initiativen der 
sozialistischen Bundesregierung, der soziali-
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stischen Nationalratsabgeordneten und Bun­
desräte, die mit der Ergänzung auf Landes­
ebene der Befriedigung der Wohnungsbedürf­
nisse dienen konnten, und letzten Endes eben 
alles auf sozialistisChe Politik zurückzuführen 
sei. 

Ja, man sieht es hier. Aber im Land Tirol 
steht es Gott sei Dank besser. Nur weist der 
Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Salcher 
auf eine Schuld des Landes Tirol von 1 ,5 Mil­
liarden SChilling hin, also auf Rückstände, 
dabei zahlt der Bund seine Förderungsanteile 
stets pünktlich in voller Höhe an das Land. 
- Das steht hier. Das ist SP-Information. Ich 
bin anders informiert, Herr Bundesminister. 
Die Mittel sollen sehr zäh fließen, sodaß ich 
in einer Zeitung die Uberschrift gelesen habe : 
"Der Bund will Zinsen schinden." Ich bitte hier 
um Auskunft. 

Nun, sicher ist all dies statistisches Material, 
das hier in dieser SP-Information steht, und 
ich gebe auch zu, meine statistischen Angaben 
haben irgendwo einen Nachteil. Zum Beispiel 
gibt es heute in Osterreich noch keine stich­
hältige Antwort darauf, . wie sich überhaupt 
die Zahl der echten Leerwohnungen ent­
wickelt hat. Man liest wohl j edes Jahr, man 
hat soundso viele Wohnungen mit Garagen 
gebaut, man hat soundso viele Wohnungen 
mit PKW-Abstellplätzen errichtet, aber man 
weiß eigentlich nicht genau, wie groß die 
Zahl der echten Leerwohnungen ist. 

Diese statistischen Ergebnisse sind auch in­
sofern, ich möchte fast sagen, suspekt, als 
den einschlägigen Publikationen zum Beispiel 
nicht die genaue und verläßliche Zahl zu ent­
nehmen ist, wie groß eigentlich die öffentlime 
Hilfe, die öffentliche Investition von Steuer­
geldern in den Wohnbau in den einzelnen 
Bundesländern ist. Ich habe von der Verb in­
dungsstelle der österreichischen Bundesländer 
eine Aufstellung gesehen, wo beispielsweise 
von den in den Jahren 1 97 1 /72 in Osterreich 
insgesamt erstellten Wohnungen nicht weni­
ger als 1 1 5,3 Prozent gefördert worden seien. 
Nach dieser Darstellung hätte man 1 15,3 Pro­
zent der gebauten Wohnungen gefördert, also 
mehr gefördert, als man gebaut hat. Das liegt 
darin, daß nicht aufscheint, in welchen Sekto­
ren gefördert wurde, es wurde nur kommunal 
alles zusammengefaßt, und wenn meinetwegen 
eine Landesregierung Wohnbauförderung gibt 
aus einem Wohnbaufonds oder vielleicht noch 
irgendwie einen Kredit, also drei Quellen, 
scheint es dann letzten Endes in einer Statistik 
so auf, als ob man hier nimt eine Wohnung, 
sondern mehrere Wohnungen gefördert hätte. 

Nun versuchten die sozialistischen Kollegen 
gestern hier von dieser Stelle aus, das Problem 
der Arbeitslosigkeit zu negieren, wenn sie 
dies nicht wollten, innerlich abzuschwächen: 
das Problem der Arbeitslosigkeit auf dem 
Bausektor. 

Der Herr Bundesminister für Bauten und 
Technik beruft sich immer wieder darauf, daß 
mehr Mittel ausgegeben werden, infolgedessen 
auch mehr gebaut werden könnte. Herr Bun­
desminister l  Für das Jahr 1975 sind Anfang 
dieses Jahres für die Bauwirtschaft Auftrags­
bestände von 26,8 Milliarden Schilling vor­
handen gewesen j das sind um rund 1 00 Mil­
lionen mehr als im Jahre 1 974. Aber wenn 
ich nur eine Inflationsrate von 9 Prozent 
rechne und wiege, so müßten es, um den Bau­
auftragsstand des Jahres 1 974 nur zu halten, 
nicht 1 00 Millionen mehr sein, sondern 2,4 Mil­
liarden. Das eine allein ist schon ein Beweis, 
daß im Baugeschehen eine gewisse Ebbe ein­
getreten ist. 

Und wenn gestern hier mit Zahlen operiert 
wurde, so ist das aus dem Zusammenhang 
gerissen, wobei meine Angaben nur den Sek­
tor Baugeschehen in Osterreich, Hoch- und 
Tiefbau, betreffen. 

Wir hatten im Jänner 1 975 um 23 Prozent 
mehr Arbeitslose als ein Jahr vorher, im 
Februar um 53 Prozent, im März um 1 46 Pro­
zent und im April um 327 Prozent. Sie, Herr 
Bundesminister, oder die Kollegen der Regie­
rungspartei werden vielleicht sagen, diese 
Prozentsätze rekrutieren aus einer höheren 
Beschäftigtenzahl. Aber ich muß hinzufügen : 
Auch die Zahl der Beschäftigten hat echt abge­
nommen : im Jänner 1 975 um 1 ,3 Prozent, im 
Februar um 3,3 Prozent, im März um 5,8 Pro­
zent und im April um 5,7 Prozent. Ich will kein 
Prophet sein, aber es hat 9llen Anschein, als 
ob es im Herbst 10 Prozent sein würden. Ich 
habe im Mai bei meinen Wahlreisen in Tirol 
Dutzende von Bauarbeitern getroffen. Anfang 
Juni auch noch, in der ersten Juniwome -
ob sie in der Zwischenzeit Arbeit gefunden 
haben, weiß ich nicht -, Bauarbeiter, die 
Ende Mai, Anfang Juni noch keine Arbeit 
hatten, die nicht mehr unter der Arbeitslosen­
versicherung gestanden sind, weil man sie dort 
schon "auswaggonierte" - unter Anführungs­
zeichen -. 

Und alle die Sorgen und Prognosen, die 
von hier aus, von unserer Seite dargestellt 
wurden, hat man in den Wind geblasen. Am 
28. Dezember 1 974 heißt es in der "Kronen 
Zeitung" noch groß : "Minister Moser:  1 975 
keine Krise in der Bauwirtschaft." - Und 
dieses Heft, diese Broschüre vom Sozialmini­
sterium über die Arbeitsrnarktvorschau 1 975 
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- bitte, sehr geehrte Damen und Herren, 
verzeihen Sie mir den Ausdruck -, diese 
Broschüre können wir hinter den Hut stecken. 
Das ist völlig unaktuell, widerspricht den der­
zeitigen Verhältnissen und Fakten völlig und 
rekrutiert wahrscheinlich aus früheren Zeiten. 

Hier eine Zeitung: "Bauhauptgewerbe be­
fürchtet Rückgang bis 30 Prozent. - 27. Mai 
1975 in Tirol noch 1 463 arbeitslose Bauarbei­
ter. Fixverträge nehmen weiter ab." - "Bau­
wirtschaft hat zu kämpfen", wobei hier das 
Verlangen gestellt wird : temporäre Ausset­
zung der Investitionssteuer. Und so könnte 
man diese Schlagzeilen beliebig fortsetzen. 

Herr Bundesminister !  Die Lage auf dem 
Bausektor ist ernst!  Ich bitte Sie, Herr Bundes­
minister, alles daranzusetzen, daß von 
seiten des Finanzministers weitere Investi­
tionsmittel zur Verfügung gestellt werden, 
denn diese letzten Raten, die der Herr Finanz­
minister zur Verfügung gestellt hat, bedeuten 
für die Bauw.irtschaft summa summarum, wenn 
ich die Schulden von 1 974, die im Jahre 1 975 
zur Abdeckung kommen müssen, berücksich­
tigte, Schall und Rauch. 

Nun zum Abschluß : Wir können doch -
ohne die Parteibrille zu benützen - sagen, 
daß sich die Gesetze Kotzinas, der Osterrei­
chischen Volkspartei - Wohnbauförderungs­
gesetz, Wohnungsverbesserungsgesetz -, be­
währt haben. Sicher hat die Sozialistische 
Partei auch manches beigesteuert, ebenso die 
Freiheitliche Partei. Es ist aber nun höchst 
an der Zeit, daß man die aufgetretenen Ver­
zahnungen und Uberlappungen durch die Zu­
sammenführung echt lesbar gestaltet. Wir ver­
langen das ja schon längst, und wir wußten 
im Unterausschuß vorerst bei Beginn noch 
nicht, sollen wir mit dem Wohnbauförderungs­
gesetz der Novelle oder mit der Novelle zum 
Wohnungsverbesserungsgesetz beginnen. 
Warum? - Weil alles so ineinander über­
greift und man sich dann einfach entschlossen 
hat, mit der Novelle zum Wohnungsverbesse­
rungsgesetz zu beginnen; das hat sich dann 
als Vorteil herausgestellt. 

Die Uberlappung ist nun so groß, wenn 
ich das Stadterneuerungsgesetz und das Miet­
recht mit einbeziehe, daß sogar Experten sich 
schwertun, wenn man sie um Auslegung und 
Information befragt. Für die kommenden Jahre, 
Herr Bundesminister, dürfte es mit großer 
Wahrscheinlichkeit notwendig sein, um zum 
wohnungsmarktpolitischen Problem überhaupt 
vorzustoßen, verkrustete Denkgewohnheiten 
aufzubrechen und in Anpassung an die tief­
greifenden Wandlungen der sozialökonomi­
schen Strukturen, die in der Vergangenheit 

eingetreten sind, eine entsprechende Rich­
tungsänderung langjähriger Uberzeugungen 
herbeizuführen. (Präsident Dr. M a l  e t a über­
nimmt den Vorsi tz.) Ich glaube, wir haben 
hier für die kommenden Legislaturperioden 
oder für die kommenden Jahre ein weites 
Betätigungsfeld. 

Wenn ich aber nun die Situation auf dem 
Gebiete der Inflation, auf dem Gebiete der 
Verschwendung, auf dem Gebiete der Ände­
rung der Gesellschaftsstrukturen aus den Dis­
kussionen der gestrigen und der vergangenen 
Sitzungen mir nochmals vor Augen führe, so 
kommt mir fast vor, daß der frühere Landes­
hauptmann-Stellvertreter von Tirol, der große 
Professor Dr. Hans Gamper, im Dezember 1 970 
visionäre Aussagen getroffen hat. Wenn man 
das heute Hest, überkommt einen fast ein 
Schaudern, wie er die Entwicklung voraus­
gesehen hat, nachdem die Sozialisten in Oster­
reich die Regierung übernommen haben. 

Ein weiser Mann des Altertums hat über 
unsere Welt gesagt : Alles fließt. Wenn man in 
der Zukunft die innenpolitische Lage Oster­
reichs betrachten wird, wird man dann den 
Satz abwandeln und sagen müssen : Alles 
wankt. Die Staatsschulden werden wachsen 
wie das Gras im Frühling, die Preise werden 
lustig in die Höhe klettern, aber sorglos und 
leichtfertig werden sie weiter das muntere 
Liedchen pfeifen: Es war immer so, es war 
immer so. 

Die Wehrkraft des Landes wird schonungs­
los zerschlagen werden. Man hat schon j etzt 
die V/arnungen der Offiziere in den Wind 
geschlagen mit der Begründung, sie seien j a  
nur Beamte der VIII. Dienstklasse. Man ist 
besorgt, wie das weitergehen soll, und ihr 
werdet noch besorgt sein, wie das weitergehen 
soll. Schon einmal haben wir den Untergang 
Osterreichs mit all seinen Schrecken erlebt. 
Aber schon ist es wieder so weit, und es hat 
den Anschein, daß es wieder so weit kommen 
könnte, denn man hört immer wieder die 
Äußerungen: Wir brauchen wieder einen Hit­
ler l 

Ich bin selber erschrocken bei meinen letzten 
Versammlungen, und ich komme fast in kein 
Gasthaus oder Kaffeehaus, wo nicht auch Gut­
willige sagen : So drei, vier Monate oder ein 
halbes Jahr täte wieder ein Hitler oder ein 
Mussolini gut. - Erschreckend, erschreckend 
für mich, denn ich glaube, es braucht eine wei­
tere Zusammenarbeit. 

Und Gamper meint : Was wir brauchen, ist 
nicht wieder eine neue Diktatur, sondern eine 
tatkräftige Regierung, die den Mut, aber auch 
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die Kraft hat, die notwendigen Maßnahmen 
zu treffen, auch wenn sie manchmal unpopulär 
sind. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete KittI. ICh erteile es ihm. 

Abgeordneter Kiltl (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Ich bin dem Abgeordneten 
Regensburger dankbar, daß er bei seiner Suche 
nach Unterlagen über die Wohnbautätigkeit 
in Osterreich auf die Broschüren der Verbin­
dungsstelle der österreichischen Bundesländer 
gestoßen ist. Es wäre sicher sehr interessant, 
wenn er sich genauer, als er das offenbar getan 
hat, diese Zahlen wirklich anschauen würde. 

Eine Tatsache ist, daß gelegentlich Mehr­
fachförderungen bei Wohnbauten stattfinden, 
sodaß es durchaus möglich ist, festzuhalten, 
daß etwa die Förderung in einem gewissen 
Zeitabschnitt und in gewissen Regionen mehr 
als 1 00 Prozent ausmacht. Ich glaube aber, wie 
das in den letzten Jahren immer wieder vor­
getragen wurde, daß wir eine genaue ziffern­
mäßige Trennung der geförderten Wohnungen 
und der frei finanzierten Wohnungen vorneh­
men müssen. Das wäre notwendig, damit wir 
eine klare Aussage bekommen. 

Hohes Haus! Wir beraten heute die 5. No­
velle zum Wohnbauförderungsgesetz 1 968 und 
die 5. Novelle zum Wohnungsverbesserungs­
gesetz 1 969 ; alle diese Novellen wurden in 
der XIII. Gesetzgebungsperiode eingebracht. 

Beide vorliegenden Novellen markieren 
einen neuen Abschnitt in der Wohnbauge­
schichte Osterreichs. Mit den neuen Förde­
rungsmaßnahmen will die sozialistische Bun­
desregierung die Bereitschaft erklären, neben 
dem Wohnungsneubau künftig auch mehr Mit­
tel für die Erhaltung und Modernisierung des 
Althausbestandes zur Verfügung zu stellen. 
Damit soll auch einer österreichischen Gesamt­
situation Rechnung getragen werden, daß in 
j enen Ballungsräumen und Regionen, wo es 
noch echte Wohnungsnot gibt und Wohnungs­
not anzutreffen ist, ein verstärkter Wohnungs­
neubau durchzuführen wäre und daß es über­
all dort, wo der quantitative Wohnungsfehl­
bestand aufgehoben werden konnte, mehr um 
die Erhaltung und Modernisierung der Woh­
nungsqualität geht, daß also hier neue Schwer­
punkte festgelegt werden. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Die Aussagen der Oppositionsparteien zur 
Wohnungspolitik erschöpfen sich ja meistens 
in den Wiederholungen, daß eben diese SPO 
erklärt hat, es sollen j ährlich 5000 Wohnungen 
mehr gebaut werden. Grundsätzlich ist dazu 
vom sozialistischen Standpunkt aus klarzu-

legen, daß es uns um ein Mehr an sozialem 
Wohnungsbau geht, daß wir aber den Apparte­
mentbau und den funktionslosen Zweitwohn­
bau, den teilweise auch spekulativen Wohn­
'bau, nicht zu vertreten haben. Das soll von 
sozialistischer Seite festgelegt werden. Der 
nun festzustellende Rückgang beim Apparte­
mentbau und beim frei finanzierten Wohnbau 
beweist j a, daß dem spekulativen Wohnbau 
in Osterreich heute schon gewisse Grenzen 
gesetzt sind. 

Ich verweise darauf, daß etwa in der Bun­
desrepublik Deutschland mehr als 
200.000 Wohnungen leerstehen, nicht ange­
bracht werden können. Ich darf Ihnen ver­
sichern, daß wir gerade in unserem Bereich 
regional feststellen können, daß wir eine ab­
geschwächte Entwicklung auch bei uns ver­
zeichnen müssen. Ich verweise darauf, daß 
frei finanzierte Wohnbauten, die vor zwei 
Jahren bereits bezugsfertig geworden sind, 
immer noch zum Verkauf angeboten werden. 
Das ist der Beweis, daß in gewissen Regionen 
der frei finanzierte Wohnbau bereits seinen 
Plafond erreicht hat. 

Hohes Haus l Bevor ich mich nun mit der 
Wohnbaustatistik, mit den finanziellen Anfor­
derungen beschäftige, will ich doch einen klei­
nen kritischen Beitrag aus den Programmen 
der beiden Oppositionsparteien bringen. 

Wir haben mit dem Kollegen Dr. Schmidt 
von der Freiheitlichen Partei ja schon einmal 
darüber gesprochen. Im freiheitlichen Manifest 
zur Gesellschaftspolitik wird vielleicht der un­
belastete Leser feststellen : Die Freiheitliche 
Partei wäre auch für die Bodenbeschaffung, 
die Freiheitliche Partei wäre auch für die 
Stadterneuerung. Wir müssen aber in der poli­
tischen Tagesarbeit feststellen, daß beide Ge­
setzesvorlagen von der Freiheitlichen Partei 
im Hohen Haus abgelehnt worden sind. 

Also einen halben Schritt zu einer sozialen 
Kommunalpolitik in den Programmen nach 
vorne, aber in der praktischen politischen 
Arbeit zwei Schritte zurück. Keine konkreten 
Maßnahmen zur Erfüllung des sozialen Wohn­
bauprogramms I 

Nicht anders schaut es auch bei den pro­
grammatischen Erklärungen der Osterreichi­
schen Volkspartei aus. Im Plan Nr. 1 philoso­
phiert die OVP, daß Wohnungen in ausrei­
chender Zahl und angemessener Qualität zur 
Verfügung stehen müßten. Sie meint, daß ein 
Wohnraum ein elementarer Anspruch wäre 
und mit dem Recht auf Leben untrennbar ver­
knüpft sei. 
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Hohes Haus ! Im Land Salzburg mit einer 
OVP-Mehrheit in der Landesregierung, die j a  
die Vollziehung 'des Wohnbauförderungsge­
setzes durchführt, gibt es in der Stadt Salzburg 
8650 Wohnungsuchende UIl!d 1 4.000 leerste­
hende Wohnungen. Die Vertreter der Oster­
reichischen Volkspartei verhindern in der Stadt 
Salzburg die Anwendung des Bodenbeschaf­
fungsgesetzes, sie verhindern damit eine 
zügige Fortsetzung des sozialen Wohnungs­
baues . Von den großen Worten in den Pro­
grammen ist bei der praktischen Arbeit nichts 
mehr festzustellen. Die OVP schützt offenbar 
nach wie vor den spekulativen Wohnbau, sie 
versagt dem Wohnungsuchenden eine wirk­
same Hilfe. 

Meine Herren ! In der Praxis kann ich für 
meinen Bereich, in dem ich politisch tätig bin 
und ständig verhandle, ja nur dasselbe fest­
stellen. (Abg. S u p p a n: Wer wohl in Salz­
burg Bürgermeister ist?) Das ist ja eine lan­
despolitische Aufgabe !  Herr Kollege ! Wenn 
man sich auf der anderen Seite hier voll in 
die Brust wirft und sagt, u n s  e r e  Wohnbau­
förderung und : w i r  wollen das durch das 
Land geregelt sehen - das war Ja nicht immer 
so -, dann muß aber auch klar erkannt wer­
den, daß die Leistungen der OVP-Landesregie­
rung weit, weit zurückbleiben 

Hohes Haus ! Am Beginn der OVP-Allein­
regierung wurde im Sommer 1967 von der 
OVP-Mehrheit das Wohnbauförderungsgesetz 
beschlossen. Damit erschöpfte sich aber auch 
auf einen Zeitraum von zweieinhalb Jahren 
die Liebe,  auf dem Gebiet des sozialen Woh­
nungsbaues etwas zu tun. Erst im Herbst 
1969 kam es dann zur Beschlußfassung über 
das Wohnungsverbesserungsgesetz. Man 
könnte sagen, daß die OVP infolge der Wäh­
lerentscheitdung nur mehr den Dampfer ab­
fahren sehen konnte, daß sie aber selber an 
der Durchführung dieses Wohnungsverbesse­
rungsgesetzes kaum mehr beteiligt war. 

Dem steht, Hohes Haus, eine umfassende 
Gesetzesinitiative unseres Bautenministers 
Josef Moser gegenüber, der in j eder wirt­
schaftlichen Phase - UIl!d das muß man er­
kennen, wir haben ja oft völlige Verände­
rungen der wirtschaftlichen Strukturen - be­
reit war, den sozialen Wohnungsbau zu unter­
stützen und auch zu fördern. Er hat ein neues 
Finanzierungskonzept mit der Novelle 1 972 
auf eine neue Basis gestellt, und erst dann, 
als es im Jahre 1 974 echte Kreditschwierigkei­
ten gegeben hat, hat der Bautenminister 
darauf sofort reagiert und dem Ausschuß einen 
Antrag vorgelegt. Wir konnten dann, soweit 
es die Landesregierungen durchzuführen be­
reit waren, das öffentliche Darlehen auf 70 Pro­
zent der Bausumme ausdehnen. 

Das befristete Wohnungsverbesserungsge­
setz wurde durch Novellen b is 1978 verlängert 
und das Antragsrecht der Mieter und der 
Nutzungsberechtigten im Jahre 1 972 einge­
baut. Bereits im Jahre 1 974 wurde durch die 
Initiative des Bautenministers die Möglidrkeit 
geschaffen, daß 1 0  Prozent der Wohnbauförde­
rungsmittel für die Wohnungsverbesserung 
herangezogen werden dürfen. 

Aber einen echten Schwerpunkt der legi­
stischen, also der gesetzgeberischen Arbeit 
legte unser Bundesminister Moser auf das 
Stadterneuerungsgesetz und auf das Boden­
beschaffungsgesetz. Hier darf ich noch einmal 
namens der sozialistischen Fraktion feststellen, 
daß der Bautenminister bis zur äußersten 
Grenze der Möglichkeit gegangen ist, damit 
beide Gesetzesvorlagen von allen Parteien im 
Hause zur Beschlußfassung gebracht werden 
können. Man konnte schon sagen, es war 
an des Messers Schneide, daß alle zugestimmt 
hätten. Offenbar hat es Einflüsse gegeben, 
die das noch verhindert haben. 

Wir stellen mit Genugtuung fest, daß die 
Osterreichische Volkspartei bei der Stadter­
neuerung mitgegangen ist. Wir hoffen sehr, 
meine Damen und Herren, daß es überall dort, 
wo uns Wohnungsfälle echte politische Schwie­
rigkeiten machen, vielleicht doch möglich 
werde, daß sich die Osterreichische Volks­
partei auch zur Anwendung des Bodenbeschaf­
fungsgesetzes bereit findet. Es hängt ja von 
den Mehrheitsverhältnissen in den Gemeinde� 
stuben ab, aber es möge die Erkenntnis reifen, 
daß die Wohnungsnot in allen Regionen auf 
alle Fälle zu beseitigen ist. 

Ich darf nochmals zusammenfassend fest­
stellen : Während es in der OVP-Alleinregie­
rungszeit zwei Gesetzesinitiativen gegeben 
hat, stehen diesen zwei zehn Novellen, das 
Stadterneuerungsgesetz und das Bodenbeschaf­
fungsgesetz gegenüber. Wir glauben, daß die 
Bevölkerung Osterreichs diese Arbeit für die 
Wohnungswirtschaft Osterreichs auch vorbe­
haltlos anerkennen wird. 

Hohes Haus ! Die gesamten Wohnbaumittel 
werden sowohl durch das Wohnbauförderungs­
gesetz als auch durch das Wohnungsverbesse­
rungsgesetz aufgeteilt. Wir haben hier eine 
ganz neue Struktur, über die wir uns im 
klaren sein müssen. In den Jahren 1 965 bis 
1 969 konnten mit zirka 3,5 Milliarden Schil­
ling an Wohnbaumitteln j ährlich etwa 13.000 
Wohnungen gefördert werden. In den Jahren 
1 968 und 1 969 waren die Wohnbauförderungs­
mittel rückläufig. Sie sind auf den Stand von 
1 966 zurückgesunken, und erst ab 1 970 nahmen 
die Mittel sehr stark zu und erreichten 1974 
die Höhe von 6,7 Milliarden Schilling. 
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Die Bundesmittel betrugen von 1 968 bis 
1 970 7287 Millionen Schilling und von 1 97 1  
bis 1 973 1 4.336 Millionen Schilling, das ist 
eine Steigerung von 97 Prozent. 

Mit diesen Bundesmitteln erteilten die Lan­
desregierungen in Vollziehung des Gesetzes 
Zusicherungen für 68.7 1 0  Wohnungen in der 
Zeit von 1 968 bis 1 970 und für 1 03.045 Woh­
nungen im Zeitraum 1 97 1  bis 1 973. Die Stei­
gerung beträgt immerhin 50 Prozent. Aber 
auch für 1 974 wurden für 30.277 Wohnungen 
Wohnhaumittel zugesichert. Die D amen und 
Herren, die bereits bei der Beschlußfassung 
1m Sommer 1967 d abei waren, werden sich 
daran erinnern, daß damals die Abgeordneten 
der Sozialistische:1 Partei die Zahl von etwa 
30.000 geföI1derten Wohneinheiten gebracht 
baben, um festzustellen, daß man mit diesen 
Förderungsmöglichkeiten in absehbarer Zei� 
die Wohnungsnot in Osterreich beseitigen 
kann. 

Jetzt die Aufsplitterung nach dem Wohn­
bauförderungsgesetz : Für Eigenmittelersatz­
darlehen wurden von 1 969 bis 1 970 94 Mil­
lionen Schilling und von 1 971  bis 1 973 485 Mil­
lionen SChilling verwendet. Das ist eine Zu­
nahme von 4 1 6  Prozent. Allein im Jahr 1 974 
wurden hiefür 285 Millionen Schilling ausge­
geben. 

Die Aufwendungen für Wohnbeihilfen be­
trugen 8 Millionen Schilling in der Zeit von 
1 968 bis 1 970 und 1 1 9 Millionen in der Zeit­
spanne 1 97 1  bis 1 973; das ist eine Steigerung 
von 1 387 Prozent. Im Jahr 1 974 wurden für 
Wohnbeihilfen 1 2 1  Millionen Schilling ausge­
geben. 

Nun noch eine kurze Ziffernangabe zum 
Wohnungsverbesserungsgesetz. Die Aufwen­
dungen - das sinid reine Bundesmittel - be­
liefen siCh von 1 970 bis 1 974 auf 300 Millionen 
Schilling, und mit dem einen Drittel an Lan­
desbeiträgen konnten immerhin an 
55.690 Wohnungen Verbesserungsarbeiten 
durchgeführt werden. 

Ich will, Hohe15 Haus, zusammenfassend dar­
'auf hinweisen, daß die durchschnitt1iche Woh­
nungs,größe von 74 Quadliatmetern im Jahr 
1 967 auf 85 Quadratmeter im Jahr 1 973 an­
gestiegen ist, daß Qualitätsverbesserungen an 
55.690 Wohnungen finanziert wurden, daß für 
Eigenmitteldarlehen für Wohnbeihilfen 
l 1 1 2 Millionen Schilling angewiesen wurden,  
sodaß alles in allem der Leistungswert -
und darauf liegt die Betonung - für die von 
der SPO konzipierte Wohnbaupolitik als er­
-bracht angesehen werden kann. 

Es gibt, Hohes Haus, noch eine weitere 
Uberlegung, die bemerkenswert ist, wenn man 
sich die Zahlen der W dhnbauleistung genau 
anschaut : Nach drei Jahren OVP-Alleinregie­
rung erreichte Vorarlberg im Jahr 1 969 mit 
1 666 fertiggestellten Wohneinheiten den tief­
sten Stand der Wohnbauleistung und brachte 
es 1 974, also in der Zeit der SPO-Alleinregie­
rung, mit 3500 Wohnungen auf den höchsten 
Stand an fertiggestellten Wohnungen. (Abg. 
Dr. M u s  s i 1 :  Wo steht  das?) Das steht in 
den statistischen Unterlagen! Herr Abgeord­
neter Mussil ! Es wäre gut, wenn Sie sich 
das gelegentlich zu Gemüte führten. (Beifall 
bei der SPO. - Abg. Dr. M u s  s i 1: Wird sehr 
stark angezweifelt!) Führen Sie sich das als 
Wirtschafter gelegentlich einmal wirklich zu 
Gemüte, Herr Abgeordneter Mussil ! (Abg. 
Dr. M u s  s i 1: Das zweifeln wir an, Verehr­
tester!) 

Auch das Land Salzburg folgte diesem Bei­
sp iel : Im Jahr 1 969 3269 fertiggestellte Woh­
nungen und 1 974 6 1 40 Wohneinheiten. (Abg. 
S u p p a n: Das muß eine gute Landesregie­
rung sein!) Das sind alles Nachweise dessen, 
was die sozialistische Bundesregierung an Bun­
desmitteln den Ländern tatsächlich überwiesen 
hat. Darauf begründet sich die Leistung. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Hohes Haus ! Im vierten Jahr der OVP­
Regierung folgten diesem Beispiel die beiden 
Bundesländer Steiermark und Tirol : im vier­
ten Jahr der OVP-Alleinregierung die gering­
ste Leistung, im Jahr 1 974, in der Zeit der 
SPO-Alleinregierung, die höchste Wohrrbau­
leistung! 

Auf einen weiteren Aspekt, Hohes Haus, 
möchte ich hinweisen. Es stehen uns allen j a  
auch die statistischen Unterlagen über die 
Bevölkerungs- und Wohnungszählung 1 96 1  
und 1 9 7 1  zur Verfügung. Wer die Zahlen 
noch einmal genau anschaut, wird feststeHen : 
Im Jahr 1 961  ergab die Wohnungszählung 
2,249.000 Einheiten, und von 1 962 bis 1 970 
wurden 441 .2 13  Wohnungen fertiggestellt ; das 
ergibt sich aus der Wohnbaustatistik. Nach 
der Zählung 1 971  werden aber nur 2,436.000 
Einheiten ausgewiesen. Das heißt, daß in die­
sen neun Baujahren 'genau 254.2 1 3  Wohnein­
heiten durch Abbruch oder Umwandlung dem 
Wohnungsmarkt verlorengegangen sind. 

Bei der Berechnung des Mikrozensus 1974 
stellen wir eine Zahl von 2,548.000 Wohn­
einheiten fest. Wenn wir auch hier die Wohn­
bauleistung bis 1 974 gegenüberstellen, dann 
müssen wir neuerlich erkennen, daß 76,825 
Wohneinheiten wieder verschwunden sind. 
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Ich glaube, daß die öffentliche Hand, daß 

Länder und Gemeinden dazu aufgerufen wer­
den sollten, diesem Problem ein besonderes 
Augenmerk zuzuwenden. Es gibt sicher einen 
Altwohnbestand, der beseitigt werden soll, 
beseitigt werden muß, wir wollen aber auch 
genau wissen, aus welchen Gründen vielfach 
Wohnungsumwandlungen vorgenommen wer­
den. 

Hohes Haus ! Ich habe bereits am Beginn 
meiner Ausführungen auf die Verhältnisse im 
Bundesland Salzburg hingewiesen, insbeson­
dere im Ballungsraum der Landeshauptstadt 
Salzburg. 

Bevor ich zur Haussitzung 'runtergefahren 
bin, habe ich noch einmal mit dem Referenten 
des Wohnungsamtes des Magistrates Salzburg 
gesprochen. Ich habe mir dort die genauen 
Ziffern der 8650 Wohnungsfälle, und zwar 
entsprechend aufgegliedert, geben lassen. 
Hohes Haus ! Das sind ja Schicksale in unserer 
Gesellschaft! Es sind anhängig : 

850 Delogierungsfälle auf Grund von Ent­
scheidungen der Gerichte, 

4124 dringlichste Notstandsfälle, also ge­
sundheitschädliche Wohnungen, getrennt 
lebende Ehepaare, Dberbelag von Wohnungen 
und dergleichen mehr, und 

3676 Wohnungsvormerkungen, die noch ein­
gestuft werden müssen. 

Jetzt, Hohes Haus, ist im Zusammenhang 
mit den Energieschwierigkeiten eine Unter­
suchung im Rahmen Ider Stadtwerke anhängig 
gewesen. Man hat einmal wissen wollen, 
welche Gruppen einen besonderen Energie­
bedarf, aufgeteilt nach Strom-, Gas- sowie 01-
verbrauch und dergleichen mehr, haben. Da 
kam es zu einem interessanten Ergebnis -
ich habe die Zahl von 1 4.000 leerstehenden 
Wohnungen schon genannt -, daß nämlich 
in der Landeshauptstadt Salzburg sicher in 
einem ganz erheblichen Ausmaß sogenannte 
frei finanzierte Wohnungen überhaupt nicht 
belegt sind ; sie haben zwar ein Wohnungs­
schild, sind aber funktional überhaupt nicht 
belegt. 

. 

� Die Untersuchung hat als Nebenerscheinung 
ergeben: 1 976 Wohneinheiten mit 1 - bis 
5-Räume-Wohnungen - das geht also durch 
alle Wohnungsgrößen - haben keinen Strom­
verbrauch, 3055 Wohneinheiten nur einen 
Verbrauch von 1 bis 1 0  Kilowatt, 2 1 50 1 0  bis 
20, 6993 Wohneinheiten haben einen Ver­
brauch von 21 bis 50 Kilowatt. 

Es ergibt sich daraus, Hohes Haus, daß man 
diesem Problem - es h andelt sich also an­
nähernd nur um Wohneinheiten, die halt ge-

legentlich einmal durch vier Wochen oder sei 
es auch durch acht Wochen im Jahr einen 
Gesellschaftsbesuch oder einen Ferienaufent� 
halt nachweisen, in der übrigen Zeit aber­
überhaupt nicht belegt sind - nur durch eine" 
ordentliche Wohnungspolitik beikommen 
kann. Wir müssen wohl darauf achtgeben, daß 
wir eine ordentliche Wohnungspolitik betrei­
ben ! (Zwischenruf bei der OVP.) Ja, das ist 
im Rahmen der Gemeindegesetze leider - ich 
sage ausdrücklich lerder - noch immer nicht 
zu behandeln. 

Aber ich muß j etzt noch etwas sagen. Hohes 
Haus ! Die Statistik der Stadtgemeinde Salz-­
burg weist aus, daß in den letzten Jahren 
die sozialgeförderten Wohnungen immer grö-­
ßer, die frei finanzierten Wohnungen immer 
kleiner werden ; nur Ein- bis Zweiraumwoh-­
nungen. Das heißt, daß . diese Wohnungen für 
junge Familien völlig ungeeignet sind. 

Ich glaube, daß wir alle, die wir für diese­
Wohnbaupolitik verantwortlich sind, alles 
unternehmen sollten, daß der Bau von "Kanin­
chenställen" für junge Familien eingestellt. 
wird. Wenn auch aus der Not heraus früher 
Kleinwohnungen gebaut worden SInd, so muß 
j etzt eine ordentliche, vertretbare ' Wohnraum-­
politik, auch im frei finanzierten Wohnbau, 
durchgesetzt werden. 

Wir, Hohes Haus, geben mit Rücksicht dar-­
auf, daß in der Finanzierungspolitik für die 
Wohnungsverbesserung neue Initiativen ge­
setzt werden, dieser Gesetzesvorlage gerne 
unsere Zustimmung. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Schmidt. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scbmldt (FPO) : Herr Prä­
sident! Hohes Haus ! Meine Damen und Her­
ren ! Meine beiden Vorredner haben schon sehr 
viel Wesentliches und Wichtiges zu diesem 
vorliegenden Thema gesagt. Ich möchte man­
ches untersChreiben, manches kann ich aller­
dings nicht unterschreiben ;  vor allem, wenn 
ich an meinen unmittelbaren Vorredner denke,. 
der hier vieles gesagt hat, was sehr anfechtbar 
ist. Ich werde mir erlauben, im Zuge meiner 
Ausführungen darauf zurückzukommen. 

Meine Damen und Herren ! Es ist eigentlich 
noch gar nicht so lange her, da gab es eine 
Zeit, in der man auf den entschiedenen Wider­
spruch der heutigen Regierungspartei, der 
Sozialistischen Partei, gestoßen ist, wenn man 
in der allgemeinen Wohnungsdiskussion vor­
schlug, die Sanierung, die Verbesserung der ­
bestehenden Wohnsubstanz mit einzubinden 
in die Lösung des Wohnungsproblems. Vor 
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allem die Sozialistische Partei in der Bundes- Bautätigkeit in Wien, in der Bundeshauptstadt 
hauptstadt Wien wollte von solchen Gedan- ans mauen, so wissen Sie, daß das dom gar 
kengängen nichts wissen. nicht auf den privaten Wohnungsbau zurück­

Das Wohnungsproblem kann nur durch den 
Neubau von Wohnungen gelöst werden!,  
wurde einem stets und stereotyp zur Antwort 
gegeben, wenn man die Sanierung des Alt­
hausbestandes und damit der Altwohnungen 
auch nur andeutungsweise zur Diskussion 
stellte. Ich kann das sagen, denn im war 
zehn Jahre lang im Wiener Gemeinderat und 
habe dort zu j eder Budgetdebatte und zu 
j edem Wohnungsproblem, das auf der Tages­
ordnung stand, gesprochen, und ich kenne die 
Reaktion, die die Ratshausmehrheit dort an 
den Tag gelegt hat. 

Neue Wohnungen müssen her ! ,  war das 
Schlagwort dieser Zeit ; ungeachtet der Tat­
sache, daß es bundesweit einen zahlenmäßigen 
Mangel an Wohnungen ja überhaupt nie gab. 
Die Zahl der vorhandenen Wohnungen über­
wog stets die Zahl der Haushalte. Freilich, 
zugegeben, es waren schlechte, es waren 
miserable Wohnungen, und der Qualitäts­
mangel war der Haken, der die Rechnung Ein­
wohner dividiert durch vorhandene W ohnun­
gen nicht befriedigen konnte. 

Mehr als 40 Prozent der Häuser in Wien 
wurden vor dem ersten Weltkrieg gebaut, und 
350.000 Wohnungen haben heute noch immer 
kein WC und kein Bad. Das war d.as Symptom 
für den schlechten Erhaltungszustand und die 
Dberalterung der tatsächlich vorhandenen 
Wohnsubstanz. 

zuführen ist. 

Ich darf Ihnen aus den "Statistischen Nach­
richten" mit Bewilligung des Herrn Präsidenten 
vorlesen: In Wien wurden 1 972 1 0 .070 Woh­
nungen fertiggestellt. Im Jahre 1 973 waren 
es nur mehr 6930 Wohnungen und im Jahre 
1 974 - das ist allerdings nur ein vorläufiges 
Ergebnis - 5820 Wohnungen. Das also sind 
die erschreckenden Zahlen. 

Die Zahl der fertiggestellten Wahnungen 
im Jahre 1 974 in ganz Osterreich beträgt 
zirka 50.000 ; es ist also um nichts mehr ge­
worden, als die Wohnungszahl bei Regierungs­
antritt gewesen ist. 

Aber 5000 Wohnungen mehr haben Sie ver­
langt ! 5000 Wohnungen mehr!  - Und wo sind 
sie geblieben?, könnte man in Anlehnung an 
einen bekannten Schlager fragen. 

Also reden Sie doch nicht so herum, als ob 
das eh alles in Ordnung wäre, als ob eh alles 
in Butter wäre. Auf dem Sektor der Wohn­
bautätigkeit hat diese Regierung versagt, hat 
sie nicht gehalten, was sie versprochen hat. 
Ich glaube, das wäre einmal ein Thema, meine 
Herren von der Sozialistischen Partei, für Ihr 
Plakat, für Ihr Vorwahlplakat mit den bei­
den Händen und den Worten "Versprochen ­
gehalten". Das sollten Sie dort einmal hinauf­
schreiben! (Beifall bei der FPO.) 

Eine mehr nach dem Kapitalmarkt sich 
orientierende öffentlime Wohnbauförderung 

Und diese schlechte Wahnsubstanz sollte just in einem Zeitpunkt, in dem auch unsere 
eben samt und sonders abgeschrieben, das Wirtschaft und vor allem die Bauwirtschaft 
heißt abgerissen werden, durch Neubauten in eine inflationäre Entwicklung geriet, hat 
ersetzt werden. dann die versprochene Wohnbauleistung zu 

Der Herr Kollege Kittl hat heute hier mit 
sehr viel Zahlenmaterial und einer sehr an­
fechtbaren Argumentation zu beweisen ver­
sucht, daß eigentlich der Wohnbau, die Wohn­
bautätigkeit gar nicht zurückgegangen sei in 
der Periode der sozialistischen Regierung. 

5000 Wohnungen mehr pro Jahr ! ,  meine 
Damen und Herren, stand im Wohnbaupro­
gramm der Sozialistischen Partei bei Regie­
rungsantritt. An dieser Zahl kann nicht ge­
rüttelt werden, wenn Sie auch nom so viele 
Statis tiken herbringen. 5000 Wohnungen mehr! 

Wenn der Herr Kollege Kittl heute dartun 
möchte, daß die Abnahme der Wohnbautätig­
keit eigentlim nur auf den Appartementbau, 
auf den privaten Wohnhausbau zurück­
zuführen sei, so stimmt das nicht. Denn wenn 
Sie sich allein die abnehmenden Zahlen der 

einer Illusion werden lassen. 

Ich habe schon gesagt, daß es vor 'allem 
Wien gewesen ist, wo die Wohnbautätigkeit 
gesunken ist, und zwar auch wegen der j ährlich 
um 20 bis 25 Prozent gestiegenen Baukosten. 
Und zu guter Letzt hat natürlich der Finanz­
minister durch seine verfügte Kreditbremse 
mit dazu beigetragen, denn sie hat dazu ge­
führt, daß der Kapitalmarkt teurer geworden 
ist, daß heute vielfach Wohnungen gebaut 
werden, die niemand kaufen kann, weil sie zu 
teuer sind in der ,Anzahlung, in der j ährlichen 
Belastung, in den Betriebskosten. 

'Angesichts dieser Entwicklung ist - das 
muß zugegeben werden - ein Umdenken 
in den Reihen der Regierungspartei erfolgt, 
ein Umdenken in Richtung Sanierung des 
Althausbestandes. Das ist sicherlich keine 
Schande, wenn man spät, aber doch einsieht, 
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daß es auch andere Wege gibt, Wege, die schlechte Wohnverhältnisse ist j edoch in 
allerdings der politische Gegner schon vorher Osterreich und hier besonders in Wien als.. 
aufgezeigt hat. ziemlich hoch zu bezeichnen. Da Ü'berdies zwei 

Es bleibt allerdings nur die Frage zu klären, 
meine Damen und Herren von der Regierungs­
p artei, wie groß der volkswirtschaftliche 
Schaden ist, der dadurch entstanden ist, daß 
man sich so spät zum Umdenken entschlossen 
hat. Dieses Umdenken der Regierungspartei 
hat sich dann Bahn gebrochen, wie wir alle 
wissen, im Sommer des vorigen Jahres, als 
anläßlich der Beratungen über die Mieten­
reform im Hohen Hause eine einhellig gefaßte 
Entschließung den Wunsch aller drei 'Parteien 
zum Ausdruck gebracht hat, Verbesserungs­
maßnahmen in Wohnungen, Verbesserungs­
maßnahmen größeren Umfanges in ver­
besserungswüI1digen Baulichkeiten grundsätz­
lich in der gleichen Weise zu fördern wie 
die Errichtung der Neubauwohnungen. Aller­
dings dürfen, so heißt es auch in der Ent­
schließung, ·aus der Rückzahlung, aus der Til­
gung und Verzinsung der zu diesem Zweck 
aufgenommenen Darlehen keine höheren Be­
lastungen erwachsen, als sie sich bei dem Neu­
bau einer Wohnung ergeben. Die Bundesregie­
rung hätte dem Nationalrat bis spätestens 
30. November 1 974 entsprechende Regierungs­
vorlagen vorzulegen. 

Nun, diese Regierungsvorlagen sind vor­
gelegt worden, allerdings verspätet - darauf 
ist heute schon hingewiesen worden -, sie 
wurden erst am 18.  Februar 1 915 vorgelegt. 
Ein Unterausschuß des Bautenausschusses hat 
diese beiden Regierungsvorlagen beraten und 
hat sie einvernehmlich da und dort abgeändert. 

Wir Freiheitlichen bekennen uns zu dem 
Inhalt dieser beiden Gesetzesnovellen, der 
Änderung des W ohnungsverbesserungs­
gesetzes und der Änderung des Wohnbau­
förderungsgesetzes. Wir sind sehr glücklich 
darüber, daß j etzt auch dieser Weg gegangen 
worden ist. Wir bekennen uns' deswegen zu 
dieser Ausweitung der Förderung der Woh­
nungsverbesserung, weil ja bekannt ist, daß 
zu viele Osterreicher wohnungsmäßig heute 
noch, ich möchte sagen, im Schatten der Wohl­
standsgesellschaft leben. Nicht nur zu kleine 
Wohnungen, auf die der Herr Kollege Kitt! 
heute schon hingewiesen hat, und der damit 
verbundene Uberbelag, sondern auch schlechte 
Wohnungen, sdllecht ausgestattete Wohnun­
gen sind vielfach die tieferen Ursachen vieler 
psychosozialer Störungen. 

Und da schreibt die Forschungsgesellschaft 
für Wohnen, Bauen und Planen in einer Studie 
- ich darf vielleicht zitieren - :  "Der Prozent­
satz der psychosozialen Störungen durch 

Millionen Osterreicher, also fast ein Drittel 
der Bevölkerung, über Belastungen durch 
negative Wohnungsei·genschalten klagen, 
sch'eint das Problem ,Krankheit durch Wohruen� 
j edenf,aIls von fundamentaler Bedeutung zu 
sein. " 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, des­
wegen sind wir sehr froh, daß dieser Weg 
jetzt in einem vermehrten Ausmaß gegangen 
wird. Glücklich sind wir 'allerdings nicht über 
die Tatsache, wie das hier legistisdl geschieht, 
daß man von nun ab die Wohnungs­
verbesserung in sogenannte kleine Ver­
besserungen, die nach dem Wohnungs­
verbesserungsgesetz 'gefördert werden, und so­
genannte große Verbesserungsarbeiten, die. 
nach dem Wohnbauförderungsgesetz einer 
Förderung teilthaftig werden, gliedert. Man 
muß sich nur vorstellen, welchen Schwierig­
keiten sich die Verwaltung, die das ja voll­
ziehen soll, gegenübersehen wird, die Ab­
grenzung zwischen kleiner und . großer Ver-· 
besserung vorzunehmen. Diese Abgrenzung: 
liegt bei 25 Prozent der angemessenen 
Gesamtbaukosten einer vergleichbaren Neu­
bauwohnung. Nun ist aber die Modernisierung 
einer Wohnung in einem Althaus naturgemäß 
wesentlich schwerer zu kalkulieren als ein 
Neubau, und man kann sich daher lebhaft 
vorstellen, welche Problematik die Entschei­
dung, ob das nun eine Verbesserung nach 
dem Wohnungsverbesserungsgesetz oder nach 
den günstigeren Bedingungen des Wohnbau­
förderungsgesetzes ist, mit sich bi-ingen wird. 

Sehen Sie, wir wissen j a, daß die Ver-· 
waltungsstellen der Länder schon j etzt sehr 
überlastet sind, und wir befürchten daher, 
daß diese Art der legislativen Regelung noch 
eine größere Belastung mit sich bringen wird. 

Das Ziel müßte eigentlich sein, die För­
derung des Wohnungsbaues einerseits und 
die gesamte Förderung der Wohnungs­
verbesserung andererseits ohne Unterschied. 
des Umfanges in jeweils differenten Gesetzen 
übersichtlich festzulegen. Das wäre nämlich 
auch ein Beitrag zu der so oft hier strapazier­
ten und zitierten Verwaltungsreform. 

Hohes Haus ! Es muß aber hier auch fest­
gehalten werden, wenn man so über die Be­
ratungen des Unterausschusses spricht - und 
Kollege Regensburger hat das ja auch 
erwähnt -, daß es die Bundesregierung und 
natürlich auch der Herr Bautenminister lerder 
nicht unterlassen konnten, in den Regierungs­
vorlagen die Aversion wieder einmal gegen 
das Einfamilienhaus so richtig zu dokumen­
tieren. Nach dem Text der Regierungsvorlage: 
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für die Änderung des Wohnbauförderungs­
gesetzes sollte das Einfamilienhaus nicht der 
Kategorie der verbesserungswürdigen Baulich­
keiten angehören und damit Verbesserungen 
an ihm nicht förderungswürdig sein. Eine, ich 
möchte sagen, sehr eigentumsfeindliche Maß­
nahme war hier geplant. 

Es ist vielleicht überflüssig zu sagen, daß 
die Beibehaltung dieser Bestimmung für meine 
Fraktion Anlaß gewesen wäre, die Zustim­
mung zu diesen Novellen zu versagen, wie 
auch die Eigentumsfeindlichkeit, Herr Kollege 
Kittl, des Bodenbeschaffungsgesetzes und 
nebenbei auch die Verfassungswidrigkeiten 
in diesem Gesetz für uns Grund waren, dieses 
Bodenbeschaffungsgesetz abzulehnen. Das 
möchte ich Ihnen sagen, weil Sie das hier 
zitiert haben, weil Sie hier aus der Tatsache, 
daß die Freiheitliche Partei das Boden­
beschaffungsgesetz und das Stadterneuerungs­
gesetz abgelehnt hat, so etwas wie eine Feind­
lichkeit meiner Fraktion gegenüber dem Ge­
danken des Wohnungsbaues konstruieren 
wollten. 

Ich möchte j etzt nicht in die leidvolle Ge­
schichte der Entwicklung dieser bei den Ge­
setze zurückgehen. Wir wissen ganz genau, 
wie viele Jahre das gedauert hat, wie viele 
Hindernisse in den Verhandlungen aufge­
treten sind, wie schlecht vorbereitet und aus­
geführt die Regierungsvorlagen des Assanie­
rungsgesetzes und Bodenbeschaffungsgesetzes 
gewesen sind. Wir haben vielleicht 
erinnern Sie sich, Kollege Kitt! - sehr wohl 
ein Interesse gehabt an dieser Gesetzgebung, 
wir haben uns bemüht, einen eigenen Gesetz­
entwurf zu einem Stadtsanierungsgesetz aus­
zuarbeiten, und haben es auch vorgelegt. Wir 
haben aber diesem Stadterneuerungsgesetz 
- und ich bitte, meine Rede nachzulesen -
deswegen die Zustimmung nicht gegeben, weil 
uns die Mitwirkungsmöglichkeit der Bevöl­
kerung in diesem Gesetz zuwenig ausgearbei­
te t war und weil der soziale Schutz für die 
betreffende Bevölkerung in diesem Gesetz 
viel zu klein geschrieben war. Von einem 
Sozialplan war j a  überhaupt keine Rede ; das 
hat ja auch der Sprecher der Volkspartei, 
Kollege Gruber, damals zugegeben. Die Volks­
partei hat aber trotz dieser Mängel dem Stadt­
erneuerungsgesetz die Zustimmung gegeben. 

Und tun Sie bitte nicht so - das scheint 
überhaupt die neue Diktion und Sprachrege­
lung zu sein -, als ob eine völlige Einigung 
vor der Tür gestanden wäre und plötzlich so 
gewisse böse Geister im letzten Moment diese 
Einigung verhindert hätten. Das scheint so die 
neue Sprachregelung zu sein. Das haben Sie 
beim ORF-Gesetz gesagt, das haben Sie 'beim 

UOG-Gesetz gesagt, jetzt sagen Sie das beim 
Stadterneuerungs- und Bodenverfassungs-' 
gesetz ;auch. Immer war alles in Butter, immer 
war alles in Ordnung, und im letzten Moment 
kam ein böser Mann aus dem Hintergrund 
und verhinderte die Einigung. 

So war es nicht! Ich erinnere daran, daß 
Sie, die Regierungspartei, monatelang mit der 
großen Oppositionspartei verhandelt und uns 
ausgeschaltet haben. Sie haben uns monate­
lang bei den Verhandlungen zu diesem Gesetz 
nicht zur Kenntnis genommen. Und dann sagen 
Sie heute : Es war ohnehin alles in Ordnung, 
es war alles vor einer völligen Einigung, nur 
im letzten Moment hätten wir es verhindert. 
So war es nicht, das nehmen Sie bitte zur 
Kenntnis. Und nehmen Sie auch zur Kenntnis, 
daß wir Freiheitlichen sehr für eine fort­
schrittliche Bodenpolitik, für eine soziale 
Bodenpolitik eintreten, aber nicht für die 
sozialistische Bodenpolitik, so wie Sie sich 
das vorstellen. 

Meine Damen und Herren ! Zum Einfamilien­
haus, das Sie auch wieder aus der Wohnungs­
verbesserung und aus der Wohnbauförderung 
heraußen lassen wollten : In dieser Frage 
haben Sie wieder dokumentiert, wie Sie zum 
Privateigentum stehen. Sie haben erfreulicher­
weise in den Verhandlungen Ihren diesbezüg­
lichen Standpunkt aufgegeben und uns daher 
die Zustimmung zu den vorliegenden 
Novellen ermöglicht. Es fragt sich nur, ob 
diese Demonstration der Eigentumsfeindlich­
keit notwendig gewesen wäre. 

Meine Damen und Herren ! Zu den för­
derungswürdigen Verbesserungen in beiden 
Gesetzen zählen erfreulicherweise nun auch 
Arbeiten, die der Erhöhung des Schall- und 
Wärmeschutzes dienen. Die Förderung dieser 
Verbesserungsarbeiten ist nun auch durch das 
Gesetz selbst gedeckt, nachdem es in der Ver­
gangenheit bereits Bundesländer gegeben hat, 
die in ihren Verordnungen solche Ver­
besserungen als förderungswürdig anerkannt 
hatten; allerdings taten sie dies ohne aus­
drückliche gesetzliche Deckung. Als ich anläß­
lieh der letzten Novellierung des Wohnbau­
förderungsgesetzes im Bautenausschuß eine 
solche gesetzliche Deckung durch einen An­
trag herbeiführen wollte, wurde mir erklärt, 
dies sei nicht notwendig. Der Antrag verfiel 
natürlich der gemeinsamen Ablehnung der 
beiden großen Parteien. Jetzt wird dieser Man­
gel in der Regierungsvorlage doch beseitigt. 

Es erhob sich nun bei den Beratungen im 
Unterausschuß die Frage, ob es nicht günstiger 
wäre, diese der Erhöhung des Schall- und 
Wärmeschutzes dienenden Arbeiten näher zu 
konkretisieren, näher zu präzisieren, näher 
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zu erläutern, daß man darunter vor allem verbessert werden, was natürlich einen sehr 
schall- und wärmedämmende Fenster- großen Verlust dieser erhaltungswürdigen 
einbauten, Türeinbauten, schalldämmende Bausubstanz mit sich gebracht hätte. 
Fußböden sowie Isolierung der Versorgungs­
leitungen verstanden wissen wolle. Diese Kon­
kretisierung der dem Schall- und Wärmeschutz 
dienenden Verbesserungen im Gesetzestext 
hielten wir nämlich deswegen tür richtig 
und notwendig, weil sonst vielleicht unter 
diesem Titel andere, gar nicht so dringliche 
Arbeiten einer Förderung teilhaftig werden 
könnten, und vor allem, weil wir es der dieses 
Gesetz vollziehenden Verwaltung in den Län­
dern einfacher machen wollten, zu erkennen, 
welche Arbeiten konkret der Gesetzgeber im 
Auge hatte, als er vom Schall- und Wärme­
schutz sprach. 

In Graz zum Beispiel, wo nun endlich von 
der neuen Stadtverwaltung ein Flächennut­
zungs- und Bebauungsplan erarbeitet und 
vom Grazer Gemeinderat kürzlich beschlos-
sen wurde, womit, meine Damen und Herren, 
ein langjähriger Nacbho�bedarf beseitigt wor­
den ist, wird es wahrscheinlich nicht anders 
sein. Viele dieser Althäuser mit durchaus 
erhaltungswürdiger Bausubstanz entsprechen 
zwar höhenmäßig den Bebauungsvorschriften, 
liegen auch in der Baulinie, ihre Hofgestal­
tung zum Beispiel entspricht jedoch nicht den 
meist viel später festgelegten inneren Bau­
fluchtlinien. Sicherlich werden diese Häuser 

Bestärkt wurden wir in diesem Konkretisie- noch viele J ahre bestehen bleiben. Warum 
rungswunsch durch Vorträge, die im Novem- sollte den Mietern in diesen Häusern die Mög­
ber 1 974 auf einem Seminar in Linz gehalten lichkeit einer geförderten Verbesserung ihrer 
wurden. Dort hat der bekannte Umweltschutz- Wohnungen genommen werden? 
fachmann Professor Bruckmayr festgestellt, 
daß die Lärmisolierung mit der Bautätigkeit 
nicht Schritt gehalten habe, daß die Lärm­
störungen in den nach 1 960 errichteten Häu­
sern gegenüber früher zugenommen haben. 
Lärmstörungen, wie sie durch Sprechen, 
Gehen, durch den sogenannten Trittschall, 
durch Wasserabflüsse in Installationen 
gegeben sind, diese Lärmstörungen seien 
heute wesentlich größer als früher. Es wurden 
dort auch die Schwierigkeiten aufgezeigt, 
denen sich die Baubehörde bei der Durch­
setzung der Einhaltung der SchaUschutz­
normen gegenübersehe. Leider wurde die Kon­
kretisierung des Schall- un1d Wärmeschutzes, 
der Arbeiten, die dem Schall- und Wärme­
schutz dienen, nicht in den Gesetzestext auf­
genommen, sondern nur in den Ausschuß­
bericht. 

Hohes Haus ! In einem sehr wichtigen Punkt 
konnte eine erfreuliche Ubereinstimmung er­
zielt werden : Beide Regierungsvorlagen woll­
ten nur solche Wohnhäuser als verbesserungs­
würdig gelten lassen, deren Bestand dem 
Flächenwidmungs- und Bebauungsplan ent­
spricht. Diese Bestimmung hätte zu einer 
wesentlichen Einschränkung der Förderung ge­
führt. Allein in Wien zum Beispiel gibt es 
zahlreiche Althäuser in gutem Zustand, deren 
Standort nicht d em geltenden Flächen­
widmungs- und BebauungsplaJl entspricht. Ich 
erinnere nur an die rechte Seite der Prater­
straße, an die Taborstraße. Vor allem die 
Praterstraße soll im Zuge des U-Bahn-Baues 
erweitert werden. Es stehen eine Reihe gut 
erhaltener Häuser daher dann nicht mehr rich­
tig in der Baulinie und müßten entfernt wer­
den, das heißt, sie dürften zumindest nicht 

Es muß daher von unserem Standpunkt aus 
sehr begrüßt werden, daß eine Formulierung 
gefunden werden konnte, die es auch der 
Behörde ermöglicht, in solchen Baulichkeiten 
Verbesserungen zu ermöglichen, deren Be­
stand zwar nicht dem Flächenwidmungs- und 
Bebauungsplan völlig entspricht, aber immer­
hin in seine Gesamtkonzeption paßt. 

Meine Damen und Herrenl Ich möchte ab­
schließend der Hoffnung Ausdruck geben, daß 
es doch in absehbarer Zeit gelingen möge, den 
ganzen Komplex der Wohnbauförderung 
einerseits und den der Wohnungs­
verbesserung andererseits in einer auch für 
den Laien überschaubaren Form verständlich 
zu regeln. Denn, Hohes Haus, die Bevölkerung 
versteht uns ja nicht, wenn zum Beispiel ein 
und derselbe Begriff in jedem der beiden Ge­
setze inhaltlich verschieden geregelt ist. Wir 
reden zum Beispiel im Wohnbauförderungs­
gesetz von Kleinwohnungen und wir reden 
auch im Wohnungsverbesserungsgesetz von 
Kleinwohnungen, und jedesmal ist etwas 
anderes gemeint. Die Kleinwohnungen des 
Wohnbauförderungsgesetzes sind nidlt die 
Kleinwohnungen des Wohnungsverbesse­
rungsgesetzes. Die einen haben die flächen­
mäßige Unterbegrenzung, die anderen haben 
sie nicht. Wir reden von Mittelwohnungen 
im Wohnbauförderungsgesetz und wir spre­
chen von Mittelwohnungen zum Beispiel im 
Einkommensteuergesetz, die dort eine steuer­
liche Begünstigung erfahren. Und in 'beiden 
Fällen handelt es sich um verschiedene Woh­
nungen, verschieden nach Fläche und Aus­
stattung. Da soll sich j etzt noch jemand aus­
kennenl 

148. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)32 von 98

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 148. Sitzung - 1 1 .  Juni 1 975 14317 

Dr. Sdunldt 

Es gibt zum Beispiel - ein anderes 
Thema - Wohnbeihilfen nach dem Wohnbau­
förderungsgesetz und solche nach dem Woh­
nungsverbesserungsgesetz und überdies Miet­
zins beihilfen nach dem Einkommensteuer­
gesetz. Zuständig für die Gewährung all dieser 
Beihilfen sind wieder ganz verschiedene Stel­
len, ganz verschiedene Behörden. (Abg. 
N i t t e 1: Es sind ja auch verschiedene 
Materien!) 

Sicherlich, ja. Aber es wird bestimmt ein 
Weg gefunden werden können. Ich sage nicht, 
daß es falsch ist, aber es ist unüberschaubar 
und schlecht übersichtlich für die Bevölkerung, 
für die das Gesetz ja da ist. Wir machen es 
ja für die Bevölkerung und nicht für uns. 

Wenn alle diese Dinge, Herr Kollege Nittel, 
nicht zur Rechtsunsicherheit beitragen und 
wenn diese Dinge nicht nach einer möglichsten 
Vereinheitlichung schreien, dann weiß ich 
nicht, was sonst vereinfacht werden sollte. 
Ich wollte hier nur einmal aufzeigen, was man 
im Sinne einer Rechtsvereinfachung tun 
könnte. 

Wir Freiheitlichen werden aber - um der 
Sache willen - trotz der von mir aufgezeigten 
Mängel beiden Vorlagen zustimmen, weil sie 
sinngemäß der einhelligen Entschließung vom 
Juli 1 974 entsprechen. (Beifall bei der FPtJ.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete lng. Helbich. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter lng. Helbich (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Vor uns liegen zwei Novellen zum 
Wohnbauförderungsgesetz 1 968 und zum 
Wohnungsverbesserungsgesetz. Wir werden 
diesen beiden Novellen unsere Zustimmung 
geben, weil viele unserer Vorschläge und 
Wünsche berücksichtigt wurden. Die beiden 
Beschlüsse werden wohl die letzten auf dem 
Gebiete des Wohnungssektors in dieser Legis­
laturperiode sein, und daher, glaube ich, ist es 
sinnvoll, wenn wir einen Rückblick halten, 
was in den vergangenen vier Jahren auf 
diesen Sektoren geschehen ist. 

Die Regierungspartei ging in den Jahren 
1 970 und 1 97 1  mit einem sehr starken Argu­
ment in den Wahlkampf, nämlich jenem : 
5.000 Wohnungen mehr pro Jahr! Ich weiß, 
daß man das nicht sehr gerne nun hört, weil 
einfach dieser Wunsch, diese Vorstellung nicht 
erfüllt werden konnte. Es sollten also im 
Jahr 1 970 50.000, im Jahr 1 97 1  55.000, im 
Jahr 1 972 60.000, im Jahr 1 973 65.000 und im 
Jahr 1 974 70. 000 Wohnungen gebaut werden, 
weiter hinaufgehend sogar bis t OO.OOO 

Wohnungen. Und was ist tatsächlich gebaut 
worden? Tatsächlich sind 1 970 44.000 Wohnun­
gen fertiggestellt worden, 1 97 1  44.000 
Wohnungen, 1 972 50.000 Wohnungen, 1973 
ebenfalls wieder 44.000 Wohnungen und 1 974 
wurden 50.000 Wohnungen mühsam fertigge­
stellt und nicht 70.000 Wohnungen, wie ur­
sprünglich vorgesehen . war. (Abg. Doktor 
G r u b e r:  Zusammengekratztf) Das muß man 
also schon mit aller Deutlichkeit sagen. (Abg. 
Dr. G r u b e r: Mit dem dringlichen Ersuchen 
an die Gemeinden, es ja zu melden!) Und 
warum führe ich das aus? Weil wir, wenn wir 
durch das Land fahren, große Plakate sehen, 
wo zwei Hände dargestellt sind, die sagen : 
"Versprochen - verwirklicht. "  Wir müssen 
mit aller Deutlichkeit feststellen, daß auf dem 
Wohnungs sektor die Vorstellungen der Sozia­
listen nicht erfüllt werden konnten, sie haben 
ihr Versprechen den Wählern gegenüber nicht 
gehalten. 

Und weiters wurde noch gesagt während 
der Jahre 1 966 und 1 970 : Diese OVP, bei der 
hat ja der Wohnbau keinen Vorrang, sie gibt 
ja keine Gelder für den Wohnbau her. Sollten 
wir jemals wieder das Vertrauen von den 
Wählern bekommen, dann werden zusätzlich 
zu den Wohnbaumitteln, die ja zweck­
gebunden sind, aus dem allgemeinen Budget 
noch 35 Prozent kommen. Das wären aber 
jetzt rund 1 ,5 Milliarden Schilling. Und was 
ist geschehen? Es sind keine zusätzlichen Mit­
tel auf diesem Gebiet für den Wohnungsbau 
gekommen und es sind nicht diese 1 ,5 Mil­
liarden Schilling gegeben worden. Es hat also 
der Wohnungsbau doch nicht den Vorrang, 
wie es ursprünglich versprochen war. 

Dann ist das Wohnbauförderungsgesetz 
1 968 novelliert worden. Wir wissen, es waren 
zuerst 60 Prozent öffentliches Darlehen und 
dann ist es auf 45 Prozent heruntergegangen. 
Und warum? Weil man geglaubt h at, man 
kann mit stärkeren Mitteln auf den Kapital­
markt gehen, um mehr Mittel zu bekommen. 
Es wurde sehr elegant und elastisch, wenn 
ich so sagen darf, von Herrn Kollegen Kittl 
dargestellt, daß es hier ein ganz weiser Be­
schluß war, um eben mehr Mittel zu bekom­
men. Ich glaube, man ist einfach auf diese 
45 Prozent herunter gegangen, um über den 
Kapitalmarkt auch mehr Mittel zu bekommen. 
Aber leider hat es auch dann keine Koordi­
nation gegeben zwischen dem Finanzmini­
sterium und dem Bautenministerium. Und die 
Lage hat es mit sich gebracht, daß eine 
Kreditbremse vom Finanzminister gezogen 
wurde, daß die Kredite teurer wurden, daß 
die Mehrwertsteuer eingeführt wurde. All das 
hat dazu beigetragen, daß auch das Wohnen 
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teurer wurde. Als man gesehen hat, daß man 
es mit der Novelle auch nicht derpack.t, hat 
man wieder eine Novelle vorgelegt, um 
elastisch 45 bis 70 Prozent den Ländern zu 
empfehlen ; jeder könne dies nach den Gege­
benheiten tun. Ich muß schon sagen, daß diese 
so angepriesenen NoveNen ein Zickzackkurs 
waren. 

Ein weiterer Punkt, der ebenfalls in der 
Vergangenheit immer wieder hervorgehoben 
wurde : Mehr, besser und billiger!  Ich glaube, 
auch dieser Slogan hat nicht gehalten. Auch 
dieser Slogan hat nicht durchgezogen. Mehr 
Wohnungen sind nicht gebaut worden, billiger 
sind sie nicht gebaut worden - das wissen 
wir ja alle -, und ob sie besser sind, das 
werden die nächsten Jahre erst beweisen. 

Wir sehen also, daß wir beim Bauen 
Schwierigkeiten haben. Und das Bauen in der 
Zukunft wird überhaupt nur mehr ein Finan­
zierungsproblem ersten Ranges sein. 

Wir haben viele Gesetze beschlossen. Wir 
haben in vielen Gesetzen - ich muß das 
offen sagen - sehr hart gerungen und haben 
Einigungen in hohem Maße erzielt. Ich darf 
hier nur an das Stadterneuerungsgesetz 
denken, wo wir monatelang - um nicht jahre­
lang zu sagen - verhandelt haben, um dann 
doch eine Lösung zu finden, die für beide 
Teile tragbar war. Man hat uns immer wieder 
gesagt : Um Gottes willen, machen wir doch 
das Gesetz. Wenn wir das Gesetz haben, dann 
wird schon das Geld auch kommen. Schaffen 
wir die Basis. Es wurden Basen geschaffen, 
in sehr hohem Ausmaß, aber mit der Finan­
zierung hat es bis j etzt immer schlecht aus­
geschaut. Es sind ja gewaltige Mammutbe­
träge vor uns, die wir in den nächsten zehn 
Jahren, in Jahrzehnten, aufbringen müssen. 
Gesetze haben wir ja j etzt genug gemacht, 
j etzt müssen die Gesetze einmal auch wirklich 
mit Fleisch und Blut erfüllt werden, damit 
wir auch an die Realisierung auf diesem Ge­
biet gehen können. Denn, bedenken wir nur, 
wenn man annimmt, daß 300.000 Wohnungen 
im Zuge der Stadterneuerung entweder ver­
bessert oder erneuert werden müssen, und 
wenn man so eine Wohnung mit 400.000 Schil­
ling annimmt, so ist das ja die unglaubliche 
Zahl von 1 20 Milliarden Schilling. 

Wenn man an das Problem der Kanalisation 
oder des Wassers oder der Seenreinhaltung 
und an aU das denkt, ja ,  das ist auch ein 
Betrag, der im Raum von 1 00 Milliarden sein 
könnte. Wenn man sagt, j a, zum ganzen Bauen 
gehört auch der Straßenbau, die Vollmotori­
sierung wird ja zwischen 1 985 und 1990 ein­
treten, na, dann haben wir wieder einen zu-

sätzlichen Bedarf von rund 80 Milliarden 
Schilling, sodaß wir ein Paket von 300 Mil­
liarden Schilling in den nädl.sten Jahrzehnten 
haben werden. Hier müssen wir Uberlegungen 
anstellen, wie wir all das bewältigen können. 

Der Herr Bautenminister hat in der letzten 
Zeit einmal gesagt, eigentlich müßte man doch 
schauen, daß man mehr Mittel für den Auto­
bahnbau zur Verfügung stellt, daß man also 
hier eine gewisse Umschichtung macht. Uber 
das kann man reden, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. Aber ich muß etwas 
kristallklar sagen : Wenn es zu so etwas 
kommt, daß mehr Mittel für den sinnvollen 
weiteren Ausbau der Autobahnen verwendet 
werden, dann müssen wir aber gleichzeitig 
ein Sonderprogramm für die Gefahrenstellen 
und für die Ortsumfahrungen machen. Wir 
wissen, die Ortsumfahrungen sind noch lange 
nicht be endet, und es geht um gewaltige Be­
träge. Wir können den wachsenden Verkehr 
nicht durch volle Orte führen. Die Gefahren­
steIlen sind von besonderer Bedeutung. 

Und wenn ich noch eine Minute zu dem 
Problem etwas sagen darf: � Sollte jemals 
daran gedacht werden, daß man irgendetwas 
mit der Bundesmineralölsteuer macht, dann 
sagen wir j etzt schon, dann kann es nur in 
der Form sein, daß man so wie in der Schweiz 
eine Zweckbindung macht, die Bundesmineral­
ölsteuer an eine Zweidrittelmehrheit bindet, 
daß es nie mehr dazu kommt, daß diese Be­
träge widmungswidrig verwendet werden. 

Ich möchte also sagen, Hohes Haus, meine 
sehr geehrten Damen und Herren: Wenn wir 
uns die ganze Wohnungspolitik der letzten 
Jahre anschauen, so können wir sehr be­
friedigt und gar nicht schadenfroh, aber ein­
fach feststellen, daß die Sozialistische Partei, 
die Mehrheitsfraktion, in sehr, sehr vielen 
Punkten auf die OVP-Linie eingeschwenkt ist. 
Vlir freuen uns, daß also nun doch die 
Wohnungsverbesserung, die ja  unsere Idee, 
die ja unser Gesetz war, .in so großem Maße 
nun anerkannt wird und man auch hier ein­
gesehen hat, daß wir eben nur über eine 
starke Wohnungsverbesserung überhaupt das 
Wohnungsproblem lösen können : Vom 
totalen Neubau zum sinnvollen Neubau, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, und 
soviel als möglich verbessern, wenn es volks­
wirtschaftlich sinnvoll ist. 

Ich möchte auch mit aller Deutlichkeit sagen : 
Wir sind keine Neinsager-Partei !  Das haben 
wir bewiesen. Wir sind aber auch bereit, harte 
Kritik zu üben, wenn es sinnvoll ist. 

148. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)34 von 98

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 148. Sitzung - 1 1 .  Juni 1975 14319 

Ing. Helbidl 

Unsere Vorschläge wurden in hohem Maße 
eingebaut und berücksichtigt. Daher konnten 
wir bei so vielen Gesetzen unsere Zustimmung 
geben, außer bei der sozialistischen Boden­
beschaffung, die wir nach wie vor ablehnen. 

Wir waren aber auch - und das möchte ich 
zum Wohnungsbau sagen - die einzigen, die 
zusätzliche Mittel für den Wohnungsbau ge­
bracht haben. Es war ein Initiativantrag 
unserer Partei, wie wir das Rückzahlungs­
begünstigungsgesetz in diesem Hause einge­
bracht haben. Die Freiheitliche Partei ist sofort 
mitgegangen, die Regierungspartei war an­
fänglich dagegen ; es sollte nur "den Großen 
und den Dicken und den Reichen" dienen. 
Das war natürlich "nix gut" ; es kam ja von 
der Osterreichischen Volkspartei. 

Wir freuen uns, daß wir dann trotzdem 
einen einheitlichen Beschluß fassen konnten, 
und wir freuen uns, daß wir heute berichten 
können, daß Zusagen und Beträge für 1 ,5 Mil­
liarden Schilling eingegangen sind be­
ziehungsweise eingehen werden. Das ist ein 
gewaltiger Betrag, wenn man vergleicht, daß 
aus dem allgemeinen Budget diesbezüglich 
nicht so hohe Beträge gekommen sind. 

Wenn Sie mich nun fragen: Was stellen 
Sie sich für die nächste Gesetzgebungsperiode 
vor?, so antworte ich Ihnen : 

Wenn wir heute einen Blick in die nächsten 
Jahre machen, so müssen wir, glaube ich, 
etwas tun : Wir müssen schauen, daß wir in 
der nächsten Legislaturperiode ein umfassen­
des Wohnungsförderungsgesetz schaffen, in 
dem der Wohnungsneubau und die 
Wohnungsverbesserung in einem Gesetz sinn­
voll abgestimmt sind und nach dem die Länder 
mehr Rechte haben. 

Zweitens sollte man sich auch überlegen, 
da die Wohnungsverbesserung in der Zukunft 
doch so entscheidend sein wird, ob man nicht 
auch der Wohnungsverbesserung die gleiche 
steuerliche Begünstigung geben soll wie dem 
Neubau. 

Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Ich darf zum Abschluß sagen: 
Diese Regierung hat sich vor den Wahlen

' 
auf 

dem Wohnungssektor sehr, sehr viel vorge­
nommen. Wir müssen aber mit aller Deut­
lichkeit feststellen : Sie konnte ihre Ver­
sprechungen nicht halten. (Beifall bei der 
avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete pölz . Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Pölz (SPO) ; Herr Präsident I 
Hohes Haus I Es ist nicht nur die Mittags­
stunde (Ruf bei der avp: Die ist schon vor-

bei!), welche die Abgeordneten friedlich 
stimmt, sondern es ist das berühmte Klima, 
das im Bautenausschuß schon seit der Zeit 
der selig entsdllafenen Koalition in der 'Allein­
regierung der Osterreidlischen Volkspartei 
und auch heute unter unserer Alleinregienmg 
in Sachverständigengesprächen und in gegen­
seitigem Entgegenkommen weiterhin gepflegt 
worden ist. (Ruf bei der OVP: Der "Große 
Bruder!") 

Ich wundere mich immer wieder, daß Sie 
dann behaupten, wenn es eine ganze Reihe 
von Abänderungen von Regierungsvorlagen 
gibt, die wir einbringen und zu denen wir 
stehen, wenn wir also in sachlichen Diskus­
sionen mit Ihnen, meine Damen und Herren 
von der Opposition, Abänderungen durch­
führen, diese Regierungsvorlagen seien 
schlecht gewesen. Der Sinn unseres Demo­
kratieverständnisses geht eben dahin, daß wir, 
auch wenn wir die Mehrheit haben, mit Ihnen 
sprechen, meine Damen und Herren von der 
Opposition, und daß wir sachlichen Argumen­
ten auch zustimmen, wenn wir erkennen 
können, daß keine Häkchen daran sind. 

Unsere Stimmung und unsere Situation im 
Bautenausschuß, lieber Kollege Regensburger 
- j a, er ist hier -, führten doch so weit, daß 
wir die fertigen Abänderungsanträge, die 
Wünsche der Osterreichischen Volkspartei, 
zum Teil vorausgeahnt haben. Ich habe die 
Anträge mitgebracht, ich habe Sie zur Zeich­
nung eingeladen, ich habe Ihnen sogar den 
Vortritt gegeben, weil mir überhaupt nichts 
daran liegt, ob ich als erster oder als letzter 
oder überhaupt nicht auf einem Ab­
änderungsantrag draufstehe. Das ist selbst­
verständlich. Das spielt keine Rolle. (Ruf bei 
der OVP.) Das Gesetz soll gut werden, es 
soll seinen Sinn erfüllen und soll vor allen 
Dingen weiterhelfen. 

Trotzdem noch einige Worte. Ich glaube 
auch, daß das Verhandlungsklima mit dem 
Herrn Kollegen Schmidt von der FPO sachlich 
und gut war. Wir haben bei der Stadterneue­
rung den Gedankengängen der FPO und zum 
Teil auch jenen des Kollegen Helbich nicht 
folgen können, weil wir der Meinung waren. 
daß einige Forderungen so hoch geschraubt 
gewesen sind, daß sie die Erfüllung und die 
Anwendung des Gesetzes unmöglich gemacht 
hätten. Daher haben wir uns entschlossen, 
dieses Gesetz dann eben in der Form, wie 
wir es wollten, zu verwirklichen. 

Meine Damen und Herren ! Der Kollege 
Helbich hat in seiner soliden Art der Regie­
rungspartei vorgehalten, was sie alles ver­
sprochen und nicht gehalten habe. (Ruf des 
Abg. Dr. G r u  b e r.) Gerade er aus der Bau-
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wirtschaft und Bauindustrie kennt die Dinge es in Hinsicht auf Bundesschulbauten oder auf 
j a besser, als er sie hier schildern muß. Wir Bundessportbauten; sich einfach in ihren For­
wissen ganz genau die tatsächliche Lage von derungen nicht werden zurückhalten lassen. 
j enen Breitseiten zu unterscheiden (Abg. Dok­
tor G r u b e  r: Da ist nichts zu unter­
scheiden!), die man abfeuern muß, weil die 
Auseinandersetzungen um die kommende 
Nationalratswahl bevorstehen. (Neuerlicher 
Zwischenruf des Abg. Dr. G r u b e r.) 

Ich darf aus meinem Gedächtnis die Ent­
wicklung der Bauwirtschaft in den Jahren 
zitieren, seitdem wir die Verantwortung 
tragen: 

Nicht nur, daß das Volumen, die Milliarden 
beträchtlich zugenommen haben, die aus dem 
Budget heraus von den Ländern und auch 
durch den Bund für die Bauwirtschaft zur Er­
füllung ihrer Ziele auf dem Straßenbausektor, 
auf dem Schul- und Wohnbausektor gegeben 
wurden - dort hat sich doch Gigantisches 
getan -, die Bau-Hoch- und Uberkonjunktur, 
die es in den Jahren 1 972 und 1 913 gegeben 
hat, hat darüber hinaus darin ihren Ausdruck 
gefunden, daß die Baupreise damals in einem 
Tempo davongezogen sind, für das wir kein 
Verständnis mehr aufbringen konnten. Wenn 
innerhalb von drei Jahren die Baupreise um 
mehr als 50 Prozent davongezogen sind, dann 
doch nicht deswegen, weil es keine Aufträge 
gegeben hätte, sondern deshalb, weil sehr 
wahrscheinlich zuviel Aufträge durch die ge­
samten Gebietskörperschaften an die Bauwirt­
schaft vergeben worden sind. 

Immer wieder forderten wir in den Gemein­
den, in den Ländern und auf Bundesebene, 
die Infrastruktur, auf den schulischen Ge­
bieten, beim Straßenbau, aber auch bei 
Kanal- und Wasserbauten, im Hinblick auf die 
Reinhaltung der Seen und auf die Versorgung 
unserer Gemeinden mit vernünftigem Trink­
wasser, weiter zu forcieren, und haben sie 
auch forciert. 

Daß es so nicht weit.ergehen konnte und 
daß wir glücklich sind, Herr Kollege Helbich, 
daß die Bauindustrie von den 20prozentigen 
Preissteigerungsraten der Jahre 1 913 und 1 914 
im ersten Viertel dieses Jahres auf 12,7 Pro­
zent zurückgekommen ist, dem möchte ich 
Ausdruck verleihen. Ich würde mich sehr 
freuen, wenn die weitere Entwicklung in 
dieser Höhe bleiben könnte oder vielleicht 
noch weiter rückläufig wäre. (Abg. Dr. G r u­
b e  r:  Das glaubt der Pölz selber nichtf) Ich 
glaube es deswegen nicht, weil fch auch als 
Bürgermeister und weil die Landespolitiker, 
aber auch die Herren, die auf der Bundesebene 
ihre Wünsche und Forderungen anmelden, sei 

Wir hören es immer wieder, und gestern 
haben wir es von Ihnen ganz ausgezeichnet 
gehört (Ruf des Abg. Dr. G r u b e r), die Re­
gierung habe überall zuviel ausgegeben, sie 
habe aber im Endeffekt zuwenig gemacht. 
Welchen Sinn das haben soll, das kann sich 
der einzelne selbst ausmalen. (Zwischenrufe 
bei der avp.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren l 
Diese Gesetze, die wir heute beschließen, 
zeigen, daß die Wohnbaupolitik und das 
Wohnbauverständnis in unserem Land an 
einer Wende angelangt sind. Nach dem 
zweiten Weltkrieg haben wir Sozialdemo­
kraten - und ich glaube, wir Abgeordneten 
des ganzen Hauses können das gemeinsam 
sagen - die Meinung vertreten, daß es das 
Wichtigste ist, zuerst den Kriegsschutt weg­
zuräumen, möglichst viele Wohnungen zu 
bauen, damit die obdachlosen Mitbürger 
wieder zu Wohnungen kommen. Damals war 
also die Quantität vor die Qualität gestellt 
und eine Zeitlang auch die Kleinwohnung 
vor die familiengerechte Wohnung - wie wir 
heute die Dinge sehen -, damit mehr 
Wohnungen gebaut werden konnten. Damals 
haben wir dafür Verständnis gehabt. 

Wir haben nun unter dieser Regierung 
selbstverständlich begann das schon vor vielen 
Jahren durch die Koalition, Ihre Alleinregie­
rung - eine Palette von Möglichkeiten für 
die Bürger unseres Staates geschaffen, sich in 
Eigeninitiative so, wie es jeder einzelne in 
unserem Lande haben will, eine Wohnung zu 
beschaffen, sei es nun eine Mietwohnung, eine 
Eigentumswohnung, sei es ein Eigenheim, 
oder nur die Möglichkeit, daß für die Bürger, 
die in schlechten Wohnungen leben, durch das 
Wohnungsverbesserungsgesetz oder durch die 
Möglichkeit der Änderung des Wohnbauförde­
rungsgesetzes 1 968 auch schlechte alte. Häuser 
modernisiert werden können. 

Meine Damen und Herren ! Ich glaube nicht 
nur, was der Kollege Schmidt angeregt hat, 
daß wir einmal über die ganzen Gesetze, über 
Vereinfachungen in einer kommenden Periode 
nachdenken müssen, ich glaube, daß wir auch 
den Mut haben müssen, ganz gleich, welcher 
Partei wir angehören, unseren Bürgern zu 
sagen, daß, wenn man eine Wohnung haben 
will, auch das Verständnis dazukommen muß. 
Wenn ich es mir auf Grund meines Einkom­
mens gestatten kann, mir viele Wünsche im 
Leben zu erfüllen, ob das nun eine Auslands­
reise, ein Auto oder ein sonstiger höherer 
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Lebensstandard ist, dann muß im auch bereit 
sein, für eine Wohnung, wenn im einen be­
stimmten Wunsch habe, nach meinem Ein­
kommen entspremend ein Opfer oder meinen 
Beitrag zu leisten. (Abg. Dr. G r u b e r: 
Herr Kollege Pölz, das habe ich schon 1967 
hier gesagtJ) Das war immer unsere Meinung. 
(Abg. Dr. G r u b e  r: Ihre nicht!) So klar 
wurde es von keiner Partei bis heute ausge­
spromen, weil Sie sich und weil wir uns vor 
den Wählern gefürmtet haben, Herr Gruber. 
(Abg. Dr. G r u b e  r: Ich habe damals gesagt:  
Die Wohnung kommt vor dem Auto!) 

Es gibt einige Gründe, Herr Abgeordneter 
Gruberl Eine Smimte der Bevölkerung hat es 
sim immer schon leisten können, daß sie 
Opfer bringen kann für eine Wohnung. (Abg. 
Dr. G r u b e r: Wir freuen uns, daß Sie end­
lich daraufkommen!) Für die andere Seite der 
Bevölkerung haben wir Gesetze schaffen müs­
sen, wie die Wohnbeihilfe, damit sie es 
sich leisten kann. (Abg. Dr. G r u b e r: Das 
haben Sie abgelehntl) Das haben wir nicht 
abgelehnt, Herr Abgeordneter Gruber. 

Mir tut nur eines leid : daß wir bei der 
Novelle zum Wohnbauförderungsgesetz 1968 
nicht die Wohnbeihilfe auf Bundesebene ver­
ankert haben. Wir haben den Smwellenschritt 
mit fünf Prozent für jene Mitbürgerinnen und 
Mitbürger, die an der Existenzgrenze leben, 
aber wir hätten die gesamte Regelung auf 
Bundesebene treffen sollen. 

Es gibt Bundesländer, wie Wien und die 
Steiermark, die eine hervorragende Regelung 
nach sozialen Gesimtspunkten getroffen 
haben. Es gibt aber andere Bundesländer -
ich nenne sie nicht, man kann sich denken, 
welche Bundesländer das sind, wenn ich nur 
zwei hier genannt habe -, deren soziales 
Empfinden bei den Wohnbeihilfen, ich 
drücke mich gelinde aus, einen großen 
Mangel hat. Wir werden darüber ein­
mal nachdenken müssen. (Abg. Dr. G r u b e  r: 
Tun Sie nicht so, als ob alle anderen Bundes­
länder keine Wohnbeihilfen haben! Salzburg 
und Oberösterreich waren die ersten/) Ja, aber 
j ene Leute, die es notwendig haben, können 
nicht in den Genuß dieser Wohnbeihilfe 
kommen, weil die Sätze so hoch angesetzt 
sind, daß bei einem 4000 S-Einkommen mit 
einern Kind 800 S Wohnungsmiete zumutbar 
ist. 

Wir glauben , daß man hier wird etwas tun 
müssen. (Abg. Dr. G r u b e r: Soviel Ignoranz 
hätte ich Ihnen nicht zugetrautI) Herr Abge­
ordneter Dr. Gruber! Sie zeichnen sich immer 
wieder im Haus durch Zwischenrufe aus, die 
Ihrer Intelligenz nicht angemessen sind. 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Ich möchte smon bitten, mit den 
Formulierungen etwas vorsichtiger zu sein. 
(Abg. Dr. W i t  h a I  m: Das war ein um­
schriebener Ordnungsruf, Herr Bürgermeister! 
- Abg. A. S c  h l a g  e r: Man könnte aber 
auch sagen: Der Uba1 macht Zwischenrufe, die 
seiner Intelligenz angepaßt sind! - Heiterkeit 
bei der OVP.) 

Abgeordneter Pö}z (fortsetzend) : Herr 
Schlager I Wenn S i e  das sagen, muß ich das 
glauben. (Hei terkeit.) 

Präsident Dr. Maleta (neuerlich das Glocken­
zeichen gebend) : Also wollen wir jetzt eine 
"Intelligenzdebatte", Hohes Haus? 

Abgeordneter Pö}z (fortsetzend) : Die teuren 
Wohnungen von heute haben viele Gründe, 
deren Ursachen wir kennen und an deren 
Beseitigung wir arbeiten müssen. Als ersten 
Grund, der am beachtlichsten ins Gewicht 
fällt, habe im die Baupreissteigerungen ge­
nannt. Zum zweiten kam in der Zeit der Uber­
konjunktur in der Bauwirtschaft die überlange 
Bauzeit. Jeder Unternehmer besorgte sich Auf­
träge noch und noch und war dann nicht im­
stande, sie zeitgerecht auszuführen. Zum 
dritten gehörte dazu die Garantie in der 
O-Norm, daß Baupreissteigerungen während 
der Bauzeit aufgerechnet werden. Daher ist 
ja niemand daran interessiert, diese Bauzeit 
zu verkürzen, wenn er sowieso alle anfallen­
den Kostensteigerungen garantiert namver­
rechnen kann. 

Wir wissen auch, daß es gewisse Finan­
zierungslüCken bei den verschiedensten Bau­
körperschaften gibt, FinanzierungslüCken, 
die nicht zuletzt manchmal in der Finan­
zierungspolitik der Länder ihre Ursache 
haben, weil die Bundesländer, um dem 
angef�rderten Bauvolumen zu entsprechen, 
Baugeldzuteilungen auf einzelne Bauvorhaben 
über zwei bis drei Jahre machen und dann 
die Bauherren selbst nicht interessiert sind, 
kürzer zu bauen, weil ihnen sonst d ie 
Mittel fehlen würden, die das Land erst 
in den kommenden Jahren verspromen hat. 

Es gibt noch eine Reihe von Möglichkeiten , 
wenn wir sie anwenden, daß in Zukunft diese 
Dinge anders gemacht werden können. Wir 
sind gegen j ede Förderung der Bundesländer 
für jene Bauten, obwohl wir darauf keinen 
Einfluß haben, die dem Appartementhausbau 
für Ausländer dienen, wo gleichsam die Land­
smaft im Preis für den Quadratmeter noch 
mitverkauft wird. Diese Bautätigkeit dient 
weder dem Fremdenverkehr noch der Ab­
deckung des Wohnungsfehlbestandes in Oster­
reich. 
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Unser Ziel, das Ziel der Mehrheit in diesem 
Hause, ist, daß jeder Wohnung suchende die 
gleichen Chancen für den Erwerb einer ent­
sprechenden Wohnung vorfinden muß. Ein­
kommen und soziale Stellung dürfen auf 
keinen Fall allein entscheidend sein. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Dr. Ma!eta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Hagspiel. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Hagspiel (OVP) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus I Die mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf beabsichtigte Einbeziehung des 
Altwohnbestandes in die Wohnbauförderung 
ist grundsätzlich zu begrüßen. Eines wäre 
sicher der Uberlegung wert gewesen: das 
Wohnungsverbesserungsgesetz mit dem 
Wohnbauförderungsgesetz 1 968 zu verschmel­
zen. Eine solche Zusammenfassung würde zu 
einer sowohl im Interesse der einzelnen Bau­
werber als auch im Interesse der Förderungs­
praxis gelegenen besseren Ubersichtlichkeit 
der Mater:ie führen. 

Unverständlich war, daß im Regierungsent­
wurf in § 2 Z. 4 c alle Ein- und Zweifamilien­
wohnungen von der neuen Förderung ausge­
schlossen wurden. Das hätte zur Folge, daß 
der ländlime Raum fast zur Gänze um diese 
Förderung geprellt worden wäre. 

Eine auf bundesländerweise Verteilung 
qualitativ schlecht ausgestatteter Wohnungen 
in Ein- und Zweifamilienhäusern beziehungs­
weise B auernhäusern durchgeführte Unter­
suchung hat zusammenfassend für das gesamte 
Bundesgebiet 1 26.973 Bauernhäuser, in denen 
539.289 Personen wohnen, und 1 84.302 
Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern 
mit 5 1 9. 1 1 1  Bewohnern ergeben. Also zusam­
men 3 1 1 .275 Wohnungen mit 1 ,058.400 Per­
sonen wären durch die Regierungsvorlage in 
die benachteiligte Kategorie gefal1en. 

Wäre das Gesetz in seiner ursprünglichen 
Form beschlossen worden, hätte man die 
Weichen für die Zukunft falsch gestellt. 

Eine Befragung von fast 2000 Personen aus 
den versdliedensten Groß- und Mittelstädten 
und kleinen Orten in Osterreich hat ergeben, 
daß 31 Prozent vor allem unter der Belästi­
gung durch Straßenlärm und schlechte Luft in 
didltverbauten Großstadtgebieten leiden. In 
locker verbauten Gebieten fühlen sich 1 2  Pro­
zent durch den Straßenlärm und 1 9  Prozent 
durm schlechte Luft gestört. In den Mittel­
städten fühlen sich 26 Prozent der Bewohner 
durch Lärm und 13 Prozent durch die Luft­
verschmutzung physisch belastet, in den Klein-

gemeinden aber leiden nur 6 Prozent der Be­
wohner unter Lärm und nur 2 Prozent unter 
der Luftverpestung. 

Die meisten Klagen gibt es in der dicht­
verbauten Großstadt über Raummangel, zu­
wenig ErholungsmögliCbkeit, unzureichenden 
Bewegungsraum für die Kinder, ungepflegte 
Wohnhäuser und häßliche Umgebung. 

Wenn die j etzige Regierungspartei zugeben 
muß, daß sie ihr Versprechen, jährlich 5000 
Wohnungen mehr zu bauen, nicht annähernd 
einhalten kann und aus diesem Grund auf die 
Möglidlkeit der Wohnungsverbesserung um­
steigt, so hat man doch versudlt, durch die 
Ausschaltung der Ein- und Zweifamilienhäuser 
den sonst von der Regierungspartei so gern 
als S<h1agwort in den Mund genommenen 
ländlidlen Raum echt zu diskriminieren. Erst 
auf den Druck der Opposition, der Länder und 
versdliedener Körpersmaften haben die Sozia­
listen nachgegeben. Die Infrastruktur ist die 
Voraussetzung eines funktionierenden länd­
lichen Raumes, und je dünner ein Gebiet be­
siedelt ist, umso schwerer ist die Funktions­
fähigkeit zu erhalten. 

Man sollte sich daher schon ernsthaft mit 
dem Gedanken befassen, wie man das Bauen 
in den entsiedlungsgefährdeten Gebieten 
attraktiv gestalten könnte. In der Schweiz -
die Schweizer sind j a  als überlegte und 
nüchterne Rechner bekannt - kann ein Bau­
werber, der bereit ist, in einem solchen Gebiet 
seine Wohnstätte zu errichten, bis zu 50 Pro­
zent verlorenen Zuschuß bekommen. 

Die Umweltverschmutzung in den Ballungs­
zentren gibt immer mehr Anlaß zur Besorgnis. 
Die Städte ziehen immer mehr Menschen an, 
die ernste Sorge der Landgemeinden ist aber 
die Entsiedelung. Damit wird aber auch die 
Sozialfunktion des ländlichen Raumes gegen­
über den erholungsbedürftigen und erholungs­
suchenden Städtern in Frage gestellt, deren 
Wunsch es ist, in einer gepflegten Landschaft 
ihren Urlaub zu verbringen. 

Nach der jetzigen Gesetzeslage ist es beim 
Eigenheimbau kaum möglich, im kleinen Um­
fang Fremdenzimmer mitzubauen, denn 
jede Wohnung muß in sich abschließbar sein 
und darf das Ausmaß von 130 beziehungs­
weise 150 m2 nicht übersteigen. In der Praxis 
sieht das so aus, daß bei einem Eigenheim 
oft mit relativ bescheidenen Mehrkosten zu 
den zur Wohnungseinheit gehörenden Zim­
mern noch ein paar zusätzlime Räume mit­
gebaut werden könnten. Die Erstellung des 
Wohnhauses käme - wenn auch größer ge­
baut wird - nicht wesentlich teurer, denn die 
für den Fremdenverkehr vorgesehenen Räume 
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könnte der Bauherr nadl Möglichkeit später 
ausbauen. Ein in einem Guß gebautes Haus 
ist erfahrungsgemäß finanziell und architek­
tonisch günstiger zu erstellen als ein eventu­
elles Bauen in mehreren Etappen. Um das 
Budget nicht zu belasten, sollten diese Räume 
nicht gefördert, sondern nur toleriert werden. 

In vielen ländlidlen Gebieten ist es nidlt 
möglidl, eine Existenz zu finden. Tausende 
von Pendlern fahren täglidl oder wöchentlidl 
in irgendein Industriegebiet zu ihren Arbeits­
plätzen, wobei die meisten dazu tendieren, 
ihren Hausstand in der Nähe ihrer Arbeits­
stätte zu gründen. Damit gehen sie zwangs­
läufig ihrer Heimatgemeinde beziehungsweise 
dem ländlidlen Raum verloren. Wenn j edoch, 
das Bauen im angestammten Raum interessant 
gestaltet werden kann, würde es sich zweifel­
los mancher anders überlegen, da dann be­
sonders die Frau über den Fremdenverkehr 
einen entsprechenden Zuerwerb hätte. 

Der großen Sorge unerwünschter Entsied­
lung des ländlichen Raumes könnte mit dieser 
Regelung nadl meiner Uberzeugung wesent­
lich entgegengesteuert werden, ohne daß 
dafür zusätzliche Förderungsmittel in An­
sprudl genommen werden müßten. 

Da auch ein diesbezüglidler Antrag von der 
OVP eingebracht und leider von der Regie­
rungspartei nidlt angenommen wurde mit der 
Begründung, die Abgrenzung wäre sdlwierig, 
ist dies zu bedauern. Ich könnte mir die Ab­
grenzung so vorstellen, daß die Bevölkerungs­
entwicklung der einzelnen Gemeinden, die j a  
durdl die Volkszählung festgehalten ist, zur 
Grundlage genommen wird. Die gefährdeten 
Entleerungsräume wären leidlt feststellbar. 

Leider ist in dieser Novellierung dem 
familiengeredlten Bauen wiederum nicht 
Rechnung getragen worden. Eine Abstimmung 
auf die Familiengröße wäre zweckmäßig, 
damit audl kinderreiche Familien, die ohne­
dies meistens am bedürftigsten sind, beim Er­
stellen eines der Familiengröße angepaßten 
Wohnraumes in den vollen Genuß der Wohn­
bauförderungsdarlehen kommen können. 

Grundsätzlich ist zu bemerken, daß dieser 
G esetzentwurf weder die schon mehrfach ge­
forderte Änderung der Bemessungsgrundlage 
für den Zuteilungsschlüssel der Förderungs­
mittel des Bundes 'an die Länder enthält noch 
dem Umstand Redlnung trägt, daß die stark 
gestiegenen Baukosten unverhältnismäßig 
höhere Wohnbauförderungsmi ttel erfordern, 
diese aber nur im beschränkten Ausmaß be­
schafft werden können. 

Es drängt sich sdlon die Frage auf: Mit 
welcher Begründung kann hier der abgestufte 
Bevölkerungsschlüssel mit 35 Prozent als 
Grundlage dienen? Wenn wir die Vorarlberger 
Gemeindestruktur analysieren, die nun ein­
mal gezwungenermaßen durch die gebir.gige 
Landschaft viele Kleingemeinden aufweist, 
müssen wir feststellen, daß von den 96 Ge­
meinden in 43 Gemeinden mit einer Bevölke­
rungszahl von 22.803 der Schlüssel von 1 1/6, 

in 47 Gemeinden mit 1 32.051 Einwohnern der 
Sdllüssel von 1 1/s, in 3 Gemeinden mit 
38 .716 Einwohnern der Schlüssel von 1 2/3 
und nur in 3 Gemeinden mit 71.863 Ein­
wohnern der Sdllüssel von 2 zugrunde gelegt 
ist. Die hödlste Sdllüsselzahl von 21/3 für 
Gemeinden mit über 50.000 Einwohnern 
kommt in Vorarlberg überhaupt nicht zum 
Tragen. Würde unserem Land auch dieser 
Schlüssel angerechnet, wäre die Bemessungs­
grundlage nach der abgestuften Bevölkerung 
um 21 0.000 Personen oder ein Drittel höher. 

Der abgestufte Bevölkerungsschlüssel dis­
kriminiert die kleinen Gemeinden mit ihrer 
Bevölkerung. Dieser Sdllüssel ist weder nach 
einer wissenschaftlidlen noch sonstigen 
Grundlage erstellt worden und hat keine Be­
gründung, als Grundlage für den Verteilungs­
sdllüssel der Wohnbauförderungsmittel für 
die Länder zu dienen. 

Der Wohnbedarf ist ein Grundbedarf des 
einzelnen Menschen beziehungsweise der 
'einzelnen Familie, der nicht von der Gemein­
degröße abhängig ist. Der abgestufte B evölke­
rungsschlüssel ist in erster Linie ein Instru­
ment, um j enen Gemeinden, von denen in der 
Regel ein überdurchsdlnittlicher Ertrag an 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben stammt, 
auch wieder überdurchschnittliche Ertragsan­
teile an diesen Abgaben zukommen zu lassen; 
ihn auf die Verteilung der Wohnbauförde­
rungsmittel anzuwenden, ist j edoch völlig 
sachfremd. 

Zusammenfassend möchte ich sagen, daß das 
uns vorliegende Gesetz nach den Richtlinien 
wohl neue Möglichkeiten bietet, aber woher 
die Finanzierung kommen soll, bleibt unbe­
antwortet. Der Erfolg kann nicht groß sein, 
da ja bisher sdlon die meisten Bundesländer 
wegen des Fehlens von Mitteln die bestehen­
den Möglichkeiten in der Wohnbauförderung 
nicht ausschöpfen konnten. Wenn die Mittel 
nicht aufgestockt und der Finanzierungs­
schlüssei nicht auf eine gerechte Grundlage 
gestellt wird, können die Mittel nur umge­
schichtet werden aus einem Etat, wo man 
sowieso schon viel zuwenig Geld zur Ver­
fügung hat. (Beifall bei der OVP.) 
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Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet lichkeit präsentiert -: "Einbeziehung der 
ist der Abgeordnete Suppan. Ich erteile es ihm. Wohnungsverbesserung in die Wohnbauförde­

Abgeordneter Suppan (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Ich bedauere, daß der Herr 
Abgeordnete Kittl nicht anwesend ist, weil 
ich doch zu zwei Feststellungen, die er hier 
getroffen hat, Stellung nehmen möchte. 

Er hat zum einen erklärt, die Salzburger 
Landesregierung würde die Bodenbeschaffung 
in der Stadt Salzburg - und er hat hier die 
Verhältnisse in dieser Stadt geschildert -
verhindern. Nach meiner Kenntnis hat sich 
der Gemeinderat der Stadt Salzburg his zum 
heutigen Tage noch nicht aufraffen können, 
im Sinne des Bodenbeschaffungsgesetzes an 
das Amt der Salzburger Landesregierung 
einen diesbezüglichen Antrag zu stellen. Es 
klingt natürlich sehr gut, von diesem Redner­
pult aus zu erklären - wie böse ! -, die 
Salzburger Landesregierung ist dagegen, daß 
die tristen Verhältnisse in der Stadt Salzburg 
beseitigt werden. 

Ich glaube, im Hinblick. auf eine wahrheits­
getreue Aussage müßte ich das hier festge­
stellt haben, und ich nehme an, Herr KitB 
wird herunterkommen und wird diese seine 
Äußerung richtigstellen. 

Zum zweiten hat der Herr Abgeordnete 
Kittl etwas wegwerfend über die Pläne der 
Osterreichischen Volkspartei hinsichtlich des 
Wohnens gesprochen. Ich wel'de ihm dann per­
sönlich den Plan 1 der Osterreichischen Volks­
partei, der im Herlbst 1 973 erschienen ist, mit 
der Bitte überreichen, etwas nachzulesen. 
(Abg. K i t t 1 :  Können Sie uns sagen, warum 
die OVP voriges Jahr nicht mitgegangen ist 
bei der Mietrechtsänderung?) Nachzulesen auf 
Seite 64, wo wir eine Analyse über die Situa­
tion des österreichischen Wohnungsmarktes 
anstellen und unter anderem feststellen: 

"Ein Drittel aller Wohnungen in Osterreich 
sind Kleinwohnungen. Viele Wohnungen sind 
daher überbelegt. In vielen Wohnungen 
wohnen sogar mehr als zwei Personen pro 
Wohnraum. Viele Kinder haben kein eigenes 
Bett. 

Mehr als ein Viertel aller Wohnungen 
haben kein ei'genes we, ein Achtel aller 
Wohnungen nicht einmal einen Wasseran­
schluß. Nur die Hälfte aller Wohnungen ver­
fügt über den sanitären Normalstandard Was­
ser, we und Bad . . . . .  

Auf Seite 69 - da,s möchte ich dem Kollegen 
Kittl auch empfehlen - ziehen wir die Schluß­
folgerungen. Und die Schlußfolgerungen 
lauten - ich darf noch einmal sagen, im 
Herbst 1 973 wurde dieser Plan der Offent-

rung in Form einer neuen Wohnungsförde­
rung." 

Meine Damen und Herren! Wir haben die 
Analyse angestellt, wir haben das ohne 
Polemik festgestellt, wir bieten nun auch 
schon die Lösungsvorschläge an. Heute reali­
sieren wir j a  bereits einen dieser Lösungs­
vorschläge. Es ist daher vielleicht immer gut, 
bevor man sich über das Wollen einer anderen 
hier im Parlament vertretenen Partei negativ 
äußert, sich mit diesem Wollen sehr konkret 
auseinanderzusetzen. 

Der Abgeordnete Kitt! hat ja Bautenminister 
Moser als einen äußerst erfolgreichen Minister 
hinsichtlich der Wohnbautätigkeit in Oster­
reich hingestetlt. Auf Grund dieser Äußerung, 
Herr Bundesminister, müssen wir Sie auf den 
Prüfstand stellen. Da wir heute das vorletzte 
Mal in dieser Gesetzgebungsperiode die Ge­
legenheit haben, uns mit der Wohnungspolitik 
zu beschäftigen, werden wir prüfen und 
werden dann der Offentlichkeit dieses 
Prüfungsergebnis vorlegen. 

Nun beginne ich mit dem Anfang, nämlich 
mit jenen 1 400 Fachleuten, die Sie im Jahr 
1 969 strapaziert haben und die halt dann doch 
ein Konzept für ein modernes Osterreich : 
mehr, besser und schneller bauen, vorgelegt 
haben. Mit diesem Konzept sind Sie ja in die 
Wahlauseinandersetzungen 1970 und 1 97 1  ein­
getreten. Herr Ministerl Ich glaube, es ist 
schon hinlänglich vorgelesen worden, es ist 
kein Schlagwort. In diesem Konzept, in diesem 
Programm wird eben die Forderung aufge­
stellt, daß bis zum Jahre 1 980 100.000 
\Vohnungen gebaut werden, Das ist nicht weg­
zudiskutieren. Ich muß Ihnen hier bescheini­
gen, Herr Bautenminister, Sie haben sich am 
Anfang Ihrer Regierungstätigkeit an das von 
Ihrer Partei aufgestellte Konzept gehalten. 

Zur Novelle 1 972 , Änderung des Förderungs­
schlüssels auf 45 : 45 : 10. Mit dieser Novelle 
erfolgt die Zweidrittel-Bindung - das ist halt 
so daneben p assiert - für Eigenheim und 
Eigentumswohnbau. 

Aber, Herr Bundesminister, neben dieser 
Novelle 1 972 ist j a  wie ein Uhrwerk parallel 
dazu die von der Bundesregierung verfügte 
Kreditbeschränkung abgelaufen, parallel dazu 
ist die Erhöhung des Zinsfußes erfolgt. Fast 
geplant, erfolgt zum selben Zeitpunkt eine 
äußerst heftige Kritik an gemeinnützigen 
Wohnbauträgern, es werden der Offentlich­
keit verschiedene Dinge mitgeteilt, die aber 
bis zum heutigen Tage nicht bewiesen worden 
sind. 
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Herr Bundesminister ! Diese 300 gemein­
nützigen Wohnbauvereinigungen haben 
immerhin 50 Prozent des Wohnungs bedarfes 
in asterreich gedeckt. Trotz der Schwierig­
keiten, die diese Regierung verursacht hat, 
haben diese Wohnbauträger nicht gemurrt, 
sondern versucht, weiterhin Wohnungen zu 
bauen. 

Damals in dieser Situation hätten sich 
eigentlich diese Wohnbauträger erwartet, daß 
der zuständige Bundesminister ein klärendes 
Wort in -der Offentlichkeit sagt. Was haben 
Sie getan? - Sie haben nach dem Rechnungs­
hof gerufen. Sie wissen selbst, daß soundso 
viele Wohnbauvereinigungen auch im heu­
tigen Zeitpunkt schon vom Rechnungshof ge­
prüft und daß fast keine Beanstandungen ge­
funden wurden. 

Aber Sie haben hier die öffentliche Mei­
nung, hier sei etwas nicht in Ordnung, gegen 
die Wohnbauträger mitunterstützt. Die Mas­
senmedien und auch Sie, Herr Bundesminister, 
haben bis zum heutigen Tag nicht den Beweis 
erbringen können, daß dort etwas niCht in 
Ordnung ist. Denn wenn etwas nicht in Ord­
nung wäre, dann wäre es ja die Pflicht der 
Aufsichtsbehörden, die PfliCht des Prüfungs­
verbandes, diese Unordentlichkeiten aufzu­
zeigen und abzustellen. Aber man läßt das 
Gerücht so immer im Raum stehen : etwas 
wird daran schon wahr sein. Herr Bundes­
minister ! Ich verstehe nicht, daß Sie nicht 
damals und auch nicht zum j etzigen Zeit­
punkt ein klärendes Wort in der OffentIich­
keit abgegeben haben. 

Sie haben am 28. 5. 1 975 - ich glaube, 
es war in Bruck oder Leoben, auf alle Fälle 
entnehme ich es der "sozialistischen korre­
spondenz" - in dieser Richtung e.ine Aussage 
gemacht. Herr Bundesminister! Diese Aussage 
gibt wiederum Anlaß, daß man hier Unklarhei­
ten finden könnte. Sie sagten zum Beispiel : In 
Osterreich gibt es 300 gemeinnützige Wohn­
bauvereinigungen. Diese Zahl erscheint für 
ein Land mit 7 Millionen Einwohnern auf 
j eden Fall zu hoch. Bitte schön, warum 
erklären Sie das in der Offentlichkeit nicht. 
Manche dieser Vereinigungen - sagte Moser 
weiter - haben wohl einmal den Wohnungs­
bedarf in einem Ort befriedigt, aber nun schon 
seit 15  Jahren nichts mehr gebaut. Sie sind 
demnach heute reine Verwaltungsgesell­
schaften - und jetzt kommt es, Herr Bundes­
minister -, die nicht unbedingt mit Wohnbau­
förderungsmitteln subventioniert werden 
sollten. 

Sie haben seinerzeit mit dem Wort "Sub­
vention" hier im Haus einen Mordsspektakel 
gemacht, haben "Subventionsberichte" vorge-

legt, haben gemeint, hier könnte man die 
Offentlichkeit schocken, wieviel Steuer­
millionen in Form von Subventionen weg­
fließen. Nun benützen Sie selbst ein Wort, 
nämlich das Wort "Subventionierung" , und 
erzeugen in der Offentlichkeit den Eindruck, 
als ob diese Wohnbaugesellschaften, die seit 
15 Jahren nichts mehr gebaut haben, vom 
Staat, sprich aus Steuermitteln, subventioniert 
werden. 

Herr Bundesminister! Bitte schön :  aufzeigen 
in der Offentlichkeit, welche Genossenschaften 
subventioniert werden und wieviel sie an 
Subventionen bekommen ! Das wäre eine klare 
Antwort an die Offentlichkeit ! Dann stellen 
Sie in einem weiteren Satz fest : Außerdem 
sollen alle j ene Gesellschaften, bei denen Un­
regelmäßigkeiten in der Gebarung festgestellt 
wurden, so lange keine Förderungsmittel 
erhalten, als die beanstandeten Fehler nicht 
in Ordnung gebracht worden sind. -

Herr Bundesminister! Warum nennen Sie 
diese Gesellschaften nicht? Wo sind die Bean­
standungen? Heraus und in die Offentlichkeit 
damit!  Sie können nicht wegen zwei, drei 
oder von mir aus fünf Gesellschaften, die eine 
unordentliche Gebarung haben, 295 andere Ge­
sellschaften indirekt verdächtigen, daß etwas 
nicht in Ordnung ist. Herr Bundesminister, 
hier bitte eine klare Antwort : Welche Gesell­
schaften sind nicht in Ordnung? Was ist dort 
passiert? Ich glaube, die Offentlichkeit hat ein 
Recht darauf, das von Ihnen zu erfahren. Sie 
haben j a  im Zusammenhang mit den Gemein­
nützigen Wohnbauvereinigungen der Offent­
lichkeit jüngsten Datums wieder mitgeteilt, 
daß hier eine Aufklärung der Offentlichkeit 
erfolgt. Ich bitte Sie, nennen Sie alle jene 
Gesellschaften in der Offentlichkeit, wo etwas 
nicht in Ordnung ist. Damit werden Sie andere 
Gesellschaften, die seit 20 und mehr Jahren 
ihre Gesellschaft in Ordnung führen, von dem 
allgemeinen Verdacht befreien, daß auch dort 
etwas nicht in Ordnung sei. 

Und nun, Herr Bundesminister, haben Sie 
unter dem Eindruck des wirklichen Geschehens 
und vor allem über massiven Druck. des Ver­
bandes der Gemeinnützigen Wohnbauträger 
das seinerzeit von den 1400 Fachleuten aus­
gearbeitete Konzept über Bord werfen müssen, 
Sie mußten eine Kindesweglegung machen. 
Sie haben einsehen müssen, daß es mit der 
Sockelförderung 45 : 45 : 10  nicht geht, daß 
die Wohnungen zu teuer sind, daß begonnene 
Häuser nicht vollendet werden konnten, weil 
einfach die Promessen von den Bank­
instituten nicht zu haben waren. 
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Ich begrüße es, Herr Bundesminister, daß Sie 
1 974 diese Wende gemacht haben, daß wir 
jetzt wieder eine Sockelförderung von 70 Pro­
zent haben, daß es nun wieder möglich ist, 
neue Wohnungen zu Preisen und zu Bedin­
gungen zu bauen, die es doch einem größeren 
Kreis von Menschen in unserem Lande ermög­
lichen, diese Wohnungen auch zu erwerben. 

Herr Bundesminister, zugegeben, legistisch 
haben wir als Oppositionspartei Ihnen immer 
geholfen, ausgenommen das Boden­
beschaffungsgesetz. Aber Sie werden heute 
ja selbst erkennen, daß mit guten Gesetzen 
allein die Wohnbauwirtschaft nicht befriedigt 
werden kann. Und, Herr Bundesminister, Vor­
aussetzung einer guten Wohnbaupolitik ist 
halt auch eine gute Wirtschaftspolitik. Daß 
die Wirtschaftspolitik dieser Bundesregierung 
nicht die beste ist, das haben inzwischen j a  
wohl ohne unser Zutun Hunderttausende 
Menschen in Osterreich begriffen. 

Weil Sie immer von der Beschäftigtenlage 
sprechen. Nach den mir zur Verfügung stehen­
den Unterlagen hat sich der Beschäftigten­
stand im Baugewerbe von April 1 973 auf 
April 1 974 um 2840 Beschäftigte - ist an 
und für sich keine dramatische Zahl -, vom 
April 1 974 auf den April 1 975 um 1 5.765 Be­
schäftigte verringert. 

Herr Bundesminister, das ist nun der Nie­
derschlag der falschen Wohnbaupolitik, die 
diese Regierung betrieben hat. 

Ich habe begonnen mit der Feststellung, 
Herr Bundesminister, daß Ihre Politik nun am 
Prüfstand ist. Ich glaube, j etzt nach fünf Jah­
ren müssen Sie erkennen, daß Sie a) das, was 
Sie versprochen haben, nicht eingehalten 
haben, und daß Sie b) zwar legistisch einiges 
getan haben, aber daß diese legistischen Maß­
nahmen nicht ausgereicht haben, um die Be­
dürfnisse am Wohnbausektor voll zu befrie­
digen. Ich glaube, Sie selbst - und ich weiß, 
daß Sie dem Wohnbau innerlich sehr stark 
nahestehen - werden doch innerlich das Ge­
fühl haben, daß Sie diesen Auftrag nicht 
erfüllt haben. 

Herr Bundesminister, wenn man am Prüf­
stand steht, und es muß oder es wird fest­
gestellt, daß Sie die lAufgaben nicht oder nur 
mangelhaft erfüllt haben, dann ist das ein 
hartes Zeugnis. 

Sie machen in Ihrer Aussage vom 28. Mai 
- wie der Verteidigungsmini ster Lütgendorf, 
das scheint sich jetzt überhaupt in diesem 
Kabineii einzuschleichen - Vorschläge für die 
nächste Periode. Ja, Herr Bundesminister, 
warum machen Sie diese Dinge nicht j etzt? 

Wamm machen Sie eine Aussendung über 
die " sozialistische korrespondenz" und kün­
digen schon an, was Sie in der nächsten 
Periode zu tun beabsichtigen? Sie haben jetzt 
fünf Jahre Gelegenheit gehabt, all diese Dinge 
zu tun. (Abg. DI. F i s  e h e  I: Voraus­
schauend!) Vorausschauend oder absetzend, 
Herr Dr. Fischer. Ich glaube, daß Sie diese 
Dinge, die Sie angekündigt haben, ohnewei­
ters hätten noch verwirklichen können. 

Ich glaube, Grundlage für die nachfolgenden 
Novellen war die Novelle 1 968, mit der wir 
die gesamte Wohnungswirtschaft auf neue 
Erkenntnisse gestellt haben. Rückblickend 
können wir heute sagen : Die Wende war 
die Wohnbauförderung 1 968, das war die 
große Wende in Osterreich. Und mit diesen 
Gesetzen, die wir im Jahre 1968 geschaffen 
haben, mit diesen Gesetzen haben Sie von 
1 970 bis 1975 weiterregieren können, weiter­
arbeiten können. Aber ich muß Ihnen abschlie­
ßend sagen: Sie haben nicht zufriedenstellend, 
Sie haben schlecht weitergearbeitet. (Beifall 
bei deI OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Nittel. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Nittel (SPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren ! Der Herr Abge­
ordnete Suppan hat aus dem Programm der 
OVP zitiert. Ich kenne es über weite Passagen 
sehr exakt, weil ich meine, daß man genau 
wissen soll , welch ein Unterschied zwischen 
dem ist, was die Parteien den Leuten ver­
sprechen und was sie dann bei den Verhand­
lungen praktisch vertretenj genau auf das 
möchte ich nämlich hinweisen. 

In diesem Programm findet sich eine 
Passage, in der Sie beschreiben, welche Woh­
nungen als "minderausgestattet" zu betrachten 
sind. Sie meinen in diesem Programm - und 
ich habe Verständnis für eine solche 
Definition -, daß die Wohnungen, die kein 
Wasser, keine WC-Anlagen und kein Bad 
haben, als "minderausgestattet" zu betrachten 
sind. Als wir bereit waren, Ihre Definition 
voriges Jahr bei den Verhandlungen über die 
Mietengesetznovelle zu akzeptieren und 
logischerweise natürlich gemeint haben, daß 
Substandardwohnungen aus der freien Miet­
zinsvereinbarung herauszunehmen sind, habe 
ich von Ihrem Kollegen Dr. Hauser zur Ant­
wort bekommen: Frotzeln's mich net mit 
unserem eigenen Programm! So ernst nehmen 
Sie Ihr eigenes Programm. Wir mußten dann 
nolens volens einen Kompromiß mit Ihnen 
machen und uns darauf beschränken, daß Sub­
standardwohnungen, die von der freien Miet­
zinsvereinbarung auszunehmen sind, Woh-
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nungen aus der Kategorie 4 oder 5, also ent­
weder ohne Wasser oder ohne we, sind. So 
viel wert ist Ihr Programm, und Sie müssen 
bitte schon akzeptieren, daß wir dieses Pro­
gramm unter solchen Umständen nicht allzu 
ernst nehmen können, sondern es eben nur als 
Propagandamaterial betrachten. 

Die Wolmbaupolitik - und das führt mich 
gleich dazu - der SPO besteht aus einer 
Summe vieler Maßnahmen. Ich habe angeführt 
die vorjährige Novelle des Mietenrechtes, mit 
der wir die freie Mietzinsvereinbarung, die in 
Ihrer Zeit eingeführt wurde, die ein Fehler 
gewesen ist, für die Substandardwohnungen 
weggebracht haben. Wir haben aber auch 
wirksame Maßnahmen in diesem Zusammen­
hang gegen die Bodenspekulation, gegen die 
Abbruchspekulation eingeführt. Wir haben 
das Stadterneuerungs- und Bodenbeschaf­
fungsgesetz - das letztere gegen Ihre Stim­
men - beschlossen. Wir haben einige Male 
das Wohnungsverbesserungs- und Wohnbau­
förderungsgesetz novelliert. Das sind nur 
einige Maßnahmen aus diesem Bereich, die 
zeigen, daß wir vielfach Initiativen ergriffen 
haben und daß wir das Problem in der ganzen 
Breite begriffen haben. 

Wenn Ihr Hauptsprecher eingangs gemeint 
hat, daß die SPO bereit war, sich bei den Ver­
handlungen über die Novellen zum Woh­
nungsverbesserungsgesetz und zum Wohnbau­
förderungsgesetz den Argumenten der OVP 
zu beugen, so bitte ich um Entschuldigung, 
wenn ich das als grotesk bezeichnen muß. 

Die Initiativen dazu haben wir - und ich 
habe einige aufgezählt - immer wieder er­
griffen. Sie können unsere Regierungserklä­
rung nachlesen, um zu sehen, was wir uns 
vorgenommen haben. Ich lade Sie aber auch 
ein, um hier ein städtisches Problem im beson­
deren zu betrachten, zu lesen, was wir im 
Gemeinderatswahlkampf als Sozialistische 
Partei von der Bundesregierung gefordert 
haben, um zu sehen, von wo die Initiativen 
und die Anstöße gekommen sind. (Präsident 
P r o  b s t übernimmt den Vorsi tz.) 

Wenn Sie aber gemeint haben, daß wir ver­
handlungsbereit waren, wenn Sie aber 
gemeint haben, daß wir mit der Absicht in die 
Verhandlungen des Ausschusses und des 
Unterausschusses gegangen sind, auch die 
Uberlegungen der anderen Parteien des Par­
laments zu überdenken und zu einer, wenn 
es geht, Ubereinstimmung in allen Bereichen 
zu kommen, so betrachte ich das nicht als 
einen Vorwurf, sondern ich möchte sagen als 
eine Bestätigung echt parlamentarischen Ver-

haltens, denn es ist der Zweck der Beratungen 
im Ausschuß, nach Möglichkeit zu Uberein­
stimmungen zu kommen. 

Ich gebe zu , daß es erfreulich ist - ich 
möchte das konzedieren -, daß wir in so 
widüigen Sachfragen, für die Bevölkerung so 
wichtigen Sachfragen, nach sachlichen Ver­
handlungen zu einer Ubereinstimmung gekom­
men sind, j eder von einer anderen Richtung, 
das gebe ich gerne zu, aber das ist das Eigen­
tümliche bei Verhandlungen und beim Ab­
schluß eines Kompromisses. 

Ziel unserer umfassenden Wohnbaupolitik 
ist es, j edem Menschen in diesem Lande zu 
den Bedingungen, die er erfüllen kann, eine 
angemessene Wohnung zu verschaffen. 

Es ist von meinem Kollegen KitU gesagt 
worden, und auch der Herr Bautenminister 
hat das bei einigen Gelegenheiten erwähnt, 
daß die Zahl der Wohnungen in Osterreich, 
die nun mehr als zweieinhalb Millionen 
erreicht hat und um 1 1 7 .000 größer ist als die 
Zahl der Wohnungen, die bei der letzten Woh­
nungszählung 1 97 1  festgestellt worden ist, 
praktisch bedeutet, daß die quantitative Woh­
nungsnot beseitigt ist. Ja, es hat sogar das 
Statistische Zentral amt festgestellt, daß es 
bereits mehr Wohnungen gibt, als es den 
Bedürfnissen der privaten Haushalte ent­
spricht. 

Ich bin mir der Problematik dieser Statistik 
absolut bewußt, denn ich weiß natürlich ganz 
genau, daß mit der reinen Division "Woh­
nungen durch Haushalte" das wahre Problem 
nicht erkannt wird. 

Wir wissen aus dieser gleichen Wohnpau­
statistik 1 97 1 ,  daß damals etwa 730.000 Woh­
nungen der Kategorie 4 oder S, also der unbe­
strittenen Kategorie Substandard zuzuzählen 
sind, und ich verarge es vielen jungen und 
auch älteren Menschen nicht, wenn sie solche 
Wohnungen dem Werte nach nicht als Woh­
nungen akzeptieren, weil ihre Vorstellungen 
vom Wohnen ganz einfach über das, was dort 
geboten wird, hinausreichen. 

Daher muß es in zunehmendem Maße, näm­
lich in dem . Maße, in dem die Quantität hier 
eben in die Qualität umschlägt, unsere Auf­
gabe sein, uns nicht nur um die Schaffung von 
mehr Wohnungen zu bemühen, sondern auch 
darum, daß jene, die erhaltungswürdig sind, 
ebenso den Menschen, ihren Anforderungen 
entsprechend, zur Verfügung gestellt werden. 
Aber ich glaube, daß das auch eine unbe­
strittene Feststellung heute in diesem Par­
lament ist. 
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Es hilft die Statistik auch aus einem anderen 
Grund nicht immer sehr zum Erkennen des 
eigentlichen Problems, weil nämlich regional 
in der Wohnungsstruktur sehr gewaltige 
Unterschiede bestehen. Ich habe es einige 
Male gesagt, und ich möchte es wiederholen : 
Es ist nämlich nicht ganz gleich, ob ich mich 
in der großen Stadt bemühe, eine Wohnung 
zu bekommen, oder in der kleineren 
Gemeinde, wo der Baugrund noch verfügbar 
und erschwinglich ist, vielfach sogar noch in 
Familienbesitz ist, wo man, gefördert durch 
die Allgemeinheit, aber auch mit Hilfe seiner 
Familie sich selbst helfen kann. 

In den städtischen Agglomerationen ist 
diese Selbsthilfe dem einzelnen weitestgehend 
unmöglich, und zwar nicht von seinen sub­
jektiven Voraussetzungen her, sondern ganz 
einfach, weil der Boden nicht zur Verfügung 
steht und das Wirtschaften in diesem Bereich 
ganz einfach auf diese Weise nicht möglich 
ist. 

Die Bodenspekulation hat die Grundstücks­
preise in die Höhe getrieben, ' das ist oft 
gesagt worden, und verbunden mit gestie­
genen Material- und Kreditkosten ist der 
Wohnbau enorm verteuert worden - zwei­
fellos eine Folge der Konjunktur. 

Es war deshalb erforderlich, und ich darf 
hier auf eine 20jährige Bemühung der 
Sozialistischen Partei verweisen, daß das 
Stadterneuerungsgesetz, damals als Assanie­
rungsgesetz von uns beantragt, und das 
Bodenbeschaffungsgesetz durch dieses Par­
lament, durch diese Parlamentsmehrheit ver­
wirklicht wurden, weil damit das erste Mal 
Ländern und Gemeinden ein wirksames In­
strument in die Hand gegeben wird, gegen 
schrankenlose Grundstücksspekulation vorzu­
gehen. 

Sicher, noch ist die Anwendung unbefrie­
digend. Es war' aber nicht zu erwarten, daß 
ein so kompliziertes neues Instrumentarium 
nicht auch eine gewisse Anlaufzeit brauchen 
wird und daß es nicht erforderlich sein wird, 
Erfahrungen zu sammeln. Aber allein die Tat­
sache ist von Bedeutung, daß wir in diesem 
Stadterneuerungsgesetz vorgesehen haben, 
daß j emand, der sich - fast möchte ich 
sagen - böswillig oder mutwillig der Sanie­
rung in seinem Bereich entgegenstellt, ganz 
einfach mit der Enteignung bedroht wird. Auch 
hierüber gibt es - so hoffe ich - tatsächlich 
keine ideologischen Gegensätze, denn eine 
solche Forderung finden wir auch in Ihrem 
eigenen Programm. 

Es wurde von einigen Rednern auf die: 
besondere Situation Wiens hingewiesen, und 
ich möchte das zum Anlaß nehmen, um einige 
Worte darüber zu sagen. 

Es ist richtig, daß die Zahl der fertig­
gestellten Wohnungen in Wien rückläufig 
gewesen ist. Ich sage : gewesen ist, weil die 
Umkehrtendenz erkennbar ist. 

Ich weiß nicht genau, wer von Ihren Vor­
rednern es als nicht ganz glaubwürdig dar­
gestellt und gesagt hat, es könne doch nicht 
sein, daß die 68er-Förderung schuld daran war, 
wie das Vizebürgermeister Pfoch in einer 
der Aussendungen festgestellt hat. 

Ich lade Sie ein, mit mir diese Tabelle, diese 
Statistik zu studieren (der Redner weist eine 
Tabelle vor), und Sie werden sehr wohl erken-­
nen, daß eine der wesentlichen Ursachen für 
den Rückgang der Wohnbautätigkeit in Wien 
die Wohnbauförderung 1968 ist, die Sie ge­
schaffen haben, und zwar deshalb, weil nicht 
sosehr die Gemeinde, die das in Anspruch 
genommen hat, sondern die Genossenschaften 
der Meinung waren, daß sie mit dieser unge­
eigneten Förderung nicht Wohnungen schaffen 
können, die sie ihren zukünftigen Mietern' 
zumuten können. 

Wenn Sie genau schauen : 1 967 wurde mit 
dem Bau von 6000 Wohnungen begonnen­
- denn hier ist natürlich das Interessante -, 
und dann kommt der starke Rückgang bei den 
begonnenen Wohnungen, als eine Folge der 
Nichtanwendbarkeit der Wohnbauförderung 
1968, was natürlich mit dem entsprechenden 
Verzögerungsfaktor von drei , vier Jahren 
dazu geführt hat, daß entsprechend weniger 
Wohnungen fertiggestellt worden sind. Es be-­
durfte der zusätzlichen Förderungen der Stadt 
und des Landes Wien, um diese Wohnbau­
förderung wieder attraktiv zu machen. 

Ich lade Sie neuerlich ein, diese Tabelle 
anzusehen, die deutlich die Zahl der Woh­
nungen zeigt, deren Bau im vergangenen Jahr 
und im heurigen Jahr begonnen wurde. Wir­
haben die Durchschnittszahlen der sechziger -
Jahre bereits erreicht und werden sie 1 975 
wieder deutlich überschreiten. 

Aber es kommt noch etwas anderes dazu. 
Wenn ich in vielen Ihrer Publikationen ge- ­
lesen habe : Macht dem schrankenlosen Bauen 
ein Ende, stellt nicht alles hinaus auf die 
Wiese !, so muß das in einer Stadt wie Wien, 
wo das Problem gegeben ist, wo die Gefahr ­
bestanden hat, daß wir immer mehr Menschen 
an den Stadtrand verlagern und die Stadt­
kerne entvölkern, dazu führen, daß die Be­
mühungen zum Neubau in den inneren Be- -
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reichen gesteigert werden. Aber es ist völlig 
klar, daß es rein technisch, bautechnisch ein­
facher ist, 500, 1000, 2000 Wohnungen auf ein 
unbebautes oder leergemachtes Feld zu stellen 
als in die dichtverbauten, traditionell bewohn­
ten Gebiete, wo wir Lückenverbauungen, im 
einzelnen teurere Baurnaßnahmen, vornehmen, 
wo aber auch die technischen Probleme ganz 
einfach in großem Maße entgegenstehen. 

Daher muß eine solche Konzentrierung auf 
die Stadterneuerung unweigerlich auch einen 
Rückgang der bisheri gen Bauleistung zur 
Folge haben. Das ist in einer sachlichen 
Debatte ohneweiters darzulegen und von allen 
Fachleuten auch so verstanden worden. 

Es war für uns ' daher wichtig, ein Instru­
ment zu erhalten, das es uns ermöglicht, diese 
Stadt erneuerung , diese Neubelebung der Stadt 
zu machen. Und wir bedürfen nicht, wie das 
so gerne von Ihnen behauptet wurde, Ihrer 
Initiativen, denn aus unseren Programmen ist 
ebenso deutlich zu sehen, daß wir alle An­
stregungen unternehmen wollen, um der Ent­
völkerung der Stadtkerne - insbesondere in 
Wien ist das ein Problem - zu begegnen. 

Das von Ihnen geschaffene W ohnungsver­
besserungsgesetz aus dem Jahre 1 969 hat in 
der Form allerdings in den großen Städten 
keine wirksame Hilfe gebracht. Dazu kommt 

Das war eine der wesentlichen Veränderun­
gen und zeigt deutlich, welche Absichten wir 
hier verfolgten. 

Darf ich bei dieser Gelegenheit aber noch 
auf einen Umstand hinweisen, der, so meine 
ich, im Parlament Berücksichtigung finden 
sollte. Ich habe Gelegenheit gehabt, mir die 
Statistik der Wiener Stadtwerke über die An­
zahl der in Wien in den letzten Jahren durch'­
geführten Heizungsverbesserungen anzusehen. 
Es sind etwa 85.000 Gasheizungen in vier 
Jahren geschaffen worden und etwa 40.000 
Elektroheizungen. Diese Zahlen übersteigen 
bei weitem die Zahl der Anträge auf Woh­
nungsverbesserung und beweisen deutlich, daß 
Tausende Menschen aus eigener Kraft ver­
sucht haben, ihre Wohnungs situation zu ver­
bessern. Ich sage das deshalb, weil eine solche 
Anstrengung, die lobenswert ist, die zu unter­
stützen ist, ja überhaupt nur durch eine all­
gemeine wirtschaftliche Entwicklung ermög­
licht wird. Das heißt, die längste Konjunktur­
periode, die wir jemals in Osterreich hatten, 
die Anteilnahme der Menschen an diesem 
wirtschaftlichen Aufschwung hat das erst er­
möglicht. 

Ich sage das deshalb, weil Sie gerade in 
Wien in diesen Tagen - ich weiß nicht, ob 
das woanders auch der Fall ist - plakatieren: 
"OVP - Wir wirtschaften besser". Darf ich 

noch - auch das möchte ich doch etwas an- mir zu dieser Behauptung gestatten einige 
klagend sagen -, daß die privaten Hausbe- Zitate zu bringen, die den Widersprum zwi­
sitzer praktisch nidlt bereit waren, das eigent- schen der Propaganda auf der Straße und dem, 
lieh für sie gesmaffene Instrument in Anspruch was Sie wirklim vertreten, darstellen. 
zu nehmen. Idl habe die Statistik aus dem 
Jahre 1970 in etwa im Kopf. Damals wurden 
etwa 8000 Wohnungen in Wien mit Mitteln 
der Wohnungsverbesserung verbessert, aber 
davon waren 6000 in den Gemeindewohn­
häusern, weil von Privaten nur Mittel für 
2000 Wohnungen in Privathäusern in An­
'spruch genommen wurden. 

Es bedurfte daher neuerlich unserer Initia­
tive, nämlich der Novellierung der Wohnungs­
verbesserung, die den Mietern, die j a  zu be­
günstigen sind und um die es uns in erster 
Linie geht, den Menschen, die in den Woh­
nungen wohnen, das Antragsrecht brachte. Mit 
diesem Antragsrecht der Mieter ist eine 
wesentliche Veränderung der Situation einge­
treten und ist ein Ansteigen auf das Viel­
fache gegeben. 

Ich möchte Ihnen die Zahlen im einzelnen 
nicht verlesen, wir haben aber insgesamt, seit 
wir diese Möglichkeit haben, in Wien an die 
60.000 Wohnungen mit Hilfe dieses novel­
lierten Wohnungsverbesserungsgesetzes auf 
-einen Standard gebracht, der von den Men­
schen als zumutbar betrachtet wurde. 

Der Herr Präsident Minkowitsch ist nicht 
im Saal ; ich hoffe, man wird es ihm ausrich­
ten. Er hat am 2 1 .  September 1974 - er hat 
es zwar hier bestritten, aber ich habe mir 
j etzt die Unterlagen besorgt und kann ihm 
seine Rede, wenn er will, wörtlich vorlesen -
in Spittal bei einem Bauernbundtag des Kärnt­
ner Bauernbundes die Forderungen der Bauern 
vertreten, und weil er natürlich vor die Frage 
gestellt war, und wie das alles bezahlt werden 
soll, hat er die probate Antwort gewußt -
und das gehört zum "besse'r wirtschaften" der 
OVP. Da steht nämlich: Alle diese Forderun­
gen - ich zitiere Bauernbundpräsident Min­
kowitsch - könnten finanziert werden, wenn, 
so sagte Minkowitsch, die Regierung nach 
dem Beispiel Frankreichs und der BRD auf 
Prestigeprojekte verzichte. Projekte dieser 
Art seien die Wiener Donauinsel, die UNO­
City, die 17 Millia rden kosten wird, und der 
Wiener U-Bahn-Bau. (Abg. Dr. S c  h w i m­

m e  r: Sie sagen die Unwahrheit, Herr Nittel!) 

Das, können Sie sicher sein, werde ich auch 
den Wählern in der Leopoldstadt sagen und 
in Favoriten und überall : daß Sie in Wirklich-
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keit die Einstellung der großen Investitions­
tätigkeiten wollen. Und das ist Ihr "besser 
wirtschaften" ! Das werden wir den Wählern 
draußen sagen. (Abg. Dr. S c  h w i m m e r: Sie 
sagen die Unwahrheit! Das hat der Abgeord­
nete Minkowitsch berei ts ausdrücklich von 
diesem Pult aus berichtigtl) Es ist wahr, daß 
er das berichtigt hat. Aber es ist ebenso wahr, 
daß idl hier das Protokoll dieser Rede habe. 
Und ich lade Sie gerne ein - 2 1 .  September 
1 974 - nachzulesen. Wörtlich. Und das hat 
Präsident Minkowitsch nidl! berichtigt. Es ist 
überhaupt keine Kunst, hier herzugehen und 
zu sagen, das Ihabe ich nicht gesagt. Das ist 
in der Zeitung gestanden. (Abg. Dr. S c h w i m­
m e r: Was haben Sie dort? Doch kein Proto­
koll! Sie sagen ja schon wieder die Unwahr­
heit!) Noch ein Beweis. Jetzt zitiere ich ' "  
(Abg. Dr. S c  h w i m m e r: Zeigen Sie doch 
hel, ob es ein Protokoll ist!  - Abg. Helga 
W i e  s e I: Ein Zei tungsartikel ist doch kein 
Beweis! Das is t kein Protokolll) Ist das "Volks­
blaU" ein Beweis? Ich lese Ihnen etwas aus 
dem "VolksblaU" vor, aus dem "VolksblaU" 
vom 30. Oktober 1 974, als Beweis, wie Sie 
besser wirtschaften. Da sagt die Uberschrift . . . 
(Abg. R e g e n s b u r g e r: Er soll nicht so 
schreien!) Sie haben mich durch die Mehrzahl 
Ihrer Zwischenrufe dazu gezwungen, ich 
mache es audl gern leiser. Es hat den gleichen 
Wahrheitsgehalt. 

. 

"VolksblaU" : "Mitterer überraschte" am 
30. Oktober. Es heißt hier : "Otto Mitterer: 
Vollbeschäftigung um j eden Preis, also auch 
mit einer hohen Inflationsquote, halte ich für 
falsch . . . .  Eine gewisse Arbeitslosigkeit -
die sicher nicht so kraß wäre wie in der 
Bundesrepublik - müßte in Kauf genommen 
werden.'·' (Abg. Dr. S c  h w i m  m e r: Auch 
Iichtiggestellt worden!) Das ist Ihr besseres 
Programm des Wirtschaftens ! (Zwischenruf.) 
Aber das ist ja nicht richtiggestellt worden I 
Es ist das Gegenteil hier gesagt worden. Das 
"VolksblaU" hat doch zweifellos keine Ur­
sache, einen so prominenten Mann falsch zu 
interpretieren. Ubrigens habe ich die Mit­
schrift seiner Radiorede, wo das Ganze, stili­
stisch zwar etwas schlechter, aber ebenso klar 
herauszulesen ist. Sie ist nur stilistisch schlech­
ter, aber inhaltlich das gleiche. (Abg. DoktoI 
S c  h w i m m e  I: Warum lesen Sie nicht die 
Mitschrift vor? Sie haben doch sicher einen 
Grund, warum Sie das tun!) Ich lese Ihnen 
jetzt eine andere Mitschrift vor. Wir werden 
die Zeit nicht allzu sehr in Ansprudl nehmen. 
Sie wissen genau, daß Ihre führenden Leute 
eine Anti-Vollbeschäftigungspolitik betreiben, 
und das war es, was zu beweisen war. (Abg. 
H i e t 1:  Das is t eine glatte Unterstell.ung!) 
Eine glatte Unterstellung? Dann zitiere ich 

Ihnen Professor Koren. Ich zitiere Ihnen Pro­
fessor Koren, eine Mitschrift seines Fernseh­
interviews vom 3. April 1 975, also jüngsten 
Datums. Da gilt d ie Ausrede nicht mehr, im 
vergangenen Herbst hätte man nicht gewußt, 
daß es gewisse Beschäftigungsprobleme in der 
Welt gibt. Am 3. April 1 975 muß sich das 
auch bis zu Professor Koren durchgesprochen 
haben. Und er sagt - Mitschrift "Zeit im 
Bild 1", 3 .  April 1 975 -, man muß Aufträge 
aus Gebieten zurückstellen können, wo, wie 
in Wien, die Lage überdurchschnittlich gut 
ist. Ihr "besser wirtschaften", das plakatieren 
Sie in Wien, nicht das, was hier gesagt ist. 
Das bedeutet : dort, wo wir eine gute wirt­
schaftliche Lage haben, sagt Professor Koren, 
wie in Wien, muß man die Bundesaufträge 
zurückziehen und verlagern. Das ist Ihr Kon­
zept für besseres Wirtschaften. Das ist ein 
Programm für Arbeits;losigkeit, und das muß 
man deutlich sagen! (Widerspruch bei der 
OVP.) Ich sage das deshalb, weil das auch 
im Zusammenhang mit der Wohnbaupolitik 
eine große Rolle spielt. 

Herr Kollege Regensburger hat etwas un­
schuldig gemeint, so wie :  Bin ich der Hüter 
meines Bruders? Ist die OVP schuld an den 
Bodenpreissteigerungen? Aber im nächsten 
Satz attackiert er den Wiener Stadtrat Hans 
Mayr, der gemeint hat, man wird in Zukunft 
jene Gesellschaften, die nidlt gemeinnützig 
sind, aus der Wohnbauförderung ausschlie­
ßen, weil sie durch ihre spekulativen Maß­
nahmen daran mit schuld sind. Und Sie fra­
gen : Sind wir schuld? I Ich frage Sie : Wen 
schützen Sie? Und wenn wir j ene bestrafen, 
die die Bodenspekulation betreiben und Sie 
stehen abseits, dann muß ich die Frage zurück­
geben, dann frage ich Sie : S ind Sie schuld? 
- Natürlich, weil Sie jene schützen, die die 
Bodenspekulation betreiben. Auch dafür hat 
es viele Beweise gegeben. (Beifall bei der 
SPO.) 

Der Satz des Kollegen Regensburger, Wien 
erhält zu viele Mittel, ist ja beinahe das not­
wendige Salz in der Rede gewesen. Es hat 
bei der Anti-Wien-OVP natürlich nicht fehlen 
dürfen. 

Werte Damen und Herren! Ich wollte auf 
die Anstrengungen der einzelnen Menschen 
bei der Verbesserung ihrer Wohnung deshalb 
hinweisen, weil ich meine, daß wir diese 
Kraft, die in den Bewohnern der Häuser in 
Osterreich lebt, fördern und unterstützen sol­
len. Und wenn wir sehen, daß Tausende Men­
schen bereit sind, über die eigentlichen Förde­
rungsmaßnahmen hinaus selbst anzupacken, 
selbst ihre Kraft einzusetzen, so soll uns das 
ermuntern, weitere Förderungsmaßnahmen zu 
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setzen, um diesen Menschen behilflich zu sein, 
mit uns 'gemeinsam die Wohnungssituation 
in Osterreich zu verbessern. 

Es ist daher ein wesentliches Anliegen der 
vorliegenden Gesetzesnovellen, durch verbes­
serte Förderung bei den Kleinverbesserungen, 
aber auch bei den großen Wohnraumzusam­
menlegungen und ähnlichen, die größere Mit­
tel in Anspruch nehmen, dem einzelnen bei 
seinen Bemühungen zur Seite zu stehen. 

Die gegenwärtigen Novellen sind, sdleint 
mir, ein geeignetes Instrument, und es ist 
erfreulich, daß es in den Verhandlungen mög­
lich gewesen ist, eine einvernehmliche Lösung 
herbeizuführen. Gerne stimmen wir den Vor­
lagen zu. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zu einer tatsächlichen Be­
richtigung hat sich der Herr Abgeordnete Kitt! 
zu Wort gemeldet. Fünf Minuten Redezeit. 

Abgeordneter Kitt! (SPO) ; Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Eine tatsächliche Berichtigung. 
Der Abgeordnete Suppan hat mich der Un­
wahrheit bezichtigt mit der Begründung, daß 
ich ausgeführt haben soll, die Landesregierung 
habe die Anwendung des Bodenbeschaffungs­
gesetzes verhindert. Tatsächlich habe ich aber 
ausgeführt : "Im Land Salzburg mit einer 
OVP-Mehrheit in der Landesregierung, die ja 
die Wohnbaumittel verteilt, gibt es in der 
Stadt Salzburg 8650 Wohnungsuchende und 
1 4.000 leerstehende Wohnungen. Die Vertre­
ter der OVP und der Freiheitlichen - bezieht 
sich auf die Stadt Salzburg - verhindern bis 
j etzt die Anwendung des Bodenbeschaffungs­
gesetzes, und sie verhindern eine zügige 
soziale Wohnungspolitik. Von den großen 
Worten in den Programmen ist bei der prak­
tischen Arbeit nichts mehr festzustellen. Die 
OVP schützt offenbar den spekulativen W ohn­
bau und versagt den Wohnungsuchenden eine 
wirksame Hilfe." Ich möchte das nur inso­
fern ergänzen, als mir sehr wohl bekannt ist, 
daß die Landesregierung durch Verordnung 
die Begutachterkommission für die Bodenbe­
schaffung bereits bestellt hat. Wenn ich das 
weiß, dann ist ganz klar, daß ich eine der­
artige Aussage nicht machen konnte. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Moser. Er hat 
das Wort. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Herr Präsident! Hohes Haus ! Ich 
möchte in der dem Hohen Haus sicherlich 
willkommenen Kürze doch zu einigen in der 
Debatte aufgeworfenen Fragen Stellung neh­
men. Ich glaube, meine Damen und Herren, 
daß mit den beiden Gesetzen, die das Hohe 

Haus sich anschickt einstimmig zu beschließen, 
eine bisherige Lücke in unserer Wohnbau­
und Verbesserungsgesetzgebung geschlossen 
wird. Ich möchte aber zunächst auch feststellen, 
daß nach den statistischen Unterlagen, die 
uns heute zur Verfügung stehen, global ge­
sehen, der ziffernmäßige Fehlbestand an Woh­
nungen in Osterreich abgebaut werden konnte, 
wenngleich ich dazu sage, daß eine so glo'bale 
Statistik in keiner Weise etwa in den Bal­
lungs- und Verdichtungsräumen gleichermaßen 
anzuwenden ist wie andernorts in diesem 
Lande. Aber wenn wir der Häuser- und Woh­
nungszählung 1 97 1  Glauben schenken und dem 
Mikrozensus 1 974 und dem gegenüberstellen, 
ebenfalls aus den statistischen Unterlagen ent­
nommen, die Anzahl der Haushalte, dann 
nähern wir uns tatsächlich einem Gleichge­
wicht zwischen Haushalten und Wohnungen, 
was uns ja seinerzeit letztlich im Jahre 1972 

auch dazu bewogen hat, bei den Ländern zu 
verlangen, daß sie nicht in Zukunft am Bedarf 
vorbei bauen sollen, sondern durch die Er­
stellung von fünf j ährigen Wohnbauprogram­
men auf die Entwicklung innerhalb der ein­
zelnen Bundesländer Rücksicht nehmen sollen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Aber, meine Damen und Herren, je weniger 
der ziffernmäßige Fehlbestand drückend ist, 
umsomehr schiebt sich natürlich der qualita­
tive Fehlbestand in den Vordergrund und in 
den Mittelpunkt. Es besteht gar kein Zweifel, 
daß wir auf dem Gebiet der Verbesserung 
unserer Wohnungen zur Beseitigung des qua­
litativen Fehlbestandes noch ein gewaltiges 
Aufgabengebiet vor uns haben. 

Die bisherige Wohnungsverbesserungsge­
setzgebung ließ j a  nur kleinere Verbesserun­
gen zu. Viele waren auch von der Inanspruch­
nahme dieser im Gesetz gelegenen Möglich­
keiten deshalb ausgeschlossen, weil, gemessen 
an dem Einzeleinkommen jener, die gerade 
in Substandard- oder in schlechten Wohnun­
gen wohnen, auch die mit 40 Prozent abge­
stützten Annuitäten und Rückzahlungen noch 
immer eine Höhe erreichten, die, gemessen 
an ihrem Einkommen, ihnen nicht zumutbar 
erschien. 

Meine Damen und Herren ! Nun kommt also 
die große Oppositionspartei und sagt, die 
Reg.ierung habe versagt, das Ziel nicht er­
reicht. Ich gebe gerne und offen zu - und das 
waren wir letztlich ja  gemeinsam, die die 
Vvohnbauförderungsgesetznovelle 1 972 be­
schlossen haben -, d aß wir bei der Änderung 
des Finanzierungsschlüssels auch auf Grund 
des Ergebnisses der Beratungen von Sachver­
ständigen beider Seiten oder aller drei Seiten 
in diesem Hohen Hause füglich annehmen 
konnten, daß bei der Fortrechnung von Stei-
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gerungsraten in der Bauwirtschaft und auch 
bei annäherndem Gleichbleiben des früheren 
Trends in der Grundbeschaffung doch eine er­
hebliche Zahl von Wohnungen zusätzlich hätte 
gefördert werden können. 

Und wenn heute der Herr Abgeordnete 
Suppan sagte. wir haben eine Kehrtwendung 
machen müssen. wir haben wieder bis zu 
70 Prozent der Direktförderung gehen müssen. 
so ist offenbar dem Herrn Abgeordneten 
Suppan verborgen geblieben. daß wir den 
Ländern die Möglichkeit dieser Förderung er­
öffnet haben. daß aber bis zur Stunde nur 
zwei Bundesländer von neun von dieser 
Möglichkeit zum Teil oder zur Gänze Ge­
brauch gemacht haben. während sieben Bun­
desländer mit den Förderungssätzen, wie wir 
sie in der Novelle 1 972 festgelegt haben, 
auch heute arbeiten. 

Meine Damen und Herren ! Wenn der Herr 
Abgeordnete Helbich fortrechnet vom Jahre 
1970 bis herauf und sagt, es müßten also 

75.000 Wohnungen gebaut werden, dann über­
sieht er, daß die Förderungsnovelle zum 
Wohnbauförderungsgesetz 1 968 erst am 
1 .  Jänner 1 973 in Kraft getreten ist und nicht 
bereits am ersten Tag, als die gegenwärtige 
Regierung die Geschäfte übernommen hat, 
weil eben j ahrelang, 1 970 und 1 97 1  und einen 
erheblichen Teil des Jahres 1 972, zwischen 
den im Parlament vertretenen Parteien über 
die Änderung der Förderungssätze und des 
Förderungssystems verhandelt worden ist. 

Meine Damen und Herren ! Bitte übersehen 
wir doch auch nicht, daß es in den letzten 
J ahren eine erhebliche Steigerung der Durch­
schnittsgröße der gebauten Wohnungen ge­
geben hat, wie heute richtig schon gesagt 
wurde, von knapp über 70 Quadratmetern 
noch vor wenigen Jahren auf durchschnittlich 
85 Quadratmeter im Jahre 1 974. Schon bei 
dem Stadterneuerungsgesetz und bei der Dis­
kussion um das Stadterneuerungsgesetz hier 
im Hohen Hause haben wir und die 
Regierungspartei erklärt, daß zweifellos nach 
Verabschiedung d ieses Stadterneuerungsge­
setzes auch eine Ergänzung und Erweiterung 
der Wohnungsverbesserungsgesetzgebung er­
forderlich ist. Und das war erhebliche Zeit 
vor der Entschließung des Nationalrates, 
welche sich ja auch auf das Stadterneuerungs­
gesetz bezieht und als flankierende Maßnahme 
zur Stadterneuerung eine Veränderung der 
Wohnungsverbesserungsgesetzgebung im 
Auge hat. A:ber weil es gerade der Wille des 
Nationalrates offenbar bei dieser Ent­
schließung war. flankierende Maßnahmen zum 
Stadterneuerungsgesetz im Rahmen der 
Wohnungsverbesserung zu haben, wurde bei 
d em Entwurf zu diesen beiden Novellen zu-

nächst einmal das Einfamilienhaus ausge­
klammert von der sogenannten großen 
Lösung, und zwar deshalb. weil es über 
Wunsch der OVP-Fraktion doch so war, daß 
im Stadterneuerungsgesetz Einfamilienhäuser 
von d en Maßnahmen dieses Gesetzes aus­
drücklich ausgenommen sind. Es war daher 
nicht Eigentumsfeindlichkeit, sondern, im 
Gegenteil, es geschah im Verfolg der Ent­
schließung d es Nationalrates, daß das Ein­
familienhaus in diese größere Verbesserung 
zunächst nicht Eingang gefunden hat. Aber es 
ist einfach unrichtig. meine Damen und 
Herren, zu sagen, damit wären die Ein­
familienhäuser oder der ländliche Raum von 
großen Verbesserungsmaßnahmen ausge­
schlossen gewesen. 

Wer diese beiden Novellen sieht, der muß 
doch auch erkennen, daß es ausdrücklich 
heißt : Wer nicht im Rahmen der Wohnbau­
förderungsgese!zge bung Verbesserungen 
durchführen kann. der kann auch große und 
größte Wohnungsverbesserungen mit Hilfe 
des sogenannten kleinen Wohnungsverbesse­
rungsgesetzes machen. erhält für die dafür not­
wendigen Mittel einen 40prozentiyen Annui­
tätenzu5chuß, und. wenn damit die Rück­
zahlungs quote noch immer. gemessen an 
seinem Einkommen, eine unerträgliche Last 
bedeutet. wird der Rest durch die Gewährung 
einer Wohll'beihilfe genauso weit abgestützt 
wie bei dem, der mit Hilfe der sogenannten 
großen Verbesserungslösung die Wohnungen 
verbessert. Es ist daher einfach nicht wahr. 
daß damit das Einfamilienhaus ausgeschlossen 
ist. Es hat sogar die kleine Verbesserung, 
wenn ich darauf aufmerksam machen darf, 
gewisse Vorteile. weil weder Eigentumsbe­
schränkungen noch Einkommenshöhen bei der 
Inanspruchnahme dieses 40prozenUgen Annui­
tätenzuschusses eine Rolle spielen. welche 
aber sehr wohl im Rahmen der Wohnbau­
förderung natürlich beachtet werden müssen, 
und die Grenzen. die dort in der Wohn'bau­
förderung gesetzt sind, gelten auch im Rahmen 
der Wohnungsverbesserung mit Hilfe dieses 
Instrumentes. 

Der Herr Abgeordnete Regensburger meint. 
die Regierungsvorlage sei zu spät gekommen. 
Sicher ist sie nicht auf den Tag genau im 
Sinne der Entschließung da gewesen. Aber, 
darf ich Ihnen sagen, daß auch einige Bundes­
länder die ihnen gesetzten Fristen für die 
B egutachtung der beiden Entwürfe nicht un­
erheblich überschritten haben, Terminver­
schiebungen erbeten haben. und daß eine 
Fülle von Anregungen und eine Fülle von 
Vorstellungen und Vorschlägen im Rahmen 
des Begutachtungsverfahrens erhoben wurde, 
sodaß es sicher nicht genau auf den Tag war, 
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sondern sogar einige Wochen oder Monate -
sie ,ist im Februar eingebracht worden - ver­
gehen mußten, weil wir alle lAnregungen und 
alle Vorstellungen, die im Rahmen des Begut­
achtungsverfahrens aufgetaucht sind, sehr 
ernst geprüft haben. 

Was nun die Frage der fertiggestellten 
Wohnungen insgesamt anlangt: Ich glaube, 
wir sollten uns alle in diesem Hause dazu 
bekennen, daß für das Hohe Haus und für den 
sozialen Wohnbau nicht die allgemeinen 
Fertigstellungsziffern das Um und Auf sind, 
sondern die Frage : Wie entwickelt sich die 
Ziffer der fertiggestellten Wohnungen im 
Rahmen des sozial geförderten Wohnungs­
baues? Es ist Idaher nicht ISO 'interessant, ob 
es 45 ,000, 48.000, 50.000 Wohnungen insgesamt 
sind, wenn man weiß, daß soundso viele 
Tausend Zweitwohnungen oder Appartement­
Wohnungen in dieser Statistik gezählt wer­
den, die nicht von asterreichern bewohnt 
werden oder die nicht einem dringenden 
Wohnungsbedürfnis Wohnungssuchender in 
asterreich dienen. 

Wenn Sie aber die Kurve der Fertigstel­
lungsziffern sozial geförderter Wohnungen 
verfolgen und dabei berücksichtigen, daß die 
neue Förderungssituation erst seit 1 .  Jänner 
1 973 gilt, und bedenken, daß in früheren 
Jahren im Schnitt gesehen etwa 22 .300 sozial 
geförderte Wohnungen pro Jahr fertiggestellt 
wmiden, ,im vorigen Jahr aber 29.732 ge­
förderte Wohnungen fertig wurden, so sehen 
Sie daraus die ersten Auswirkungen dieser 
großen Novelle zur Wohnbauförderung 1968, 
die im Jahre 1 973 wirksam wurde. (Beifall bei 
der SPO.) 

Herr Abgemdneter Regensburger, Sie be­
klagen die Situation in der Bauwirtschaft und 
meinen, daß es heute weniger Beschäftigte 
gibt und daß in Ihrem Bereich jetzt im 
Sommer oder gegen den Sommer hin noch 
arbeitsuchende Batiarbeiter zu verzeichnen 
s-ind. Darf ich Ihnen dazu sagen : Wir ver­
folgen außerordentlich genau und nicht nur 
an Gesamtösterreich gedacht, sondern 
länder- und bezirksweise die Entwicklung in 
der Bauwirtschaft. Wir haben gegenwärtig 
rund 275.000 Beschäftigte in der Bauwirtschaft, 
denen rund 4000 Arbeitsuchende gegenüber­
stehen. Wenn Sie das in Prozenten ausrechnen 
wollen, weniger als 2 Prozent. Von einer Krise 
vennag ich - auch hier im Hohen Hause 
sage ich das - nichts zu sehen. Es ist richtig : 
wir haben etwas weniger Beschäftigte, als 
wir in den vergangenen Jahren gehabt haben. 
(Abg. Dr. G r ,u b e r: Aber die Staatsfinanzen 
sind in Ordnung!) A'ber bitte, Herr Abgeord­
neter Dr. Gruber, bedenken wir auch, wie 

hoch der Gastarbeiterstand in den früheren 
Jahren im Rahmen der Bauwirtschaft war und 
wie hoch er heute ist. Der Rückgang der Be­
schäftigten ist im überwiegenden Maße darauf 
zurückzuführen, daß heute weniger Gastar­
beiter in der Bauwirtschaft beschäftigt sind, 
als das seinerzeit einmal war. 

Herr Abgeordneter Regensburger! Wenn Sie 
schon das Schicksal der Bauwirtschaft be­
klagen und fragen: "Was tun wir mit der Bau­
wirtschaft?" , dann vermag ich wirklich eines 
nicht zu begreifen : Als wir - weil wir 
wissen, daß natürlich ein gewisser Verzöge­
rungseffekt in der Bauwirtschaft drinliegt, 
wenn man einen Investitionsstoß geben will 
- ins Parlament gegangen sind und gesagt 
haben, wir wollen für die Bauwirtschaft zu­
sätzlidl 1 ,2 Milliarden Schilling zur Ver­
fügung gestellt haben, und Sie gebeten haben, 
dem zuzustimmen, haben Sie dagegenge­
stimmt. Sie alle haben dagegengestimmt, daß 
der Bauwirtschaft zusätzlich 1 ,2 Milliarden 
Schilling zur Verfügung gestellt werden!  (Bei­
fall bei der SPO.) Und da beklragen Sie das 
Schicksal dieser Bauwirtschaft! (Abg. Doktor 
G r u  b e r:  Damit müssen sie ja die Schulden 
zahlen! Da haben sie ja nichts davon!) 

Herr Abgeordneter Gruber, darf ich Ihnen 
sagen, daß wir gerade in den beiden Ländern, 
die uns in gewissem Maße doch Sorgen ge­
macht haben, was die Ankurbelung der Bau­
wirtschaft anlangt, Steiermark und Kärnten, 
bereits im Mai mit Hilfe dieser zusätzlich zur 
Verfügung gestellten Mittel Bauaufträge mit 
einem Bauvolumen von je 400 Millionen in 
jedem Land vergeben konnten; und ich glaube, 
das war ein echter Beitrag zur Beschäftigung 
in diesem Bereich der Bauwirtischaft. (Beifall 
bei der SPO.) 

Der Herr Abgeordnete Hagsp,iel meinte, die 
größere Familie sei schlecht dran. Herr Ab­
geordneter Hagspiel ! Bei der W ohnungsver­
besserung weiß Gott nicht ! Denn da geht es 
ja nicht um die Wohnungsgröße, sondern daß 
eine Wohnung vorhanden ist, die den Stan­
dardbestimmungen nicht entspricht, und daß 
wir mit öffentlichen Mitteln und mit Hilfe 
von niedrig verzinslichen Darlehen den 
Standard, den man heute an eine Wohnung 
füglich stellen kann, auch 'herstellen wollen. 
Ich verstehe daher nicht, wie Sie sagen 
können, eine größere Familie wäre dabei aus­
geschlossen. 

Aber wir kommen bei aB diesen Maß­
nahmen um den verfassungsrechtIichen Tat­
bestand des Volkswohnungswesens nicht 
herum, und Sie wi:ssen, daß wir Klein- und 
Mittelwohnungen auf Grund dieses Tatbe­
standes fördern oder bauen können. 

991 
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Herr Abgeordneter Suppan! Auch ein Isehr 
offenes Wort zur Frage der Wohnbauvereini­
gung: Ich habe immer dem Verband der 
Gemeinnützigen Wohnbauvereinigung 'gesagt : 
ich bin der erste, der sich hinstellt, aber es 
wird mir auch erlaubt sein, manchmal dort 
zu kritisieren, wo ich die Kritik für angebracht 
halte, denn, Herr Abgeordneter, daß heute die 
Aufsichtsbehörden ein viel zu geringes 
Instrumentarium besitzen, um einschreiten zu 
können, das wissen Sie und das weiß ich ! Das 
einzige, W(llS Sie heute tun könnten, ist : b ei 
einem Verstoß die Gemeinnützigkeit a:bzuer-

' kennen, was zwangsläufig enorme Folgen für 
die Darlehensgeber und Darlehensnehmer der 
Vergangenheit hat, eine Maßnahme, die letzten 
Endes dann die Unschuldigen in den Häusern 
treffen würde. Daher ist meine Meinung, daß 
die Aufsichtsbehörden ein besseres Instrument 
bekommen sollen, daß die Aufsichtsbehörden 
das Recht haben lSollen, dort, wo der Prüfungs­
verband dder die Aufsichts'behörde selber Be­
anstandungen in solchen Unternehmungen 
festgestellt, zu verfügen, daß, solange diese 
Beanstandungen nicht bereinigt s.ind, die För­
derungsstellen die Hingabe von öffentlichen 
Mitteln an Idieses Unternehmen sperren. Das 
soll eine Verfügung der Aufsichtsbehörden 
sein. 

Es wurde hier gesagt : 15 J'ahre nichts gebaut 
und subventioniert ! - Herr Abgeordneter 
Suppan, auch ich nehme für mich in Anspruch, 
daß die Formulierung, wie es dann in der 
Zeitung steht, nicht von mir, sondern von 
Redakteuren gemacht wird. Ich habe in diesem 
Pressegespräch die Meinung vertreten: Wenn 
ein solches Unternehmen 15 Jahre lang keine 
Bautätigkeit mehr entwickelt hat, dann ist 
es auch meiner Meinung nach keine gemein­
nützige Bauvereinigung mehr, sondern eine 
gemeinnützige Verwaltung. Sie soll den Status 
der Gemeinnützigkeit behalten, aber es sollen 
nicht alle einfach Zugang zu den Förderungs­
töpfen haben, sondern diejenigen, die sauber, 
ordentHch, korrekt und mit viel Idealismus, 
muß ich auch 'sagen, bisher Wohnungen gebaut 
haben. 

Herr Abgeordneter, ich bin mit Ihnen einer 
Meinung, wenn wir gemeinsam erreichen, daß 
die Prüfungsberichte des Verbandes der 
gemeinnützigen Wohnbauvereinigungen 
grundsätzlich offengelegt werden, für jeden 
zur Einsicht offengelegt werden. Ich habe das 
nicht nur einmal, sondern schon mehrere Male 
nicht nur im Hohen Hause hier vertreten. 

Herr AbgeOl'dneter! Tun wir doch nicht so, 
als ob a'lles in Ordnung wäre. Nehmen Sie 
nur ein Beispiel ; ich hoffe, daß es inzwischen 
bereinigt worden ist. Ich vertrete beharrliCh 

die Meinung, daß Wohnungen von gemein­
nützigen Bauvereinigungen - Sie wissen, was 
ich damit meine : daß wir nicht nur Genossen­
schaften, sondern auch Aktiengesellschaften, 
GesmbH's und Vereine haben, die den Status 
der Gemeinnützrgkeit besitzen -, von solchen 
Unternehmungen, die öffentliche Gelder be­
kommen, nicht im Wege der Ausbietung über 
Realitätenvermittler an den Mann gebracht 
werden sollen. Ich habe immer die Meinung 
vertreten : Wenn ein gemeinnütziges Bau­
unternehmen niCht schon bei der Einreichung 
um die Gewährung eines Darlehens nach­
weisen kann, daß es so viele Wohnungs­
suchende vorgemerkt hat, dann sollte man 
halt auch in diesem Bereich nicht einfach die 
Vermittlertätigket in Anspruch nehmen 
können, Sie wissen, wie viele Tausende 
Schilling Wohnungssuchenlde über solche 
R ealitätenvermittlungsbüros zusätzlich zahlen 
mußten, damit sie überhaupt erst in Kontakt 
mit einem gemeinnützigen Wohnbauunter­
nehmen gekommen sind. 

Ich bin auch heute wieder der Meinung. 
daß es eigentlich eine Aufgabe der Gemeinden 
als Serviceleistung an den Wohnungssuchen­
den wäre, den Wohnungssuchenden zu sagen, 
wer in der Gemeinde was baut, damit der 
direkte Draht sozusagen zwischen Interes­
senten und Bauherren hergestellt werden 
kann. 

Meine Damen und Herren! Wenn nun diese 
Gesetze wirksam weIlden, dann möchte ich 
daran auch die Hoffnung knüpfen, daß damit 
nicht nur die früher von mir erwähnte Lücke 
geschlossen wird, sondern daß das Bemühen, 
den Menschen Wohnungen, die dem heutigen 
Stand entsprechen, zu vertretbaren wirtschaft­
lichen Bedingungen zur Verfügung zu stellen, 
auch weiterhin Erfolg hat. 

Auch ich muß bescheinigen, daß es bei aller 
Gegensätzlichkeit mancher Auffassungen 
außerordentlich erfreulich war, daß in diesen 
Fragen im Bautenausschuß relativ schnell und 
durch sachliche Diskussionen bewirkt, eine ge­
meinsame Auffassung erreicht werden konnte, 
die auch zu einer gemeinsamen Beschluß­
fassung im Hohen Hause führt. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Breiteneder. 

" "�',,�: " " -I1):�:�� 

Abgeordneter Breiteneder (OVP) : Hohes 
Haus ! Geschätzter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die beiden Vorlagen sind 
in der abgeänderten Form 'grundsätzlich von 
der Osterreichischen Volkspartei zu begrüßen. 
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Herr Bundesminister! Ich muß Ihnen aber 
doch in einigen Punkten widersprechen. Wenn 
Sie behaupten, daß die Bauwirtschaft eine sehr 
gute Auftragslage hat, dann verkennen Sie 
die Situation. Es gibt heute weite Bereiche 
in Osterreich, wo wirklich echte Sorge um die 
Vollbeschäftigung der Bauarbeiter herrscht. Es 
mag sein, daß in manchen Ballung.szentren 
diese Sorge nicht besteht. Aber es leben auch 
viele Osterreicher außerhalb der Ballungs­
zentren, die auch Anspruch auf Arbeit und 
Einkommen haben. (Beifall bei der avp.) 

Ein zweiter Widerspruch : Herr Bundes­
minister, wir begrüßen es, daß dieser Para­
graph ersatzlos gestrichen worden ist, mit dem 
man in der Novelle zum Wohnbauförderungs­
gesetz 1 968 vorgehabt hat, daß jene Objekte, 
die mehr als zwei Wohnungen aufweisen, nur 
in die Wohnungsverbesserung einbezogen 
werden können. Sie haben in Ihren Aus­
führungen, Herr Bundesminister, ja betont, 
daß dieses . Gesetz geschaffen worden ist für 
-ißne Bevölkerungsschichten, die auf Grund 
ihrer schlechten Einkommenslage nicht im­
stande sind, die Wohnungsverbesserung in 
ursprüngliCher Form in \Anspruch zu nehmen. 
(Bundesminister M o  s e  r: Weil es keine 
Wohnungsbeihilfe gegeben hatl) Das ist der 
Grund, warum die Osterreichische Volkspartei 
sich vehement dafür eingesetzt hat, daß auch 
diese Gruppen in die Wdhnbauförderung nach 
dem günstigen Satz einbezogen worden sind. 

heute hat der Herr Bürgermeister Pölz es 
bestätigt. Damals hat er es bestritten, aber 
inzwischen ist er Bürgermeister und kennt die 
Verhältnisse sehr eingehend. (Abg. P ö 1 z:  
Schon länger, und ich habe es schon länger 
vertreten!) 

Daher ist es richtig, daß wir nicht weiß 
Gott welche Prognosen stellen, die vielver­
sprechend sind. Herr Bundesminister, ich werfe 
Ihnen gar nicht mehr vor, daß Sie Ihr Ver­
sprechen nicht haben einlösen können. Es ist 
so viel versprochen worden, es waren eben 
damals zu viele beisammen, die die wirt­
schaftliche Entwicklung verkannt haben. Ich 
wäre nur froh, wenn die Versprechungen er­
füllt werden könnten, die wir in diesen 
Novellen als Voraussetzung gelten lassen. 
Was ich befürchte, ist, daß auf dem Gebiete 
der Wohnbauforschung viel zuwenig getan 
wird und daß man vor allen Dingen die Er­
gebnisse zuwenig berücksichtigt. 

Ich habe vor wenigen Monaten Gelegenheit 
gehabt, die Wohnungsverhältnisse im 
bayrischen Raum kennenzulernen. Man kann 
ruhig diese Beispiele auf Osterreich über­
tragen. Man konnte dort - leider ist die 
Bevölkerung auch dort in Abnahme begriffen 
- allein im bayrischen Raum, im Raum von 
München, über 20.000 leerstehende Wohnun­
gen feststellen. 

Dieses Leerstehen der Wohnungen hat ver­
schiedene Ursachen : Erstens die Preise, 
zweitens hat man die psychologische Ein­
wirkung, die Lärmeinwirkung auf die Mieter 
viel zuwenig berücksichtigt. Und d ann hat 
man festgestellt, daß die Zeit der Wohnsilos 
vorbei ist. 

Ich darf daran erinnern, daß es 1968 das 
erste Mal war, daß auch die bäuerliche Be­
völkerung in die Wohnbauförderung einbe­
zogen wurde. Wenn uns bekannt ist, Herr 
Bundesminister, daß etwa 30 Prozent der 
bäuerlichen Haushalte dem Standard nicht ent- Allein im Raume Augsburg gibt es etwa 
sprechen, daß die Wohnverhältnisse außer- 50.000 bis 60.000 Einpendler, die täglich eine 
ordentlich schlecht sind und daß die Wohn- Wegstrecke von 50 bis 60 km zurücklegen. 
verhältnisse einen besonderen Einfluß auf den Von ihnen haben sich nur etwa 20 Prozent 
Gesundheitszustand der Bevölkerung haben, 
dann, glaube ich, war das Begehren der Oster­
reichischen Volkspartei absolut berechtigt, daß 
man auch diese Gruppe der Bewohner des 
ländlichen Raumes in die Wohnungsverbes­
serung einbezieht. Wir hätten ja sogar den 
Gleichheitsgrundsatz verletzt, und das, meine 
verehrten Damen und Herren, sollten wir in 
einer Demokratie verhindern. 

Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich habe 1 970 hier erklärt, daß 
wir unter den gegebenen Vorstellungen ohne 
Mittun der Bevölkerung und des Menschen 
nicht in der Lage sein werden, die Wohnungs­
probleme zu lösen. Mein Kollege Abgeord­
neter Dr. Gruber hat vor vielen Jahren 
dieses Problem aufgezeigt, daß die Wohnung 
dem Menschen etwas wert sein muß, und 

bereit erklärt, eine begünstigte Wohnung im 
Großraum Augsburg, und zwar im Industrie­
zentrum, zu bewohnen. Sie nehmen es lieber 
in Kauf, täglich wieder zu ihrem Wohnsitz 
zurückzufahren, weil sie dort bessere Er­
holungsmöglichkeiten haben. 

Wenn man die Neubauruinen im Raume 
Münrnen, wo es Wohnblöcke mit 500 
Wohnungen gibt - sie sind nicht nur im 
Rahmen der Olympischen Spiele, sondern 
schon vorher und auch in jüngster Zeit erbaut 
worden -, betradüet, muß man sagen : Die 
Konzeption, die ursprünglich auch von Ihrer 
Partei vertreten worden ist, war falsch. 

Ich kann - das erfüllt mich mit Stolz -
sagen, daß an und für sich die beiden 
Regierungsvorlagen, die beiden Novellen, eine 

148. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 51 von 98

www.parlament.gv.at



14336 Nationalrat XIII. GP - 148. Sitzung - 1 1 .  Juni 1 975 

Breiteneder 

Bestätigung der Wohnbaupolitik der Oster­
reichischen Volkspartei sind. (Beifall bei der 
OVP.) Wir haben nie den Weg der Mitte 
verlassen. 

Heute sprach Herr Abgeordneter Nittel über 
die freifinanzierten Wohnungen. Herr Bundes­
minister! Ihnen ist ja die Auseinander­
setzung mit Herrn Professor Kleps und der­
gleichen bekannt. Man wirft ihm vor, daß 
seine Argumentation nicht richtig sei, man 
sagt, Osterreich brauche leerstehende 
Wohnungen, brauche eine gewisse Reserve. 
Folgendes ist richtig : Wir haben in asterreich 
230.000 nicht bewohnte Wohnungen. Darunter 
sind etwa 70.000 Ferienwohnungen. Man hält 
dieses Ausmaß nicht einmal für zu hoch. Wie 
wollen wir denn die Städteassanierung durch­
führen, wenn keine Reserven da sind? 

Man müßte bezüglich der freifinanzierten 
Wohnungen noch etwas sagen. Man sollte dem 
Staatsbürger schon die Möglichkeit geben, 
dann, wenn er Geld angespart hat, in vor­
sorgender Weise eine Wohnung zu bauen. 
Das ist auch notwendig. 

Ich kann mir durchaus vorstellen, daß es 
noch gesunddenkende Familienväter gibt, die 
eben für ihre Kinder in der Form vorsorgen, 
daß sie ihnen, wenn sie erwachsen sind, 
eventuell eine Wohnung zur Verfügung stel­
len können, ohne den Staat zu belasten. Ich 
glaube, das ist doch keine Untugend. Man 
müßte darüber froh sein. Gerade in einer 
Zeit, in der die Konjunktur auf dem Bau­
sektor eine Belebung braucht, müßte man es 
durchaus begrüßen, wenn es mehr solche 
Menschen gäbe, die ihr Geld unter Umständen 
in die Bauwirtschaft investieren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Welche Perspektiven zeichnen sich nun für 
die künftige Wohnbaupolitik ab? Ich glaube, 
wir müssen dem Osterreicher stärker als bis­
her ins Bewußtsein bringen, daß die Wohnung 
dem Staatsbürger etwas wert sein muß. 

Die Planung im Großraum ist danebenge­
gangen. Wir haben in den Ballungszentren 
Gebiete, die menschenleer geworden sind. 
Man hat auf Lärmschutz zuwenig Rücksicht 
genommen. Die Novelle zeigt da ein gewisses 
Verständnis. Wir haben in den Großstädten 
ganze Straßenzüge, die dünn besiedelt sind, 
die nicht mehr bewohnt werden, weil der 
Lärm so stark ist, daß er nicht mehr zumutbar 
ist. Man hat zuwenig Rücksicht genommen 
auf die Infrastruktur, auf die Geschäftswelt, 
auf die Lokale und so weiter. Man hat ge­
glaubt, man müsse Einkaufszentren errichten, 
um den Bedarf zu decken. Der wohnungs­
suchende Mensch hat anders reagiert ! 

Alle diese Erkenntnisse sollten wir in die 
künftige Wohnbaukonzeption einbeziehen, 
damit wir den Staatsbürger nicht enttäuschen, 
damit wir nicht, wie es in der deutschen 
Bundesrepublik geschah, ebenfalls Neubau­
ruinen mit sozialen Wohnbauförderungsmit­
teln errichten. 

In der deutschen Bundesrepublik ist man 
von der Errichtung von etwa 700.000 neuen 
Wohnungen pro Jahr auf etwa 500.000 zurück­
gegangen. Man hat sogar die Sorge, selbst 
diese Wohnungen an den Mieter zu bringen. 
So gesehen stimmt mich die Bevölkerungs­
entwicklung auch in asterreich sehr bedenk­
lich. Es wird Ihnen das jüngste Forschungs­
ergebnis aus dem bayrischen Raum bekannt 
sein, das etwa so aussieht, daß dann, wenn 
die Entwicklungstendenz wie bisher anhält, 
um das Jahr 2000 dort nur mehr etwa - das 
ist jetzt sehr hoch geschätzt - 6 Millione� 
statt 10 Millionen Menschen wohnen werden. 
Es gibt Prognosen, die sogar noch ungünstiger 
sind. Daher glaube ich, kann man heute nicht 
davon reden, wie viele Wohnungen 1 980 ge­
baut werden müssen oder sollen, sondern man 
muß darüber nachdenken, wie viele Wohnun­
gen auf Grund der Entwicklung notwendig 
sein werden. Dann kann man auch auf die 
Größenordnung Bedacht nehmen, vor allen 
Dingen aber auch die ganze Gestaltung be­
rücksichtigen, denn es ist, wie ich glaube, 
bereits die Erkenntnis durchgedrungen, daß 
die Wohnung auf den Charakter des Menschen 
einen wesentlichen Einfluß nimmt. An dieser 
Angelegenheit müssen daher alle Parteien 
Interesse haben. 

Deshalb gehört zu einer gesunden 
Wohnungspolitik auch eine gesunde Familien­
politik und vor allem auch eine gesunde Wirt­
schaftspolitik. 

Herr Bautenminister! Davon wird es, gleich­
gültig, welche Partei nach dem 5. Oktober 
sozusagen das Hauptwort in der Entwicklung 
zu reden haben wird, abhängen, oJb wir die 
Versprechen, die wir mit diesen Gesetzen ver­
binden, erfüllen können oder nicht. 

Ein besonderes Anliegen, Herr Bundes­
minister, wäre mir, daß man auch die Finan­
zierung auf Bundesebene einigermaßen gleich­
gestaltet. 

Warum bin ich so mißtrauisch? Wir haben 
große Erwartungen in die Wohnbauförderung 
1 968 gesetzt. Wie sehen die Dinge jetzt, auf 
die Praxis bezogen, aus ? Es gibt Bauwerber, 
die drei und vier Jahre warten müssen. Sie 
haben die Finanzierung erstellt mit 45 Prozent 
Darlehen, 45 Prozent Bankkredit, doch heute 
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müssen sie mit einem PausChalbetrag von 
1 50.000 S oder für zwei Wohnungen mit 
230.000 S vorliebnehmen. 

Zu mir, geschätzte Damen und Herren, wie 
auch zu Ihnen werden täglich viele Darlehens­
werber kommen, die Ihnen ihre Verlegenheit 
mitteilen, wie sie j etzt mit der Finanzierung 
fertig werden sollen. Daher sollten wir auch 
länderweise einigermaßen einheitlich vor­
gehen. Es soll kein Unterschied bestehen, egal 
wo der Staatsbürger wohnt : in Vorarlberg, in 
Oberösterreich oder in Salzburg. AuCh hin­
sichtlich der Gemeinden sollte das gelten. 
Denn es ist ja bekannt, daß Großgemeinden 
in der Lage sind, zusätzliche Wohnbauförde­
rungsmittel zu gewähren. 

Zum Schluß, Herr Bundesminister, möChte 
ich den Vorwurf entkräften, den man an 
unsere Partei richtet : daß wir Spekulanten 
unterstützen. Ich stelle hier ganz eindeutig 
fest : Die Osterreichische Volkspartei hat sich 
immer gegen Bodenspekulanten und auch 
gegen alle, die aus der Wohnbauförderung 
ein Geschäft machen wollen, ausgesprochen, 
gleichgültig, wo sie stehen, meine Verehrten !  
(Beifall bei der OVP.) 

Das Forschungsergebnis des Herrn Professor 
Dr. Kleps wird, wie ich glaube, das Haus be­
schäftigen. Wir werden Gelegenheit haben -
ja wir sind dazu verpflichtet -, die Umstände 
zu untersuchen, die dazu führen, daß heute 
manche Einrichtungen stark kritisiert werden. 

Wir freuen uns darüber, daß wieder eine 
echte Verbesserung zustandegekommen ist 
und daß die Wünsche der Osterreichischen 
Volkspartei entsprechend berücksichtigt wor­
den sind. Daher geben wir den vorliegenden 
Gesetzen gerne unsere Zustimmung. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
Herr Abgeordneter Dr. Gruber. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abgeordneter Dr. Gruber (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Es war fast 
auf den Tag genau vor acht Jahren, daß wir 
uns hier mit dem Wohnbauförderungsgesetz 
1968, wie es später genannt wurde, beschäftigt 
haben. Ich freue mich, daß dieses Gesetzes­
werk heute von allen eine so positive Würdi­
gung erfährt. Dies deshalb, weil ja seinerzeit 
die Wertung und die Qualifikation durch die 
neutige Regierungspartei eine ganz andere 
gewesen ist. Der Abgeordnete Pölz wird sich 
sicherlich noch daran erinnern, wie seinerzeit 
von Sprechern der Sozialistischen Partei zu 
diesem Gesetz Stellung genommen wurde. Es 
ist also eine sehr deutliche Kehrtwendung 

eingetreten; nicht auf unserer Seite, denn wir 
haben dieses Gesetz seinerzeit initiiert, wir 
haben es hier beschlossen, wir haben es seit­
dem immer verteidigt, und wir haben gar 
keinen Grund, von diesem Gesetz abzurücken. 
Allerdings ist die Haltung der Sozialistischen 
Partei zu diesem Gesetz eine gänzlich andere 
geworden. 

Ich habe schon anläßlich der Novelle des 
Jahres 1 972 nachgewiesen, daß sämtliche 
Grundsätze der Sozialistischen Partei von 1 967 
von den eigenen Leuten über Bord geworfen 
wurden, daß man sämtliche Forderungen prak­
tisch fallen gelassen hat und inzwischen voll 
und ganz auf die Linie der Osterreichischen 
Volkspartei . eingeschwenkt ist. Eine deut­
lichere Anerkennung der wohnungspolitischen 
Initiative der OVP-Alleinregierung könnte es 
gar nicht geben. (Beifall bei der avp.) 

Die Osterreichische Volkspartei, Herr Abge­
ordneter Pölz, war schon im Jahr 1 967 der 
Meinung, daß bei der Wohnbauförderung ein 
vernünftiger Mittelweg zwischen Eigen­
leistung und staatlicher Hilfe gegangen 
werden muß. 

Sie haben heute an die Abgeordneten aller 
Parteien appelliert, doch der Bevölkerung 
deutlich zu machen, daß es ohne Eigenleistung 
nicht geht. Wir waren es nicht, die die Bevöl­
kerung in einer Illusion gelassen haben, daß 
es ohne diese Eigenleistung ginge. Sie haben 
damals, im Jahre 1 967, gemeint, daß eine 
solche Eigenleistung die Fähigkeit der Bevöl­
kerung, insbesondere der minderbemittelten 
Bevölkerung, wie es im ursprünglichen Text 
geheißen hat, übersteige. 

Wir haben Ihnen damals gesagt : Aus diesem 
Grund schaffen wir ja das Instrument der 
Wohnbeihilfe, der Subjektförderung. Sie 
waren damals äußerst skeptisch und Sie haben 
damals die Subjektförderung als keinen ge­
eigneten \Al eg anerkennen wollen. 

Heute allerdings preisen Sie diese Wohn­
beihilfe in überschwenglichen Tönen 
(Abg. P ö 1 Z: In Wien, aber sonst doch 
nirgends!) Ja, darf ich gleich zu dieser Sache 
noch kommen, Herr Abgeordneter pölz. (Abg. 
P ö 1 z; Sagen Sie mir, wer in Niederösterreich 
etwas kriegt?) Sie haben so getan, als ob die 
Wohnbeihilfe eine Erfindung der Novelle von 
1 972 wäre. Das ist sie nicht. Wir haben sie 
seinerzeit auch nicht erfunden, sondern wir 
haben etwas, was bereits im Land Vorarlberg, 
was bereits im Land Salzburg praktiziert 
wurde, was bereits in der Stadt Krems prakti� 
ziert wurde, bundeseinheitlich in das Gesetz 
übernommen. Wir haben eine Regelung ge­
troffen, die allerdings den Ländern einen ge-
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wissen Spielraum gelassen hat. Diesen Spiel­
raum haben wir im Jahr 1972 etwas eingeengt. 
Das ist der ganze Fortschritt des Jahres 1 972 
gewesen. 

Was geschieht nun? - Nicht nur, daß der 
Abgeordnete Pölz j etzt die Leistung 
der Gemeinde Wien in dieser Hinsicht be­
sonders lobt, sondern die Wiener selbst loben 
sich j a  sehr. Ich entnehme der Zeitschrift 
"Wien aktuell", Nummer 20, vom Jahre 1 974, 
daß nun in Wien das Wohnen billiger wird, 
weil die Stadtverwaltung - wie es hier heißt 
- Kosten in der Höhe von 50 Millionen Schil­
ling für die Wohnbeihilfe übernehmen wird. 

Ich frage mich : Wieso die Stadtverwaltung? 
Da wird der Anschein erweckt, als ob die 
Gemeinde Wien diese Mittel aufbringen 
würde, um die Wohnbeihilfe zu finanzieren. 
Das ist doch völlig falsch ! Es sind jene zweck­
gebundenen Mittel, die auf Grund des Wohn­
bauförderungsgesetzes 1 967 beziehungsweise 
1 968 den Ländern zufließen und auf Grund 
dieses Gesetzes auch für die Wohnbeihilfe zu 
verwenden sind. Sie werden verteilt, und nicht 
mehr macht die Stadtverwaltung. Man steckt 
sich j etzt eine Feder auf den Hut, die eigent­
lich nicht auf diesen Hut gehört. 

Ich glaube, daß auch hier die Kehrtwendung 
der Sozialistischen Partei sehr deutlich wird, 
daß man nun den Wert erkannt hat, auch den 
sozialpolitischen Wert, wenn Sie so wollen. 
Ich stimme hier mit dem heute schon mehrfach 
erwähnten Professor Kleps durchaus nicht 
überein, wenn er diese Wohnbeihilfe als etwas 
bezeichnet, was eigentlich kaum einen 
wohnungsmarktpolitischen Effekt erzielt. 

Wir haben auch gar nicht gemeint, daß es 
in erster Linie eine Beeinflussung des 
Wohnungsmarktes, sondern daß es eine Maß­
nahme sein sollte, die es den Menschen, die 
weniger, die ein geringeres Einkommen 
haben, möglich macht, ebenfalls zu einer Neu­
bauwohnung zu kommen, und doch diese 
Mittel nicht allzu lang gebunden sind - wie 
das beim Direktdarlehen der Fall ist -, 
sondern im Zuge der Entwicklung werden j a  
diese Wohnbeihilfen wieder abgebaut, und es 
fließt dieser Betrag j a  wieder zurück. 

Es ist hoch interessant, daß man sich heute 
auch in sozialistischen Kreisen mit dieser 
Wohnbeihilfe rühmt, obwohl man im Jahr 
1967 dagegen gestimmt hat und auch kein 
gutes Haar daran gelassen hat. 

Ich gebe gerne zu, meine Damen und Herren 
von der sozialistischen Fraktion, daß vom 
Jahr 1 967 bis zum Jahr 1 969 bei Ihnen schon 
ein gewisser Wandel eingetreten ist. Was Sie 
im Jahr 1 967 noch hier groß verkündet haben 

- und der heutige Bautenminister hat ja zu 
den führenden Sprechern der damaligen 
Oppositionspartei gehört -, das alles ist 
bereits im soziaHstischen Wohnbaukonzept 
über Bord geworfen worden. Sie haben bereits 
damals einige moderne Grundsätze in die 
Wohnungspolitik eingeführt und haben diesen 
Weg dann konsequent beschritten, indem Sie 
si eh in allen Punkten unseren Auffassungen 
und unseren Initiativen angeschlossen haben. 
Dafür bekommen Sie von uns selbstverständ­
lich auch Lob, Herr Bundesminister. 

Ich verweise auch noch auf eiru zweites 
Kapitel, das ist die Wohnungsverbesserung. 
Auch hier das gleiche : Ein Herumnörgeln an 
der Wohnungsverbesserung des Jahres 1 969 , 
damals ein Mitgehen mit halbem Herzen -
ich weiß noch, wie die Dinge damals gelaufen 
sind -, und jetzt schreibt das Amtsblatt der 
Stadt Wien : "Stadtverwaltung hilft bei der 
Wohnungsverbesserung". Also auch wieder 
die gleiche Einstellung : Etwas, was sich als 
gut herausgestellt hat, das muß doch letzten 
Endes von den Sozialisten erfunden worden 
sein. Und wenn das nicht so nachweisbar ist, 
so erwecken wir doch in der Offentlichkeit 
den Eindruck, die Stadtverwaltung habe die 
Wohnungsverbesserung zum Tragen gebracht. 
Auch etwas, was mit den Tatsachen nicht über­
einstimmt. Hier wird sogar eine Ziffer ge­
nannt: in einem Jahr sind es 22.000 Wohnun­
gen, die nach diesem Gesetz gefördert worden 
sind. Herr Abgeordneter Nittel hat heute be­
reits die Ziffer von 60.000 erwähnt. Seinerzeit 
haben Sie gemeint : Was wird schon mit diesem 
Wohnungsverbesserungsgesetz zu machen 
sein - so gut wie gar nichts ! 

Es ist also sowohl die Effizienz dieses Ge­
setzes in Frage gestellt worden wie auch die 
Brauchbarkeit schlechthin. Und jetzt sagt 
"Wien aktuell" , Nummer 1 1 ,  aus dem Jahre 
1974 :  "Darüber hinaus sollte die Begrenzung 
der Geltungsdauer des Wohnungsverbesse­
rungsgesetzes entfallen." 

Herr Bundesminister!  Sie haben hier einem 
Wunsch der Wiener Landesregierung nicht 
Rechnung getragen. Das Gesetz bleibt weiter­
hin zeitlich begrenzt. Ich erwähne das des­
halb, weil auch von Seite Wiens sehr deutlich 
gesagt wird : Das ist ein brauchbares Gesetz -
Sie sagen zwar nicht : ein brauchbares Gesetz 
aus der OVP-Zeit -, das wir gerne unbe­
grenzt in Dauer sehen möchten. 

Ein weiterer Wandel in Ihrer Einstellung 
ist heute sichtbar geworden. Sie sagen näm­
lich, was wir immer schon betont haben, 
Sanieren sei besser, sei billiger als Assanie­
ren. Denn Assanieren bedeutet nach der 
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Diktion des Stadterneuerungsgesetzes Mund nehmen dürfen, wenn Sie j etzt nur von 
Wohnungsneubau. Und es war für mich sehr den geförderten Wohnungen reden wollen. 
interessant zu hören, was der Abgeordnete 
Pölz gemeint hat, nämlich daß man heute nicht 
nur den Neulbau sehen dürfe i also bereits eine 
gewisse Absetzbewegung. Und, Herr Abge­
ordneter Pölz, ich möchte Sie nicht falsch 
interpretieren, ich glaube, Sie sind ebenso der 
Meinung wie wir, daß man bei aller Bemühung 
um die Wohnungsverbesserung auf den 
Wohnungsneubau keineswegs verzichten 
kann. 

Ich bin auch der Auffassung, daß diese 
Interpretation etwa des Gutachtens von 
Professor Kleps, daß Wohnbauförderung Mil­
liarden verschwende, falsch ist. 

Ich hätte nur ganz gerne einmal auch eine 
klare Äußerung des zuständigen Ministers ge­
habt, ob er auch eine solche Interpretation 
dec..�t. Ich nehme nicht an, daß das geschieht. 

Der Wohnungsneubau ist zweifellos auch 
in Zukunft notwendig, aber nicht mehr sozu­
sagen mit der Vorrangigkeit, wie das insbe­
sondere von den Sozialisten immer betont 
worden ist. Man war ja Ihrerseits der 
Meinung, nur der Wohnungsneubau würde 
uns auf dem Gebiete der Wohnbaupolitik aus 
der Mangelsituation herausführen. 

Inzwischen haben wir erkannt - und Sie 
schließen sich jetzt unserer Argumentation an 
-, daß man in einem viel stärkeren Ausmaß, 
als man das noch vor wenigen Jahren geglaubt 
hätte, der qualitativen Wohnraumversorgung 
das Wort reden muß und nicht allein die 
quantitative Wohnraumversorgung im Auge 
behalten dürfe. 

Und ein Weiteres darf ich noch dazu sagen. 
In bezug auf die Wohnbauleistung haben Sie 
ja auch bereits eine Absetzbewegung von 
Ihren Verspredtungen der Jahre 1 969 und 1 970 
eingeleitet. Es ist nicht einfach darüber hin­
wegzudiskutieren, daß damals sowohl in 
Ihrem Konzept, Herr Bundesminister, wie auch 
in der Regierungserklärung des Herrn 
Bundeskanzlers die 5000 Wohnungen mehr 
gegenüber dem Jahre 1970 versprochen 
wurden. 5000 Wohnungen pro Jahr 
mehr! Und kein Mensch hat damals von 
den geförderten Wohnungen gesprochen, 
sondern es wurde nur von der absoluten 
Wohnbauleistung gesprochen. Das ist ja auch 
deutlich aus der Ausgangsposition herauszu­
lesen, wenn Sie sagen, ausgehend vom Jahre 
1 97 1 ,  aufbauend auf einer Wohnbauleistung 
von 50.000 Wohnungen. Dann hätten Sie die 
Ziffer von 50.000 Wohnungen gar nicht in den 

Außerdem - und hier muß ich mit Professor 
Kleps übereinstimmen - läßt sich die Ziffer 
der geförderten Wohnungen überhaupt nicht 
exakt feststellen, weil wir j a  auch in vielen 
Bundesländern das Phänomen der Doppel­
förderung haben. Man sagt, daß Niederöster­
reich sogar eine Förderungsquote von 1 75 Pro­
zent habe. Das heißt, es werden sehr viele 
Wohnungen einfach doppelt gefördert, einer­
seits durch die Wohnbauförderung und durch 
die Landesförderung andererseits i und Sie 
führen das dann alles in Ihrer Steigerungsrate 
der geförderten Wohnungen an. 

Herr Minister ! Mit solchen Zahlenkunst­
stücken dürfen Sie uns nicht kommen. Bleiben 
wir dabei, was im Jahre 1 970 oder 1969 ge­
golten hat. Sie haben 5000 Wohnungen mehr 
pro Jahr versprochen, Sie haben dieses Ver­
sprechen nicht gehalten, Sie haben es ge­
brochen. Das sind die nackten Tatsachen. 

Die Ausgangsbasis von 1 970 beziehungs­
weise 1 97 1  hätte Ihnen heuer die Wohnbau­
leistung von 75.000 Wohnungen auferlegt. Sie 
haben also praktisch kapituliert. 

Idt mödtte bei dieser Gelegenheit aber doch 
eine Frage auch noch an Sie richten, Herr 
Bundesminister. Es ist gestern die Äußerung 
des Herrn Finanzministers in den Raum ge­
stellt worden, daß unter Umständen zweck­
gebundene Mittel für andere Zwecke Ver­
wendung finden könnten oder daß sie nicht 
in dem Jahr eingesetzt werden, für das sie 
beim Finanzminister eingehen. 

Herr Bundesminister! Sie müssen heute, 
glaube ich, eine sehr deutliche Erklärung ab­
geben, daß Sie einer Zweckentfremdung der 
Wohnbauförderungsmittel unter gar keinen 
Umständen zustimmen und daß Sie einer 
solchen Zweckentfremdung dieser Wohnbau­
gelder auch in Zukunft nie zustimmen 
könnten. (Beifall bei der OVP.) 

Ich muß dies deshalb sagen, weil wir zu 
Ihrem gegebenen Wort nicht mehr das not­
wendige Vertrauen haben können. Sie haben 
im Jahre 1974 erklärt, daß Sie einer Zwe<k­
entfremdung von Straßenbaumitteln nicht zu­
stimmen würden, und Sie haben dann doch 
der Zweckentfremdung von 700 Millionen 
Schilling für das Jahr 1 975 zugestimmt. Er­
klären Sie uns heute, daß Sie es nicht zu­
lassen, daß nur ein Schilling der Wohnbau­
gelder für andere Zwecke verwendet wird, daß 
Sie sich hier solidarisch erklären mit all 
jenen, die mit neuen Wohnungen rechnen und 
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die eben wünschen, daß in Zukunft wieder Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
mehr auf dem Wohnungssektor gebaut wird, Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein­
als das zur Zeit Ihrer Regierung getan wurde. wand. 

Ich darf Sie abschließend, Herr Bundes­
minister, noch einmal fragen, weil Sie dem 
Abgeordneten Suppan keine ausreichende 
Auskunft gegeben haben. Sie haben seiner­
zeit Bezug genommen auf gewisse Wohnbau­
gesellschaften, die 15 Jahre nichts mehr gebaut 
haben. Sie sind demnach heute reine Ver­
waltungsgesellschaften, die nicht unbedingt 
mit Wohnbauförderungsmitteln subventioniert 
werden sollten. (Zwischenruf des Bundes­
ministers M o  s e  r.) Womit? Ja dann bitte 
auch das noch einmal klarzustellen. Das ist 
die "Sozialistische Korrespondenz" . Sie 
können sich nicht auf einen Journalisten 
schlechthin ausreden, das ist Ihre parteieigene 
Korrespondenz, die Ihre Äußerungen ver­
öffentlicht. Jetzt frage ich Sie : Wodurch 
werden Wohnbaugesellschaften, die nicht 
bauen, mit Wohnbauförderungsmitteln sub­
ventioniert? Das ist mir nicht bekannt. Er­
klären Sie das der Offentlichkeit, denn sonst 
entsteht der Eindruck, daß hier tatsächlich 
Wohnbaugelder in ganz exorbitanter Höhe 
verschleudert werden, so wie das eben dieser 
Zeitungsartikel auch auf der ersten Seite 
meldet. 

Herr Bundesminister! Wir konstatieren 
gerne, daß Sie in allen legislativen Maß­
nahmen, die wir seit 1970 hier gesetzt haben, 
das Bodenbeschaffungsgesetz ausgenommen, 
unseren Intentionen gefolgt sind, daß Sie also 
die OVP-Wohnbaupolitik fortgesetzt haben. 
W or folgen aber nicht Ihren Versprechungen, 
die nebulos und leichtfertig im Jahre 1 970 
abgegeben wurden, und wir können daher 
auch nicht hinsichtlich der Pleite, die S ie in 
der Wohnbaupolitik in bezug auf die Leistung 
erzielt haben, Ihre Verantwortung teilen. 
Das müssen Sie ganz allein auf sich nehmen. 
(Beifall bei der avp.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

das 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Der Gesetzentwurf 
ist somit auch in dritter Lesung e i n  s t i m­
m i g a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den 
Entwurf, mit dem das Wohnbauförderungs­
gesetz 1 968 geändert wird, samt Titel und 
Eingang in 1 6 1 0  der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Einstimmig ange­
nommen. 

Der Berichterstatter beantragt die dritte 
Lesung. - Kein Einwand. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Der Gesetz­
entwurf ist auch in dritter Lesung e i n  s t i  m­
m i g a n g e n  0 m m e n. 

3. Punkt: Bericht des Ausschusses rur ver­
staatlichte Betriebe über die Regierungsvor­
lage (1546 der Beilagen) : Bundesgesetz zur 
Zusammenfassung von Unternehmungen der 
verstaatlichten Edelstahlindustrie und Ände­
rung des OIG-Gesetzes (1617 der Beilagen) 

4. Punkt: Bericht des Ausschusses für ver­
staatlichte Betriebe über den Bericht des Bun­
deskanzlers (111-1 5 1  der Beilagen) gemäß § 2 
Abs. 2 OIG-Gesetz über die Lage der in der 
Anlage zum OIG-Gesetz angeführten Gesell­
schaften zum 3 1 .  Dezember 1 973 (1618 der 

Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen nunmehr 
zu den Punkten 3 und 4 der heutigen Tages­
ordnung, über die die Debatte ebenfalls unter 
einem abgeführt wird. 

Es sind dies :  Wünscht der Herr Berichterstatter 
Schlußwort? - Kein Schlußwort. Bundesgesetz zur Zusammenfassung von 

Wir gelangen zur A b  s t i m  m u n g, die ich Unternehmungen der verstaatlichten Edel­
über beide Gesetzentwürfe getrennt vor- stahlindustrie und Änderung des OIG-Geset-
nehme. zes und 

Wir gelangen vorerst zur Abstimmung über Bericht des Bundeskanzlers gemäß § 2 Abs. 2 
den Entwurf, mit dem das Wohnungsver- OIG-Gesetz über die Lage der in der Anlage 
besserungsgesetz geändert wird, samt Titel zum GIG-Gesetz angeführten Gesellschaften 
und Eingang in 1 609 der Beilagen. zum 3 1 .  Dezember 1 973. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die ihre Berichterstatter zu Punkt 3 ist der Herr 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu Abgeordnete Wuganigg. Ich bitte ihn zu 
erheben. - Danke. Einstimmig angenommen. berichten. 
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Berichterstatter Wuganigg: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich erstatte den Bericht des Aus­
schusses für verstaatlichte Betriebe über die 
Regierungsvorlage ( 1 546 der Beilagen) : Bun­
desgesetz zur Zusammenfassung von Unter­
nehmungen der verstaatlichten Edelstahl­
industrie und Änderung des OIG-Gesetzes. 

Durch die gegenständliche Regierungsvor­
lage sollen die Gebr. Böhler & Co. Aktien­
gesellschaft, die Schoeller-Bleck.mann Stahl­
werke Aktiengesellschaft und die steirische 
Gußstahlwerke Aktiengesellschaft mit Wirk­
samkeit vom 1 .  Jänner 1 975 unter Ausschluß 
der Abwicklung zur neuen Gesellschaft "Ver­
einigte Edelstahlwerke Aktiengesellschaft 
(VEW) " verschmolzen werden. Die neue 
Gesellschaft als To.chterunternehmen der 
VOEST-Alpine bildet zusammen mit der 
Muttergesellschaft einen Konzern und die bei­
den Gesellschaften sollen als Konzernunter­
nehmen im Sinne des § 1 5  Aktiengesetz gelten. 
Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Auf­
sichtsrat soll analog zu den bisherigen gesetz­
lichen Fusionen in der verstaatlichten Indu­
strie geregelt werden. 

Der Ausschuß für verstaatlichte Betriebe 
hat die gegenständliche Regierungsvorlage 
in seiner Sitzung am 2 1 .  Mai 1 975 in 
Verhandlung genommen. In der Debatte, an 
der sich die Abgeordneten Dkfm. Gorton, 
Peter, Wille, Brandstätter, Ing. Scheibengraf, 
Burger, Ing. Schmitzer, Wedenig sowie Aus­
schußobmann Brauneis und Staatssekretär 
Dr. Veselsky beteiligten, wurde vom Abge­
ordneten Dkfm. Gorton getrennte Abstimmung 
hinsichtlich des § 2 Abs. 2 sowie des § 3 Abs. 2 
zweiter Satz verlangt. 

Bei der Abstimmung wurden die letzt­
genannten Paragraphen mit Stimmenmehrheit, 
der andere Teil der Regierungsvorlage ein­
stimmig angenommen. 

Namens des Ausschusses für verstaatlichte 
Betriebe stelle ich somit den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregie­
rung vorgelegten Gesetzentwurf ( 1546 der Bei­
lagen) die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen. 

Ich bin ferner beauftragt, sollten Wortmel-
dungen vorliegen, zu beantragen, General­
und Spezialdebatte in einem abzuführen. 

Präsident Probst: Berichterstatter zu Punkt 4 
ist der Herr Abgeordnete Troll. Ich bitte ihn 
zu berichten. 

OIG-Gesetz über die Lage der in der Anlage 
zum OIG-Gesetz angeführten Gesellschaften 
zum 3 1 .  Dezember 1 973 (111- 151  der Beilagen) . 

Gemäß § 2 Abs. 2 des obgenannten Gesetzes 
hat der Bundeskanzler am 10 .  Oktober 1974 
dem Nationalrat den obgenannten Bericht zu­
geleitet. Der Bericht enthält einen allgemeinen 
Uberblick. über die verstaatlichte Industrie 
sowie einen Bericht über die Produktions­
zweige Eisen- und Stahlsektor, Chemie und 
Erdöl, Elektroindustrie, Nichteisen-Metall­
industrie, Maschinen-Anlagen und Schiffsbau 
sowie über den Kohlenbergbau. Im abschlie­
ßenden Teil des Berichtes wird darauf hinge­
wiesen, daß die Produktion im verstaatlichten 
Bereich der Industrie sowohl in der Menge als 
auch wertmäßig ein im Durchschnitt relativ 
kräftigeres Wachstum zeigte als die Industrie­
produktion insgesamt. Trotzdem war aber der 
Zuwachs nur mehr halb so stark wie während 
der gleichen Zeit des Vorjahres. 

Der Ausschuß für verstaatlichte Betriebe hat 
den vorliegenden Bericht des Bundeskanzlers 
in seiner Sitzung am 2 1 .  Mai 1 975 in Ver­
handlung genommen. Nach Wortmeldungen 
der Abgeordneten Dkfm. Gorton, Burger, Neu­
mann, Kraft, Troll, Brandstätter, Dipl.-Vw. 
Josseck. und Ausschußobmann Brauneis sowie 
Staatssekretär Dr. Veselsky wurde einstimmig 
beschlossen, der Nationalrat wolle vom Be­
richt Kenntnis nehmen. 

Der Ausschuß für verstaatlichte Betriebe 
stellt somit den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle vom Bericht des Bundeskanzlers gemäß 
§ 2 Abs. 2 OIG-Gesetz über die Lage der in 
der Anlage zum OIG-Gesetz angeführten 
Gesellschaften zum 3 1 .  Dezember 1 973 samt 
Anlagen (nl- 1 5 1  der Beilagen) Kenntnis neh­
men. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, die Debatte hierüber zu eröffnen. 

Präsident Probst: Besteht ein Einwand. 
General- und Spezialdebatte unter einem ab­
zuführen? - Kein Einwand. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dkfm. Gorton. 

Abgeordneter Dkfm. Gort�n (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Hinsichtlich der bei­
den jetzt zur Behandlung stehenden Punkte 
werde ich mich nur mit dem ersteren, und 
zwar mit dem sogenannten Edelstahlfusions­
gesetz, etwas eingehender befassen, und 

Berichterstatter Troll: Herr Präsident ! Hohes meine Kollegen werden sich unter anderem 
Haus ! Ich bringe den Bericht des Ausschusses dann selbstverständlich auch ausführlich mit 
für verstaatlichte Betriebe betreffend den Be- dem Bericht des Herrn Bundeskanzlers über 
richt des Bundeskanzlers gemäß § 2 Abs. 2 die Lage der verstaatlichten Industrie 
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befassen, wobei ich ja diesbezüglich auch 
gestern bereits Gelegenheit hatte, zu einzel­
nen wirtschaftlichen Punkten unserer verstaat­
l ichten Unternehmungen im Rahmen der Be­
handlung des Rechnungshofberichtes Stellung 
zu nehmen. 

Die Frage des Edelstahlfusionsgesetzes, wie 
es kurz genannt wird, ist zweifellos im Zu­
sammenhang zu sehen mit dem seinerzeitigen 
Gesetz über die Zusammenführung der Eisen­
und Stahlindustrie, also der VOEST-Alpine­
Fusionierung vom 1 5. Februar 1 973. Ich möchte 
dazu grundsätzlich sagen, und ich wiederhole 
mich hier vielleicht in dieser Frage im Ver­
gleich zu meinen seinerzeitigen Ausführungen, 
daß die Osterreichische Volkspartei damals 
bei Behandlung des Stahlfusionsgesetzes und 
dann anschließend bei der sogenannten Nicht­
eisenmetallfusion, wo die Schiffswerften mit­
behandelt wurden, und zwar war das am 
30. November 1 973, immer unseren grund­
sätzlichen Standpunkt zum Ausdruck gebracht 
hat, daß zweckmäßige und notwendige Firmen­
zusammenschlüsse auf gesellschaftsrechtlicher 
Basis zu erfolgen hätten und unserer Auf­
fassung nach nicht durch Sondergesetze. Das 
vor allen Dingen deshalb, weil im Sinne und 
nach dem Grundsatz einer einheitlichen 
Industrie in Osterreich eben auch für unsere 
verstaatlichten Unternehmungen keine Son­
dergesetze geschaffen werden sollten und uns 
ja außerdem die Bestimmungen des Struktur­
verbesserungsgesetzes Gelegenheit geben, 
daß unter Wegfall sonst hindernder Besteue­
rungen auch auf gesellschaftsrechtlicher Basis 
solche Zusammenschlüsse durchgeführt wer­
den können. 

Der seinerzeitige Gesetzesauftrag zur 
branchenweisen Zusammenführung innerhalb 
von vier Jahren, der ja im OIG-Gesetz fest­
gehalten ist, erging damals auch seitens des 
Parlaments an die OIAG und nicht an das 
Parlament selbst. 

Die Hinweise, die der Herr Bundeskanzler 
bei der Behandlung dieser Materien seinerzeit 
hier von der Regierungsbank aus gegeben hat, 
daß auch schon früher Gesetze zur Zusammen­
führung vom Parlament beschlossen wurden 
- ich erinnere an das sogenannte Alpine­
Rekonzernierungsgesetz, ich glaube, das war 
Ende der fünfziger Jahre -, diese Hinweise 
und Vergleiche liegen unserer Auffassung 
nach grundsätzlich nicht richtig, weil j a  
damals, z u  j ener Zeit, als eben noch solche 
Sondergesetze geschaffen wurden, nicht die 
OIAG als Eigentümer der verstaatlichten 
Unternehmungen bestanden hat und damals 
sicherlich auch noch keine solchen Struktur-

verbesserungsgesetze für Umwandlungen, 
also für die steuerlichen Erleichterungen von 
Umwandlungen und so weiter, in Geltung 
waren. Das nur zur Erinnerung an unsere 
grundsätzliche Auffassung und Einstellung, 
an der sich an und für sich auch heute nichts 
geändert hat. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang nicht 
unerwähnt lassen, daß wir gerade heute in der 
Früh im Hauptausschuß auch einen Fusions­
vorschlag der Chemie Linz AG für einen ihrer 
Tochterbetriebe hatten, der auch auf gesell­
schaftsrechtlicher Basis und nicht durch Son­
dergesetz durchgeführt werden mußte. In 
unserer verstaatlichten chemischen Industrie 
scheint man sich also richtigerweise der gesell­
schaftsrechtlichen Möglichkeiten, die wir heute 
in Osterreich für die gesamte Industrie und für 
die gesamte Wirtschaft Gott sei Dank haben, 
zu bedienen und damit auch das Auslangen 
zu finden. (Abg. W i l l  e: Das sind keine in der 
Anlage angeführten Gesellschaften!) Wenn 
das der Grund wäre, Herr Abgeordneter Wille, 
dann hätte der Herr Bundeskanzler mit diesem 
Fusionsvorschlag nicht in den Hauptausschuß 
zu gehen brauchen. Aber auch darüber haben 
wir dort diskutiert. 

Ich möchte noch einmal wiederholen, daß 
die rechtliche Prüfung der seinerzeitigen 
Materie zweifellos ergeben hat, daß auch auf 
gesellschaftsrechtlicher Basis eine solche Zu­
sammenführung der verstaatlichten Stahl­
industrie seinerzeit möglich gewesen wäre. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Die Voraussetzungen für die Zusammen­
führung der Edelstahlindustrie sind heute 
allerdings etwas anders als Anfang 1 973 bei 
der Fusion der VOEST-Alpine. Wir, die Oster­
reichische Volkspartei, haben damals schon 
grundsätzlich kritisiert, daß man für den gro­
ßen und wichtigen Edelstahlbereich bei der 
damaligen Gesetzwerdung noch kein Konzept 
vorliegen hatte, und wir haben auch immer 
wieder die Frage urgiert, daß, wenn jetzt 
oben zusammengeführt wurde, zweifellos die 
wirtschaftliche Notwendigkeit vorhanden ist, 
auch bei den Töchtern eine Fusion durch­
zuführen. Wir haben das betont und haben es 
auch immer wieder hier urgiert. 

Und wenn ich sage, daß heute andere Vor­
aussetzungen bei der Edelstahlindustrie, also 
bei den Töchtern des VOEST-Alpine-Konzerns, 
sind als seinerzeit, dann deshalb, weil - auch 
nach ,Ansicht von Rechtsexperten - eben 
durch die Aussendung des damaligen Stahl­
fusionsgesetzes bei der Mutter eine Fusion 
der drei Edelstahltöchter auch nur auf gesetz­
licher Basis möglich wäre und nicht mehr auf 
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gesellschaftsrechtlicher Basis. Da wir eben 
oben bei der Mutter ein Gesetz geschaffen 
hatten beziehungsweise das Parlament dieses 
Gesetz mit Mehrheit beschlossen hatte, er­
scheint daher als notwendige Folge die Fusion 
bei den Töchtern auch nicht ohne Gesetz mög­
lich und rechtlich die rein gesellschaftsmäßige 
Basis dadurch eben versperrt. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Weil wir für die Zusammenführung der Edel­
stahlbetriebe sind, es hier heute keine andere 
rechtliche Möglichkeit mehr gibt, werden wir 
unter den gegebenen Voraussetzungen trotz 
der von mir einleitend dargelegten grund­
sätzlichen Auffassungen auf Grund der heute 
bestehenden Verhältnisse diesem Gesetzent­
wurf unsere Zustimmung erteilen, zum al ja  
gerade wir  - ich wiederhole nochmals - seit 
der VOEST-Alpine-Fusion bei Beschreitung 
eines solchen gesetzlichen Weges bei der 
Mutter, wie er eben damals gegangen wurde, 
die Auffassung vertreten haben, daß nun 
logischerweise auch der analoge Schritt bei 
den Töchtern folgen muß. 

Meine Damen und Herren ! Diese Zustim­
mung zur heutigen Gesetzesvorlage schließt 
natürlich nicht aus, daß wir zu einigen Bestim­
mungen - es waren zwei - im Ausschuß 
Bedenken angemeldet haben, die wir dort 
auch zur Sprache gebracht haben. Ich möchte 
.auf diese Bedenken nochmals kurz eingehen. 

Diese zwei Bedenken waren auf der einen 
Seite die Frage der zwingenden Abschluß­
bestimmung eines Konzernvertrages binnen 
einem Monat, und das zweite grundsätzliche 
Bedenken betraf das in diesem Gesetzentwurf 
enthaltene Ausnahmeverfahren beziehungs­
weise die Ausnahmebestimmung bezüglich der 
Arbei tsverf assung. 

Nun, meine Damen und Herren, zur Frage 
des Konzernvertrages. Der jetzige Gesetzent­
wurf sieht ohne nähere Bestimmungen nur 
·den Zwang vor, binnen Monatsfrist einen Kon­
zernvertrag abzuschließen. Ich möchte keinen 
Zweifel daran lassen, daß unserer Auffassung 
nach hier die neue große Tochtergesellschaft 
doch unter einem zeitlichen Druck, allenfalls 
sogar unter Diktatzwang durch die Mutter­
gesellschaft stehen kann. 

Ich möchte weiter sagen, daß seinerzeit 
- Sie können heute behaupten, daß ja im 
seinerzeitigen Gesetz auch die Bestimmungen 
für den Abschluß eines Konzernvertrages ent­
halten waren - beim Stahlfusionsgesetz vom 

ler & Co, Schoeller-Bleckmann Stahlwerke 
und die Styria, die eben heute zusammen­
gefaßt werden - zweifellos für die Tochter­
betriebe bessere Verhandlungsvoraussetzun­
gen gegeben waren, denn im Stahlfusions­
gesetz vom 15.  Feber 1 973 sind unter § 3 
Abs. 2 die sieben wichtigsten Bereiche des 
Konzernvertrages auch namentlich angeführt. 
Man hatte damals doch vorher schon weitest­
gehend zwischen den einzelnen Unter­
nehmensvorständen Verhandlungen geführt, 
und damals war, wie ich schon erwähnt habe, 
die Stellung der künftigen Töchter sicherlich 
in diesen Verhandlungen vorher stärker, als 
sie es heute sind. 

Auf Grund dieser schon vorher bekannten 
Bereiche hat damals der VOEST-Vorstand mit 
den Vorständen der Gebrüder Böhler & Co 
und der Schoeller-Bleckmann Stahlwerke vor­
her schon lange, ich möchte sagen, partner­
schaftlieh verhandelt, und der heute ja auch 
noch bestehende Vertrag hat unseren Infor­
mationen nach den Tochtergesellschaften dom 
weitgehend selbständige Vorstandsbereiche 
belassen. Ich möchte auch glauben, daß natür­
lich damals die VOEST als federführende 
Muttergesellschaft auch Interesse hatte, die 
Stimmung bei diesem Zusammenschluß ent­
sprechend besser zu erhalten. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren ! 
Unseres Wissens wurde bislang weder 
eine einvernehmliche Lösung für den künf­
tigen Konzernvertrag gefunden noch echte 
Verhandlungen eingeleitet, die der künftigen 
Vereinigte Edelstahlwerke Aktiengesellschaft 
einen so selbständigen Wirkungsbereich im 
Rahmen des gesamten Konzerns gewährleisten 
können, wie es zweifellos, wenn auch in etwas 
beschränktem Maße, aber doch die heutigen 
Edelstahltochtergesellschaften der VOEST­
Alpine haben. 

Ohne die Vertraulichkeit der Beratungen 
im Rechnungshofunterausschuß irgendwie zu 
brechen, muß ich Ihnen sagen, daß ich auf 
Grund der Befragungen, die ich selbst Gelegen­
heit hatte dort durchzuführen - es war j a  
die Spitze der VOEST mit dem Herrn General­
direktor und die Spitze der Böhler Gesellschaft 
dort anwesend -, nicht den Eindruck gewinnen 
konnte, daß wirklich schon einvernehmliche 
Auffassungen als Voraussetzung für diesen 
künftigen Konzernvertrag erarbeitet wurden 
oder die Mutter gewillt ist, das entsprechende 
Pouvoir für die künftigen Tochterorgane zuzu­
gestehen. 

1 5. Feber 1973 hinsichtlich des Konzernverhält- Ich möchte also grundsätzlich sagen, daß 
nisses von der Mutter zu den Töchtern zur Frage des Konzernvertrages hier unserer 
- damals waren die Töchter Gebrüder Böh- Auffassung nach - wenn das vielleicht etwas 
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hart klingen mag - kein Diktat einer viel- wurden, einen solchen - wie i ch  mich ausge­
leicht zu selbstbewußten Mutter VOEST - drückt habe Minderheitenschutz der 
Alpine gegenüber dieser künftigen Ver- Kapitalseignervertreter im Aufsichtsrat nicht 
einigten Edelstahlwerke Aktiengesellschaft als vorsehen. Es handelt sich dabei eben bei die-­
Tochter sein darf und sein soll. Denn die sen vorher, seinerzeit, vor Inkrafttreten der­
Größe und Bedeutung dieser Vereinigten Edel- Arbeitsverfassung beschlossenen Gesetzen um 
stahlwerke, die ja mit über 20.000 Beschäftig- das VOEST-Alpine-Stahlfusionsgesetz und das 

ten einen der größten Industriebetriebe weitere Fusionsgesetz der Nichteisenmetall-­

in Osterreich darstellen, muß also bei aller industrie, letzteres ja vom 30. 1 1 . 1 973, wo 
Anerkennung von Koordinierungsgrundsätzen auch die Zuordnung der Schiffswerften AG 

mit der Mutter VOEST-Alpine doch, wie ge- zum VOEST-Alpine-Konzern erfolgte. 
sagt, eine weithin selbständige und unabhän- Diese bei den Gesetze wurden also, wie 
gige Führung dieses Tochtergroßunternehmens gesagt, vor Inkrafttreten der neuen Arbeits­
mit sich bringen. verfassung und daher auch ohne diesen Min--

Meine sehr geschätzten Damen und Herren ! derheitenschutz beschlossen. 

Wir wollen also - um es vielleicht noch 
klarer zu sagen - nicht haben, daß der neue 
Vorstand, wie immer er auch personell aus­
sehen möge, sozusagen auf Basis einer Pro­
kuristenebene der Mutter VOEST-Alpine agie­
ren soll, sondern hier soll es sich doch, wie 
gesagt, um eine selbständige Tochtergesell­
schaft bei dieser Größenordnung handeln. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren ! 
Unsere weiteren Bedenken in dieser Regie­
rungsvorlage haben sich im Ausschuß gegen 
die Ausnahmebestimmungen des § 3 Abs. 2 
gewandt. Und hier soll für die neuen Ver­
einigten Edelstahlwerke der § 1 1 0  Abs .  3, 
vierter und fünfter Satz des Arbeits­
verfassungsgesetzes nicht anzuwenden sein. 
In diesem § 1 1 0 Abs. 3 des Arbeitsverfassungs­
gesetzes ist beinhaltet, daß es zur Wirksam­
keit eines Aufsichtsratsbeschlusses über die 
Bestellung und Abberufung von Vorstands­
mitgliedern und der Wahl des Aufsichtsrat­
vorsitzenden und seines ersten Stellvertreters 
außer einer Gesamtmehrheit des Aufsichts-

Ich glaube aber, es war damals sicher un-­
widersprochene Willensübereinstimmung bei 
den Verhandlungen der Sozialpartner, daß 
über diese 'beiden damals schon bestehenden 
Ausnahmefällen hinaus künftig im Sinne der 
Einheitlichkeit für die gesamte österreichische 
Wirtschaft die Bestimmungen der neuen 
Arbeitsverfassung nicht mehr durchbrochen 
werden sollten. 

Meine Damen und Herren! Es mag aber 
sicher auch verständlich sein, daß die Beleg­
schaftsvertreter im neuen Aufsichstsrat der 
Vereinigten Edelstahlwerke AG in ihrem Ver­
tretungsaufgabenkreis sozusagen gleich­
gestellt sein wollen wie ihre Kollegen in der 
MuttergeseUschaft im VOEST-Alpine-Auf­
sichtsrat. Wir haben also diese Standpunkte 
überdacht und wir werden uns heute diesem 
Wunsche einer Angleichung nicht verschlossen 
zeigen und daher auch dieser Ausnahme­
bestimmung aus diesem von mir hier ange­
führten Grund unsere Zustimmung erteilen. 

Ich möchte aber doch ausdrücklich hier fest-rates auch einer Zustimmung der Mehrheit 
der von den Kapitalseignern entsandten Auf- stellen, daß dar.in keinerlei Präjudiz gesehen 

sichtsräte bedarf. werden kann und wir uns weiterhin voll an 

Es handelt sich also bei dieser von den 
Sozialpartnern im Dezember 1 973 im vollen 
Einvernehmen festgelegten und im Arbeits­
verfassungsgesetz eben dann verankerten Be­
stimmung keineswegs um eine Ausschaltung 
der Betriebsratsmitglieder im Aufsichtsrat von 
der Beschlußfassung über eine Vorstands­
bestellung oder Aufsichtsratpräsidentenwahl, 
sondern hier handelt es sich b ei dieser Bestim­
mung lediglich sozusagen um einen Minder­
heitenschutz von Eigentumsvertretern im Auf­
sichtsrat. 

Meine Damen und Herren ! Es sei unbe­
stritten, daß jene Mitbestimmungsmodelle im 
Bereich der verstaatlichten Unternehmungen, 
die vor Inkrafttreten des Arbeitsverfassungs­
gesetzes vom Parlament eben beschlossen 

den Grundsatz halten wollen und werden, 
daß für die österreichische Wirtschaft die in 
der Arbeitsverfassung von den Sozialpartnern 
gemeinsam gefundene Regelung auch in dieser­
Frage einheitlich voll zu gelten hat. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herrent 
Die Edelstahlindustrie hat in den letzten Jah-­
ren zweifellos einige Wechselbäder preis- und 
absatzmäßig und wirtschaftlich hinter sich zu 
bringen gehabt. Von den im gestern behan­
delten Rechnungshofbericht enthaltenen größ­
ten Edelstahlbetrieb, der Firma Gebrüder Böh­
ler & Co. AG. ,  wissen wir, daß einem beson­
ders harten und schweren Jahr 1973 ein bes-­
seres wirtschaftliches Jahr 1974 folgen konnte, 
daß aber bereits Ende 1 974 auch dort gefähr· 
liehe Auftragsrückgänge leider zu verzeichnen 
waren. 
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Ich möchte auch nicht versäumen, hier noch­
mals zum Ausdruck zu bringen, daß zum Bei­
spiel im Jahr 1973 bei der unserer Auffassung 
nach überstürzten Einführung der Mehrwert­
steuer ohne ausreichende Ergänzungs- und 
Entlastungsmaßnahmen für unsere Exportwirt­
schaft vor allen Dingen für diesen größten 
Edelstahlbetrieb ein Rückgang beziehungs­
weise ein Entfall hinsichtlich der Exportrück­
vergütung von fast 150 Millionen Schilling 
zu verzeichnen war. Solche Mindereingänge 
mußten natürlich verkraftet werden, und diese 
Situation hat besondere Erschwernisse mit 
sich gebracht. 

Die von mir gestern schon ziti erte falsche 
vVährungspolitik dieser Regierung mit den 
Kursparitätsänderungen hat auch im Jahre 
1 973 für diesen Betrieb 67 Millionen Schilling 
Ertragseinbußen gebracht. Ganze Export­
relationen, vor allen Dingen in Nordamerika, 
sind durch die Schillingaufwertung und - ich 
gebe das zu - auch durch die Dollarabwer­
tung praktisch in der Luft gehangen und zum 
Teil ganz verlorengegangen. 

Ich möchte auch nochmals hier wiederholend 
zum Ausdruck bringen, daß einer unserer 
größten Konkurrenten auf den Edelstahl-Welt­
märkten, die schwedische Stahlindustrie, von 
1971 bis 1974 gegenüber der österreichischen 
Industrie einen Kursvorsprung von 21 Prozent 
erlangen konnte. Unter solchen Voraussetzun­
gen haben natürlich unsere großen Export­
betriebe, zu denen die Edelstahlindustrie ge­
hört, ganz besonders zu leiden. 

Auftragsrückgänge, wie sie sich seit Ende 
des vergangenen Jahres leider einstellten, 
haben freilich auch Preiskämpfe zur Folge 
und einen entsprechend erschwerten Kampf 
um die Marktpositionen. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Die Fusion allein bringt sicherlich noch keine 
Lösung, und wir sind der Auffassung, daß 
trotz der Fusion die bewährten Edelstahl­
marken Böhler, Phoenix für Schoeller-Bleck­
mann und Styria-Edelstahlguß zu erhalten sein 
werden. 

Wir glauben, daß durch die Koordinierung 
der Produktionsprogramme und der Investi­
tionsprogramme eine Verbesserung herbei­
geführt werden kann. Wir werden sehr auf­
merksam verfolgen, wie diese weiteren 
Koordinierungen stattfinden werden und wie 
vor allen Dingen durch solche Koordinierun­
gen und sicherlich auch Rationalisierungen 
die Arbeitsplätze auch für Krisenzeiten ge­
sichert werden mögen. 

Ich möchte aber auch nicht übersehen, hier 
zum Ausdruck zu bringen, daß auch bei der 
Muttergesellschaft VOEST-Alpine in Linz und 
auch in Donawitz Edelstahltypen im Programm 
sind. Hier sind zweifellos auch Koordinierun­
gen vorzunehmen, und ich möchte sagen, daß 
dieses Mit-Edelstahl-Erzeugen in der Mutter­
gesellschaft aber keineswegs dazu führen soll 
und führen darf, daß bei der Mutter dafür 
Anlaß gegeben sein soll, den Wirkungsbereich 
der Organe der neuen Vereinigten Edelstahl­
werke einzuschränken. 

Hier wären meiner Auffassung nach von 
der Mutter allenfalls sogar Kompetenzen an 
die fusionierte Tochter abzugeben, sofern es 
sich als koordinierend und auch entsprechend 
zweckmäßig erweist. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Hohes Haus! Das Parlament wird also heute 
mit unserer Zustimmung die Voraussetzungen 
für eine Stärkung im Sinne der branchen­
weisen Zusammenführung mit diesem Fusions­
gesetz schaffen. Wir wünschen den Mitarbei­
tern und den Organen der neuen Gesellschaft, 
daß es trotz rezessiver Entwicklung, aber vor 
allen Dingen auch trotz der von mir auch heute 
wieder zitierten schlechten Wirtschaftspolitik 
dieser Regierung gelingen möge, die neuen 
Vereinigten Edelstahlwerke zum Wohle 
Osterreichs in eine gute Zukunft zu führen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Peter. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren I In dieser Gesetz­
gebungsperiode des Nationalrates sind einige 
weitreichende Entscheidungen zur Bewälti­
gung von Strukturproblemen in den verstaat­
lichten Unternehmungen gefallen, wie etwa 
die Stahlkonzentration und die Buntmetall­
lösung. Mit der heute zur Debatte stehenden 
Regierungsvorlage über die Zusammenfassung 
von Unternehmungen der verstaatlichten Edel­
stahlindustrie wird im Sinne der Bewältigung 
offener Strukturprobleme im Bereich der ver­
staatlichten Unternehmungen ein weiterer 
wesentlicher und positiver Schritt gesetzt, dem 
die freiheitlichen Abgeordneten die Zustim­
mung erteilen werden. 

Wir Freiheitlichen sind uns der Tatsache 
bewußt, daß mit der Beschlußfassung über ein 
Gesetz, das der Konzentration zugeordnet ist, 
die weitreichenden Probleme, die dahinter­
stehen, noch nicht bewältigt sind. Wir sehen 
aber in der Bewältigung offener Struktur­
probleme einen wesentlichen und entscheiden­
den Schritt, Lösungen näherzukommen. 
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Peter 

Darüber hinaus bedeutet die inzwischen er­
folgte Stahlkonzentration, die Beschlußfassung 
über die Buntmetallösung und die heutige 
Entscheidung über die Konzentration der Edel­
stahlindustrie im Bereich - der verstaatlichten 
Unternehmungen einen entscheidenden Schritt, 
die Wettbewerbsfähigkeit dieser österreichi­
schen Betriebe unter erschwerten Bedingungen 
zu festigen und zu vertiefen. 

Das ist einer der Gründe dafür, warum die 
freiheitlichen Abgeordneten dieser Gesetzes­
vorlage die Zustimmung erteilen werden. 

Das, was bisher im Bereich der VOEST­
Alpine AG im Zusammenhang mit der Kon­
zentration geleistet wurde, bestärkt ,uns in 
unserer Auffassung und erleichtert uns die 
Zustimmung zur gegenständlichen Regierungs­
vorlage. 

Ich glaube, daß hier auch ein entscheidendes 
Problem hineinspielt, das bei der heutigen 
Debatte nicht übersehen werden soll, nämlich 
die Frage der Mitbestimmung des Arbeit­
nehmers. 

Ich glaube auch, daß bei der Bewältigung 
dieses Problems in Osterreich ein Weg be­
schritten wurde, von allen drei Fraktionen des 
Hauses beschritten wurde, den man als richtig 
bezeichnen kann, nämlich ein Weg der wohl­
überlegten und realistischen Schritte, dem Ziel 
zugeordnet, nichts von den beschlossenen 
Maßnahmen zurücknehmen zu müssen. 

Darin ist die Tatsache begründet, daß heute 
in diesen Betrieben ein Drittel Arbeitnehmer 
das Mitbestimmungsrecht im Aufsichtsrat aus­
z 
.. 
uÜben vermag. 

Osterreich unterscheidet sich in dieser Frage 
grundsätzlich von j enen derzeit im Raum ste­
henden, bis zur Stunde noch nicht bewältigten 
Forderungen in der Bundesrepublik Deutsch­
land, die Mitbestimmung auf der Grundlage 
der Parität nach dem Konzept der Montan­
union zu lösen. 

In diesem Zusammenhang darf man die bis­
herige und heutige Haltung der Osterreichi­
schen Volkspartei mit Interesse verfolgen. Ich 
glaube, daß heute eine entscheidende und 
meines Erachtens begrüßenswerte Haltungs­
änderung der Osterreichischen Volkspartei 
gegenüber den Ausschußberatungen in einer 
entscheidenden Frage vorgenommen wurde. 

In den lAusschußberatungen hat die Volks­
partei in der Frage des Mitbestimmungsrechtes 
der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat eine sehr 
eingeschränkte und eher abwertende Haltung 
an den Tag gelegt, indem die OVP die Mit­
wirkung der Arbeitnehmer bei der Bestellung 
der Vorstandsdirektoren abgelehnt hat. 

Wenn ich den OVP-Abgeordneten 
Dkfm. Gorton richtig verstanden habe, hat er 
heute die Änderung der bisherigen Haltung 
vorgenommen, und ich darf seine Ausführun­
gen dahin gehend verstehen (Ruf des Abg.­
Dkfm. G O I  t o n), daß die OVP der gegen­
ständlichen Regierungsvorlage die volle Zu-­
stimmung erteilen wird. 

Damit ergibt sich die Frage, was innerhalb 
von zwei Wochen in der Osterreichischen 
Volkspartei den Gesinnungswandel in dieser 
Frage bewirkt hat (Zwischenruf bei der OVP), 
denn bei der Stahlkonzentration und bei der 
Buntmetallösung hat es die Volkspartei abge­
lehnt, daß Arbeitn�hmer bei der Bestellung 
von Vorstandsdirektoren -im Aufsichtsrat mit-­
wirken. 

Diese ablehnende Haltung - ich unter-­
streiche noch einmal : es ist begrüßenswert -
wird von der OVP nunmehr geändert. 

Aber in diesem Zusammenhang fällt doch 
eine Meldung auf, die in den letzten Tagen 
durch die Medien gegangen ist : 

Der führende christliche Gewerkschafter, 
Vizepräsident Erwin Altenburger, hat in den 
letzten Ta-gen die Forderung nach paritätischer 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer erhoben. 

Ich stelle somit fest, daß wenige Monate 
vor der Nationa'lratswahl vom 5. Oktober 1 975 
nicht die sozialistischen Gewerkschafter, 'Son­
dern die christlichen Gewerkschafter den Ruf 
nach der paritätischen Mitbestimmung in_ 
Osterreich erhoben haben. Ich verstehe das an 
'und für Steh nicht (Ruf bei der SPO: Spät­
kommt eI, abeI er kommt/l, denn ich hatte 
die beschlossene Form der Mitbestimmung 
auf der Grundlage der Drittelparität, die alle· 
drei Fraktionen einstimmig beschlossen haben. 

Meine Fraktion hat im Gegensatz zur OVP 
nicht die Absicht, die Geschäfte der sozialisti­
schen Kollegen zu besorgen. 

Meine Fraktion i-st der Meinung, daß die 
sozialistischen Gewerkschafter stark genug 
sind, ihre Geschäfte selbst zu besorgen. 

Umso eigenartiger mutet es an, daß der 
Vizepräsident Erwin Altenburger, seines Zei­
chens führender christlicher Gewerkschafter, 
einige Monate vor der Nationalratswahl zum 
Wegbereiter ,sozialistischer Zielsetzungen ge- · 
worden ist. Ich gratuliere Ihnen, meine Herren 
von der sozialistischen Fraktion, zu dieser 
Wahlhilfe der Osterreichischen Volkcspartei I 
Leichter hätten es Ihnen die Konservativen 
wirklich nicht machen können. Aber Ihnen . . .  
(Abg. Z i n g 1 e I: Laut Busek ist OAAB 

SPO minus 20 Prozent!  - Der P I  ä s i-­

d e n  t übernimmt wiedeI den VOlsitz� - Abg .. 
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Peter 

Z i n g 1 e I: Laut Busek ist OAAB SPO jene Teile unserer Wirtschaft. die nach wie 
minus 20 PIozentl) Das ist die Busek-Inter- vor mit einer 50- und 60-Stunden-Woche kon­
pretation. die ich als Freiheitlicher nicht zu frontiert sind. 
übernehmen habe. 

Man würde die Realität ignorieren. wollte 
man nicht akzeptieren. daß in dieser Gesetz­
gebungsperiode des Nationalrates sehr 
wesentliche und positive Strukturbereinigun­
gen im Bereich der verstaatlichten Unterneh­
mungen erfolgt sind. 

So erfreulich d iese Initiativen im Bereich der 
verstaatlichten Industrie Osterreichs sind und 
so sehr wir Freiheitlichen diesen Initiativen 
nicht nur die Zustimmung erteilt haben. son­
dern uns auch dazu bekennen. muß aus frei­
heitlicher Sicht doch vermerkt werden. daß die 
derzeitige sozialistische Alleinregierung der 
Privatwirtschaft und der privaten Industrie 
vieles. wenn nicht alles schuldig geblieben 
ist. Hier ist die sozialisti'sche Alleinregierung 
säumig. Hier liegen jene Versäumnisse vor. 
die leider dazu geeignet sind. die Wett­
bewerbsfähigkeit dieses Teiles unserer Wirt­
schaft zu erschweren und in Einzelfällen sogar 
in Frage zu stellen. 

Es erhebt sich in diesem Zusammenhang 
die Frage. ob hinter dieser Untätigkeit der 
sozialistischen Alleinregierung gegenüber der 
privaten Wirtschaft nicht eine ganz bestimmte 
Absicht, ein ganz bestimmtes System steht, 
das etwa folgendermaßen aussehen könnte : 

Wenn man gefährdeten Mittelbetrieben. ge­
fährdeten Betrieben des Handels und Ge­
werbes und auch gefährdeten landwirtschaft­
lichen Betrieben nicht in einem entsprechenden 
Strukturkonzept die Bewältigung der offenen 
Probleme ermöglicht. dann besteht die Gefahr, 
daß diese Betriebe in ihrer Existenz in Frage 
gestellt werden und daß manche dieser Selb-

, ständigen ihren Selbständigenstatus aufgeben 
und in unselbständige Arbeitsbereiche über­
wechseln müssen. 

In den zurückliegenden Jahren mußten wir 
bedauerlicherweise verzeichnen. daß zahl­
reiche selbständige Handels- und Gewerbe­
treibende wie Landwirte ihren Selbständigen­
status mit dem des Unsel'bständigen ver­
tauschen mußten. 

Bis vor einem Jahr etwa war die Industrie­
gesellschaft in der Lage. :diesen weichenden 
Selbständigen die erforderlichen unselbstän­
digen Arbeitsplätze anzubieten. Nunmehr 
steht dieses !Arbeitsplatzangebot nicht mehr 
zur Verfügung. Umso gefährdeter ist daher 
dieser Teil der Wirtschaft. Es ist j ener Bereich, 
dem die sozial'e Errungenschaft der 40-Stun­
den-Woche nach wie vor fremd ist. Es sind 

So initiativ unsere gesamte Gesellschaft im 
Bereich der Unselbständigen in den zurück­
liegenden Jahrzehnten auch gewesen ist, so 
sehr liegen Versäumnisse dieser Bundesregie­
rung gegenüber dem Bereich der Selb­
ständigen vor. 

Natürlich mag ein Hintergedanke auf 
sozialistischer Seite vorhanden gewesen sein, 
der etwa auf folgender Linie gelegen sein 
dürfte: Weicht der Selbständige und wird er 
unselbständiger Arbeitnehmer. so besteht 
unter Umständen die Chance. daß aus einem 
nicht sozialistischen Wähler dadurch ein 
sozialistischer Wähler wird. Hierin kann auch 
eine der Ursachen dafür liegen. daß die 
Sozialistische Partei im Oktober 1 97 1  die 
absolute Mehrheit erhalten hat. 

Dem setzen wir Freiheitlichen die unerläß­
lich notwendige Forderung entgegen. daß eine 
verantwortungsbewußte Bundesregierung 
alles in ihren Kräften Stehende gerade in der 
jetzigen Situation zu unternehmen hat, um 
j eden Selbständigen. der das Risiko auf sich 
zu nehmen bereit ist, Idas Uberleben zu ennög­
lichen. nicht zuletzt auch deswegen, weil das 
Angebot unselbständiger Arbeitsplätze in der 
Industriegesellschaft derzeit überhaupt nicht 
gegeben ist. 

Es liegt von der derzeitigen Bundes­
regierung kein wie immer geartetes Konzept 
zur Bewältigung des Umstellungszwanges für 
einen Teil der Mittelbetriebe vor. 

Es fehlen alle Hilfen, gerade die größere 
Anpassungsfähigkeit des Klein- und Mittel­
betriebes auszunützen und Strukturver­
änderungen in diesem Bereich der mittelstän­
dischen Wirtschaft nicht nur in die Wege zu 
leiten, sondern auch durchzuführen. 

Und es fehlt bis j etzt. vor allem an För­
derungskonzepten für lebensfähige, aber vor­
übergehend in Schwierigkeiten geratene Klein­
und Mittelbetriebe. 

Wir erachten es aus freiheitlicher Sicht für 
dringend notwendig, auf diese Versäumnisse 
der sozialistischen Alleinregierung gegenüber 
dem Bereich des Handels. des Gewerbes und 
der Landwirtschaft aufmerksam zu machen. 

So sehr wir der gegenständlichen Regie­
rungsvorlage zur Zusammenfassung der ver­
staatlichten Edelstahlunternehmungen unsere 
Zustimmung erteilen können, so sehr müssen 
wir diese Versäumnisse der sozialistischen 
Alleinregierung gegenüber dem Bereich der 
mittelständischen Wirtschaft einer harten Kri­
tik unterziehen. (Beifall bei deI FPO.) 
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Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Ing. Scheibengraf. 

Abgeordneter Ing. Scheibengraf (SPO) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Wir stellen mit großer 
Freude die Kehrtwendurrg der Osterreichi­
schen Volkspartei in letzter Minute bei der 
Zustimmung zur Fusion der Edelstahlunter­
nehmen fest. Es war für uns an und für sich 
bei all diesen großen Aufgaben eine außer­
ordentlich schmerzliche und eigentlich nicht 
zu verstehende Betrübnis, daß angesichts die­
ser großen und verantwortungsvoll zu füh­
renden Unternehmungen ein großer Teil der 
Abgeordneten in diesem Hause zu den vorigen 
Fusionsanträgen ihre Zustimmung nicht geben 
konnten. Umsomehr freuen wir uns heute 
darüber, daß sie sich diesmal entschieden 
haben, diesen Vorgang mit zu unterstützen. 

Das OIG-Gesetz hätte damals einen ganz 
anderen Sinn gehabt : Die Betriebe langsam 
aber sicher aus der staatlichen Führung 
herauszuholen. (Widerspruch bei der OVP.) 
Jawohl, das war Ihre Absicht! (Zustimmung 
bei der SPO.) Hören Sie gleich, was Sie selbst, 
also Ihre Fraktion, in der schriftlichen 
Stellungnahme vom 12 .  Juni 1 964 zu diesem 
Vorschlag des Herrn Vizekanzlers Dr. Pitter­
mann gesagt haben. Darin hat es geheißen: 

Zu den allgemeinen Ausführungen des 
Herrn Vizekanzlers - so hieß es wörtlich -
müssen die Vertreter der Osterreichischen 
Volkspartei im Vierzehnerausschuß fest­
stellen, daß die vorliegenden Berichte der 
Arbeitskreise nicht -gezeigt haben, daß all­
gemeine Reorganisationsmaßnahmen ange­
sichts der Entwicklung in der Produktions-
technik wie in der Marktsituation durch eine 

Ich komme sowohl auf die Einsprüche des straffe Konzernführung unbedingt erforderlich 

Herrn Dkfm. Gorton als auch auf die des erscheinen. Ganz im Gegenteil - so sagten 

im Sie damals - haben die Berichte der Arbeits-Herrn Klubobmann Abgeordneten Peter 
Laufe meiner Ausführungen noch zurück. 

Die Bemühungen um eine Zusammen­
führung der edelstahlerzeugenden verstaat­
lichten Unternehmungen Gebrüder Böhler, 
Schoeller�Bleckmann und Styria Judenburg 
sind mit dieser Vorlage nun in die Endphase 
getreten. Der Antragsteller, der Vorstand der 
VOEST-Alpine lAG sowie die Vorstände und 
Belegschaftsvertreter der zu fusionierenden 
Unternehmen bejahen den Vorgang. Damit 
sind Voraussetzungen geschaffen, die den Vor­
gang wesentlich erleichtern. 

Die Produktionsüberschneidungen sind in 
fast allen Produktions sparten in der Edelstahl­
industrie vorhanden und reichen weit in die 
Betriebe der Muttergesellschaft hinein. Ihre 
Bereinigung wir.d nicht nur Zeit, sondern auch 
wesentliche finanzielle Mittel erfordern. Das 
ist das Fazit, daß eine Koordinierung und 
Zusammenfassung dieser Unternehmungen bis 
Ende der sechziger Jahre von der rechten 
Seite dieses Hauses verneint und schließlich 
auch verhindert wurde. 

Ich darf Ihre Stellungnahme zum Versuch 
eines Koordinations- und Zusammen­
fassungsvorschlages für die verschiedenen 
branchengleichen Unternehmen der verstaat­
lichten Industrie des damaligen Vizekanzlers 
DDr. Pittermann aus dem Jahre 1 964 in Er­
innerung bringen. (Abg. Dkfm. G o r  t o n: Kol­
lege Scheibengraf, wer hat denn das 01G­
Gesetz geschaffen, wo der Auftr.ag enthalten 
is t? Das haben wir beschlossen!) Damit haben 
Sie aber durchaus noch nicht die Zusammen­
führung beschlossen, Herr Kollege. 

kreise gezeigt, daß keine Konzentration im 
Großen notwendig ist und sehr wohl auch 
die historische Gesellschaftsform in der Lage 
ist, eine notwendige .A:bstimmung auf gemein­
same wirtschaftliche Zwecke durchzuführen. 
Die Berichte der Arbeitskreise zeigen weiter 
- so sagten Sie damals -, daß eine gesell­
schaftsrechtliche Konzernierung auch nicht 
zweckmäßig ist, zum al sich in den verschie­
denen Fällen 'gezeigt hat, daß die Problematik 
das Verhältnis Lieferant und Kunde betrifft 
und daher der Einflußnahme des Eigentümers 
- so erklärten Sie damals - nicht zugänglich 
ist. 

Sie haben also j eden Weg der Reorgani­
sation zur damaligen Zeit, wo er begonnen 
und durchgeführt hätte werden sollen, abge­
lehnt. 

Wie wenig zukunftsorientiert Ihre Aussage 
von damals war, ist j etzt j edem Einsichtigen 
und auch Ihnen klar. Aus dieser Fehlein­
schätzung heraus (Abg. Dkfm. G o r t o n lacht) 
- das ist nicht zum Lachen ! - haben sich 
auch die Edelstahlunternehmungen pro­
duktionstechnisch auseinanderentwickelt. Eine 
ganze Reihe von Fehlinvestitionen ergaben 
sich aus Ihrer damaligen Haltung zwangs­
läufig. 

Trotz dieser bekannten und vieler weiterer 
Schwierigkeiten haben sich diese Unterneh­
mungen aber Weltgeltung erarbeitet. Gerade 
daraus dürfen den dortigen Belegschaften 
- vom Hilfs- und Facharbeiter über die 
Ingenieure und Kaufleute bis zu den Direk­
toren - weder jetzt noch später wegen der 
Produktionsstrukturen Vorwürfe gemacht 
werden. 
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lug. Scheibengraf 

Das System des freien Unternehmers - und 
danach mußte bisher gehandelt werden in den 
Unternehmungen, wenn sie bestehen woll­
ten - verlangte, daß jedes Unternehmen die 
gängigsten Qualitäten herstellte und jede 
Neuentwicklung, mit der auf dem Weltmarkt 
gute Preise erzielt werden konnten, von allen 
Unternehmungen hergestellt und vertrieben 
wurden. Das brachte sie zum Teil in den 
schärfsten Konkurrenzkampf auf allen Märk­
ten. 

Die . Losgrößen dieser Produktions mo ti vie­
rung und Technik gehören seit der Mitte der 
sechziger Jahre auch in der Edelstahlbranche 
der Vergangenheit an. Ein besonderes Bei­
spiel, daß unsere Wege falsch waren, lieferte 
die schwedische Edelstahlindustrie - und jetzt 
hören Sie gut her, Herr Kollege Dkfm. Gorton 
(Zwischenruf des Abg. Dkfm. G o r t o n) - : 

Sie konnte seit den fünfziger Jahren national 
kooperieren und finalisieren, und das war 
der Vorteil, den sie heute hat. 

Nur die technische Reinheit unserer Edel­
stahlerzeugnisse und die immer wieder neuen 
Ergebnisse unserer Forschung haben uns bis­
her vor größeren Schäden bewahrt, fielen aber 
in der Gesamtausbringung und Umsatzent­
wicklung, zum Beispiel gegenüber der schwe­
dischen Edelstahlindustrie, klar zurück. 

Ich möchte daher klarstellen, daß unter den 
tatsächlichen Gegebenheiten im besonderen 
die beiden Unternehmungen Gebruder Böhler 
und Schoeller-Bleck.mann durch ständige um­
fassende Investitionen und erhöhte For­
schungsausgaben ihr Image auf dem Welt­
markt erhalten mußten. Dahin also floß -
durch Ihre damalige Haltung, meine Herren 
von der rechten Seite, gegeben - der Großteil 
der erarbeitenden Mittel, wobei Sie es sich nie 
versagten, trotz besseren Wjssens, die verhält­
nismäßig niedrige Dividendenleistung dieser 
Unternehmungen zu kritisieren. Vollkommen 
klar : Wenn mit niedrigen Losgrößen gearbei­
tet werden muß, und wenn mit allen Mitteln 
versucht wird, auf dem Hochstand der Technik 
zu bleiben, kann hier die Dividende nicht in 
entsprechender Form abgeworfen weIden. 

Von unserer Sicht aus gesehen kann zum 
vorliegenden Gesetzentwurf nur gesagt wer­
den : Endlich die IAnbahnung einer Entwick­
lung, die unsere weltbekannte Edelstahl­
industrie in ihrem Bestand end'gültig zu 
sichern vermag, wenn auch manche schmerz­
liche Operation wird erfolgen müssen. 

Aber nochmals sei gesagt : Alle die nun not­
wendigen produktionsstrukturellen Maßnah­
men dürfen nicht auf dem Rücken der Beleg­
schaften allein abgewickelt werdenl Unsere 

Belegschaften haben in der Vergangenheit 
Höchst- und Bestleistungen vollbracht. Sie ver­
dienen daher eine sorgsame Behandlung. (Zu­
stimmung bei der SPO.) 

Die Osterreichische Volkspartei hat stets 
einer internen Abstimmung unter den Unter­
nehmen anstatt einer Zusammenführung das 
Wort geredet. Dies in die Praxis ohne 
bestimmten Zwang umzusetzen - d as wußten 
Sie und wissen Sie heute genauso gut -, 
ist unmöglich. In der Privatindustrie vollzieht 
sich die Zusammenführung unter dem Zwang 
der Aktionärentscheidung. Die struk>turellen 
Veränderungen werden ohne Rücksicht auf 
regionale, soziale und heute auch nationale 
Rücksichtnahmen durchgefü!hrt, sondern nur 
unter der Beachtung des höchst erzielbaren 
Erfolges für das Unternehmen und den Aktio­
när. Die Handlung der Zusammenführung und 
Urnstrukturierungen von solchen Unter­
nehmungen erfolgt nach vorheriger Einigung 
der Aktionäre. Der weitere produktionstech­
nische Vorgang erfolgt nicht nach Beratungen 
der fusionierenden Firmen, sondern wird be­
stimmt durch die betriebs- und finanztech­
nischen Zwangs folgen. 

Mit der Regelung über die gegenständliche 
Edelstahlfusion wird dem Bundesgesetz vom 
1 5. Feber 1973 über die Zusammenführung 
der verstaatlichten Eisen- und Stahlindustrie 
gefolgt, womit die Gesellschaften Böhler, 
Schoeller-Bleckmann und Styria Judenburg 
als selbständige Tochtergesellschaft der 
VOEST-Alpine AG angegliedert werden. Der­
artige organisatorische Maßnahmen im Be­
reich der verstaatlichten Unternehmen wurden 
schon bisher durch Bundesgesetze vorgenom­
men. 

Es stellt nach unserer Auffassung eine 
demokratische Form der Entscheidung der 
Volksvertretung über staatliches Vermögen 
dar. Von verstaatlichten Unternehmen erwar­
tet man regionale, soziale und nationale Rück.­
sichtnahmen in einem sehr hohen Maß. Die 
Einwirkungskräfte auf die Abwicklung einer 
solchen Fusion bzw. Vereinigung sind eben 
ganz andere. Daher sehen wir die Bestimmun­
gen des Aktiengesetzes als nicht ganz aus­
reichend. Diese Unternehmungen sollen wo­
möglich allen Staatsbürgern dienen und nicht 
nur einer kleinen Gruppe. Wir sind stolz 
darauf, daß es möglich geworden ist, diesen 
Unterschied auch in der freien Welt 'heraus­
zuarbeiten. 

Oberster Grundsatz ist die besondere Lei­
stungsabga:be der Mitarbeiter in diesen Unter­
nehmen. Sie ist auf aUen Betriebsebenen bis­
her erfolgt. Sie reicht von der technisch mög­
lichen Mannleistung 'bis zur Leistung unserer 

992 
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Forscher. Das LD-Verfahren ist wohl die sicht- tenden Arbeilsmaßnahmen Rechnung zu tra­
barste österreichische Forscherleistung auf gen sein, wie auch die Programmverlagerun­
dem Stahlgewinnungsbereich in der Nach- gen nur Zug um Zug mit Ersatzprogrammen 
kriegszeit. vorzunehmen sein werden. 

Nicht minder hoch sind die Forschungs­
leistungen unserer Metallurgen und Techniker 
beim Strangguß- und Elektroschlacken­
umschmelzverfahren, aber auch bei der Erzeu­
gung neuer Sonderstähle für höchste Bean­
spruchung. 

Unsere Edelstahlindustrie gehört zu j enen 
Branchen, die zwar durch ihre hohe Export­
quote den Schwankungen auf dem Weltmarkt 

. voll ausgesetzt sind, j edoch mit eigenem 
Know-how und bewährte Forschungen vom 
Ausland unabhängige Arbeitsplätze in einern 
Ausmaß ausweisen, wie das nur wenige Bran­
chen in unserem Lande behaupten können. 

Daß wir Sozialisten die gleichen Rechte der 
im Aufsichtsrat vertretenen Betriebsvertretun­
gen im neuen Unternehmen statuiert wissen 
wollen wie bei der Muttergesellschaft. wird 
uns niemand übelnehmen können. Ziel dieser 
gesetzlichen Maßnahme ist die möglichst 
rasche und wirkungsvolle Zusammenführung 
der bisher setbständig gewesenen Einzelunter­
nehmen Gebrüder Böhler, Schoeller-Bleckmann 
und Styria Judenburg zu einer Unternehmens­
einheit. Sie soll die Motivierung für die künf­
tigen Handlungen der Mitarbeiter zu einer 
gedeihlichen Entwicklung in dieser Unter­
nehmenseinheit sein. 

Zu den einzelnen gesetzlichen Bestimmun­
gen möchte ich wie folgt Stellung nehmen: 

Der Fusionstermin 1 .  Jänner 1975 bietet 
sich aus bilanziellen Gründen an, und es müßte 
im Falle einer Veränderung eine weitere 
Bilanz für ein Rumpf-Geschäftsjahr von allen 
sich vereinigenden Gesellschaften erstellt 
werden. 

Zur Firmenbezeichnung VEW : Auf den 
neuen Firrnennamen, Vereinigte Edelstahl­
werke AG, haben sich die zuständigen Gesell­
schaftsorgane nach verschiedenen Erwägungen 
festgelegt. Die international renommierten 
Marken der österreichischen Edelstahl­
hersteller Böhler, SchoeUer-Bleck.mann und 
Styria werden als Zusatz zu den Firmennamen 
der neuen Edelstahlgesellschaft VEW . auf den 
Drucksorten aufgenommen werden. um die 
Kontinuität d ieser Qualitätsprodukte weiter­
hin zum Ausdruck zu bringen und den markt­
politischen Uberlegungen Rechnung zu tragen. 

Der Sitz der Firma VEW wird weiterhin 
Wien sein. :Aus sozia:lpolitischen Erwägungen 
wird er im Hinblick auf die schon jetzt in 
Wien befindlichen Firmensitze der zu ver­
schmelzenden Gesellschaften vorgenommen. 

Zur Frage des Konzernvertrages :  Um eine 
wirtschaftliche Konzernführung hinsichtlich 

Unsere Techniker werden eine nicht leicht der neugebildeten Edelstahlgesellschaft zu ge­
lösbare Aufgabe vorfinden, und es wird des währleisten. wurde im § 2 Abs. 1 des vor­
Einsatzes wirklich aller bedürfen. die struk- liegenden Gesetzentwurfes festgelegt. daß die 
turellen Probleme in absehbarer Zeit zu lösen. neue Gesellschaft als Tochterunternehmen der 
Nicht minder schwierig wird es aber auch für VOEST-Alpine AG . mit ihr zusammen einen 
die Kaufleute sein ; sie müssen auf j eden Fall Konzern bildet und die beiden Gesellschaften 
eine Vermehrung des Verwaltungsapparates einzeln als Konzernunternehmen nach § 1 5  
verhindern. des Aktiengesetzes 1 965 gelten sollen. 

Um ein gutes Image der neuen Tochter- Nach Abs. 2 des § 2 ist spätestens 
gesellschaft im VOEST-Alpine-Konzern gegen- einen Monat nach Inkrafttreten dieses Bun­
über Kunden und Offentlichkeit muß von An- desgesetzes zwischen der Muttergesellschaft 
beginn an durch Zusammenarbeit gerungen VOEST-Alpine und dem Tochterunternehmen 
werden. Eine einheitliche Unternehmens- VEW ein Konzernübereinkommen abzuschlie­
planung der Vereinigten Edelstahlwerke und ßen. Hier haben Sie Einwände gemacht. Für 
deren Abstimmung mit der Muttergesellschaft den Abschluß zuständig sind hiefür die Organe 
VOEST-Alpine kann eine ' gute und erfolg- der beiden Gesellsdlaften. 
reiche Entwicklung schneller herbeiführen. 

Im neu abzuschließenden Konzernüberein-
Die mittelfristigen Planungsziele sind im kommen werden insbesondere die Konzern­

grundsätzlichen für die neugeschaffene Unter- führungsgrundsätze und die speziellen Ein­
nehmenseinheit vorgezeichnet. Die vom Edel- flußrechte der Konzernleitung zur Gewähr­
stahl-Ausschuß eingesetzten Produktions aus- leistung einer einheitlichen Konzernführung 
schüsse haben Zielsetzungen erarbeitet, deren zu verankern sein. Die sich rasch ändernden 
Erkenn�nisse und Lösungsvorschläge als und den Konzern tangierenden wirtschaft­
Grundlage dienen können. Den Traditionen lichen Verhältnisse sowie die vorerst weiter 
und Spezifika der Vorgängergesellschaften bestehenden Produktionsüberschneidungen 
wird bei den aus der Verschmelzung abzulei- zwischen der Muttergesellschaft und der neuen 
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Edelstahlgesellschaft werden fallweise ein maßnahmen an und für sich mit konjurrktur­
wirksameres Eingreifen erfordern, als es die schwachen oder konjunkturstarken Perioden 
bisherige Regelung für die bei den Tochter- nichts zu tun haben. Konjunkturschwache 
gesellschaften Böhler und Schoeller zuließ und Perioden hält der Herr Bundeskanzler sogar 
daher den Abschluß eines besonderen Kon- für sehr günstig, weil die Strukturschwächen 
zernübereinkommens bedingen, der im Be- der einzelnen Unternehmen viel deutlicher 
darfsfall ohne Gesetzesänderung modifiziert sichtbar werden als in konjunktur- oder struk-
werden kann. turstarken Zeiten. 

Zur Frage von Besitzveränderungen und 
dem Prüfungsrecht des Rechnungshofes wurde 
vorgesehen: Auf Grund der Bestimmung des 
§ 5 Abs. 2 ist für die neue Edelstahlgesell­
schaft das Bundesverfassungsgesetz vom 
22. 10. 1 969 betreffend die Mitwirkung des 
Hauptausschusses des Nationalrates bei Ange­
legenheiten der in der Anlage zum OIG­
Gesetz, BGBL Nr. 23/1 967, angeführten 
Gesellschaften und die Prüfungsbefugnis des 
Rechnungshofes weiterhin in der Art anzu­
wenden, als ob die betreffende Gesellschaft 
in der Anlage selbst aufscheinen würde, das 
heißt, daß bestimmte Maßnahmen der Ver­
äußerung und Verpfändung, der Kapital­
beschaffung, aber auch der Veräußerung von 
Konzernunternehmen dieser Gesellschaft der 
Zustimmung des Hauptausschusses des 
Nationalrates bedürfen. 

Der Rechnungshof ist damit auch befugt, 
die Gebarung der VEW so zu prüfen wie 
früher, als der Bund noch direkt an den sich 
vereinigenden Gesellschaften beteiligt war 
und hierfür zuständig gewesen ist. 

Wir Sozialisten geben der Gesetzesvorlage 
gerne unsere Zustimmung. 

Dem neuen Unternehmen Vereinigte Edel­
stahlwerke, seinen Mitarbeitern und dem 
Management wünschen wir ein herzliches 
"Glück auf !" (Beifall bei der SPO.) 

Präsident : Nächster Redner ist 
Abgeordnete Burger. 

der Herr 

Abgeordneter Burger (OVP) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Die Vorredner haben ihre Mei­
nung zum Ausdruck gebracht, daß die Oster­
reichische Volkspartei in der Frage der Edel­
stahlfusion eine Kehrtwendung gemacht hätte. 
Ich möchte klarstellen, daß wir im Ausschuß 
lediglich bei zwei Punkten anderer Meinung 
waren und daß wir schon im Ausschuß die 
Meinung vertreten haben, diesem Gesetz die 
Zustimmung zu geben. Um nicht eines Ab­
satzes wegen eine getrennte Abstimmung zu 
machen, haben wir uns entschlossen, dieses 
Gesetz, so wie es ist, anzunehmen. 

Der Herr Bundeskanzler bemerkte auch, daß 
die Bereitschaft der einzelnen Unternehmen, 
an strukturveränderten Maßnahmen aktiv mit­
zuwirken, viel größer wäre. Das mag wohl 
zutreffend gewesen sein bei der Fusion des 
Stahlkonzerns. Dort gab es nicht allzu große 
Strukturen zu bereinigen. Breiterzeugnisse 
wurden in Linz hergestellt und Halbzeug wie 
Profile bei den ehemaUgen Alpinen. 

Außerdem hatten wir bei der Fusion keine 
konjunkturschwache, sondern eine konjunk­
turstarke Periode gehabt. 

Ich behaupte, meine Damen und Herren, 
daß eine konjunkturstarke Periode für eine 
Fusion oder Zusammenlegung von Unter­
nehmungen, die branchenähnlich sind, viel 
günstiger ist als konjunkturschwache Zei­
ten, wie es jetzt bei der Edelstahlfusion der 
Fall ist. Denn in Zeiten der absoluten Voll­
beschäftigung lassen sich Strukturbereinigun­
gen, ohne der Belegschaft Härten auferlegen 
zu müssen, viel leichter durchführen. Aber 
auch die einzelnen Unternehmensleitungen 
und Betriebsräte sind in der Hochkonjunktur 
eher als in konjunkturschwachen Zeiten bereit, 
eine Produktions sparte zugunsten eines 
anderen Betriebes einzustellen. Ich glaube, 
daß man diese Tatsache nicht mehr begründen 
muß. Denn vom Stahlkonzern her liegen ja in 
dieser Richtung bereits Erfahrungswerte vor. 

Nun beschließen wir heute die Fusion der 
edelstahlerzeugenden Betriebe Böhler, Schoel-
ler und Styria. Es ist eine Zeit eines wohl 
seit dem Jahre 1945 noch nie dagewesenen 
Konj unkturtiefs. Ich bin bescheiden in meiner 
Ausdrucksweise, ich sa'ge "Konjunkturtief", 
denn das Wort "Krise" wird derzeit nicht 
gern gehört, das hat man wohl früher einmal 
in Gebrauch genommen. 

Es gibt im Edelstahlbereich auch viel mehr 
Strukturen zu bereinigen. Das hat mein Vor­
redner, der Herr Abgeordnete Scheibengraf, 
ebenfalls bestätigt. Es gibt mehr Strukturen 
zu bereinigen, als es im Stahlkonzern der Fall 
war. Jetzt wird sich begreiflicherweise j edes 
Unternehmen zur Wehr setzen, Produktions-

In einer schriftlichen Anfrage an den Herrn zweige zugunsten eines anderen Unter­
Bundeskanzler wollte ich wissen, welchen nehmens aufzugeben. Vielleicht haben gerade 
Fusionszeitpunkt er als den günstigsten er- deshalb Edelsta'hlexperten noch zur Zeit der 
achtet. Seine Antwort vom 22. 1 .  1 972 betref- Stahlfusion nachhaltig die Meinung geäußert, 
fend Stahlfusion lautete, daß Reorganisations- man sollte an der Größenordnung der 
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bestehenden Edelstahlindustrie nichts ändern. 
Man brachte Beispiele von den Größenver­
hältnissen in der Bundesrepublik Deutschland, 
Schweden und man hat diese Betriebsgrößen 
mit der österreichischen verglichen und fest­
gestellt, daß man dort auch keine Fusionen 
vornimmt. 

Wenn ich das sage, meine Damen und Her­
ren, dann erinnere ich mich an viele Artikel, 
die in der Presse und sonstwo zu lesen ge­
wesen sind. Ich erinnere auch an die Tatsache, 
daß ich persönlich - entgegen der Aussage 
des Herrn Bundeskanzlers, der bei einer 
mündlichen Anfrage sagte, daß ich gegen eine 
Fusion gewesen sei - nie gegen eine Fusion 
war. kber ich war gegen die Aufteilung auf 
personalpolitischem Gebiet, und da,s habe ich 
hier von diesem Rednerpult deutlich zum Aus­
druck gebracht. (Beifall bei der OVP.) 

Es ist nun einmal eine Realität, daß wir 
uns in einem wirtschaftlichen Tief befinden. 
Es ist eine Realität, daß Böhler bereits über 
400 Arbeiter abgebaut hat und daß 60 Arbeits­
kollegen von Juderrburg nach Donawi,tz pen­
deln sollen. In diesem Zustand, kann ich mir 
vorstellen, wird es kaum möglich sein, Pro­
duktionszweige zuguJ:1lsten eines anderen auf­
zugeben. 

Deshalb bin ich nicht Ihrer Meinung, Herr 
Bundeskanzler, daß in konjunkturschwachen 
Zeiten die Bereitschaft, strukturverändernden 
Maßnahmen zuzustimmen, größer wäre. Vor 
allem werden die einzelnen Produktionszweige 
in einer wirtschaftlich schwachen Periode von 
den Betriebsräten mit aller Vehemenz vertei­
digt werden, was ja ihre ureigenste Pflicht 
gegenüber der Belegschaft ist. Es sei denn, 
sie werden vergattert und haben den Auftrag, 
zu schweigen. Denn die Mitbestimmung hat 
nicht nur ihre starken, sondern auch ihre 
schwachen Seiten, besonders d ann, wenn man 
unpopuläre Maßnahmen mitverantworten 
muß. 

Die Mitverantwortung bei der Arbeitsplatz­
sicherung ist für einen Betriebsrat, der bei 
Entscheidungen des Vorstandes Maßnahmen 
zu setzen hat, was wir in den let�ten Wochen 
kennengelernt haben, sicher etwas Schweres, 
ich sage das offen heraus. 

Was der Edelstahlfusion erspart bleibt, sind, 
wie es bei der Stahlfusion der Fall war, die 
sogenannten Stahlpläne, ausgegeben von Böh­
ler und von der Mutter VOEST. Wie oft habe 
ich hier im Hohen Hause festgestell1:, daß 
diese Stahlpläne der Fusion die Vertrauens­
basis entzogen haben, die Vertrauensbasis 
entzogen wohl deshalb, weil man eine Beleg­
schaft nicht begeistern kann, wenn man hoch-

offiziell feststellt, daß man die Rohstahl­
produktion in Donawitz einstellen soll, um 
diese nach Linz zu verlegen, um dieselbe 
Menge in einem einzigen Großraumofen zu 
erschmelzen. 

Meine Damen und Herren, es wurde 
bagatellisiert. Aber dieser Großraumofen ist 
im Bau, und wir können die Strukturverände­
rungen mit offenen Augen beobachten. 

Die betroffenen Betriebe der Edelstahlfusion 
brauchen sich auch nicht auseinanderzusetzen, 
wo der Standort der Genera�direktion sein 
wird. Beim Stahlkonzern gtngen diesbezüglich 
die Meinungen stark auseinander, bis schließ­
lich der Herr Bundeskanzler dem scharfen 
Verlangen der Linzer SPO nachgeben mußte. 
Persönlich bin ich auch der Meinung - ich 
sage dies als Randbemerkung -, daß eine 
Generaldirektion sicher in die Nähe eines 
großen Werkes gehört. Dem sprach aber ent­
gegen, daß in Wien die Handelsagenturen 
sind und letztlich auch die Bundesregierung. 
Diesen Vorteil hat also der Edelstahlkonzern, 
aber - und ich berühre jetzt ein Thema, 
das ich leidenschaftslos 'berühren möchte, aber 
wo ich auch um Verständnis bitte - die Edel­
stahlbetriebe wissen bis zur Stunde nicht, wie 
stark der Vorstand sein wird. Im Stahlkonzern 
wußten wir es. Man hat nach alter Gepflogen­
heit seit Bestehen der Zweiten Republik bezie­
hungsweise nach der Verabschiedung der Ver­
staatlichungs'gesetze 1946 die Parität im Vor­
stand geübt, um für immer zu verhindern, 
daß die Industrie zu politischen Machtkonzen­
trationen ausgenützt wird. Dem Vorsitzenden 
des Vorstandes hat man das Dirimierungsrecht 
eingeräumt, um so eine Entscheidungsmöglich­
keit für alle Fälle zu haben, wenn bei irgend­
einem Problem eine Einigung nicht erzielt 
wird. Dieses Prinzip hat sich zu allen Zeiten 
und in allen Betrieben demokratisch bewährt. 
Ich möchte sogar sagen, daß diese Parität 
immer im Sinne auch des OGB war, vor allem 
aber im Sinne der Belegschaft, die für poli­
tische Dinge, sei es im Vorstandsbereich oder 
im Bereich der Werksebene, kein Verständnis 
in der Endkonsequenz aufbringt. 

Bei der Edelstahlfusion wissen wir mit größ­
ter Wahrscheinlichkeit - ich sage : mit größter 
Wahrscheinlichkeit -, daß von dieser demo­
kratischen Gepflogenheit abgegangen wird. Es 
soll zu keinem geraden, sondern zu einem 
ungeraden Vorstand kommen, also zu einer 
politischen Machtanhäufung im nunmehr zu 
entstehenden neuen Edelstahlkonzern und 
im Bereiche des Vorstandes der Mutter. 

Herr Bundeskanzler! Ich glaube nicht, daß 
es unbedingt Ihre persönliche Meinung ist, 
so vorzugehen. A'ber wenn ich das Mitteilungs-
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blatt der Zentralbetriebsräte der einzelnen 
Unternehmen von Böhler, Schoeller und Styria 
in die Hand nehme, dann müßte man der 
Annahme sein, daß dieses Vorhaben, einen 
ungeraden Vorstand zu bestellen, nicht Ihrer 
Meinung, wie ich eingangs sagte, entspricht. 

simtsrat niemand entsandt werden darf, der 
vorwiegend . . .  " - ich habe diesen Satz smon 
gesagt. 

So gesehen, meine Damen und Herren, 
dürfte ja dann kein Aufsichtsrat von der 
Mutter oder Vorstand von der Mutter zur 

Schon lange vor der Verabschiedung dieses Edelstahltochter kommen, oder wie wir wissen, 
Gesetzes haben sich die sozialistischen sind ja die Mutter-Vorstände Aufsichtsräte 
Zentralbetrie'bsratsobmänner mit den Per- bei den Töchtern, und es ist wohl anzunehmen, 
sonen und mit der Zahl des Vorstandes be- daß sie dort wirtschaftliche Interessen ver­
faßt. Ich war immer der Meinung, daß der treten. 
Aufsichtsrat den Vorstand beschließt. In 
unserem Falle aber tun es ansmeinend die 
drei SPO-Zentralbetriebsratsobmänner von 
Böhler, Smoeller und Styria. Sie empfehlen 
auch die zukünftige Stärke des Aufsichtsrates 
und stellen zu allem Unsinn abschließend noch 
fest, daß in den Aufsichstrat niemand ent­
sandt werden darf, der vorwiegend subjektive 
oder spekulative Wirtschaftsinteressen ver­
tritt. 

Daher das Wort "Unsinn" , wenn das ge­
schrieben stand. Was sollen denn Aufsichts­
räte sonst tun laut Aktiengesetz, als wirt­
schaftliche Interessen zu vertreten und unsere 
Arbeitsplätze dort zu sichern? (Beifall bei der 
OVP.) 

Wenn der Herr Bundeskanzler einmal sagte, 
als das Verfassungtsgesetz beschlossen wurde, 
daß die Betriebsräte �hre Chefs nicht selbst 

Ich darf, Hohes Haus, mit Genehmigung des auswählen sollten, dann weiß ich, daß dies in 

Herrn Präsidenten zitieren : der Praxis bei allen Parteien anders ist. Nir-

"Arbeiterbetriebsra t Gerst!-Werk. Abschrift' 
Kapfenberg. " 

Ich werde aus Zeitökonomie nicht das ganze 
Flugblatt vorlesen, sondern nur das, was 
hier unterstrichen i'st : 

gends wird so viel - und auch das ist eine 
Meinung, die ich als persönlich deklariere -
über gewünschte Aufsichtsräte oder Vorstände 
diskutiert als im Betriebsrätebereich - sicher 
wohl deshalb, weil wir Betriebsräte mit ihnen 
dann zusammenarbeiten müssen. 

Aber das, was in dieser Resolution steht, 
"Der Vorstand der neu zu bildenden Edel- ist zuviel des Guten. Namen erspare ich mir 

stahlgesellschaft (Vereinigte Edelstahlwerke) zu nennen; die Kollegen, die auf der Galerie 
soll aus je zwei Vertretern der Firma Gebrüder sitzen, wissen schon, wen ich meine. 
Böhler & Co. und der Schoeller-Bleckmann 
Stahlwerke AG sowie aus einem Vertreter 
der VOEST-Alpine, der zugleich die Interessen 
ihres Tochterunternehmens Styria zu vertreten 
hätte, bestehen. Nur unter dieser Voraus­
setzung erklären sich die Zentralbetriebsräte 
damit einverstanden, daß Dr. Bayer (Böhier) 
Generaldirektor und Dr. Steinbauer (Schoeller­
Bleckmann) Generaldirektor-Stellvertreter 
wird. "  

Und sehen Sie, meine Damen und Herren 
- der Herr Abgeordnete Peter ist nicht da -, 
das war Anlaß, ich Ausschuß zu sagen:  So 
geht's denn auch nicht, daß man sagt, nur 
unter dieser Bedingung, daß man hier fest­
nagelt, daß man hier festhält an etwas, was 
auf oberer Ebene noch gar nicht ausgesprochen 
und ausge'handelt ist. So kann es ja nicht 
gehen. Und das ist der Grund. 

Hier steht dann noch : "Der Aufsichtsrat 
der neuen Edelstahlgesellschaft soll mit Rück­
sicht auf die gestreuten Betriebsstandorte 
24 Mitglieder umfassen, davon 8 Vertreter im 
Sinne des Arbeitsverfassungsgesetzes aus den 
Betriebsratsgremien. Die Zentralbetriebsräte 
vertreten den Standpunkt, daß in diesen Auf-

Mit diesem Schreiben - und ich bedaure 
es persönlich sehr - hat man den Gesprächen, 
die vielleicht in dieser Richtung noch getan 
werden, keinen guten Dienst erwiesen. 

Ich persönlich - und sicher viele Mit­
arbeiter - fasse es dann so auf: Sollte es 
nicht doch noch zu einer Änderung dieser 
Auffassung kommen, hat diese Fusion nicht 
nur einen wirtschaftlichen, sondern vor allem 
und gerade deshalb audl einen politischen 
Hintergrund. 

In diesem Gesetz wird in § 2 Abs . 2 eben­
falls festgestellt, daß spätestens ein Monat 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zwischen 
der Muttergesellschaft und dem Tochterunter­
nehmen ein Konzernübereinkommen abzu­
schließen ist. Dieser Tatsache ist nichts hinzu­
zufügen, nur kann ich nicht verstehen, warum 
dieser Regierungsvorlage nicht schon jetzt ein 
solcher Vertrag beigeschlossen ist. Wir Abge­
ordneten hätten doch, wenn schon hier im 
Hohen Hause fusioniert wird, Anspruch, zu 
wissen, wie dieser Konzernvertrag ausschaut. 
Denn, meine Damen und Herren, im Konzern­
vertrag liegt ja der harte Kern für die ein-
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zeInen Unternehmen und nicht im Gesetz, das Betrachtung noch die für das Jahr 1 972 zu 
nur die äußere Form der Zusammenführung erwartenden Einflüsse aus den Veränderungen 
beschließt. der Währungsparitäten mit ein, so dürfte füI 

Anstatt dieses Hinweises, einen Konzern­
vertrag binnen vier Wochen abzuschließen, 
müßten in § 2 als Konzernangelegenheiten 
meiner Meinung nach folgende Punkte auf­
scheinen : 

1 .  Die Grundsätze der Unternehmenspolitik, 
einschließlich der Unternehmensplanung. 

2.  Die Koordinierung der Produktionspro­
gramme und der Investitionen, Rationalisie­
rung der Produktion. 

3. Finanzplanung und BiIanzpolitik. 

das Jahr 1 972 mit einem weiteren Verlust in 
etwa der gleichen Höhe zu rechnen sein." 

Also ein Verlust bis Ende 1972, vor der 
Stahlfusion, von etwa 360 Millionen Schilling, 
hervorgerufen durch die Schilling aufwertung. 

Eine weitere Anfrage vom 10 .  Mai 1 972 
- den Text der Anfragen habe ich hier, ich 
könnte den ganzen Text zitieren, aber man 
wird mir das ersparen - lautete : "Welche 
Belastungen würde die im Parlament liegende 
Regierungsvorlage zur Mehrwertsteuer für die 
verstaatlichten Betriebe, getrennt nach Bran­
chen und Betrieben, bringen?" 4. Grundsätze der Verkaufspolitik unter Be­

rücksichtigung der eingeführten Marken. 
2.  Frage : Mit welchen Einbußen muß bei 

5. Grundsätze der Personal- und Sozial- den Exporten der einzelnen Unternehmungen 
politik einschließlich der Fortbildung der der verstaatlichten Industrie gerechnet wer-
Belegschaft. den? 

6. Koordinierung und Forschung und Ent­
wicklung. 

7. Letztlich ein einheitliches Rechnungs­
wesen und Konzernberichterstattung. 

Diese würden, meine sehr geschätzten 
Damen und Herren, die notwendigen Punkte 
in einem Konzernvertrag sein - es kann 
ja nur ein Beispiel von mir sein ; sicher ist 
darüber zu diskutieren und weiter nach­
zudenken -, die geeignet wären, unter einer 
eigenverantwortlichen Firma die Arbeitsplätze 
an jedem der Betriebsstandorte zu sichern 
und zu verbessern. 

Die Edelstahlunternehmen haben - und 
diese Feststellung muß ich nun auch einmal 
in aller Offentlichkeit machen - bei der Ein­
führung der Mehrwertsteuer und dem damit 
verbundenen Wegfall der Ausfuhrrückver­
gütung - auch das wurde heute schon von 
meinem Vorredner erwähnt - einen Mil­
lionenschaden erlitten. Diese Beträge sind 
uneinbringlich. Daß sich dieser Verlust von 
Millionenbeträgen bei der gegenwärtigen 
Situation besonders hart auswirkte, möchte 
ich nicht extra erwähnen. Der Wegfall der 
Ausfuhrrückvergütung hat vor allem die Firma 
Böhler betroffen. 

Auf eine schriftliche Anfrage, welche mir am 
1 4 .  1 .  1 972 beantwortet wurde, stellte der Herr 
Bundeskanzler auf die Frage : "Wie hoch ist 
der finanzielle Ausfall für die verstaatlichte 
Industrie, welcher durch die Schillingaufwer­
tung hervorgerufen wurde?",  fest, daß mit der 
gleichzeitigen Dollarabwertung ein Schaden 
von 1 60 Millionen Schilling eingetreten ist. 
Weiters sagte der Herr Bundeskanzler wört­
lich - ich zitiere -: "Bezieht man in diese 

Antwort : Es wird mit einer branchenmäßigen 
Ergebnisverminderung wie folgt zu rechnen 
sein : Eisen und Stahl 378,4 Millionen Schilling, 
Nichteisenmetalle 1 5,2 Millionen Schilling, 
Maschinen- und Schiffsbau 1 4,2 Millionen 
Schilling, Elektrobranche 24,6 Millionen, al­
chemie 28, 1 ; also zusammen ein Betrag von 
460 Millionen Schilling, hervorgerufen durch 
die Einführung der Mehrwertsteuer und deren 
Satz von 16 Prozent. Fügt man nun die Ver­
luste, die durch die Schillingaufwertung her­
vorgerufen wurden, hinzu, dann kommen wir 
auf einen Betrag von etwa 780 Millionen 
Schilling. Das habe ich nirgends gelesen, das 
hat mir niemand anderer gesagt als die An­
fragebeantwortung, die ich hier in meiner 
Hand habe. 

Die Verluste, hervorgerufen durch die er­
wähnten Umstände, mußten sich auf die ein­
zelnen Unternehmen und auf die Ertragslage 
der gleichzeitig steigenden Soziallasten, wie 
die j ährlichen Teuerungsabgeltungen und so 
weiter, auswirken. Nunmehr kommt die man­
gelnde Auftragslage hinzu. Und in dieser 
Situation beschließen wir heute die Fusion 
der österreichischen Edelstahlindustrie. Mögen 
die Hoffnungen der Unternehmungsleitungen, 
vor allem aber die der Belegschaften und 
deren Vertreter sich erfüllen, daß durch diese 
Fusion tatsächlich das erreicht wird, was durch 
ein solches Gesetz beabsichti'gt ist zu errei­
chen, nämlich die andauernde Sicherheit 
unserer Arbeitsplätze, die Beseitigung firmen­
interner Konkurrenzkämpfe, ohne daß die ein­
zelnen Betriebsstandorte Schaden erleiden. 
Und schließlich möge diese Fusion dazu bei­
tragen, daß der gute Ruf unserer Edelstahl­
industrie in aller Welt weiter ausgebaut wird. 
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Ich habe nun, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, meine Meinung zur Stahlfusion 
mit der Hoffnung zum Ausdruck gebracht, daß 
es nach Uberwindung der derzeitigen Krise 
tatsächlich besser bestellt sein möge um den 
weiteren Aufstieg der Edelstahlindustrie. 

Gestatten Sie mir nun aber, nachdem beide 
Tagesordnungspunkte zur gleichen Zeit behan­
delt werden, daß ich auch zum OIAG-Bericht 
eine Aussage mache. Der OIAG-Bericht für 
das Jahr 1 913 steht, wie schon auf der ersten 
Seite ersichtlich ist, im Zeichen der Zusammen­
führung branchengleicher und branchenähn­
licher Betriebe. Somit kann die Auswirkung 
verschiedener Fusionen - und ich meine die 
Stahlfusion und die Nichteisenmetallfusion -
in diesem Bericht noch keinen Niederschlag 
finden. 

Um einen Vergleich der Gesamtproduktion 
der verstaatlichten Industrie anzuführen, ist 
es notwendig, eine gesamtindustrielle Betrach­
tung aufzustellen, damit man den Anteil der 
verstaatlichten Industrie klar erkennen kann. 
Der gesamtindustrielle Bruttoerzeugungswert 
belief sich im Jahre 1 973 auf 263 Milliarden 
Schilling. Das ist eine Steigerung gegenüber 
dem Jahre 1 972 um 4 Milliarden oder um 
5,6 Prozent. Gegenüber dieser sicherlich gigan­
tischen Ziffer betrug der Anteil der verstaat­
lichten Industrie 42,8 Milliarden Schilling 
gegenüber 39,9 Milliarden des Jahres 1972 ; 
das ist eine Steigerung von nominell 7,2 Pro­
zent. 

Ich will es mir ersparen, bei den einzelnen 
Betrieben genau ins Detail zu gehen. Es liegt 
ja der OIAG-Bericht jedem Abgeordneten vor 
und die Ziffern können dort herausgenommen 
werden. Feststellen möchte ich nur, daß aus 
diesem Bericht klar erkenntlich ist, daß zwi­
schen Belegschaften und zwischen Beleg­
schaftsleitungen ein harmonisches Zusammen­
arbeiten festzustellen ist. Diese Ziffern sind 
nun einmal ein Beweis dafür, daß wir in 
Osterreich eine pflichtbewußte und fleißige 
Dienstnehmerschaft haben, gleichgültig ob sie 
in der Privatindustrie oder in der verstaat­
lichten Industrie tätig ist. 

Gerade dieser Belegschaft ist die derzeitige 
Entwicklung vor allem auch im Bereich der 
verstaatlichten Industrie nicht einerlei. Alles 
ist zu ertragen, sei es die Aufgabe von Uber­
stunden, die von der Einkommenseite her 
zwar sehr schmerzlich empfunden wird, 
besonders von jenen Kollegen, die eine Neu­
bauwohnung bewohnen, oder für j ene, die auf 
Grund von Uberstunden sich auf irgendwelche 
Kaufgeschäfte einließen und nun dafür Raten 
zu zahlen haben. Es haben eben die Uber-

stunden - und ich muß das sagen - unsere 
Kollegen in der Metallindustrie zu eigenen 
Lebensgewohnheiten verleitet, und die Auf­
gabe dieser Uberstunden trifft sie im Lohn­
zettel oft mit sehr hohen Beträgen. 

Es ist auch zu ertragen, daß in der Sommer­
zeit Juli - August Betriebsurlaube gegeben 
werden und meinetwegen für 1 4  Tage ein 
ganzes Werk stillsteht. Ich möchte das auch 
vom Rednerpult aus sagen: Aus dieser Not 
sollten wir eine Tugend machen, daß wir auch 
in der Hochkonjunkturzeit für zwei Wochen 
das Werk abstellen, Reparaturen durchführen 
und die verheirateten Familienväter ohne 
Sorge auf Urlaub schicken. 

Alle diesbezüglichen Maßnahmen stoßen auf 
das Verständnis der Belegschaft. Niemals aber 
würde man verstehen, wenn es zu noch ein­
schneidenderen Maßnahmen, wie Kurzarbeit 
oder gar Entlassungen, käme, wie es bei 
Puch-Junior-Werk und bei Böhler bereits der 
Fall war. Die Belegschaften haben das einfach 
nicht verdient. 

Hohes Haus ! Sind die Dienstnehmer, vor 
allem die Arbeiter, nicht immer, sei es in der 
Vergangenheit oder gegenwärtig, und es wird 
auch in Zukunft nicht anders sein, den Kon­
junkturlaunen ausgesetzt? In der guten Kon­
junktur, ja erst recht in der Hochkonjunktur 
gibt es sogenannte befristete oder termini­
sierte Aufträge. Solche Aufträge termingerecht 
zu liefern, liegt im Interesse der Belegschaft 
ebenso wie im Interesse des Unternehmens 
oder der U nternehmensleitungen. Wer hat 
schon Interesse, Auftraggeber zu verlieren, 
wenn man diese besonders in Notzeiten 
braucht? Also heißt es Uberstunden machen, 
und diese Uberstunden sind es, die den Zu­
wachs der nominellen Produktions steigerung 
von 7,2 Prozent mit ermöglichten. Freilich sind 
Investitionen daran ebenso beteiligt wie die 
Erkenntnisse, rationeller zu arbeiten. 

Somit will ich, Hohes Haus, meine Damen 
und Herren, nur zum Ausdruck gebracht 
haben, daß der Arbeiter und Angestellte 
immer im Mittelpunkt eines Produktions- oder 
Finanzerfolges steht. Daher muß in der 
jetzigen sorgenvollen Zeit der Rezession in 
vielen Bereichen unserer Wirtschaft die ganze 
Sorge dem Arbeitsplatz und unseren Mit­
arbeitern gelten. 

Es wurde im Ausschuß für verstaatlichte 
Betriebe am 2 1 .  Mai 1975 vom Kollegen Troll 
Mitteilung gemacht, daß Betriebsräte von 
Donawitz beim Herrn Bautenminister vorge­
sprochen haben, um Brück.enbauaufträge oder 
andere Bautenaufträge freizubekommen, damit 
die Erzeugung von Baustahl wieder belebt 
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wird. Ubrigens ist der Baustahl einer j ener 
Erzeugungsbereiche, die unter einer ganz be­
sonderen Not leiden. Ich bedauere - bin ich 
doch schon 22 Jahre Betriebsrat -, ich be­
dauere, daß man für diesen Weg meine Frak­
tion nicht mitgenommen hat. Wir dürfen, 
meine Damen und Herren, wohl dabei sein, 
wenn es gilt, unpopuläre Maßnahmen zu set­
zen, nicht aber dürfen wir dabei sein, wenn 
etwas geschieht, was geeignet wäre, dieses 
gemeinsame Los zu erleichtern. Dies ist für 
mich ein gewohnter Zustand, den ich immer 
wieder erlebe. Aber ich behaupte, es ist keine 
saubere Demokratieauffassung. (Beifall bei der 
OVP.) 

Und weil ich beim Thor- oder Baustahl bin, 
wo wir, wie erwähnt, sChon den größten Eng­
paß haben, scheint es notwendig zu sein, an 
folgendes zu erinnern : Bei einem Besuch des 
Herrn Bundesministers für Finanzen bei Be­
triebsräten im April dieses Jahres in Dona­
witz, wo auCh meine Fraktion die Ehre hatte 
teilzunehmen, sagte der Herr Finanzminister, 
die Rezession sei eine weltweite, daher seien 
auCh wir betroffen. Aber die heimische Bau­
industrie könnte man am ehesten in den Griff 
bekommen, denn diese beeinflussen wir von 
der Budgetseite direkt. Das war der Ausspruch, 
der dort getan wurde. Diese Tatsache stimmt, 
wenigstens etwas zuzugeben, was eine haus­
gemachte Krise ist. Nun ist aber zum Teil die 
eisenerzeugende Industrie untrennbar mit dem 
Baugeschehen verbunden. Ja, wenn dies nicht 
so wäre, so hätte der Herr Finanzminister 
diese Äußerung nicht tun dürfen, beziehungs­
weise wenn es nicht so wäre, so hätten die 
Betriebsräte von der SPO nicht zum Bauten­
minister fahren brauchen. 

Sehen S ie, meine Damen und Herren, wenn 
man in dieser Situation das 1 59-Milliarden­
Budget des Jahres 1 974 und das 1 B7-Mil­
Harden-Budget für das Jahr 1 975 vergleicht 
und feststellt, \daß im StIiaßen:bau für 1915 
um eine glatte Milliarde SChilling weniger aus­
gewiesen und beim Wohn:bau ein glatter Be­
trag von 600 Millionen Schilling weniger aus­
gewiesen worden ist - das sind zusammen 
1 ,600.000 Schilling im Baugeschehen 
weniger -, so muß das doch auch in der Stahl­
industrie - siehe Krise im Baustahl - seinen 
Niederschlag finden . Die Arbeiter haben ja ein 
sehr feines Gefühl und ein sehr feines Emp­
finden für Hausgemachtes und was von aus­
wärts kommt. 

Selbst der Herr Bundeskanzler stellt in sei­
nem Bericht auf der Seite 29 fest - ich zitiere 
niCht alles -, daß deutlich sichtbar war, daß 
im Jahre 1 973 die Wachstumsrate nicht mehr 
so hoch war, aber es sei anzunehmen, daß in 

der ersten Hälfte 1 974 sich die Investitions­
tätigkeit und die Auftragslage wieder bessern 
werde. Und er meint, das muß so sein, weil 
wir die Krise, die Energiekrise und so weiter, 
überwunden haben werden. - Damit ist zuge­
geben, daß sChon in der ersten Hälfte 1 973 
AnzeiChen für eine mögliche Krise gegeben 
waren. Dennoch hat die Bundesregierung die 
Baubremse weiter angezogen, wie die Budget­
beispiele - die graphischen Darstellungen hat 
ja jeder Abgeordnete - unter Beweis stellen. 

Und ich habe den Eindru<k, Hohes Haus, 
daß schon in der zweiten Hälfte des Jahres 
1 914 sich deutliche Zeichen einer beginnenden 
Krise abzeichneten. Ja es war so, daß man sich 
in den Mantel des Schweigens oder in den 
Mantel der guten Hoffnung, daß es doch nicht 
so käme, hüllte. 

Keine Rezession kam bisher über Nacht. 
Aber auch diesmal war es so. Und es vergeht 
auch keine Rezession über Nacht. Daher 
müssen ehebaldigst Maßnahmen gesetzt wer­
den, wenigstens jene, die wir im eigenen 
Lande setzen können. 

Bei dem vorhergehenden Konjunkturtief, 
besonders 1 967 und 1 968, erlebte die Beleg­
schaft eine Betriebsversammlung nach der 
anderen, eine Flugblattaktion nach der 
anderen, wo die böse OVP-Bundesregierung 
aufgefordert wurde, endlich Maßnahmen zu 
setzen. Ähnliche Appelle ergingen an die Lan­
desregierung. Delegationen waren ständig 
unterwegs, und wir wurden damals, zum 
Unterschied von heute, mitgenommen. Und die 
Betriebszeitungen schütteten eine unvorstell­
bare Propaganda gegen die damalige Regie­
rung aus. 

Wenn man damals sagte, es sei eben doch 
auch das Ausland an dieser Krise beteiligt, 
wurde man niedergeschrien mit den Worten : 
Was geht uns das Ausland an, wir leben in 
Ost erreich, und schuld seid ihr ! 

Heute, meine Damen und Herren, gibt es 
keine Betriebsversammlungen, keine Flug­
blattaktionen des gesamten Betriebsrates, 
keine Delegationen aller Fraktionen. Wenn, 
dann fährt die SPO, wie ich erwähnte, alleine. 
Und ich sage hier, diesen Zustand, daß man 
Ruhe auch in einer Krise gibt, begrüße ich. 
Nur hat man diese Verhaltensweise nicht 
immer geübt. 

Wie auch immer, Hohes Haus, j etzt ist die 
Bundesregierung am Zug. Sie hat Maßnahmen 
zu setzen, die geeignet sind, unsere Voll­
beschäftigung und unsere Arbeitsplätze zu 
sichern. Vollbeschäftigung und die Sicherheit 
aller Arbeitsplätze dürfen keine Schlagworte 
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sein. Unsere Arbeiter und Angestellten haben 
es verdient, sich ihrer ernstlich und endgültig 
anzunehmen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundeskanzler. Bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus ! 
Was die hier zitierte Stellungnahme der Be­
triebsräte der drei Edelstahlunternehmungen 
betrifft, so handelt es sich hier um eine Er­
klärung der Haltung der Betriebsräte, insoweit 
sie bei kommenden Entscheidungen im kom­
menden Aufsichtsrat betroffen sind. Es ist das 
Remt der Betriebsräte, für den Teil des Auf­
sichtsrates, für den sie die Verantwortung 
tragen, nämlich ein Drittel, ihre Meinung zu 
deklarieren. Wenn sie das im vorhinein tun, 
so tun sie das offenbar in der Absicht, die 
anderen Mitglieder des Aufsichtsrates in ent­
sprechender Weise zu informieren. 

Es ist nicht so zu verstehen, daß es sich 
hier um einen Druck auf diejenigen handelt, 
die mit der Vorbereitung dieses Gesetzes 
betraut waren. Es kommt ihnen lediglich 
darauf an, daß sie ihren Standpunkt im Rah­
men der ihnen zustehenden künftigen Mög­
lichkeiten deklarieren. Was die 24 Aufsichts­
räte betrifft - da verrate ich gar kein Geheim­
nis -, war man in gewissen Kreisen anfäng­
lich für eine geringere Zahl. Ich selber habe 
den Standpunkt vertreten, daß es mindestens 
24 sein müssen, denn wenn acht von ihnen 
Vorstandsmitglieder der Mutter sind, was 
einer internationalen Ubung entspricht, acht 
Vertreter der Belegschaft sind, dann müssen 
j edenfalls acht das öffentliche Interesse in 
diesem Zusammenhang wahrnehmen. 

Es stellt sich überhaupt die Frage. ob nicht 
auch in anderer Weise Sicherungen, Sicher­
heitsmaßnahmen überlegt werden sollten, um 
das öffentliche Interesse entsprechend zu wah­
ren. Denn je größer die Unternehmungen sind. 
umso größer muß das Interesse der Offentlich­
keit an dem sein, was in diesen Unternehmun­
gen vorgeht. Das gilt nicht nur für die ver­
staatlichte Industrie, denn jeder große öster­
reichische Betrieb ist von entscheidender Be­
deutung nicht nur für das Wirtschaftsleben, 
nicht nur für die Menschen, die dort beschäf­
tigt sind, sondern überhaupt für unser ganzes 
Land. 

Der Konzemvertrag ist sicherlich der harte 
Kern. Da hat der Herr Vorredner schon recht 
gehabt. Aber er ist eben international üblich, 
und er soll zum Ausdruck bringen, daß es sich 
hier um eine Tochtergesellschaft der VOEST­
Alpine handelt, und das ist eine Lösung, wie 
sie von allen Seiten immer für richtig gehalten 
wurde. 

Die Frage, inwieweit es richtig ist, in einer 
Zeit der Hochkonjunktur oder in einer Zeit 
einer nachlassenden Hochkonjunktur zu 
fusionieren, ist sehr schwer zu beantworten. 
Es wird wahrscheinlich für beide Auffassungen 
genügend Gründe geben. Die einen könnten 
nämlich dem entgegenhalten, daß in der Hoch­
konjunktur vieles verzerrt ist, daß sich zum 
Beispiel keinerlei Personalüberstände ergeben 
und ähnliches, daß anders kalkuliert wird, daß 
eine andere Preissituation gegeben ist. und 
es gibt natürlich auch viele Gründe, die dafür 
sprechen. daß in einer Zeit fallender, sinken­
der Konjunktur eine solche Maßnahme schon 
aus Gründen der Rationalisierung getroffen 
werden muß. 

Die einzig ridltige Antwort wird wahr­
scheinlich sein, daß man eine solche Operation 
dann durchführen muß, wenn sie notwendig 
ist. Und notwendig ist sie jetzt. Notwendig 
war sie bei der VOEST-Alpine vor ungefähr 
drei Jahren. Deshalb, glaube ich, war es rich­
tig, daß man beide Maßnahmen durchgeführt 
hat, auf die man schließlich 25 Jahre gewartet 
hat. 

ICh will meinen Ausführungen keine pole­
mische Note geben, denn das gehört sich nicht, 
wenn man als Vertreter einer . . . (Heiterkeit 
bei der tJVP.) Das gehört sich nicht, bitte 
lassen Sie mich ausreden! Wenn man als Ver­
treter einer Vorlage die Zustimmung des gan­
zen Hauses bekommt, da ist es nicht meine 
Sache, mich hier nicht in entsprechender Weise 
zu bedanken. Das tut man im Parlament, 
indem man gegen niemanden in polemischer 
Weise - in meiner Situation - auftritt. 

Ich möchte nur noch eine Bemerkung 
machen: Was den Baustahl betrifft, bin auch. 
ich der Auffassung, daß hier große Schwierig­
keiten zu erwarten sind, aber das ist ja zum 
Beispiel der Vorteil solcher großen Bauvor­
haben, wie etwa bei der UNO-City, daß es 
zu einem starken Verbrauch von Baustahl 
kommt. Das ist j a  der Vorteil der Freigabe 
der Stabilisierungsquote des Budgets, daß man 
auf diese Art die Bautätigkeit fördern kann. 

Was schließlich die Benachteiligung der 
verstaatlichten Unternehmungen durch die 
Währungspolitik und die Mehrwertsteuer be­
trifft, die in diesem Zusammenhang auch noch 
erwähnt wurde, möchte ich sagen, daß 
alle diese Probleme in den Zeiten der 
extremen Hochkonjunktur leicht von diesen 
Unternehmungen überwunden werden konn­
ten und zum Teil gar keine Nachteile brachten. 

Ich persönlich bitte Sie aber noch eines 
als meine Meinung entgegennehmen zu 
wollen, so wie ich sie sage, weil ich glaube, 
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daß es große Schwierigkeiten gibt und geben 
wird, die eigenen Stahlprodukte - ich spreche 
nicht von Anlagen, ich spreche nicht von Final­
produkten - leicht zu verkaufen. Ich habe 
unter anderem auch Bedenken geäußert, daß 
in einer solchen Zeit mit Hilfe großer Investi­
tionen ein neues Stahlwerk tausende Kilo­
meter von hier errichtet wird. (Beifall bei der 
SPtJ.) 

Präsident: Nädlster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Samwald. 

Abgeordneter Samwald (SPO) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren ! Bevor ich mich mit der 
vor uns liegenden Regierungsvorlage beschäf­
tige, möchte ich vor allem dem Kollegen Bur­
ger eine Antwort geben, warum er zu der 
Intervention beim Herrn Bautenminister Moser 
vom Zentral betriebsrat nicht eingeladen wor­
den ist. Das dürfte darauf zurückzuführen sein, 
weil er ja damals auch in der Frage der OIAG 
gegen die Fusionierung und auch gegen die 
Drittelparität bei der Mitbestimmung gestimmt 
hat, und weil unsere sozialistischen Betriebs­
räte nicht haben annehmen können, daß er 
sich in diesem Zusammenhang auch um die 
Sorgen der sozialistischen Betriebsräte küm­
mern werde . (Zustimmung bei der SPO. -
Ruf bei der OVP: Weil er im Parlament nicht 
so zugestimmt hat, wie Sie wollten, wurde er 
ausgeschlossen!) Ja, das ist aber eine Tatsache, 
das ist auch hier im Hohen Hause bekannt ! 
(Zwischenrufe.) Aber Herr Kollege Burger !  
Das sind doch Tatsachen. S i e  haben sich 
damals doch gegen den überwiegenden Teil 
der Beschäftigten und gegen Ihre eigene Be­
legschaft gestellt. Sie haben nicht die Inter­
essen Ihrer Belegschaft im vollen Maß ver­
treten. (Anhaltende Zwischenrufe bei der 
tJVP.) 

Ich möchte auch noch auf die Feststellung 
des Herrn Abgeordneten Gorton eingehen, der 
damals oder gestern anläßlich der Debatte 
über den Rechnungshofbericht zum Ausdruck 
gebracht hat . . . (Abg. Dr. G r u b e r : Das wer­
den wir unseren Leuten sagen!) Aber bitte. 
Ja, Sie können sagen, daß er dagegen war ! 
(Abg. G r a f: Wer nicht Ihrer Meinung ist, 
wird ausgeschlossen!) Aber bitte sehr. Es muß 
Kollege Burger vertreten, warum er gegen 
die Drittelparität i!?t, nicht ich! Er ist der 
Betriebsrat, nicht ich ! 

Ich möchte auch noch auf eine Ausführung 
des Herrn Abgeordneten Gorton eingehen, 
der gestern erklärt hat, daß die Körperschaft­
steuer nur in einer Höhe von 103 Millionen 
Schilling von den verstaatlichten Betrieben 
bezahlt werden ist. Ich muß ihn korrigieren : 

In Wirklichkeit sind 161 ,3 Millionen Schilling 
bezahlt worden. Aber wenn vom Zahlen die 
Rede ist, tun Sie sich schwer, weil Sie sich 
auch immer wieder bemühen, die Leistungen 
der verstaatlichten Industrie herabzusetzen. 
(Abg. Dr. M u s  s i 1: Das stimmt nicht, Herr 
Kollege!) 

Das gleiche könnten wir auffi in diesem 
Zusammenhang, Herr Generalsekretär 
(Weitere anhaltende Zwischenrufe.) Ihre Mei­
nung zur verstaatlichten Industrie ist in die­
sem Hohen Hause auch sehr gut bekannt. 

Sie stellen immer wieder, gestern und auch 
heute, im Zusammenhang mit dem Bericht des 
Bundeskanzlers fest, daß auch der Beschäf­
tigtenstand in der verstaatlichten Industrie 
gesunken ist. Tatsache ist, meine Damen und 
Herren von der Osterreichischen Volkspartei, 
daß es 1 03.000 Dienstnehmer in diesen Be­
trieben im Jahre 1 970 gegeben hat, und 1 974 
immerhin 1 1 1 .000 ; das ist eine Steigerung um 
8000 Beschäftigte. (Beifall bei der SPtJ.) Im 
gleichen Zusammenhang wurde auch ange­
zogen, daß die Umsatzsteigerung . . .  (Abg. 
Dr. M u s  s i 1: Warum haben Sie den Kollegen 
Burger nicht eingeladen?) Wir werden Sie 
einladen, Herr Generalsekretär, weil Sie j a  
auch gegen die Drittelparität und gegen die 
Mitbestimmung gestimmt haben. Das tut Ihnen 
weh j ich weiß das schon ! Das sind Fest­
stellungen, die Sie im konkreten Falle nicht 
wegwischen können. (Abg. G r a f: Das war 
ein Rohrkrepierer!) Ich möchte auch in diesem 
Zusammenhang von hier aus die Frage der 
Umsatzsteigerung . . . (Lebhafte Zwischenrufe 
bei der GVP.) Sie können noch so schreien, 
Herr Abgeordneter Graf, ich habe das Mikro­
phon zur Verfügung. Ich überschreie Sie leicht 
um Vieles. Aber ich möchte folgendes sagen : 

Auch in der Frage der Umsatzsteigerung 
sind gestern hier ganz falsche Ziffern genannt 
worden. Tatsache ist, daß 42 ,4 Milliarden 
Schilling Umsatz im Jahre 1 970 gemacht wer­
den konnten und 81 ,7 Milliarden Schilling im 
Jahre 1 974 ; auch hier eine Steigerung um 
rund 1 00 Prozent in den Jahren 1 970 bis 1974. 
(Beifall bei der SPO.) Das sind die Tatsachen, 
meine Damen und Herren von der Oster­
reiffiischen Volkspartei !  

Ich möchte mich j etzt im vollen Maß auch 
mit der vor uns liegenden Regierungsvorlage 
über die Zusammenführung beziehungsweise 
Fusionierung der Edelstahlindustrie in Oster­
reich beschäftigen. Auch dazu möchte ich zum 
Ausdruck bringen, daß die Sozialistische Partei 
bereits 1 970 mit einem Regierungsprogramm, 
das weitgehend die Reorganisation der Stahl­
industrie im gesamten Bereich vorgesehen hat, 
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angetreten ist, und daß heute hier in diesem 
Hohen Hause, fünf Jahre darnach, wieder eine 
Regierungsvorlage vorliegt, die vor allem die 
Zusammenführung der verstaatlichten Edel­
stahlindustrie, das heißt der Unternehmungen 
der Gebrüder Böhler, Schoeller-Bleckmann und 
Styria-Judenburg unter der neuen Bezeich­
nung "Vereinigte Edelstahlwerke" , vorsieht. 

Und nun auch wieder zu Ihnen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren von der OVP : 
Als wir im vergangenen Jahr die große Fusion 
VOEST �Alpine mit Böhler und Schoeller als 
Tochtergesellschaften hier in diesem Hohen 
Hause beraten und beschlossen haben, waren 
Sie dagegen. Sie waren dagegen, weil Sie die 
Tatsache nicht erkannt haben, daß es gerade 
in der heutigen modernen, technisch so rasan­
ten Zeit unbedingt notwendig ist, die Unter­
nehmen - wollen sie wirklich konkurrenz­
fähig bleiben, wollen sie absatzwirtsmaft­
lichen und produktionstechnischen Verhält­
nissen Rechnung tragen - sich heute größere 
Märkte erschließen müssen und deshalb auch 
weitaus konkurrenzfähiger sein müssen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch 
sagen:  Die Zustimmung haben Sie damals 
nicht aus wirtschaftlichen Uberlegungen ver­
weigert, sondern damals waren für Sie vor 
allem politische Verhältnisse, politische 
Gründe ausschlaggebend, daß Sie dieser gro­
ßen Fusion Ihre Zustimmung verweigert 
haben. Aber genauso sachlich möchte ich hier 
feststellen, daß eigentlich erst unter Bundes­
kanzler Dr. Kreisky und erst, seitdem es in 
asterreich eine sozialistische Alleinregierung 
gibt, weitgehend eine Reorganisierung der ver­
staatlichten Industrie vorgenommen wurde, 
sodaß es neben der großen Fusion, die ich 
bereits hier erwähnt habe, später dann zur 
Fusion der Buntmetallindustrie gekommen ist 
und heute hier die Beschlußfassung über die 
Fusion der Edelstahlindustrie vorgenommen 
werden soll. 

Aber, meine Damen und Herren, ich glaube 
in diesem Zusammenhang sagen zu müssen, 
daß heute selbst die schärfsten Kritiker zu­
geben müssen, daß durch diese Reorgani­
sation und durch diese Fusionierung heute die 
verstaatlichte Industrie, international gesehen, 
reüssieren kann und daß vor allem, auf lange 
Sicht hinaus gesehen, die Sicherung Hundert­
tausender Arbeitsplätze besser erfolgen kann. 

Herr Abgeordneter Gorton ! Sie und auch 
diese Kritiker müssen aber zugeben, daß 
gerade in der derzeitigen äußerst kritischen, 

-weltweiten wirtschaftlich schlechten Situation 
auch eine starke verstaatlichte Industrie bei 
uns in asterreich dazu beiträgt, daß sowohl 

die Arbeitslosenziffern weit unter dem Sdlnitt 
anderer Länder liegen - wie, um Beispiele 
anzuführen, in Deutschland, in England, in 
Frankreich und wenn Sie wollen auch in 
Italien - und daß in asterreich vor allem 
auch im Gegensatz zu diesen Ländern noch 
immer Vollbeschäftigung herrscht. 

Sie können versichert sein, daß auch in 
Zukunft eines der Hauptanliegen der 
sozialistischen Alleinregierung unter Bundes­
kanzler Dr. Kreisky vor allem auf dem Gebiete 
der Vollbeschäftigung und der Sicherung der 
Arbeitsplätze liegen wird. 

Durch diese Fusion auf dem Edelstahlsektor, 
meine sehr geehrten Damen und Herren dieses 
Hohen Hauses, werden aber auch vor allem 
die bestehenden Produktionsanlagen optimal 
genützt werden können. 

Zu der besonders wichtigen Frage der In­
vestitionen: Diese werden sicherlich zum 
besten Nutzen aller zusammengeschlossenen 
Unternehmungen getroffen werden können. 
(Abg. Dr. M u s  s i 1: Der Burger ist nicht ein­
geladen!) Wir glauben, auch die gemeinsamen 
Investitionsprogramme und die Verbesserung 
der Marketing-Methoden werden sicherlich 
auch Gewähr auf lange Sicht, Herr General­
sekretär, bieten, daß mit diesem Gesetz die 
zweckmäßigste Lösung gefunden werden kann. 

Wir müssen aber in diesem Zusammenhang 
immer wieder feststellen - und auch diesmal 
muß ich Sie wieder ansprechen, meine Damen 
und Herren von der asterreichischen Volks­
partei -: Wenn Sie hier ans Rednerpult treten 
und zum Ausdruck bringen, daß die verstaat­
lichten Betriebe in asterreich und vor allen 
Dingen die Betriebe der Stahlindustrie Ihre 
Sympathie genießen, dann stimmt das nicht 
immer hundertprozentig. Es stimmt deshalb 
nicht ganz, weil wir die Entwicklung j ahrelang 
verfolgen konnten und weil j ahrelange Erfah­
rungen, aus der Praxis bezogen, uns als 
Arbeitnehmervertreter in den Betrieben ge­
lehrt haben, daß Sie bei vielen Aktionen alles 
andere getan haben, als diese Betriebe zu 
unterstützen. 

Ich bin mir völlig bewußt, daß der nächste 
Redner von Ihnen, der ans Rednerpult tritt, 
oder vielleicht auch noch andere, wieder hier 
aufzeigen, erklären und uns vorexerzieren 
wollen, was denn nicht alles im Zusammen­
hang mit diesen Fusionsgesetzen und auch 
j etzt im Zusammenhang mit der Zusammen­
führung der verstaatlichten Edelstahlindustrie 
von uns schlecht gemacht worden ist. 

Ich erinnere an die letzte Sitzung des Aus­
schusses für verstaatlichte Betriebe : Es war 
für mich als jungen Kollegen, der hier eine 
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Belegschaft zu vertreten hat (Zwischenruf des 
Abg. Dr. M u s  s i 1), Herr Generalsekretär, 
mehr als beschämend, von Ihrem Vertreter, 
meine Damen und Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei, im lAusschuß hören 
zu müssen, wie Sie sich die Mitbestimmung 
der gewählten Arbeitnehmervertreter in die­
sen Gremien vorstellen. Für mich persönlich 
gibt es nur eine Erklärung für Ihre Mit­
bestimmungsobstruktion, nämlich die, daß es 
für die OVP nur darum geht, auf dem Rücken 
der Arbeiter und der Belegschaft dieser Unter­
nehmen, Herr Generalsekretär, einen poli­
tischen Machtkampf auszutragen. 

Ich darf Ihnen in dem gleichen Zusammen­
hang auch sagen : Wir Sozialisten und die 
sozialistischen Betriebsräte begrüßen es, daß 
mit dieser Regierungsvorlage ein gemein­
samer Weg aller drei Unternehmungen von 
Böhler, Schoeller und Styria vertreten werden 
kann und daß durch die Zusammenfassung 
dieser Unternehmen zu einer einheitlich gelei­
teten Konzerngesellschaft vor allen Dingen 
eine effiziente und einheitliche Verkaufs-, Pro­
duktions-, Forschungs-, Beschaffungs- und 
Investitionstätigkeit sichergestellt werden 
wird. (Abg. DI. P r  a d e  r: Und bist du nicht 
willig, dann . . .  !) 

Sicherlich sind wir uns auch klar, Herr 
Abgeordneter Burger - und das geben wir 
ohneweiters zu -, daß es auch zu Schwierig­
keiten in der Produktionsabstimmung kommen 
wird. Dessen sind wir uns vollkommen 
bewußt ; in so manchen Fällen werden sicher 
auch Umstrukturierungen vorgenommen wer­
den müssen. (Abg. DI. P I  a d e  I: Der Burger 
wird euch einladen, wenn es schwierig wird!) 

Aber eines möchten wir auch klar und deut­
lich hier zum Ausdruck bringen : Alle not­
wendigen Produktions- und Strukturmaßnah­
men müssen so abgefaßt sein, daß sie nicht auf 
dem Rücken der Belegschaft ausgetragen 
werden. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Sind Sie auch für 
eine öffentliche Kontrolle der Verstaatlichten?) 
Simerlich, sicherlich. Gerade die Belegschaften, 
Herr Generalsekretär, dieses neuen Unter­
nehmens, dieses neuen Konzerns - es werden 
ungefähr 26.000 sein -, haben in der Ver­
gangenheit bewiesen und beweisen es heute 
noch immer, daß sie zu Höchstleistungen fähig 
sind und daß sie Bestleistungen erbringen, 
so daß heute bei allen Maßnahmen und Uber­
legungen weitgehend auch die Belange der 
Belegschaft berücksichtigt werden müssen. 

staatlichten Industrie ungefähr 95 Prozent oder 
4 Millionen Tonnen - beträgt der Anteil an 
Edelstahl mit 570.000 Tonnen nur rund 14 Pro-­
zent dieser Gesamtsumme, wobei noch zu 
unterscheiden ist, daß die drei Edelstahlwerke 
Böhler, Schoeller und Styria besonders durch. 
die Hochwertigkeit ihrer in relativ kleinen 
Mengen hergestellten Produkte vom Gesamt-· 
konzern wesentlich abfallen. 

In diesem Zusammenhang ist nicht uninter­
essant, daß im Gegensatz zur Rohstahlerzeu­
gung, wo ungefähr 50 Prozent der Produkte 
exportiert werden, bei der Edelstahlerzeugung 
die Exportquote fast 80 Prozent beträgt. Bei" 
dieser hohen Exportquote und Abhängigkeit 
vom Weltmarkt ist gerade das Zurückgehen 
großer Weltwährungen, wie zum Beispiel des 
Dollars, zu einem sehr großen Finanzproblem, 
auch für die edelstahlverarbeitende Industrie, 
geworden; das ist unbestritten. 

Durch diese Fusionierung wird ein neuer 
Wirtschaftsblock mit zirka 26.000 Beschäftigten 
mit einem Jahresumsatz von ungefähr 
1 1 ,2 Milliarden Schilling entstehen. In dieser 
Größenordnung wird dieser Konzern, dieses 
Unternehmen auch international gesehen 
durchaus reüssieren können. 

Auf längere Sicht - das geht nicht in 
Wochen und nicht in Monaten - müssen 
durch entsprechende Produktionsabstimmun­
gen und diesbezügliche Strukturveränderun­
gen die einzelnen Standorte, ganz gleich oh 
bei Böhler, Schoeller oder Styria, gestärkt 
werden. Mit der gleichen Vehemenz muß aber 
auch darauf geachtet werden, daß nun, 
bezogen auf die neuen, auf die größeren Ein­
heiten dieses Unternehmens, die Investitions­
politik so durchgeführt wird, daß sie sowohl 
eine zielstrebige Grundlage als auch eine' 
Zweckforschung sowie den weiteren Ausbau 
der gesamten Industrieanlagen ermöglidit. 

Es ist mir und meiner Fraktion völlig klar; 
daß nur im Rahmen einer expansiven Wirt­
schaftskonze{. Hon in Hinkunft dieser zu vier 
Fünftel exportorientierte Sektor der verstaat­
lichten Edelstahlindustrie im weltweiten Kon­
kurrenzkampf wird bestehen können. 

Meine Damen und Herren ! Wenn wir heute· 
die Fusion der verstaatlichten Edelstahl­
betriebe Böhler, Schoeller und Styria zum 
neuen Unternehmen Vereinigte Edelstahl­
werke beschließen, dann wird sicherlich damit 
auch ein für die österreichische Wirtschaft 
bedeutsames Gesetz verabschiedet. Im Inter­
esse der österreichischen Wirtschaft, aber auch 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! im Interesse der rund 26.000 Beschäftigten in 
Im Gegensatz zur Rohstahlerzeugung - im diesen Betrieben geben wir Sozialisten dieser 
Jahre 1 973 entfielen allein auf die Rohstahl- ' Regierungsvorlage gern unsere Zustimmung;.. 
erzeugung in Osterreich im Rahmen der ver- (Beifall bei deI SPO.) 
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Präsident: Nächster Redner ist der Herr auferlegt wurde. Diese Schwierigkeit wurde 
Abgeordnete Brandstätter. (Abg. P e t  e r: Der eben wirklich nur von der Regierung ver­
Brandstätter ist auch von der Verstaatlichten?) anlaßt. 

Abgeordneter Brandstätter (OVP) : Herr Prä­
sident ! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
glaube, daß es doch noch gestattet ist, Herr 
Kollege Peter, ein paar Worte zu diesem 
Problem zu sagen, denn die Tatsache, daß wir 
heute die Zusammenfassung der Unter­
nehmungen der Edelstahlindustrie und auch 
den OIG-Bericht einstimmig beschließen, zeigt 
doch, welch wesentliche Bedeutung von allen 
drei Parteien diesen Problemen zugemessen 
wird. Das ist auch rich-tig, wenn man weiß, 
wie viele Arbeitsplätze hier in Frage stehen 
und wie notwendig es ist, daß diese Arbeits­
plätze auch gesichert sind. 

Ich möchte zu dem ganzen Problem eines 
sagen : Es ist verhältnismäßig einfach, Firmen­
namen zusammenzuführen, es ist aber sicher 
weit schwerer, dann, wenn es darauf ankommt, 
die Erzeugung der einzelnen Betriebe auf­
einander abzustimmen. Gerade in der j etzigen 
Zeit, wo es doch eine Tatsache ist, daß die 
Wirtschaft einen Rückgang auf der ganzen 
Welt erleidet, wird es wesentlich schwieriger 
sein, entsprechende Abstimmungen der ein­
zelnen Betriebe zu erreichen. 

Es wird von unseren sozialistischen Vor­
rednern immer wieder gesagt - das war auch 
im Ausschuß so -: Eine Umsatzausweitung 
ist da, es sind wesentlich mehr Exporte. Das 
ist alles recht schön und gut, aber man muß 
dazu auch sagen, und 'das ist auch eine Tat­
sache, daß die Preise derzeit wirklich im 
Keller sind. Es ist nicht übertrieben, wenn 
man das so sagt. 

Mein Kollege Samwald hat die Schwierig­
keiten begründet, die wir da und dort im 
internationalen Geschäft auf dem Stahlsektor, 
besonders auf dem Edelstahlsektor, haben. 
Daß die Dollarabwertung einen wesentlichen 
Anteil daran hat, soll sich'er nicht bestritten 
werden. Aber eines ist sicher : daß auch die 
Schillingaufwertung, die von österreichischer 
Seite durchgeführt wurde, einen wesentlichen 
Grund dafür darstellt, daß wir diese inter­
nationalen Schwierigkeiten haben. Wenn nun 
die Mehrwertsteuer erhöht werden soll, dann 
wird das gerade auf diesem Gebiet keine 
Erleichterung, sondern noch eine zusätzliche 
Belastung bringen. 

Ich glaube, das sind Dinge, die man auf­
zeigen muß, bei denen man nicht sagen kann, 
daß es sich um eine importierte Schwierigkeit 
handelt, sondern das ist eine Schwierigkeit, 
die diesen Betrieben so wie vielen anderen 
Betrieben von der österreichischen Regierung 

Ich möchte sagen, daß es gerade Schoeller­
Bleckmann besonders schwer hat. Man 
braucht sich nur den OIG-Bericht anzusehen 
und sieht, daß dieser Betrieb besonders 
exportorientiert ist, wdbei wir über 80 Pro­
zent Export feststellen. Daß da natürlich der 
internationale Markt eine besondere Rolle 
spielt, ist gar keine Frage. 

Wenn von der Zusammenführung der Edel­
stahl'betriebe geredet wird, taucht immer wie­
der die Feststellung auf, daß Umstrukturierun­
gen und verschiedene andere Maßnahmen not­
wendig sind. 

Da ist es nun einmal eine Tatsache, daß 
gerade in unserem Raum, gerade bei 
Schoeller-Bleckmann in Ternitz, immer wieder 
die Frage auftaucht, ob es uns gelingen WiIid, 
das Programm, das eben durchgeführt wird 
- es ist vor allem die Finalindustrie, die bei 
uns noch besonders ausgebaut werden 
sollte -, auch in Zukunft durchzuziehen. 
Darauf, ob es so durchgefUhrt werden kann, 
wie es notwendig ist, wird es eben ankommen. 

Eine Frage, die sich auch stellt, ist die, ob 
der jetzige Zeitpunkt, zu dem es sowieso 
Schwierigkeiten gibt, der für die Fusion 
richtige ist, denn diese Neuregelung braucht 
sicher noch eine entsprechende Anlaufzeit. 
Gerade die Tatsache, daß zu wenig Vor­
arbeiten für diese Neuregelung geleistet wur­
den, ist ein Beweis dafür, daß hier sicher noch 
einiges auf uns zukommen wird. 

Ein paar Worte zum OIG-Bericht. Es wird 
auch hier immer wieder das Positive heraus­
gestrichen. Ich möchte nun sagen, daß wirklich 
nicht alles so positiv ist, wie es in diesem 
Bericht dargestellt wird. Man darf daher nicht 
alles im rosigen Licht sehen, sondern muß 
den Tatsachen wirklich ins Auge schauen. 

Wenn im Bericht steht, daß "der fortgesetzte 
Kostenauftrieb auf Grund stark steig,ender 
Personalkosten sowie höherer Einkaufspreise 
für Vormaterialien und Energie, verstärkt 
durch spürbare Belastungen als Folge unge­
wöhnlicher Veränderungen im Gefüge der 
Wechselkurs relationen, nicht ohne nachteili'ge 
Auswirkungen auf die Umsatzrendite des Kon­
zerns blieb", so muß man diese Dinge eben 
sehen. 

Wenn auf der nächsten Seite steht, daß 
"die Ertragslage teilweise", auch schon "im 
Jahre 1 973 schlecht war", und man dazu noch 
weiß , daß sich diese Ertragslage gerade j etzt, 
im Jahre 1 975, wirklich nicht verbessert, son-
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dern eher verschlechtert hat, dann muß man 
klar sagen : Es ist höchste Zeit, daß von allen 
Seiten alles getan wird, um entsprechende 
Maßnahmen zu setzen und die Arbeitsplätze 
in der verstaatlichten Industrie entsprechend 
abzusichern. 

Ich darf dazu im Namen meiner Fraktion 
erklären: Die Gsterreichische Volkspartei hat 
immer den Beweis geliefert, daß sie willens 
und in der Lage ist, j ene Wirtschaftspolitik 
zu betreiben, 'die dazu angetan ist, die 
Arbeitsplätze zu sichern. Es ist daher höchste 
Zeit, daß die Gsterreichische Volkspartei in 
der österreichischen Innenpolitik beziehungs­
weise in der österreichischen Regierung wie­
der so stark mitreden kann, daß die Arbeits­
plätze auch in Zukunft gesichert sind. (Beifall 

bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht einer der Herren Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s  t i m­
m u n g, d ie ich über j ede der beiden Vor­
lagen 'getrennt vornehme. 

Wir gelangen vorerst zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf zur Zusammenfassung von 
Unternehmungen der verstaatlichten Edel­
stahlindustrie und die Änderung des GIG­
Gesetzes samt Titel und Eingang in 1 546 der 
Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Berichteiistatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Ein Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Auch in dritter Lesung 
e i n  s t i m m i g a n g e n  0 m m e n. 

5. Punkt: Bericht des Zollausschusses über die 
Regierungsvorlage ( 1585 der Beilagen) : Noten- · 
wechsel betreffend Zollermäßigung für die 
Einfuhr von Personenkraftwagen aus der 

Sowjetunion (1630 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 5. Punkt der 
Tagesordnung : Notenwechsel betreffend Zoll­
ermäßigung für die Einfuhr von Personenkraft­
wagen aus der Sowjetunion. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Ing. 
Schmitzer. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Ing. Schmitzer: Herr Präsi­
dent! Hohes Hausl Beim Import von Personen­
kraftwagen aus der Sowjetunion wird künftig 
ein Zolls atz von 8 Prozent des Wertes anstatt 
des früheren Zollsatzes von 20 Prozent be­
rechnet werden. 

Im Hinblick darauf, daß durch den gegen-­
ständlichen Notenwechsel der Import von Per­
sonenkraftwagen aus der Sowjetunion dem 
gleichen Zollsatz unterliegt wie derzeit der 
Import von Personenkraftwagen aus der EG 
und dieser am 1 .  Jänner 1 976 um weitere 
20 Prozent gesenkt wird, soll es auch ab die­
sem Zeitpunkt zu einer weiteren Herabsetzung 
des Importzolles für Personenkraftwagen 
gegenüber der Sowjetunion kommen. 

Der vorliegende Notenwechsel ist gesetz­
ändernd und darf daher nur mit Genehmi­
gung des Nationalrates gemäß Artikel SO 
Abs.  1 B-VG abgeschlossen werden. 

Der Zollausschuß hat die Regierungsvorlage 
in seiner Sitzung am 22. Mai 1 975 in Verhand­
lung gezogen. Nach Wortmeldungen der Ab­
geordneten DDr. Neuner und Dipl.-Ing. Berl 
hat der Ausschuß einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Genehmigung des Ab­
schlusses dieses Staatsvertrages zu empfehlen. 

Der Zollausschuß ist der Meinung, daß in 
diesem Falle die Erlassung eines Bundes­
gesetzes - im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
B-VG in der geltenden Fassung - zur Uber­
führung dieses Vertragsinhaltes in die inner­
staatliche Rechtsordnung nicht notwendig ist. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Zoll-
über den Aussdmßantrag, von dem Bericht ausschuß den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
des Bundeskanzlers gemäß § 2 Abs.  2 GIG- beschließen: 
Gesetz über die Lage der in der Anlage zum 
GIG-Gesetz angeführten Gesellschaften zum 
3 1 .  Dezember 1 913, 111- 1 5 1  der Beilagen, 
Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m­
m e n. 

Der Abschluß des Staatsvertrages :  Noten­
wechsel betreffend Zollermäßigung für die Ein­
fuhr von Personenkraftwagen aus der Sowjet­
union ( 1 585 der Beilagen) wird verfassungs­
mäßig genehmigt. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
beantrage ich, General- und Spezialdebatte: 
in einem durchzuführen. 
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Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g über 
den Ausschußantrag, dem Abschluß des gegen­
ständlichen Staatsvertrages in 1 585 der Bei­
lagen die Genehmigung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m­
m e n. 

6. Punkt: Beridlt des Ausschusses für Gesund­
heit und Umweltschutz über die Regierungs­
vorlage (1460 der Beilagen) : Bundesgesetz 
über die Leistungen eines zusätzlichen öster­
reicbischen Beitrages an den Fonds des Um­
weltprogramms der Vereinten Nationen 

(1631 der Beilagen) 

So bitte ich j ene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sidl 
von den Sitzen zu erheben. - Audl in dritter 
Lesung e i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n.  

7.  Punkt: Bericht des Handelsaussmusses über 
die Regierungsvorlage ( 1 579 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Anti-Markt­
störungs gesetz geändert wird (1632 der Bei-

lagen) 

Präsident: Wir gelangen zum Punkt 7 :  
Änderung des Anti -Marktstörungsgesetzes. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Fiedler. Ich ersuche um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Fiedler: Hohes Haus ! 
Das Anti-Marktstörungsgesetz, BGBl. Nr. 393/ 

Präsident: Wir gelangen zum 6. Punkt der 1 97 1 ,  wurde zunächst befristet für einen Zeit­
Tagesordnung :  Leistungen eines zusätzlichen raum von vier Jahren beschlossen. 
österreichischen Beitrages an den Fonds des 
Umweltprogramms der Vereinten Nationen. 

Berichterstatter ist Abgeordneter lng. 
Scheibengraf. Ich ersuche um den Bericht. 

Berichterstatter Ing. Scbeibengraf: Herr Prä­
sident! Hohes Haus ! Durch die gegenständ­
liche Regierungsvorlage soll die gesetzliche 
Grundlage für die Zahlung eines zusätzlichen 
Beitrages zum Umweltfonds in der Höhe von 
800.000 US-Dollar geschaffen werden, der in 
vier Raten zu je  200.000 US-Dollar in den 
Jahren 1 975, 1 976, 1 977 und 1 978 zu entrichten 
sein wird. Der Gesamtbeitrag Osterreichs wird 
sich dadurch auf 1 Million US-Dollar erhöhen. 

Auch wenn das Gesetz während seiner bis­
herigen Laufzeit nicht sehr häufig angewendet 
werden mußte, kann doch auf seinen Weiter­
bestand nicht verzichtet werden, und zwar 
umso weniger, als die wirtschaftliche Entwick­
lung bei vielen Handelspartnern Osterreichs 
gerade in jüngster Zeit die Gefahr erhöht hat, 
daß das eine oder andere ausländische Unter-
nehmen in Versuchung geraten könnte, sein 
Heil in marktstörenden Exporten zu suchen 
und, vereinfacht gesprochen, ausländische 
Arbeitsplätze auf Kosten österreichischer 
Arbeitsplätze zu sichern. 

Der gegenständliche Entwurf sieht daher 
Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf am vor, daß die Wirksamkeit des Anti-Markt-

22. Mai 1 975 in Anwesenheit der Frau Bundes- störungs gesetzes um fünf Jahre, das ist bis 
minister für Gesundheit und Umweltschutz 3 1 .  Dezember 1980, verlängert wird. 
Dr. Ingrid Leodolter in Verhandlung gezogen 
und einstimmig seine Annahme beschlossen. 

Der Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz stellt somit den A n t r a g, der National­
rat wolle dem von der Bundesregierung vor­
gelegten Gesetzentwurf (1 460 der Beilagen) 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall des Vorliegens von Wortmel­
dungen beantrage ich, General- und Spezial­
debatte in einem durchzuführen. 

Präsident: Wortmeldung liegt keine vor. 

Wir gelangen zur A b  s t i m  m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
1 460 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
die Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einspruch 
wird nicht erhoben. 

Der Handelsausschuß hat die gegenständ­
liche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
22. Mai 1 975 in Verhandlung gezogen und 
nach Wortmeldungen der Abgeordneten Dok­
tor Fiedler und Dipl.-Jng. Hanreich einstim-
mig angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Han­
delsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregie­
rung vorgelegten Gesetzentwurf ( 1 579 der Bei­
lagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Ich bin ermächtigt, zu beantragen, falls 
Wortmeldungen vorliegen, General- und 
'Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Vlir gelangen zur A b s t i m  m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang 
in 1 579 der Beilagen. 
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Präsident 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die samt Beilagen - Vorlage durch den Bundes­
hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den minister für Handel, Gewerbe und Industrie 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange- (III- 175 der Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 
nommen. Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich er­

Der Berichterstatter beantragt die sofortige mächtigt, zu beantragen, General- und Spezial­

Vornahme der dritten Lesung. - Es wird kein debatte unter einem abzuführen. 

Einspruch erhoben. Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Ich würde die Herren Abgeordneten bitten, bei 

vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter Abstimmungen dom die Plätze einzunehmen. 
- Plätze einnehmen bitte ! Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 

den Sitzen zu erheben. - E i n  s t i m  m i  g 
a n g e n  0 m m e n.  

8. Punkt: Bericht des Handelsaussdtusses über 
den vom Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie vorgelegten Bericht des Mühlen­
fonds (111- 1 75 der Beilagen) für die Zeit vom 
1. Jänner 1974 bis 3 1 .  Dezember 1 974 (1633 der 

Beilagen) 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n g über den Ausschußantrag, den vom 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und In­
dustrie vorgelegten Bericht des Mühlenfonds 
für die Zeit vom 1. Jänner bis 3 1 .  Dezember 
1 974, III- 175 der Beilagen, zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
die Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i g a n g e n 0 m-

Präsident: Wir gelangen zum 8. Punkt der m e n. 
Tagesordnung : Bericht des Mühlenfonds für 
die Zeit vom 1 .  Jänner 1 974 bis 3 1 .  Dezember 9. Punkt: BeriCht des Ausschusses für wirt­

schaftliche Integration betreffend den Bericht 
über den Stand der Europäischen Integration 
(111-173 der Beilagen) hinsidttlich der öster­
reiChisChen Wirtschaft sowie über die von der 
Bundesregierung im Hinblick auf die Inte­
gration gesetzten innerösterreichischen Maß­
nahmen (Integrationsbericht 1 974) ( 1 637 der 

1914. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Köck. Ich ersuche um den Bericht. 

Beilagen) 

Berichterstatter Köm: Herr Präsident!  Hohes 
Haus ! Gemäß § 8 Abs. 3 Mühlengesetz 1 965 
hat der Mühlenfonds dem Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie bis 3 1 .  März 
für das abgelaufene Jahr einen Tätigkeits-
bericht zu erstatten. Der Bundesminister hat Präsident: Wir gelangen zum 9. Punkt der 

diesen Tätigkeitsbericht dem Nationalrat vor- Tagesordnung : Integrationsbericht 1 914. 

zulegen. Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 

Der vorliegende Jahresbericht 1974 des 
Mühlenfonds beschäftigt sich mit den Vermah­
lungen des Jahres 1 974, mit den Exportver­
mahlungen, mit den Stillegungen des Jahres 
1 914 und mit der Kontingentausnützung. Er 
enthält ferner den Finanzbericht und eine 
Reihe von statistischen Beilagen. Vorange­
stellt ist ein Verzeichnis über die personelle 
Zusammensetzung des Mühlenkuratoriums 
per 31 . Dezember 1914. 

Der Handelsausschuß hat den Bericht in 
seiner Sitzung am 22. Mai 1 975 in Verhand­
lung gezogen und nach einer Debatte, an der 
sich außer dem Berichterstatter die Abgeord­
neten Diplomkaufmann Gorton, Dipl.-Ing. 
Hanreich und Dr. Mussil beteiligten, einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause die Kennt­
nisnahme zu empfehlen. 

Heinz. Ich ersuche um seinen Bericht. 

Berichterstatter Heinz : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Der Nationalrat hat am 20. Juni 
1 973 eine Entschließung gefaßt, wonach der 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und In­
dustrie ersucht wurde, dem Nationalrat jähr­
lich einen Bericht über den Stand der Euro­
päischen Integration hinsichtlich der öster­
reichischen Wirtschaft sowie über die von der 
Bundesregierung im Hinblick auf die Inte­
gration gesetzten innerösterreichischen Maß­
nahmen vorzulegen. 

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie hat im Sinne dieser Entschlie­
ßung am 24. März 1915 den gegenständlichen 
Integrationsbericht 1 974 dem Nationalrat 
unterbreitet. 

Der vorliegende Bericht, der sich in die Ab­
schnitte A bis G sowie einen Anhang über den 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Han- Warenverkehr Osterreichs im größeren Euro­
delsausschuß den A n  t r a g, der Nationalrat päischen Freihandelsraum gliedert, befaßt sich 
wolle den Bericht des Mühlenfonds für die im besonderen mit Maßnahmen im Hinblick 
Zeit vom 1 .  Jänner 1 974 bis 3 1 .  Dezember 1 914 auf die vertraglichen Beziehungen mit den 

148. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)80 von 98

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIiI; GP - 148. Sitzung - 11. Juni 1975 14965 

Heinz 

EuropäischEm Gemeins<?taften. Es wird unter 
anderem festgestellt, daß sich während des 
Berichtszeitraumes eine nicht unbeträChtliChe 
Steigerung des Warenverkehrs Osterreichs in 
der Ein- und Ausfuhr (22 beziehungsweise 
3i Prozent) zeigte. 

BeinerItenswert ist, daß hiebe i in Abkehr 
von der Tendenz der verga:hgenen Jahre 
- nun im zweiten Jahr seit Wii"ksamwerden 
des Freihandelsäbkotmriens mit den EG -
ein Ansteigen der Ex- und Importe gegenüber 
anderen Handelsrelationen als dem erwei­
terten FreihahdEHsraum zu registriEm:jn ist, 
das beträChtlich über dem österreichischen Ge­
sämtdurchsdinitt liegt. 

Ferner wird ausgeführt, daß die SChwierig­
keiten für österreiChische agrarische Aus­
hihren in die EG zur langsameren Entwicklung 
des gesamten österreichischen Warenverkehrs 
mit der Gemeinschaft während des Berichts­
zeitraumes beigetragen haben. 

Der Ausschuß für wiitschafUiche Integration 
hat diesen Bericht in Seiner Sitzung vom 
22. Mai 1 975 in Verhandlung genommen. Nach 
Wortmeldungen des Berichterstatters und der 
Abgeordneten Dr. Lanner, Mitterer, Doktor 
Halder, Brandstätter, Dkfm. Gorton, Brunner, 
Dr. Karasek und Dr. Stix sowie des Ausschuß­
obinannes Abgeordneten TesChI wUrde in An­
wesenheit des vertretungsweise erschienenen 
Bundesministers für Bauten und Technik 
Moser einstimmig beschlossen, dem National­
rat die Kenntnisnahme des gegenständlichen 
Berichtes zu empfehlen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliChe In.tegration 
stellt somit den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle den Befieht über den stand der Euro­
päischen Integration hinsichtliCh der oster':' 
reü.:hischen Wirtschaft sowie über die von der 
Bundesregierung im Hinblick aUf die Inte­
gration gesetZten innerösterreichisdlen Maß­
nahmen (Integrationsbericht 1974) (tII..; 173 der 
Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegEm, bitte ich, 
in die Debatte einzugehen. 

Ptäsident: Es ist beantragt, in die Debatte 
einzugehen. - Einwand wird nicht erhoben. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Dr. Lanner. 

Abgeordneter Dr. Leinher (OVP) : i-Iei"r Präsi­
rlent ! Meine Damen und Herrenl Ein paar 
B�merk�ngen zum Irltegrationsbedcht 1 974. 
(Abg. Dr; F i s  ci h e r: Schau, daß du das 
ztiSammenbringsll) Herr Kollege Fiseher, keine 
Sorge l 

Ich muß ieider mit einer etwas uner<Iuick­
lichEm Sache, was das Parlament und die Wert;. 
schätzung der sozialistischen Fraktion hin­
siChtlich des Parlamentes anlangt, beginnen. 
(Abg. bi. S e h r  a n z, auf die schwach 
besetzten OVP-Bänke weisend: "Die OVP muß 
wieder her!") Bitte, ich wurde dazu provo­
ziert! Ich hätte es ja nicht gesagt! 

Wir hatten ani. 22. Mai eine Sitzung des 
Integrationsausschusses. Sachlich zuständig ist 
der Herr Handelsmiriisteri  er war verhindert, 
er war bei der EFTA-Ministerratskonferenz 
in Genf. Er war ordnungsgeinäß vertreten 
durch den Bautenminister Moser. 

Zweite Zuständigkeit: der Herr Außen­
minister. Er war verhindert, er mußte den 
Bundespräsidenten nach Polen begleiten ; das 
ist verständlich. 

Dritte sachliche Zuständigkeit: der Herr 
Landwirtschaftsminister, deshalb auch beson.;. 
ders bedeutungsvoll, weil wir genide im 
Agrarbereich, was die Beziehungen .zur EWG 
anlangt, große Schwierigkeiten haben. Hier 
wurde uns nicht einmal eine Entschuldigung 
vorgetragen. Man hat gehört, daß der Herr 
Landwirtschaftsminister irgendwo bei einer 
Eröffnung sein müsse. Nun betrachten wir 
auch das noch als eine läßliche Sünde. 

Vierte parlamentarische Vertretungsmög­
lichkeit: der Herr Staatssekretär. Es heißt in 
der Verfassung: "Den Bundesministern kön­
nen zur Unterstützung in der Geschäfts­
führung und zur parlamentarischen Vertretung 
Staatssekretäre beigegeben werden." Auch der 
Herr Staatssekretär hat es nicht der Mühe 
wert gefunden, diesem IntegrationsausschUß 
beizuwohnen und uns entsprechende Aus:. 
künfte zu geben. ICh glaube, das ist etwaS, 
was man nicht eIltschuldigen kann. Man hörte; 
er wäre beim Wahlkampf. Nun wir anderen 
hätten auch Termine gehabt, nur glaubten wir, 
daß es richtiger und notwendig wäre, die 
Würde des Hauses hier zu wahren und an den 
Stellen verfiigbar zü sein, wo ernste Anliegen 
dieses Landes behandelt werden. 

Wir haben dann den VorsChlag gemacht, 
man möge uns wenigstens zuhören, wenn wir 
unsere Fragen vortragen, inan möge diese 
Fragen ad notam nehmen und unS innerhalb 
einer zumutbaren Frist - diese wurde ein­
gehalten, Und inan hat sich zUgegebenermaßen 
auch bei der Beantwortung der Fragen be­
müht die Beähtworfung sduiftlieh 
zukommen lassen. Das ist geschehen. Ich frage 
niich nur, ob wir, wenn wir so weitermachen, 
das nächste Mal pariamentatisdte Ausschüsse 
übet Ferhkurs durchführen. 

993 

148. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 81 von 98

www.parlament.gv.at



14366 Nationalrat XIII. GP - 1 48. Sitzung - 1 1 .  Juni 1975 

Dr. Lanner 

Zum Bericht selbst möchte ich sagen, er ent- ' dort mitzugestalten und, soweit es geht, in 
hält eine Reihe wertvoller Unterlagen, eine unserem Interesse auch gewisse Weichen zu 
durchaus interessante Zusammenstellung. Er stellen. 
weist einige Mängel auf, einige davon wurden 
korrigiert, auf den einen oder anderen Mangel 
möchte ich noch eingehen. 

Es wurde im wesentlichen aufgezeigt, daß 
wir uns in der Halbzeit des Zollabbaues zwi­
schen Osterreich und der EWG befinden, das 
heißt, 60 Prozent der Zollbarrieren wurden 
bereits beseitigt, 40 Prozent sind noch offen. 
Wir sind also in der zweiten Hälfte des An­
näherungsschrittes zur EWG. 

Der Bericht zeigte zweitens eine etwas über­
raschende Tendenz auf, nämlich daß sich die 
Exporte Osterreichs in die Staaten der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft nicht so ent­
wickeln, wie das alle erhofft und erwartet 
haben. Wir haben heute ein Außenhandels­
defizit von 44 Milliarden Schilling gegenüber 
der Gemeinschaft, während wir vor zwei Jah­
ren noch ein solches von 35 Milliarden Schil­
ling hatten. Das Außenhandelsdefizit steigt 
also rapide. 

Drittens zeigt dieser Bericht, daß wir stei­
genden Schwierigkeiten auf dem Agrarsektor 
entgegengehen. Noch im Jahre 1 912 hatten 
wir lediglich ein Außenhandelspassivum von 
rund 800 Millionen Schilling, und es beträgt 
heute bereits über 3 Milliarden Schilling. 

Ich glaube, das sind Signale, die uns ver­
anlassen sollten, gewisse Schlußfolgerungen 
zu ziehen. 

Schlußfolgerung Nummer 1 :  Der EWG-Ver­
trag zwischen Osterreich und der Wirtschafts­
gemeinschaft sieht im sogenannten Artikel 32 
Entwicklungsmöglichkeiten vor. Das heißt 
also, über den normalen Weg des Zollabbaues, 
über die Einführung der Freihandelsregelung 
hinaus sieht dieser Vertrag ausdrücklich vor, 
daß Erweiterungen in den Beziehungen vorge­
nommen werden. 

Nun werden Sie fragen: Worin könnte die 
Erweiterung dieser Beziehungen bestehen? 
Wir könnten uns etwa an der Ausarbeitung 
einheitlicher Umweltschutznormen in Brüssel 
beteiligen. Das hat Rückwirkungen auf unsere 
Handelsbeziehungen, denn bei uneinheitlichen 
Normen kommt es leicht zu Wettbewerbs­
verzerrungen. Wir sollten uns, zum al hier der 
Artikel 32 ausdrücklich einen Ausbau unserer 
Beziehungen in dieser Richtung vorsieht, nicht 
einfach damit begnügen und sagen : Wir war­
ten, was die EWG entwickeln wird, und wir 
werden das dann in irgendeiner Form nach­
vollziehen. Ich glaube, wir sollten rechtzeitig 
trachten, unsere Ideen dort zu deponieren, 

Der Artikel 32 böte die Möglichkeit, etwa 
bei der Kennzeichnung von Lebensmitteln mit­
zuwirken, er böte die Möglichkeit, bei der 
Vereinfachung und Verbilligung von Zollver­
fahren und Ursprungsregeln mitzuhelfen, er 
böte die Möglichkeit, bei der Beseitigung tech­
nischer Handelshemmnisse mitzuarbeiten und 
so weiter. 

Diese Möglichkeit hat Osterreich bisher lei­
der - ich möchte mich zurückhaltend aus­
drücken - kaum genützt. Hier, glaube ich, 
sollten wir das Signal der passiven Handels­
bilanz gegenüber der Wirtschaftsgemeinschaft 
richtig deuten, eine positive Schlußfolgerung 
ziehen und uns sagen, wir müssen uns in 
Zukunft noch mehr anstrengen. 

Schlußfolgerung Nummer 2: Der EG-Vertrag 
sieht vor, daß bis zum Juli 1 977 alle Zölle 
zwischen den Ländern der Wirtschaftsgemein­
schaft und Osterreich auf dem industriell­
gewerblichen Sektor verschwinden. Um es also 
anders zu sagen : Ab Juli 1 977 hätte es keinen 
Sinn mehr, einen Fernseher von Deutschland 
nach Osterreich zu schmuggeln, es gibt zu 
diesem Zeitpunkt nach dem vorliegenden Ver­
trag sowieso keine Zollunterschiede mehr 
zwischen diesen Ländern. 

Nur gibt es ganz wesentliche Ausnahmen 
bei einigen Produkten, den sogenannten "sen­
siblen Produkten",  die über besonderen 
Wunsch - nicht über Wunsch der Oster­
reicher, wir hatten keine Angst und keine 
Sorge vor der EWG-Konkurrenz - der Wirt­
schaftsgemeinschaft einem verzögerten Zol1-
abbau unterworfen sind. So wird bei Papier 
der gänzliche Zollabbau nicht bis zum Juli 
1977, sondern bis Jänner 1 984 erfolgen und bei 
Stahl bis Jänner 1 980. Bei diesen beiden gro­
ßen Positionen Papier und Stahl enden also 
die Zollbarrieren zwischen Osterreich und der 
Wirtschaftsgemeinschaft nicht im Halbjahr 
1 977, sondern erst im Jahre 1 980 beziehungs­
weise im Jahre 1 984. 

Nun könnte man sagen, das ist nicht so 
tragisch,  wir werden die Zollbarrieren über­
springen. Das mag richtig sein zur Zeit einer 
Hochkonjunktur, das ist es sicher nicht in 
Zeiten, in denen die Absatzlage schwieriger 
wird, in denen wir es mit einer rückläufigen 
Konjunktur zu tun haben, wo über vermin­
derte Absatzchancen im Ausland sicher auch 
Rückwirkungen auf die Beschäftigungslage, 
auf die Arbeitsplätze in Osterreich zu spüren 
sein werden. 
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Schlußfolgerung Nummer 2 also : Wir müß­
ten und wir sollten in Brüssel einen neuen 
Vorstoß im Bereich der sensiblen Produkte 
unternehmen, um insbesondere bei Papier und 
Stahl einen beschleunigten Zollabbau herbei­
zuführen oder, anders ausgedrückt, einen 
sc.hnelleren Marktzugang Osterreichs in der 
Wirtschaftsgemeinschaft zu erreichen. An sich 
ist im Abkommen selbst eine Revision dieser 
Bestimmungen nach einer bestimmten Frist 
vorgesehen. Wir sollten trachten, vor Errei­
chen dieser Frist mit Brüssel darüber zu reden, 
zumal es Mitteilungen gibt, daß Brüssel durch­
aus in dieser Frage verhandlungsbereit wäre. 
Bisher, möchte ich sagen, ist auf diesem Sektor 
leider zu wenig geschehen. 

Und ein dritter und letzter Bereich: die 
Schlußfolgerung aus der Entwicklung im Be­
reich der Landwirtschaft. Dieser Bereich ist 
nicht nur für den engeren agrarischen Sektor 
von Bedeutung, sondern viel mehr, als wir das 
allgemein wahrhaben wollen, für uns alle. 
Denn wenn es so weitergeht, daß für Oster­
reich zunehmende Schwierigkeiten beim Ab­
satz agrarischer Produkte in Brüssel auftreten 
und damit Sdlwierigkeiten in der Ein­
kommenslage, dann muß ich sagen, führt das 
letztlich zu einer Verunsicherung der ganzen 
Agrarwirtsdlaft, letztlich auch zu verstärkten 
Abwanderungen, damit zu einer Gefährdung 
der Erholungslandschaft, und sicherlich hätte 
das auch langfristige Rückwirkungen auf die 
Ernährungssicherung . 

Und ein zweiter Punkt. Sehen wir die Dinge 
nüdltern und realistisdl! Wenn wir aus wel­
chen Gründen immer in ernste Sdlwierigkeiten 
im Bereich der Landwirtschaft kommen, so trifft 
das sicher zunächst und vor allem unmittelbar 
die Bauern, aber es trifft letztlich audl den 
Steuerzahler. Denn der Schrei nach Notmaß­
nahmen wird eben so laut, daß Notmaß­
nahmen gesetzt werden müssen. 

Und so, glaube ich, ist es notwendig, dieses 
Signal über die für uns leider unerfreuliche 
Entwicklung der Handelsbeziehungen auf dem 
Agrarsektor in einem größeren Zusammen­
hang zu sehen, einerseits im Zusammenhang 
mit der Sicherung der Erholungslandschaft, der 
Sicherung der Ernährungsbasis, aber auch der 
sparsamen Verwendung von Steuermitteln. 
(Präsident Dr. M a l  e t a  übernimmt wieder 
den Vorsitz.) 

Nun möchte ich sagen, Herr Landwirtschafts­
minister : Ich anerkenne durchaus, daß Sie 
sich in Brüssel bemüht haben. Ich mödlte auch 
gerne anerkennen, daß es nicht leicht ist, mit 
Brüssel zu verhandeln. 

Sie wieder, glaube ich, bringen so viel 
Toleranz auf, daß Sie akzeptieren, daß es ver­
sdliedene Meinungen über eine möglidle Ver­
handlungsführung gibt. Ich bin einfach nach 
wie vor der Meinung, daß man in Brüssel 
einen klareren Kurs 'hätte steuern müssen und 
daß man doch etwas mehr Standfestigkeit 
hätte zeigen sollen. (Abg. S t e i n  i n g e r  
macht eine abwehrende Handbewegung.) 

Herr Kollege, ich werde Ihnen gleich erläu­
tern, wie ich das meine. Integrationspolitik 
ist eine sehr diffizile Sache. Aber ich gehe 
gerne ein bißchen auf diese Geschichte ein. 

Etwas mehr Standfestigkeit in dieser Sache 
hätte Ihnen nicht geschadet und Ost'erreich 
und den Bauern und den Arbeitsplätzen ge­
nützt. Das kann ich Ihnen sagen, das werde 
ich Ihnen auch sehr gerne beweisen. 

Schauen Sie, ich habe j a  anerkannt, daß Sie 
sidl bemüht haben. Ich habe das ja anerkannt. 
Aber dafür haben Sie taube Ohren, weil Sie 
offenbar nur auf Kritik orientiert und einge­
schossen sind. 

Bevor ich zu dieser Schlußfolgerung komme, 
wie ich mir das vorstellen würde, möchte ich 
Ihnen einige Beispiele von anderen Ländern 
geben, die hier sehr erfolgreidl arb eiten: Das 
Abkommen von Lome etwa - ich weiß nicht, 
ob Sie davon gelesen haben -, in dem man 
kürzlidl 46 afrikanische Staaten auf dem 
Agrarsektor wesentlich besser behandelt hat 
als den traditionellen Handelspartner Oster­
reich. 

Oder : Anläßlich der EFTA-Ministerratskon­
ferenz in Genf haben die Vertreter Islands, 
weil sie Schwierigkeiten bei Fischexporten hat­
ten, angedroht, sie würden sich dann, wenn 
man ihren Anliegen nicht Rechnung tragen 
würde, ernstlich mit dem Gedanken tragen, das 
Freihandelsabkommen zu kündigen. Das kleine 
Island hatte also keine Ang'st ! 

Und j etzt sage ich Ihnen, was wir machen. 
Ich wollte es eigentlich nicht tun, aber Sie 
haben mich dazu provoziert. Darf ich Ihnen 
einen nicht uninteressanten Briefverkehr des 
Landwirtschaftsministeriums zitieren, aus dem 
sich zeigt, welchen Zickzackkurs wir leider 
hier verfolgen. 

Wir hatten Schwierigkeiten in Brüssel. Wir 
haben ein Abkommen, das wissen Sie. Das 
Abkommen beinhaltet, daß wir zu günstigen 
Bedingungen Vieh und Fleisch dorthin liefern 
können, daß wir als Gegenle'i'stung Obst, 
Gemüse und Wein von dort einkaufen. Dann 
kam die Exportsperre der EWG im Juli 1 974, 
dann ka:men die Verträstungen des Herrn 
Ministers : Es wird schon besser werdenl - Es 
wurde nicht besser. 

994 
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Dann kam ein Brief an das Ministerium : Herr Minister ! Ich habe nur die Seite 2 1  
Herr Minister!  Hier müßten Sie doch Maß- hier ! Ich muß zuerst noch die Seite 2 1  vor­
nahmen setzen ! Sie können doch nicht mit tragen, und dann gehen wir zur Seite 22. Ich 
einer unverständlichen Langmut zusehen, daß sage noch einmal : Die Bemühungen möchte 
wir von Osterreich zwar nicht nach Brüssel ich anerkennen, nur zählt letztlich nur der 
liefern können, wir aber wie Vorzugsschüler Erfolg. - (Bundesminister Dr. W e i h s: Ex­
nach wie vor die Produkte aus dem EWG- port von 1 1 .300 NutzrindernI) Ja, das ist jetzt 
Raum in einer bevorzugten Form beziehen. ein guter Zwischenruf. Sie sagen, Sie haben 

Daraufhin hat der Herr Minister am 2 1 .  Ok­
tober 1 974 einen Brief geschri�ben. Er teilt 
darin der Landwirtschaft mit, er habe ange­
ordnet - ich zitiere -, ". . .  die Einfuhr von 
Trauben zu kontingentieren und bei der Ein­
fuhr von Wein nicht mehr einen bestimmten 
Kontingentanteil den EG-Staaten vorzubehal­
ten. Dieser Schritt", meinte Minister Weihs 
weiter, "stoße zwar nicht auf Verständnis bei 
den offiziellen Stellen der EG-Kommission, 
er erachte jedoch die von Osterreich eingelei­
teten Schritte im Hinblick auf die Bedeutung 
der Rinderexporte für die österreichische Land­
wirtschaft als durchaus gerechtfertigt." 

Am 2 1 .  Oktober 1 974 war der Herr Land­
wirtschaftsminister also der Meinung : Nach­
dem uns die EWG solange mit unseren Rinder­
lieferungen ausgesperrt hat, ist das Maß voll. 
Ich, der Herr Landwirtschaftsminister Weihs, 
setze eine verhaltene, aber immerhin eine 
Gegenmaßnahme : Ich werde die Trauben­
lieferungen nicht mehr in dieser früheren 
Form und Menge nach Osterreich zulas'sen, 
und ich werde vor allem die EG nicht mehr bei 
der Lieferung von Wein bevorzugen. 

Das ist ein anerkennenswerter Standpunkt. 
Nun horchen Sie weiter ! Zwei Monate später, 
am 1 6. Dezember 1 974, schreibt das Land­
wirtschaftsministerium - ich zitiere -: "Aus­
gegeben wird ein Kontingent von 
209.500 Hektolitern für die Einfuhr von Wein 
aus Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaften und ein Kontingent von 
209.500 Hektolitern für die Einfuhr von Wein 
aus Drittstaaten." 

Mit anderen Worten: Die Standfestigkeit 
hat leider nicht durchgehalten. Und das ist es, 
was ich kritisiere. Obwohl sich auf dem Vieh­
sektor in der Zwischenzeit überhaupt nichts 
geändert hat, obwohl der Herr Landwirt­
schaftsminister in seinem ersten Schreiben 
gesagt hat : Jawohl, ich sehe das ein, so kann 
das nicht weitergehen, ich setze andere Maß­
nahmen ! ,  revidiert er ohne Ursache - das ist 
der springende Punkt - zwei Monate später 
seine erste Entscheidung zugunsten der EWG 
und zum Nachteil Osterreichs. Ich glaube, das 
ist einfach zuviel an Beweglichkeit. (Bundes­
minister Dr. W e  i h s: Seite 221) 

in der Zwischenzeit wieder den Export von 
1 1 .300 Nutzrindern erreicht. Zunächst 'geht es 
darum, daß wir hoffen, daß wir die wirklich 
auch hinausbringen. 

Das ganz Entscheidende - ich möchte Ihnen 
an einer Zahl die Problematik aufzeigen -, 
das ganz Entscheidende und vielleicht für die 
Konsumenten geradezu Unverständliche ist 
doch folgendes:  Man bemüht sich, man hat 
von der Menge her einiges erreicht, aber 
trotzdem 'sind unsere Erzeugerpreise etwa um 
10 Prozent niedriger als im Vorjahr. Etwa um 
10 Prozent ! Trotz aller Bemühungen! Das heißt 
im Klartext, eine Lohnkürzung von 10  Prozent 
für den Arbeitnehmer, unld gen au das bedeutet 
es auch für den Bauern. 

An diesem Beispiel sollen Sie die 
Problematik Isehen. Es genügt nicht, allein nur 
die Menge zu sehen. Das ist anerkenrrenswert, 
richtig und notwendig, aber man muß die 
Menge mit d em Preis sehen. Wir stehen vor 
dem Faktum, daß man zwar mengenmäßig 
etwas erreicht hat, aber offenbar zuwenig, 
denn im Erzeugerpreis liegen wir um rund 
10 Prozent unter dem Vorjahr, was gleich­
bedeutend wäre mit einer Lohnkürzung der 
Arbeitnehmer, und das würden weder die 
Arbeitnehmer verstehen, noch verstehen es 
- und ich bin überzeugt davon, daß Sie das 
einsehen - die Bauern. 

Wir haben in diesem IntegrationsausIschuß, 
wo wir die Fragen schriftlich gestellt haben, 
auch eine Antwort bekommen. Jetzt komme 
ich auf die Seite 2 1 ,  Herr Minister, und auf 
der Seite 21 schreiben S.ie richtig in der Ant­
wort : "Daß diese Preise" - nämlich die Vieh-
preise - "für 'den österreichischen Bauern 
unbefriedigend sind, ist leider eine Tatsache. "  
Jawohl, e s  i s t  ein Faktum, aber ich glaube, 
man sollte einfach versuchen, diesem Faktum 
mit einigen konkreten Aktionen zu Leibe zu 
rücken. 

Sie werden sich vielleicht sagen: Was ist 
denn das mit diesen Bauern und mit dieser 
Viehgeschichte? Der Staat wendet zuge­
gebenermaßen viel an Stützungsmitteln auf, 
man bemüht sich, mengerrmäßig mehr zu tun. 
Und trotzdem : Die Preise sind niedriger, als 
sie es im Vorjahr waren, obwohl wir es all­
gemein und in allen Bereichen mit einer Teue­
rung zu tun haben. 
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Hier könnte der Eindruck entstehen, daß es 

sich um eine Landwirtschaft handelt, die ein­
fach nicht leistungsfä!hig ist. Ich sage Ihnen : 
Die österreichische Landwirtschaft ist gerade 
auf dem Sektor der Rinderwirtschaft inter­
national an der Spitze. 

Das Problem, mit dem wir es zu tun haben, 
ist der Außenmechanismus der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. Obwohl wir billiger 
produzieren und billiger anbieten, als die Pro­
duzenten in der EWG das können, kommen 
wir trotzdem nicht zu unseren Preisen, weil 
man an der Grenze ein sogenanntes Ab­
schöpfungssystem, kombiniert mit einem Zoll­
verfahren, praktiziert, und dieses Ab­
schöpfungssystem führt dazu, daß wir, obwohl 
wir billiger produzieren, im Schnitt bei den 
Einstellrindern lebend pro Kilogramm 1 0  S 
dazulegen müssen, daß wir bei einem Kilo­
gramm Rindfleisch 20 S dazulegen müssen. Das 
ist eine zugegebenermaßen schwer verständ­
liche und für manche vielleicht paradoxe 
Situation. 

Ich glaube, Herr Minister, hier sollten wir 
uns in einem friedlichen Wettstreit anstrengen, 
das eine oder andere zu verbessern. 

Ich fasse zusammen : 

Erstens, glaube ich, ist es notwendig, daß 
wir die Evolutionsklausel des Vertrages 

- Artikel 32 - besser nutzen und Entschei­
dungen der EWG, soweit sie unsere Neutrali­
tät nicht betreffen, nicht nur einfach nachvoll­
ziehen, sondern daß wir versuchen, rechtzeitig 
an der Ausarbeitung gewisser Normen mit­
zuwirken, sie mitzugestalten. 

Zweitens, glaube ich, ist es notwendig, daß 
wir bei den sensiblen Produkten, insbeson­
dere bei Papier und Stahl, trachten, den freien 
Zugang zum Markt der Gemeinschaft nicht 
erst im Jahre 1 980 oder 1 984 zu erreichen, 
sondern wesentlich schneller zu einem voll­
ständigen Zoll abbau zu kommen. Ich glaube, 
das ist letztlich auch von großer Bedeutung 
für die Sicherung der österreichischen Arbeits­
plätze. 

Und drittens sdllten wir trachten, daß man 
im Bereich der Landwirtschaft die Verein­
barungen, die wir getroffen haben, auch von 
seiten der EWG einhält und nicht durch 
irgendwelche Notmaßnahmen Ausflüchte sucht. 
Auch wir haben eine Notsituation, trotzdem 
stehen wir zu unseren Verträgen. Es ist aber 
notwendig, das Signal zu erkennen : 3 Mil­
liarden Handelsbilanzdefizit allein auf dem 
Agrarsektor, eine Steigerung von 800 Mil­
lionen im Jahre 1 972 auf über 3 Milliarden 
im Jahre 1 974. Wir müssen erkennen, daß wir 
schrittweise aus diesem Markt zum Nachteil 

Osterreichs, zum Nachteil der österreichischen 
Wirtschaft verdrängt werden. Wir müssen in 
Brüssel neue Verhandlungen anstreben mit 
dem Ziel , einen besseren Marktzugang tür 
Osterreich zu erreichen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl .-Ing. Dr. Weihs: Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Ich glaube doch, daß ich zu den 
Äußerungen des Herrn kbgeordneten Doktor 
Lanner einige Bemerkungen machen muß . 

Zuerst möchte ich voranstellen, daß wir 
allein durch unsere �nstrengungen auf dem 
Viehsektor in der Zeit von Jänner bis April 
um 15.800 Stück Zucht- und Nutzrinder mehr 
exportiert haben als im gleichen Zeitraum 
des Vorj ahres.  Ich gebe zu, daß wir an 

Schlachtrindern weniger exportieren konnten, 
aber trotzdem war es so, daß der Gesamt­
export an Schlachtrindern, Zucht- und Nutz­
rindern von Jänner bis April 40.200 betrug, 
das sind um 3500 Stück mehr als im gleichen 
Zeitraum des Vorjahres. 

Und zum zweiten. Der Herr Abgeordnete 
Dr. Lanner hat festgestellt, daß die Preise 
gegenüber dem Vorjahr um 10 Prozent zurück­
liegen. Auch diese Behauptung ist nicht den 
Tatsachen entsprechend, denn wir haben bei­
spielsweise bei den Kühen eine Preiserhöhung 
gegenüber dem Vorjahr von 1 ,01  S auf dem 
Wiener Markt, in Linz von 68 Groschen, in 
Salzburg von 56 Groschen und in Graz von 
93 Groschen . 

Ich möchte weiter dazu bemerken, daß auch 
auf dem Stierpreissektor eine wesentliche Ver­
besserung eingetreten ist und daß gerade auf 
dem letzten Wiener Markt die Preise pro 
Kilogramm um 71 Groschen angehoben wer­
den konnten. Und das kommt nicht von unge­
fähr, denn wir 'haben ja bereits rund 60 Pro­
zent eines normalen Kontingentes bei Zucht­
und Nutzrindern in dem Zeitraum Jänner b is 
April exportiert. Wir haben eine sehr beträcht­
liche Menge, nämlich über 50.000 Stück Rinder, 
in den Verwertungslagern deponiert, das 
heißt, der Markt wurde um diese Anzahl ent­
lastet. Normalerweise ist das die Menge, die 
man exportiert. Das sind alles Maßnahmen, 
die dazu geführt haben, daß sich die Preise 
nicht nur gefestigt, sondern, wie ich Ihnen 
kurz vorhin erklärte, auch etwas verbessert 
haben. 

Herr Abgeordneter Lanner !  Sie haben ge­
sagt, einmal waren wir 'sehr hart, und dann, 
haben Sie gesagt, sind wir wieder sehr weich 
geworden. Sie haben allerdings nur die 
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Seite 2 1  hier vorgetragen. Ich würde empfeh­
len, auch noch die Seite 22 mit ins Kalkül zu 
ziehen, dann würden Sie sicherlich sehen, was 
wir in der Zwischenzeit bei den Verhand­
lungen erreicht haben : nämlich die Ausdeh­
nung der GA TI -Konzession für Emmentaler 
auf Schmelzkäse ; ein sehr wichtiger Export­
artikel Osterreichs in die EG. Weiterhin : Aus­
dehnung der Konzession für THsiter'käse auf 
österreichischen Butterkäse; ein sehr drin­
gendes Anliegen der österreichischen Milch­
wirtschaft. Ferner :  Die Gleichstellung Oster­
reichs mit den EG-Mitgliedstaaten bezüglich 
des Schwefeldioxydgehaltes bei Wein ist für 
den Weinexport Osterreichs von außerordent­
licher Bedeutung. Dann halben wir, und das 
dürften Sie besondeI1s übersehen haben, eine 
Beseitigung der Exporterstattung der EG für 
Obst und Gemüse erreicht, welches nach Oster­
reich eingeführt wurde. 

Es dürfte Ihrer Aufmerksamkeit weiter ent­
gangen sein, daß wir derzeit Verhandlungen 
über die Anerkennung österreichischer Quali­
tätsweine führen, die sehr, sehr hart sind und 
sehr oft - sehr oft, muß ich betonen - durch 
österreichische Exporte in die Bundesrepublik 
gestört werlden. Wenn wir weiter, was sehr 
wesentlich für unsere Traubenbeerenauslesen, 
Ausstiche und so weiter ist, die Zulassung 
österreichischer Weine mit einem Alkoholgrad 
von über 15 Prozent erreichen - das ist zum 
Beispiel für Länder wie Italien und die 
Bundesrepu1Jlik -, dann ist das eine sehr 
bemerkenswerte Leistung, denn unsere guten 
Traubenbeerenauslesen und Ausstichweine 
haben 19 bis 20 Grad und in guten Jahren 
sogar darüber. 

Es liegt uns sehr daran, diese Verhandlun­
gen nicht durch mißverstandene Retorsions­
maßnahmen zu stören. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung zum Wort gemeldet hat sich der 
Abgeordnete Dr. Lanner. 

Ich mache darauf aufmerksam, d aß die Rede­
zeit mit fünf Minuten beschränkt ist. 

Abgeordneter Dr. Lanner (OVP) : Meine 
Herren! Zwei Minuten werden genügen. Was 
die Durch:schnittspreise anlangt, habe ich ge­
glaubt, ist es richtig, in diesem Kreis nicht in 
Fachdetails einzugehen. Ich mache das aber 

bestätigen diese Zahlen. Somit möchte ich 
noch einmal feststellen, d aß diese meine Aus­
sage auf offiziell überprüfbaren Unterlagen 
basiert. 

Was diese ominöse Seite 22 anlangt, von der 
Sie immer reden - ich habe sie in der Ge­
schwindi'gkeit 'zum Glück noch gefunden -, 
geht es um folgendes, meine Damen und 
Herren : Der Minister berichtigt mich und 
meint, er hätte doch keinen Zickzackkurs ver­
folgt, denn er hätte einiges erreicht. Ich habe 
ihm hinsichtlich unseres wichtigsten Export­
produkts Rinder an Hand von Originalzitaten 
aus seinen Briefen den Beweis vorgelegt, daß 
er einmal der harte Mann war und zwei 
Monate später ohne Grund bei dem Export­
produkt Riooer und Rindfleisch in die Knie 
ging. Auf den Seiten 22 und 23, Herr Mini­
ster , st�ht nichts von Rindern. Ich habe Sie 
nach Rindern gefragt, Sie haben mit Käse ge­
antwortet; im wahrsten Sinne des Wortes. Ich 
'bitte, das nicht mißzuverstehen. Das ist die 
Diskrepanz in der Auffassung. 

Ich möchte noch einmal feststellen: Auf dem 
Rindersektor hat die Flexibilität leider nicht 
zum erhofften Erfolg geführt, und mehr Stand­
fesUgkeit würde Ihnen nicht schaden und der 
österreichischen Wirtschaft helfen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete TeschI. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter TeschI (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Zuerst zu den Feststellungen 
des Abgeordneten Lanner betreffend die Ab­
wesenheit der Minister bei der Ausschuß­
sitzung am 22.  Nur um die Dinge klarzustellen:  
Herr Dr.  Staribacher war in seiner Eigenschaft 
als Vorsitzender der EFTA-Ministerkonferenz 
offiziell dienstlich verhindert. Dassel'be gilt 
für den Herrn Außenminister Dr. Bielka, der 
den Herrn Bundespräsidenten nach Polen be­
gleitete. Der Herr Landwirtschaftsminister war 
bei einer offiziellen Veranstaltung der Land­
wirtschaft in Oberösterreich, es war von seiten 
der Landwirtschaft ausdrücklich erwünscht, 
daß er "an dieser Eröffnung teilnimmt. Man hat 
sich dann bei der AussdlUßsitzung sehr stark 
darüber mokiert, daß die Minister nicht an­
wesend sind. 

gerne, Herr Minister. Wenn wir also konkret Ich wollte nur klarstellen, daß es entschuld­
von den Kategorien reden : Seit 1 973 sinken bare AlIJsenzen gab. Sie wurden ja meines 
die Erzeugerpreise bei Kühen um 6 Prozent, Wissens bei der !Ausschußsitzung klargestellt. 
bei Schlachtstieren um 1 1  Prozent, das sind (Abg. Dr. L a  n n e r: Wo war der Herr Staats­
die offiziellen Durchschnittswerte. Ich habe sekretär?) Ja, fragen wird man dürfen, Sie 
geglaubt, ein runder Wert von 10 Prozent ist haben recht, aber e s  gab entschuldbare Ab­
weder zu hoch noch " zu niedrig gegriffen; das senzen . 
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TeschI 

Es war vorhin so viel von Rindviehern die 
Rede. Ich nehme an, daß es deren zu viele 
gibt, Herr Dr. Lanner, nicht nur in Osterreim, 
sondern auch anderswo, sonst gäbe es nimt 
diese Schwierigkeiten. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. M u s s i  1.) Uber den Ausschuß bin ich 
schon zu Ende, Herr Dr. Mussil. 

Ja was hätten Sie sonst für Begründungen? 
Bei sachlimen Abwesenheitsgründen trotzdem 
polemism zu werden, ist halb verständlim, 
aber für uns begreiflich, denn es fehlt Ihnen 
m.anchesmal an anderen Argumenten in der 
Sache selbst. Und das sind wir schon gewohnt. 

Der Integrationsbericht selbst, meine Damen 
und Herren, gäibe an sich Anlaß zu einer aus­
reichenden Wirtschaftsdebatte, aber mangels 
Zeit kommt man in diesem Haus selten zu den 
wichtigsten Problemen. Und so auch in Kürze, 
wie Herr Dr. Lanner, der dann doch ein groß 
angelegtes Referat hielt, ein paar Bemer­
kungen. 

Herr Dr. Lanner hat das Außenhandelsdefizit 
mit den EG-Ländern in der Höhe von 43 Mil­
liarden SchilUng erwähnt. Er hat aber natürlich 
die Exportquote vergessen zu erwähnen, die 
zwischen 1 970 und 1 974 ein Plus von 24 Mil­
liarden Schilling aufzuweisen hatte. Ich würde 
also meinen, wenn das eine, dann natürlich 
auch das andere. Wenn in vier Jahren die 
Exporte der EWG um 24 Milliarden, also 
genau von 35,5 auf 59, 1 Milliarden zugenom­
men haben, so ist das eine bedeutende Stei­
gerung der Exporte in diesem Wirtsmafts­
raum. Das EG-Abkommen hat sich - wie wir 
glauben - ausdrücklich bewährt. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. M u s  s i 1.) Es gab Marktver­
schiebungen, Herr Dr. Mussil. Aber 24 Mil­
U arden plus sind eine unleugbare Realität. 

Man müßte natürlich bei Betrachtung oder 
bei einer Untersuchung des vorliegenden Be­
richtes unter Einschluß des Berichtes 1973 
sicherlich auch andere Momente berück­
sichtigen, denn - und 'das greift jetzt in die 
Argumentation des Herrn Dr. Lanner 
hinein - wir wissen, daß seit 1 970 im EG­

Raum ernste wirtschaftliche Auseinander­
setzungen innerhalb der EG-Länder ständig 
vor sich gehen. Und wir wissen, erinnern wir 
uns an das Jahr 1 973, in dem es gerade im 
Landwirtschaftsbereich so starke tAuseinander­
setzungen gab, daß es eben an der Grenze des 
Möglichen ging. Man muß also bei den Dar­
legungen über die Landwirtschaftsprobleme, 
wie Herr Dr. Lanner sie dargelegt hat, bei 
Betrachtung der gesamtwirtschaftlichen Pro­
bleme im Zusammenhang mit dem EG-Bericht 
beziehung,sweise mit dem Vertrag immerhin 
berücksichtigen, daß sich seit 1 970 und 197 1  
allmählich die wirtschaftlichen Verhältnisse 

verändert haben, beginnend natürlich mit den 
Weltwährungsproblemen, die 1 970 virulent 
wurden und dann zu stark desolaten Zuständen 
führten. Es gab wirtsmaftliche Folgerungen 
und natürlich auch Schwierigkeiten am EG­
Markt, im EG-Markt-Raum und mit dem EG­
Markt. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Das war die ver­
fehlte Marktpolitik der österreichischen Regie­
rung!) 

Ja, Herr Dr. Mussil, gerne gehe ich auf die­
'sen Zwischenruf ein, deshalb, weil sowohl von 
seiten der Bundeswirtschaftskammer, die Sie 
j a  repräsentieren, Herr Generalsekretär, als 
auch von Herrn Dr. Lanner in Problemen der 
Landwirtsmaft die Dinge der Offentlichkeit 
gegenüber - und wir haben es gerade ge­
'hört - so dargelegt werden, als ob alle 
Smwierigkeiten, die weltbekannt sind und 
weltweit jedes einzelne Land treffen, nur von 
der österreichischen Bundesregierung und vom 
zuständigen Minister verursacht werden. 
Wenn die Bundesregierung guten Willens 
wäre, wenn ihre Standfestigkeit ausreichen 
würde, gäbe es all diese Schwierigkeiten nicht. 
Das wird so einfach mit einer Halbwahrheit 
oder wie immer man es begründen mag, dar­
gelegt. Ich glaube, das ist das, was einmal sehr 
deutlich zum Ausdruck gebracht werden muß. 
Und das, glau'be ich, soll auch ausgesprochen 
werden, weil sonst diese, na, nennen wir es 
Irrtümer, entstehen können. 

Betrachten wir noch einen besonderen Ein­
fluß oder mehrere Einflüsse, die sich von 1 970 
bis jetzt d argeboten haben, in dem Zeitraum 
nämlich, wo der EG-Vertrag albgehandelt und 
in Kraft gesetzt wurde und bereits eine Lauf­
zeit von vollen zwei Jahren plus Interims­
abkommen iilberblickbar ist. 

Als die Regierung Kreisky im Jahre 1 970 
antrat, mußte sie als erstes in Währungsfragen 
intervenieren und eine Schillingaufwertung 
durchführen. Es folgte später bekanntlich eine 
zweite. 

Wir wissen aber auch, daß von 1970 bis 
jetzt der Dollar von 26 S auf 1 6,70 S abgesun­
ken ist. Das heißt, dieser enorme Kursverlust 
konnte durch Exportsteigerungen wettgemacht 
werden. Das ist natürlich nicht nur von unge­
fähr geschehen und nicht nur durch enorme 
Anstrengungen der Wirtschaft und der Be­
schäftigten in der Industrie, im Gewerbe und 
in der Landwirtschaft, sondern natürlich durch 
eine Reihe von Hilfsmaßnahmen der Bundes­
regierung. Es fehlt, wie 'gesagt, heute an Zeit, 
diese Dinge näher darzulegen, 

Und unter diesem Gesichtspunkt, meine 
Damen und Herren, müssen wir den EG-Ver­
trag und seine Auswirkungen sehen, Wie die 
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TesdIl 

Handelsbilanzziffern beweisen, gibt es trotz 
der Schwierigkeiten eine enorme Ausweitung. 

Aber trotz der Handelsströme, Verlagerun­
gen, Herr Dr. Mussil, schauen wir uns halt den 
Gesamtexport an. Auch hier haben sich 
wesentliche Veränderungen ergeben. Denn 
vergleichen wir den Gesamtexport Oster­
reichs : 1 970: 74,2 Milliarden Schilling ; im Jahre 
1 974 stieg er immerhin auf 1 33 Milliarden 
Schilling an. Ich will j etzt nicht die Streuung 
des Exportes erwähnen, das heißt, der Export 
Osterreichs hat sich in fünf Jahren nahezu 
wertmäßig verdoppelt. Se�bst wenn man die 
Inflationsrate abzieht, Herr Dr. Mussil, so hat 
sich immerhin eine enorme Exportausweitung 
ergeben. Es wäre auch gar nicht anders mög­
lich gewesen, die enormen Kursverluste, die 
der Dollar mit sich bringt, zu verkraften. 

Es würde sich also lohnen, meine Damen 
und Herren, die Dinge näher zu untersuchen, 
und es wird sicherlich in diesem Hause noch 
dazu Gelegenheit sein. 

Aber wir müssen noch einen wesentlichen 
Faktor mit einfügen bei der Betrachtung des 
EG-Berichtes, da ja nicht nur die Abwertung 
des Dollars um nahezu 1 1  S zu berücksichtigen 
ist, sondern in dieser Zeit ist ja auch die 
Erdölkrise ausgebrochen und hat die bekann­
ten Erscheinungsformen mit sich gebracht. 

Ich würde also meinen, daß nicht nur im 
bisherigen Berichtszeitraum seit dem Beitritt 
zur EG beziehungsweise seit Inkrafttreten 
des Vertrages, 1 973er Bericht, 1974er Bericht, 
positive Akzente zu ersehen waren, sondern 
daß sich die österreichische Wirtschaft trotz 
der Schwiedgkeiten, die weltweit eingeströmt 
sind, behaupten konnte, nicht zuletzt durch ein 
erfolgreiches Mitsteuern und Helfen der Bun­
desregierung. 

Ich darf ganz zum Schluß noch eine Ziffer 
nennen, die der Herr Dr. Lanner heute auch 
zu erwähnen vergessen hat. Er hat sie nur 
angedeutet. 

Ja, es gibt eine Hilfe für die Rinderexporte 
durch die Regierung, durch den Staat. I ch  
habe hier die Ziffer, wonach i m  Jahre 1 974 
450 Millionen Schilling für den Rinderexport 
bereitgestellt wurden und in diesem, im heu­
rigen Jahr bereits 285 Millionen Schilling. 
Das ist also eine Förderungssumme von 
735 Millionen Schilling. 

Ich würde also meinen, daß ein beträcht­
licher, wenn auch berechtigter Aufwand als 
Hilfe für die Landwirtschaft aufzuweisen ist. 
Es wäre sinnvoll gewesen, auch das mit­
zuerwähnen. 

Und noch zum Wunschdenken des Herrn 
Dr. Lanner. Er hat den Artikel 32, also die 
Evolutionsklausel, erwähnt. Natürlich existiert 
sie im Vertrag, aber ich erwähne es noch­
mals : 

Täglich lesen wir in den Zeitungen oder 
hören wir aus Berichten in anderen Medien, 
welche Konfrontationen es innerhalb der EG 
gibt, und anzunehmen, daß es nur einzig und 
allein - ich wiederhole mich von vorhin -
vom Standvermögen der österreichischen 
Regierung oder der Ressortminister abhängig 
wäre, unsere Detailprobleme, die berech­
tigterweise vorgebracht wurden, zu erwähnen 
und durchzusetzen, ist nicht richtig. 

Ich würde also schon meinen, daß berech­
tigtes Wunschdenken zwar geäußert werden 
kann, aber nicht in der Form, daß es von 
einer Seite vorgetragen wird und andere die­
ses Wunschdenken erledigen oder erfüllen 
sollten. 

Wenn schon die afrikanischen Staaten und 
Island erwähnt wurden, möchte ich sagen : 
Es ist richtig, diese Berichte waren zu lesen. 
Aber hängt das nicht auch mit einer direkten 
oder besser gesagt indirekten Entwicklungs­
hilfe für Länder zusammen, die einer Mono­
struktur unterliegen? 

Das heißt :  Man muß auch die Begründung 
dazusagen, wieso es zu den entsprechenden 
Abkommen mit diesen Ländern gekommen 
ist. 

Das gilt genauso für Island, denn dieses 
Island hat bekanntlich genauso eine Mono­
struktur wie die zitierten afrikanischen Staa­
ten. 

Alles in allem kann also der Integrations­
bericht 1 974 als positiv bezeichnet werden, und 
die sozialistische Fraktion gibt gerne die Zu­
stimmung zu diesem Bericht. (Beifall bei deI 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dipl.-Ing. Berl. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Berl (DVP) : Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Mein Vorredner hat wohl die Herren 
Minister entschuldigt, und das haben wir auch 
nicht bestritten. Aber den Herrn Staatssekretär 
haben Sie unter den Tisch fallenlassen. Den 
haben wir im Ausschuß auch vermißt. Das nur 
kurz zu dieser Sache. (Zwischenruf bei deI 
Spö. - Abg. Dr. G I  u b e I: Sowieso!) Als 
Vertreter des' Ministers. (Abg. D r. G r u b e r : 
Er ist dazu da!) Sicher ! (Abg. Dr. G r u b e r :  
Wozu dann überhaupt "parlamentarische Ver­
tretung" ?) Also soviel zu dieser Sache. 
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Dipl.-Ing. Berl 

Dem Integrationsbericht selbst ist zu ent­
nehmen, daß für eine Reihe von österreichi­
schen Artikeln eine annehmbare Lösung zu­
stande kam. Leider kam es bei vielen land­
wirtschaftlichen Produkten nicht dazu, obwohl 
wir anerkennen, daß sich der Herr Minister 
bestimmt bemüht hat, den Export, speziell auf 
dem Rindersektor, anzukurbeln. Trotz dieser 
Bemühungen ist eine ständige Verschledl­
terung der agrarischen Außenhandels bilanz 
festzustellen, obwohl die österreichische Land­
und Forstwirtschaft ohneweiters in der Lage 
wäre, diese wesentlich zu verbessern. 

Wir können das an und für sich gleich aus 
dem Integrationsbericht herauslesen: 

Im Berichtszeitraum ist zum Beispiel der 
Schnittholzexport, der hauptsächlich in die 
Bundesrepublik geht, um 45,8 Prozent gesuh­
ken. 

In Richtung Italien, wohin das Rind haupt­
sächlich gegangen ist, schaut die Situation 
folgendermaßen aus : Im Jahre 1972 haben wir 
immerhin noch ein Aktivum von 1037 Mil­
lionen Schilling gehabt. Im Jahre 1973 war es 
bereits auf 441 Millionen Schilling verringert, 
und im 74er-Jahr waren es sage und schreibe 
nur noch 61 Millionen Schilling. Also man soll 
nicht sagen, daß der Rinderexport dabei nicht 
zu kurz gekommen ist ;  diese Entwicklung ist 
ja hauptsächlich auf den Rinderexport zurück­
zuführen. 

Insgesamt stieg das agrarische Außen­
handelspassivum von rund 800 Millionen 
Schilling im Jahre 1 972 auf etwa 2350 Mil­
lionen Schilling im 73er-Jahr, und 1 974 hatte 
es bereits eine Höhe von 3 1 22 Millionen 
Schilling, eine Höhe, die leider auf Grund die­
ser Schwierigkeiten beim Rinderexport und 
beim Holzexport zustande kam. 

In Anbetracht unseres Außenhandels­
passivums wäre außerdem noch zu erwähnen, 
daß auch hier eine wesentlich günstigere Stel­
lung zustande kommen würde. Es ist nach 
wie vor das Hauptanliegen der Landwirt­
schaft, daß beim Rinderexport die Sache besser 
vertreten wird. 

Wir haben zweifelsohne einige Probleme 
lösen können. Wir haben unsere Belange teil­
weise mit Hilfe von Aktionen unterbringen 
können, aber Tatsadle ist, daß nach wie vor 
ein Lagerbestand da ist, der bis 1 .  Oktober 
vorhanden sein wird und der dann zur Zeit 
des Almabtriebs abgebaut werden muß. Wie 
man das dann lösen wird, das ist momentan 
noch eine Frage. 

Es wäre auch weiterhin ein absolutes Er· 
fordernis, die finanziellen Mittel, die zur Stüt­
zung erforderlich sind, rechtzeitig zur Ver· 
fügung zu stellen. Es gibt nämlich Exportmög­
lichkeiten, bei denen die Stützungen relativ 
gering sind, wenn sie gleich gegeben werden. 
Man entscheidet sich sehr schwer, bis man 
dann so weit ist. Auf Grund von Verhand­
lungen kostet die Stützung oft doppelt soviel 
oder noch mehr, und man kann manche Chance 
nicht nützen. 

Es wäre absolut auf das bereits im Oktober 
übergebene Aide-memoire hinzuweisen, 
darauf, daß wir die Lage der österreichischen 
Landwirtschaft insbesondere auf dem Rinder­
sektor aufgezeigt haben. Dies sollte bei jeder 
Verhandlung immer wieder vorgeführt 
werden. 

Zum Wein möchte ich sagen, daß die öster­
reichische Weinwirtschaft tatsächlich an den 
Qualitätsweinen absolut interessiert ist. (An­
dauernde Unruhe.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Meine Herren!  Von hier heroben 
hört sich das fröhliche Gemurmel an wie in der 
Oper das Rhabarber-Rhabarber-Gemurmel der 
Statisterie. (Heiterkeit.) Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Derl (fortsetzend) : 
Ich glaube, daß die Anerkennung der öster­
reichischen Qualitätsweine in der Gemein­
schaft, insbesondere in der Bundesrepublik 
Deutschland, absolut von Bedeutung ist, und 
wir würden ersuchen, daß diese Anerkennung 
weiterhin betrieben wird. 

Die Ausfuhrerstattungen bei Obst und Ge­
müse sind erfreulicherweise teilweise hint­
angehalten worden, aber es ist dennoch darauf 
aufmerksam zu machen, daß gewisse 
Erstattungsregelungen an Drittländer auch für 
Osterreich zu Nachteilen führen. Es wäre nur 
wünschenswert, daß die Ausfuhrerstattungen 
von Artikeln nach Osterreich den österrreichi­
schen Obst- und Gartenbau nicht noch zusätz­
lich belasten können. Das Augenmerk möchte 
weiterhin darauf gerichtet bleiben. 

Auf dem Forstsektor freut es uns, daß das 
Interesse der EG an Forstsamen gegeben ist. 
Aber der ständige Verfall des Holzexportes 
in diesem Raum macht uns ernstliche Sorgen. 
Die Existenz der Forstwirtschaft ist unter Um­
ständen gefährdet. Um einen weiteren Preis­
verfall der forstlichen Erzeugnisse zu ver­
hindern, soll die Exportkontingentierung für 
Rohholz aufgehoben und die Importpolitik bei 
allen Holzsortimenten überprüft werden, bei 
denen eine ausreichende Inlandsversorgung 
gewährleistet ist. 
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Dipl.-Ing. Berl 

Im Hinblick auf alle diese Verhandlungen Dr. Gasperschitz, Dr. Broesigke, Mondl und 
möchte ich darauf hinweisen, daß sie nicht ein- Dr. Schnell sowie Staatssekretär Lausecker 
seitig auf dem Agrarsektor geführt werden das Wort ergriffen, einstimmig beschlossen, 
sollen, sondern ich könnte mir vorstellen, daß dem Hohen Hause die Annahme des Gesetz­
auch einmal der Autoverkauf der EG nach entwurfes in der vom Abgeordneten Mondl 
Ost erreich erwähnt werden soll, weil der vorgeschlagenen Fassung zu empfehlen. 
heute ein relativ sensibles Produkt in der EG 
ist. Ich möchte nur erwähnen, daß zum Bei- Der Verfassungsausschuß stellt somit den 

spiel bei einem Volkswagenexport nach den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem vor­

USA 1 000 DM zur Stützung notwendig sind. gelegten Gesetzentwurf die verfassungs-
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Zum Schluß würde uns interessieren, ob die 
österreichische Regierung bereit ist, bei der 
nächsten Sitzung des Gemischten Ausschusses 
eine Revision des Agrarbriefwechsels zu be­
treiben, hauptsächlich wegen der Kontingent­
erhöhung bei Rindern. (Beifall bei der OVP.) Präsident Dr. Maleta: Der Herr Bericht­

erstatter beantragt, General- und Spezial­
Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand debatte unter einem vorzunehmen. - Kein 

mehr gemeldet. Einwand. Wir gehen somit in die Debatte ein. 
Die Debatte ist geschlossen. - Der Bericht­

erstatter verzichtet auf das Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b s t i m  m u n g 
über den Ausschußantrag, den vorliegenden 
Bericht ur - 1 73 der Beilagen zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m­
rn e n. 

1 0. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage ( 1593 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz. mit dem das Bundes­
Personalvertretungsgesetz geändert wird 

(PVG-Novelle 1975) ( 1 642 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
10 .  Punkt der Tagesordnung : Personalvertre­
tungsgesetz-Novelle 1 975. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Lehr. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Lehr: Herr Präsident! Hohes 
Haus ! Die dem Verfassungsausschuß zur Vor­
beratung vorgelegene Novelle zum Bundes­
Personalvertretungsgesetz soll einer Reihe 
von Änderungswünschen Rechnung tragen, die 
sich seit Inkrafttreten der Novelle zum Per­
sonalvertretungsgesetz vom 1 6. Juli 1 97 1  er­
geben haben. Die Änderung einzelner Bestim­
mungen des Stammgesetzes erfolgt auch im 
Hinblick auf die neue Rechtslage , die sich 
durch die Beschlußfassung über das Arbeits­
verfassungsgesetz ergeben hat. 

Im übrigen ist auf die ausführlichen Erläute­
rungen der Regierungsvorlage zu verweisen. 

Der Verfassungsausschuß hat die Vorlage 
am 4. Juni 1 975 in Verhandlung gezogen und 
nach einer Debatte, in der die Abgeordneten 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Dr. Gasperschitz. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Gasperscbitz (OVP) : Herr 
Präsident ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herrenl In den Erläuternden Bemerkungen zur 
gegenständlichen Regierungsvorlage heißt es 
wortwörtlich: "Daß nicht allen Forderungen 
Rechnung getragen werden konnte, liegt in der 
Natur der Sache. Der vorliegende Entwurf 
kann aber als tauglicher Komprorniß ange­
sehen werden, der Klarstellungen und An­
passungen an die geänderte Rechtslage bezie­
hungsweise geänderten Verhältnisse vor­
nimmt und viele der vorgebrachten Wünsche 
berücksichtigt.' . 

Dies, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, bedarf einer Richtigstellung. Es hat keinen 
Kompromiß bei den Vorverhandlungen mit 
den Vertretern der Gewerkschaft öffentlich 
Bediensteter ' gegeben. Bei der Schluß­
besprechung, die am 29. April unter Vorsitz 
von Staatssekretär Lauseck.er stattgefunden 
hat, wurde gewerkschaftlicherseits unmißver­
ständlich klargestellt, daß eine Ubereinstim­
mung bei den Verhandlungen nicht gefunden 
wurde, weil wesentliche Forderungen in der 
Regierungsvorlage unberücksichtigt geblieben 
sind. Kompromiß oder Ubereinstimmung 
könnte ja heißen, sich mit der Ablehnung von 
weiteren Forderungen abgefunden zu haben, 
und gerade das sollte ja vermieden werden. 

Wenngleich meine Fraktion dieser Vorlage 
die Zustimmung gibt, weil sie der Weiter­
entwicklung des Personalvertretungsrechtes 
dient, kritisiert sie, daß die Erfüllung vieler 
beredltigter Wünsche, die aus dem Bereich der 
Personal vertretungen herangetragen wurden, 
offerrblieb. 
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Dr. Gaspersdlitz 

Das Bundes-Personalvertretungsgesetz war 
zum Zeitpunkt der Schaffung im Jahre 1967 
ein völliges Neuland. So wie seinerzeit das 
Betriebsrätegesetz eine gewisse Fortentwick­
lung gehabt hat, gibt es auch für das Per­
sonalvertretungsrecht eine Weiterentwicklung. 
Dies stelle ich deshalb so deutlich fest, weil 
der Herr Staatssekretär Lausecker anläßlich 
der Sitzung des Verfassungsausschusses am 
4. Juni dieses Jahres die Urfassung des Bun­
des-Personalvertretungsgesetzes aus dem 
Jahre 1967 als dürftig qualifiziert hat. _ 

Man muß aber, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, auch die Situation im Jahre 1967 
ehrlich aufzeigen. Bis 1967 erfüllten die Auf­
gaben der innerbetrieblichen Vertretung bei 
den Dienststellen des Bundes gewerkschaft­
liche Betriebsausschüsse. Innerhalb der Ge­
werkschaft hatte man bei der Schaffung eines 
Personalvertretungsgesetzes Bedenken, daß 
etwa unüberlegt Rechte aufgegeben werden 

. könnten, ja man befürchtete, daß sich dies 
auf die gewerkschaftliche Mitgliederentwick­
lung negativ auswirken könnte. Wozu noch 
die Gewerkschaft, wenn es eine gesetzliche 
Personalvertretung gibt, diese Frage stand 
damals 1967 im Raum. Durch eine säuberliche 
Trennung der betrieblichen und der über­
betrieblichen Interessenvertretung wurde das 
Problem zufriedenstellend gelöst. 

Während nun in der Gewerkschaft der 
öffentlich Bediensteten im Jahre 1967 über die 
Gestaltung des Bundes-Personalvertretungs­
gesetzes im wesentlichen zwischen bei den 
Fraktionen einmütige Auffassung bestand, 
kam es zwischen der sozialistischen Gewerk­
schaftsfraktion und der sozialistischen Par­
lamentsfraktion zu keiner Koordinierung. Das 
in Vorverhandlungen einmütig abgehandelte 
Bundes-Personalvertretungsgesetz hat im Sep­
tember 1967 keine Zustimmung - das möchte 
ich in Erinnerung rufen - der sozialistischen 
Parlamentsfraktion gefunden. 

Die sozialistische Parlamentsfraktion hat an­
läßlich der Beschlußfassung des Bundes-Per­
sonalvertretungsgesetzes einen Minderheits­
bericht ausgearbeitet. Solche Minderheits­
berichte aus der Zeit, in der die sozialistische 
Parlamentsfraktion in diesem Hause als Oppo­
sitionspartei agierte, sind geradezu eine Fund­
grube für Meinungswandlungen und für Mei­
nungsumschwung. 

gegenüber seinem Dienstgeber schlechter ge­
stellt sein soll als der Dienstnehmer, auf den 
das Betriebsrätegesetz Anwendung findet." 

Es wird im Minderheitsbericht kritisiert, daß 
bei Neuaufnahmen, Dienstzuteilungen, Ver­
setzungen, Pragmatisierungen, Beförderungen 
und Uberstellungen den Personalvertretern 
keine Interventionsmöglichkeit zusteht. Der 
Personalvertretung sind nämlich solche Maß­
nahmen oder die Absidlt, sie durchzuführen, 
lediglich mitzuteilen. 

Ich kann zu diesen Ausführungen im Min­
derheitsberidlt nur sagen : Es ist nicht einzu­
sehen, warum die sozialistische Regierung 
oder die sozialistische Parlamentsfraktion mit 
ihrer absoluten Mehrheit diese von ihr so 
kritisierte Rechtslage bis heute nicht geändert 
hat. Es hat sich nämlich nichts geändert. Nach 
wie vor ist der § 9 Abs. 3 Bundes-Personal­
vertretungsgesetz in seiner Urfassung in Gel­
tung. Nach wie vor ist nach der erwähnten 
Bestimmung dem Dienststellenausschuß die 
Aufnahme, Dienstzuteilung, Versetzung sowie 
die Abberufung eines Bediensteten von seiner 
bisherigen Verwendung beziehungsweise 
Funktion lediglich mitzuteilen. Warum hat 
man denn nichts geändert? 

Wie sieht es im Arbeitsverfassungsgesetz 
mit diesen Rechten aus? Bei Neuaufnahmen 
gibt es nicht nur ein Interventionsrecht, son­
dern audl ein Beratungsrecht und eine Be­
ratungspflicht. Bei Versetzungen besteht nach 
dem Arbeitsverfassungsgesetz sogar ein echtes 
Mitwirkungsrecht. Es muß das Einvernehmen 
mit dem Betriebsrat hergestellt werden, und 
kommt es zu keinem Einvernehmen mit dem 
Betriebsrat, entscheidet das Einigungsamt. 
Stimmt das Einigungsamt mit dem Betriebsrat 
überein. kommt es zu gar keiner Versetzung. 

Wie sieht die Rechtslage aber nun bei den 
Tausenden Arbeitern und Angestellten des 
Bundes aus, die nicht pragmatisiert sind? Die 
Dienstpragmatik ist für die Vertragsbedien­
steten nicht anwendbar. Das Arbeitsver­
fassungsgesetz ist ebenfalls nicht anwendbar. 
Die Vertragsbediensteten des Bundes sind 
diesbezüglich schutzlos, weil sie keinen Ver­
setzungsschutz wie die Arbeitnehmer in der 
Privatwirtschaft besitzen. Die Erfüllung dieser 
geredltfertigten Forderung nach Angleichung 
an das Arbeitsverfassungsgesetz wUrde in den 
Vorverhandlungen glatt abgelehnt. 

Ein Beweis hiefür: Im Minderheitsbericht Nun frage ich die sozialistische Parlaments-
der sozialistischen Fraktion wird unter ande- fraktion: Warum verwirklicht man nidlt das. 
rem folgendes ausgeführt - bitte hier aufzu- was am 6. März 1967 die sozialistische Par­
passen -: "Es ist nicht einzusehen, weshalb lamentsfraktion so energisch im Verfassungs­
der öffentlich Bedienstete im Bundesdienst ausschuß gefordert hat und womit sie auch 

148. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 91 von 98

www.parlament.gv.at



14376 Nationalrat XIII. GP - 148. Sitzung - 1 1 .  Juni 1 975 

Dr. Gasperschitz 

die Ablehnung des Personalvertretungs- sche Gewerkschaftsfraktion 1 967 die Schaffuig 
gesetzes begründet hat? Darauf möchte ich einer Personalvertretungs-Aufsichtskommis-
eine Antwort haben ! sion abgelehnt und verhindert hat. 

Die Erläuternden Bemerkungen zu dieser 
Regierungsvorlage erwähnen auch die Novelle 
vom 1 6. 7 .  197 1  insoweit, als durch sie eine 
Personalvertretungsaufsichtsbehörde geschaf­
fen wurde. Auf diese Einrichtung ist man 
heute sehr stolz. Bis dahin hatte nach der 
U rfassung des Bundes-Personal vertretungs­
gesetzes die Bundesreg.ierung die Aufsicht 
zu führen. Aber im Minderheitsbericht wird 
diese Aufsichtsführung durch die Bundesregie­
rung geradezu als Hauptgrund für die Ab­
lehnung des Bundes-Personalvertretungs­
gesetzes bezeichnet. 

Auch darin bestand eine mangelnde 
Koordinierung zwischen der sozialistischen 
Parlamentsfraktion und der sozialistischen Ge­
werkschaftsfraktion. Die Gewerksd:J.aft der 
öffentlich Bediensteten, die damals unter 
sozialistischer ,Führung stand, hat sich 1 967 
gegen die Sd:J.affung einer Personalvertretungs­
Aufsichtskommission ausgesprochen. Eine 
solche Personalvertretungs-Aufsichtskommis­
si on war nämlich in der Regierungsvorlage 
1967 bereits enthalten. Sie mußte über Wunsch 
der Gewerkschaft herauskommen. Dies geht 
ja auch aus den Erläuternden Bemerkungen 
zum Abschnitt IV der U rfassung des Bundes­
Personalvertretungsgesetzes deutlich hervor. 
Darin heißt es :  

"Da es dem Bundeskanzleramt nicht ziel­
führend erschien, die Aufsicht über die Per­
sonalvertretung jenen Organen des Bundes . . .  
zu übertragen, die den Einrichtungen der Per­
sonalvertretung gegenüberstehen, hat der 
letzte Entwurf des Bundeskanzleramtes die 
Errichtung einer Kommission . . .  vorgesehen. . 
Diese Kollegialbehörde sollte aus einem Rich­
ter als Vorsitzenden und aus vier weiteren 
Mitgliedern . . .  zusammengesetzt sein. Sämt­
liche Mitglieder wären vom Bundes­

präsidenten zu ernennen gewesen", und so 
weiter, und so weiter. 

In ihrem Minderheitsbericht zum Personal­
vertretungsgesetz kritisiert die sozialistische 
Parlamentsfraktion, daß der Leiter der Zentral­
steIle über Meinungsverschiedenheiten mit der 
Personalvertretung endgültig entscheidet. Es 
müsse eine über dem Leiter der Zentralstelle 
stehende Instanz die endgültige Entscheidungs­
befugnis erhalten, damit der frei gewählte Per­
sonalvertreter nicht in die Rolle eines Bitt­
stellers gedrängt wird. 

Das war die Aussage in Ihrem Minderheits­
bericht, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren von der sozialistischen Parlamentsfraktion! 
- Was haben Sie nun, seit Sie die absolute 
Mehrheit in diesem Hause besitzen, zur Ver­
wirklichung Ihres erwähnten Vorschlages 
getan? - Nichts ! Es gibt auch heute keine 
Instanz über dem Minister. Der Minister ent­
scheidet auch heute endgültig! 

Nach Ihrer seinerzeit geäußerten Ansicht 
ist der Personalvertreter also weiterhin ein 
Bittsteller, weil die von Ihnen geforderte 
Waffengleidlheit zwischen Dienstgeber und 
Dienstnehmer nicht besteht. Jetzt redet man 
sich auf die verfassungsmäßige Rechtslage 
aus. 

Ich habe damals auch mit Bundeskanzler 
Kreisky darüber gesprochen, und er hat mir 
dann gesagt : Ja wissen Sie, in der Opposition 
redet man sich halt leichter als dann, wenn 
man hier die Macht ausübt. - Das war seine 
Erklärung dazu. 

Die sozialistische Regierung hat bis heute 
keine ihrer Forderungen des Minderheits­
berichtes 1 967 erfüllt. Warum haben Sie, 
meine Damen und Herren von der linken Seite, 
dann 1 967 gegen das Personalvertretungs­
gesetz gestimmt? - Id:J. weiß nur eine Antwort 
darauf: Weil Sie kein Personalvertretungs­
recht und keine Personalvertretungswahlen 
wollten! Wählen wollen Sie nur dort, wo man 
sich stark fühlt I 

"Die Errichtung einer solchen Aufsichts- Was wurde bei den Verhandlungen zu die-
behörde haben die Vertreter der Gewerkschaft ser Regierungsvorlage im wesentlichen noch 
abgelehnt und vorgeschlagen, die Aufsicht abgelehnt? . 
über die Personal vertretung den einzelnen 
Bundesministern beziehungsweise der Bundes­
regierung zu übertragen. "  

Meine sehr gee'hrten Damen und Herren 
von der Linken! Kommen Sie mir nicht damit, 
daß erst die sozialistische Regierung eine 
solche Bundespersonalvertretungs-Aufsichts­
kommission erfunden oder geschaffen hat. Die 
Wahrheit ist; daß federführend die sozialisti-

Die Erweiterung des Interventionsrechtes 
über den Bereich des eigenen Ressorts hinaus, 
soweit betriebliche Angelegenheiten zur Be­
handlung stehen. Die Schaffung von Möglich­
keiten zur Verwaltung von zufließenden finan­
ziellen Mitteln für Organisierung von Be­
triebsausflügen und Sozialaktionen, etwa 
durch Schaffung eines Fonds, da die Zentral­
ausschüsse keine Rechtspersönlichkeit be-
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sitzen. Das Recht der Zentralausschüsse auf 
Einholung eines Gutachtens bei der Personal­
vertretungs-Aufsichtskommissi on, insbeson-

, dere dann, wenn der Minister säumig ist. 
Mitwirkungsrecht der Personalvertretung bei 
der Geschäftsordnung und Geschäftseinteilung. 
Errichtung einer Personalvertretung für Pen­
sionisten, da sie ja auch im Ruhestand zum 
Unterschied von Pensionisten in der Privat­
wirtschaft Beamte mit Rechten und Pflichten 
bleiben. Errichtung einer eigenen Personal­
vertretung für die Zollverwaltung, da sie von 
dieser Gruppe allseits verlangt wurde und die 
sachliche Berechtigung hiefür nicht abge­
sprochen werden kann. 

Daß nicht allen Forderungen Rechnung ge­
tragen werden konnte, liegt in der Natur der 
Sache, heißt es in den Erläuternden Bemer­
kungen. Meines Erachtens ist das eine sehr 
nichtssagende Formulierung als Begründung 
für die ablehnende Haltung der Regierung 
gegenüber den Wünschen aus dem Personal­
vertretungsbereich. 

Zum Schluß, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, möchte ich eine Feststellung 
treffen : Der Verdacht ist schwer zu entkräften, 
daß die negative Haltung der Regierung ins­
besondere hinsichtlich einer weitestmöglichen 
Angleichung des Personalvertretungsrechtes 
an das des Arbeitsverfassungsgesetzes allein 
in der Tatsache liegt, daß den Sozialisten die 
schwarz dominierten Personalvertretungen des 
Bundes ein Dorn im Auge sind! (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Schmidt. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Schmidt (FPO) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Angesichts der vorgerückten Stunde und der 
im Saal herrschenden Unruhe möchte ich mich 
nur auf einige Bemerkungen zu dieser No­
vellierung des Bundes-Personal vertretungs­
gesetzes beschränken. 

Wir haben es hier mit einer sogenannten 
kleinen Novelle zu tun, in der verhältnis­
mäßig bescheidene Änderungen der geltenden 
Rechtslage vorgesehen sind. Die Gewerkschaft 
der öffentlich Bediensteten, Herr Kollege 
Gasperschitz, hat sich mit ihrem Forderungs­
paket, das sie zu diesem Thema an die Ver­
waltung herangetragen hat, in wichtigen 
Punkten offensichtlich nicht durchsetzen kön­
nen, vor allem nicht in den Punkten, wo es 
um die Verbesserung der Mitwirkungsrechte 
der Personalvertretung an den Dienststellen, 
also in den Dienststellenausschüssen, wo j a  
die meisten Probleme dienstrechtlicher Natur 
anfallen, geht. 

Da ist j a  ziemlich alles beim alten Zustand 
geblieben: Also auch künftig kein Mitsprache­
redlt bei Personalaufnahmen, bei der Be­
trauung mit Funktionen - das ist angesichts 
der Neuregelung, der zu erwartenden Neu­
regelung bei der Besoldung ja sehr wichtig, 
weil dort der Funktion künftig eine sehr 
bedeutende Rolle zukommen soll -, kein 
Mitspracherecht bei Beförderungen, Ver­
setzungen und Abberufungen, wie es die Ge­
werkschaft verlangt hatte. Sie hat also recht 
glücklos verhandelt mit dem Herrn Staats­
sekretär Lausecker. 

Auch günstigere Arbeitsbedingungen für die 
Personalvertreter in den Zentralausschüssen 
durch Zurverfügungstellung von Schreib­
personal. wie es von der Gewerkschaft ver­
langt worden ist, wurde glattweg abgelehnt. 
So liegt das Hauptgewicht dieser Novelle in 
einer Reihe von Änderungen und Ver­
besserungen der Verfahrensvorschriften und 
materiell-rechtlicher Vorschriften im Zu­
sammenhang mit den Personalvertretungs­
wahlen. 

Allen diesen Änderungen, meine Damen 
und Herren, wird meine Fraktion beipflichten. 
Hervorzuheben wäre vielleicht eine Neuerung, 
die offenbar mehr Demokratie in die Dienst­
stellenausschüsse bringen soll, weil es doch 
da und dort nicht immer sehr demokratisch. 
manchmal sogar sehr autoritär, zugeht. 

Freiheitliche Personalvertreter, die in 
DienststellenaussChüssen zumeist in der Min­
derheit sind, beklagen sehr den Mangel an 
Information, an Information übsr Vorgänge 
in der Dienststelle, die ihnen von den Ob­
männern oder den stellvertretenden Ob­
männern, die ja bekanntlich anderen Frak­
tionen, anderen Parteien angehören, zumeist 
vorenthalten wird. Der meist einzige freiheit­
liche Personalvertreter in einern Dienststellen­
ausschuß wird einfach nicht informiert. Die 
Dienststellenleiter spielen sehr oft hier mit 
und halten sich an Obmann und stellvertreten­
den Obmann, obwohl sie nach dem Gesetz 
verpflichtet sind, mit dem ganzen Dienst­
stellenausschuß in seiner Gesamtheit Verbin­
dung zu halten. 

So gesehen trifft die neue Bestimmung des 
§ 22 Abs .  8 zwar nicht ganz den Kern des 
Problems, das ich jetzt hier kurz erläutert 
habe, aber sie zwingt immerhin in gewissen 
Fällen das mit einer bestimmten Aufgabe 
betraute Mitglied des Dienststellenaus­
schusses dazu, die Minderheit zu informieren, 
und sie gibt der Minderheit die Möglichkeit, 
diese Information zu erzwingen. Das ist gut so 
unserer Meinung nach. 
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Eine weitere wichtige Neuregelung ist im 
§ 25 Abs.  4 enthalten. Bisher war den Per­
sonalvertretern beziehungsweise den sach­
verständigen Bediensteten die zur Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten notwendige freie Zeit 
zu gewähren. In Hinkunft soll den Betroffenen 
die notwendige Freizeit ex lege zustehen. 
Auch das, muß ich sagen, ist ein Fortschritt. 
Die Novelle bringt auch noch die Um­
benennung und sprachliche Änderungen in 
einigen Ausschüssen. Neue Fachausschüsse 
sind in der Novelle nicht vorgesehen. 

eigenes B esoldungsschema gibt, kann doch 
nicht ernstlich ins Treffen geführt werden, 
wenn es darum geht, für diese Bediensteten 
eine eigene Vertretung zu schaffen. 

Mein Klulbkollege Broesigke hat im Ver­
fassungsausschuß einen entsprechenden An­
trag eingebracht, aber leider, Herr Präsident" 
leider Hohes Haus, kommt diese Tatsache im 
vorliegenden Ausschußbericht überhaupt nicht 
zum Ausdruck. Dieser Bericht ist überhaupt 
unrichtig und unvollständig, und ich muß 
daher namens meiner Fraktion gegen eine 
solche unvollständige Berichterstattung, wie 
sie hier im gedruckten Ausschußbericht zutage 
tritt und wie sie auch der Herr Berichterstatter '  
heute hier vollzogen hat, energisch Protest 
einlegen. 

Im Sinne meiner Ausführungen lege ich 
daher dem Hohen Haus einen Abänderungs­
antrag vor, der darauf abzielt 

1 .  bei den Finanzlandesdirektionen statt j e  
zwei j e  drei Fachausschüsse z u  errichten, und 

steten und der Arbeitsgemeinschaft der Per- zwar : einen für die Bediensteten des Zoll­
sonalvertreter Zollverwaltung und nicht 

Wir Freiheitlimen sind aber doch der Mei­
nung, daß man im Bereich der Finanzverwal­
tung den starken Bestrebungen einer bedeu­
tenden Personengruppe nach Schaffung 
eigener Fachausschüsse und eines eigenen 
Zentralausschusses Rechnung tragen sollte. 
Diese Bediensteten sind die, die in der Zoll­
verwaltung tätig sind. Dies entspricht dem 
Wunsch der Fachgruppe Zollverwaltung inner­
halb der Gewerkschaft der öffentlich Bedien-

zuletzt dem Wunsch der rund 2000 Bedien-
wachdienstes, einen für die Bediensteten der 
Zollverwaltung und einen für die sonstigen 

steten der Zollämter und Zollabteilungen in Bediensteten, und 
den Finanzlandesdirektionen und im Bundes-
ministerium für Finanzen. Ein Wunsch, der 
seine Begründung auf die Tatsache stützt, 
daß die Aufgaben und die Struktur des Dien­
stes in der Zollverwaltung vom Dienst im 
übrigen Finanzdienst sehr stark divergieren, 
daß die Problemstellung dieses Dienstes, also 
einfach die Probleme dieser Bediensteten in 
der Zollverwaltung, sehr verschieden sind von 
den Problemen der übrigen Bediensteten in 
der Finanzverwaltung, sodaß es gerechtfertigt 
erscheint, ihnen eigene Personalvertretungs­
organe zuzubilligen. 

Dazu kommt, daß sich aus den Reihen dieser 
Zollbediensteten immer wieder Klagen 
erheben über die nicht genügend effektive 
und wirkungsvolle Vertretung ihrer Inter­
essen durch den derzeitigen Zentralausschuß, 
in dem die Zollbediensteten unterrepräsen­
tiert sind. 

Die Zahl von rund 1 6 .000 Bediensteten in 
der Finanzverwaltung, die der derzeitige Zen­
tralausschuß zu vertreten hat, dürfte offenbar 
zu groß sein, um eine wirkungsvolle Ver­
tretung für alle zu gewährleisten. Schließlich, 
muß man sagen, haben ja auch die Bedien­
steten des Zollwachdienstes ihre eigenen Per­
sonalvertretungsorgane. Wenn es für die rund 
200 staatsanwaltschaftlichen Beamten in 
Osterreich möglich ist, einen eigenen Zentral­
ausschuß zu gewähren, warum soll es den 
rund 2000 Zollbeamten verwehrt sein? Die 
Tatsache, daß es für den Zolldienst kein 

2. beim Bundesministerium für Finanzen 
drei Zentral ausschüsse statt zwei zu errichten, 
und zwar einen für die Bediensteten des 
Zollwachdienstes, einen für die Bediensteten 
der Zollver,waltung und einen für die son­
stigen Bediensteten. 

Das ist der Inhalt dieses Antrages, den ich 
bitte, Herr Präsident, vom Schriftführer ver­
lesen zu lassen. Ich lege Ihnen diesen Antrag 
mit der Bitte um Ihre Zustimmung vor. 

Im übrigen werden wir der Novelle unsere 
Zustimmung geben. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Ich ersuche den 
Schriftführer, Abgeordneten Zeillinger, um die 
Verlesung des soeben eingebrachten Abände­
rungsantrages. 

Schriftführer Zeillinger: 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Dr. Schmidt und Genossen 
zur Regierungsvorlage betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Bundes-Personal­
vertretungsgesetz geändert wird ( 1 593 der 
Beilagen) in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ( 1 642 der Beilagen) , 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

Die Regierungsvorlage 1 593 der Beilagen 
in der Fassung des Ausschußberichtes 
( 1 642 der Beilagen) wird wie folgt geändert:' 

1 .  In Z, 1 2  hat § 1 1  Abs. 1 lit. h zu lauten;: 
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"h) bei den Finanzlandesdirektionen j e  
drei, und zwar einer für die Bediensteten 
des Zollwachdienstes, einer für die Bedien­
steten der Zollverwaltung und einer für die 
sonstigen Bediensteten ; "  

2.  Nach Z. 1 3  ist  folgende Z. 13  a ein­
zufügen : 

, , 1 3  a. Im § 1 3  Abs. 1 hat die lit. f zu lauten: 

,f) beim Bundesministerium für Finanzen 
drei, und zwar einer für die Bediensteten 
des Zollwachdienstes, einer für die Bedien­
steten der Zollverwaltung und einer für die 
sonstigen Bediensteten ; '  " 

3. Z. 1 4  hat zu lauten: 

, , 1 4. Im § 13 Abs. 1 sind in den lit. c und h 
die Worte ,Bediensteten der sonstigen 
Dienstzweige' jeweils durch die Worte ,son­
stigen Bediensteten' zu ersetzen." 

Präsident Dr.  Maleta: Der soeben verlesene 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Doktor 
Schmidt und Genossen ist genügend unter­
stützt und steht daher mit in Verhandlung. 

Ich möchte mich daher nur dem Herrn Kol­
legen Gasperschitz zuwenden. Herr Kollege 
Gasperschitz l Wenn Sie sagen, daß die 
Sozialistische Partei mit dem Minderheits­
bericht im Jahre 1961 und mit der gegen­
wärtigen Regierungsvorlage eine andere Poli­
tik betreibt, dann möchte ich dies an Hand von 
Fakten zurückweisen. 

Tatsache ist, daß im Bundes-Personalvertre­
tungsgesetz 1 967 die Personalvertretung der 
Regierung als oberste Entscheidungsbehörde 
gegenübergetreten ist und daß in der 
Novellierung 1 971  dies geän'dert wurde. Schon 
in diesem Minderheitsbericht wurde sehr deut­
lich gesagt, daß die Regierungsvorlage aus 
1 967 keine' freie, vom Bund als Dienstgeber 
unabhängige Personalvertretung vorsieht und 
die Sozialistische Partei dieser Vorlage nicht 
zustimmen kann. Als oberster Grundsatz 
wurde damals auch hingestellt, daß für die 
Einrichtung einer echten betrieblichen bezie­
hungsweise dienststellenmäßigen Interessen­
vertretung der Dienstnehmer die Unabhängig­
keit vom Dienstgeber gegeben sein muß ; eine 
Unabhängigkeit, die erst .im Jahre 197 1  mit 
der ersten Novelle zum Bundes-Personal-

Als nächster zum Wort gemeldet ist der vertretungsgesetz festgelegt wurde. Dies ist 
Abgeordnete Dr. Schnell. Ich erteile es ihm. eine Tatsache I 

Abgeordneter Dr. Schnell (SPO) : Meine sehr 
geehrten Damen und Herren I Hohes Haus I 
Da wir einerseits am Ende einer etwas 
anstrengenden Diskussion im Parlament 
stehen und auf der anderen Seite dieser 
Gesetzesantrag einstimmig beschlossen wird, 
ist mir sicherlich niemand böse, wenn ich mich 
sehr kurz halte. 

Erstens möchte ich dem Herrn Kollegen 
Schmidt sagen, daß die sozialistische Fraktion 
dem Antrag nicht beitreten kann. 

Zweitens möchte ich darauf hinweisen, daß 
in dieser Gesetzgebungsperiode vier Gesetze 
beschlossen worden sind, in denen die Fragen 
der Mitbestimmung und der Mitverantwortung 
festgelegt sind: das Arbeitsverfassungsgesetz, 
das Schulunterrichtsgesetz, das Universitäts­
Organisationsgesetz und zwei Novellen des 
Bundes-Personal vertretungsgesetzes. 

Ich habe mir wohl eine Fülle von Unter­
lagen mitgenommen, um zu zeigen, wie in 
den Verhandlungen über diese vier Gesetze 
die Osterreichische Volkspartei eine sehr 
unterschiedliche Haltung, von der Zustimmung 
bis zur Ablehnung, etwa beim Universitäts­
Organisationsgesetz, gezeigt hat, aber ich darf 
mir das ersparen, weil j a  dies alles bekannt 
ist und aus der Geschichte des Parlaments 
dieser Gesetzgebungsperiode hervorgeht. 

Und damit komme ich zum dritten Punkt, 
nämlich zu dem Punkt, in dem Sie sagen 
- ich möchte nur den Widerspruch auf­
zeigen -, daß es kein Komprorniß gegeben 
hat, sondern daß die Novelle diktiert wurde. 
Diese Aussage, Herr Kollege Gasperschitz, 
steht im Gegensatz zu einem Schreiben, das 
Sie am 20. Mai 1 975 unterzeichnet haben und 
in dem es wörtlich heißt : 

"Dennoch ist es auf Grund der Ausdauer 
und Hartnäckigkeit unserer Funktionäre 
gelungen, wenigstens einige wichtige For­
derungen in der zweiten Personalvertretungs­
gesetz-Novelle, · die im Nationalrat behandelt 
wird, durchzusetzen."  

Wie kann es eine oktroyierte Novelle ge­
wesen sein, eine Regierungsvorlage, über die 
nicht verhandelt wurde, wenn Sie feststellen, 
daß es angeblich Ihr Verdienst ist, daß eine 
Reihe von Forderungen durchgesetzt wurde. 
Sie führen all diese Forderungen an : Verbes­
serung der Verhältniszahlen für Dienstfrei­
steIlungen, Herabsetzung des Wahlalters und 
so weiter. 

Daraus geht doch sehr deutlich hervor, daß 
Ihre Argumentation mit dem tatsächlichen Ab­
lauf nicht übereinstimmt. Man könnte viel­
leicht dann doch daraus schließen, daß das 
Demokratieverständnis der Osterreichischen 
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Volkspartei (Abg. Dr. G r u b e  r: Viel besser 
gewesen istf) im Zusammenhang mit der ge­
samten Frage der Mitverantwortung, der Mit­
bestimmung und der Rechte noch nicht soweit 
ist. Das hat ja die ganze Gesetzgebungs­
periode gezeigt. 

Herr .A!bgeordneter Gruber! Ich möchte jetzt 
nicht auf die Verhandlungen Ü'ber das Schul­
unterrichtsgesetz eingehen (Abg. Doktor 
G r u b e  r: Warum nicht?) ,  ich möchte nur 
diese Tatsache feststellen und von diesem 
Standpunkt ausgehen. Wir werden ja sehen, 
wieweit auch die Osterreichische Volkspartei 
in Zukunft bei der realen und konkreten 
Durchführung dieses Grundsatzes j ene Auf­
fassung, die zu einer echten Demokratisierung 
in den einzelnen Bereichen führt, zugrunde 
legt. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch 
eine Frage an Sie richten - es ist eine Frage, 
die viele Leute im öffentlichen Dienst doch 
sehr bedrängt -: Ist es richtig, daß Personal­
referenten und Landeshauptmann-Stellver­
treter in sehr bedeutenden Positionen zugleich 
auch die Vorsitzenden der Gewerkschaften in 
diesen Bundesländern sind, sodaß eine solche 
Trennung zwischen Gewerkschaft und Dienst­
geber (Abg. S .u p p  a n: Das steht in keinem 
Statutl), die an und für sich sehr wichtig ist 
und von der ich glaube, daß sie bestehen 
sollte, nicht besteht? 

Aber, meine Damen und Herren, ich bin 
fertig und darf nur sagen: Die Sozialistische 
Partei wird diesem Gesetzentwurf die Zustim­
mung geben. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich Staatssekretär Lausecker. Ich erteile 
es ihm. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Laus­
ecker: Hohes Haus ! Darf ich, ohne in den 
Geruch der Polemik zu kommen, nur sagen -
weil Herr Abgeordneter Suppan jetzt gemeint 
hat, in keinem Statut steht es -: Der damalige 
Abgeordnete Hahn hat, als ich in diese Funk­
tion berufen wurde, in aller Offentlichkeit als 
allererstes gefordert, der Lausecker solle seine 
Gewerkschaftsfunktionen zurücklegen. Der 
Lausecker hat sie damals zurückgelegt. 
Prompt. Andere haben das nicht getan. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Gasperschitz hat 
festgestelH, daß es bei dieser Novelle zu 
keinen Komprorniß, zu keinem Einvernehmen 
gekommen sei, daß es aber wohl bei der 
Schaffung des Personalvertretungsgesetzes im 
Jahre 1 967 ein Einvernehmen zwischen der 
sozialistischen und der christlichen Gewerk-

sermaßen als Kronzeuge feststellen: Es gab 
damals, 1967, kein Einvernehmen zwischen der 
sozialistischen und der christlichen Gewerk­
schaftsfraktion, aber es gab sehr wohl im 
Jahre 1 967 ein Einvernehmen zwischen der 
sozialistischen Gewerkschaftsfraktion und dem 
den Willen der damaligen parlamentarischen 
Minderheitsfraktion ausdrückenden Minder­
heitsbericht. Damals kam das Personalver­
tretungsgesetz zustande. 

Anstelle einer detaillierten Darlegung, was 
damals an Rechten nicht enthalten war und 
was in der Novelle 197 1  dazugekommen ist, 
bitte ich nur darauf verweisen zu dürfen, was 
in den §§ 9 und 10 'des Gesetzes - noch vor 
der 75er-Novelle - seit der 7 1 er-Novelle 
drinnen steht und was im Stammgesetz aus 
1 967 enthalten war. Im Jahre 1 97 1  sind die· 
Rechte der Personalvertretung mehr als ver-· 
doppelt worden. Man kann das nicht nur der 
Zahl nach quantifizieren, die der Dienst­
nehmervertretung eingeräumten Möglichkei­
ten sind durch die Novelle 1 97 1  in eminenter 
Weise erhöht worden. Dieser Weg wird durch 
die Novelle 1 975 fortgesetzt. 

Beim Minderheitsbericht gab es eine wirk­
lich harte Aussage. Es war damals anstelle der 
jetzt tätigen Personalvertretungs-Aufsichts­
kommission, die sich aus drei Richtern, einem 
Dienstgeber und einem Dienstnehmervertreter 
zusammensetzt, nach der Urfassung 1 967 die 
Regierung, die als Richter in eigener Sache 
hätte tätig werden müssen, wenn es zu Streit­
fällen kommt. Das ist bereits mit der Novelle 
1971 bereinigt worden. 

Nun zu den Forderungen, die j etzt als uner­
füllt in den Vordergrund gestellt wurden. Es 
waren ihrer drei, die einzeln als ganz harte 
Punkte genannt wurden. Die Schaffung eines 
Fonds für j eden Zentralausschuß, das Pensio­
nistenwahlrecht und die Frage des sogenann­
ten überressortmäßigen Vertretungsrechtes, 
die Hierarchie sollte also nicht beim Bundes­
minister enden. 

Hohes Haus ! Sehr geehrter Herr Abgeord­
neter! Mir stehen verfassungsrechtliche Gut­
achten zur Verfügung, die ich Ihnen gerne zur 
Verfügung stelle. Aber Sie kennen sie ja  
bereits aus den Verhandlungen. Gegen alle 
drei dieser Hauptforderungen gibt es ernste 
verfassungsrechtliche Bedenken. 

Ganz abgesehen davon würden wir dem 
öffentlichen Dienst aber keinen guten Dienst 
erweisen, denn : In der Privatindustrie räumt 
das Gesetz den Betriebsräten die Möglichkeit. 
der Einhebung einer Betriebsratsumlage ein, 
aus diesen Mitteln sind dann die Aufwendun-· 

schaftsfraktion gegeben hätte. Darf ich gewis- gen zu bestreiten. 
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Wären wir denn gut beraten, wenn wir 
sagen : Im öffentlichen Dienst, wo der Bund 
alle Reisekosten bestreitet, wo der Bund die 
Bezüge für den freigestellten Personalvertreter 
weiterzahlt, soll jetzt ein eigener Fonds ge­
schaffen werden? Aber noch nicht genug damit, 
es soll ein Fonds sein , für den wir keine 
Umlage vom Bediensteten einheben, der Staat 
soll das Geld dafür geben . Ich glaube, jenseits 
der verfassungsrechtlichen Bedenken wären 
wir schlecht beraten, hier echte zusätzliche 
Privilegien aufzubauen, steht doch der öffent­
liche Dienst täglich im Schußfeld, daß er an­
geblich Privilegien besitzt. Wir würden das 
gegenüber der Privatindustrie nur sehr schwer 
verkraften. 

Das Pensionistenwahlrecht ist ein ähnliches 
Gebiet. Hier ist es nach den Grundsätzen der 
Arbeitsverfassung und nach der Verfassung 
überhaupt so, daß ihrer Natur nach die Dienst­
nehmervertretung eine innerbetriebliche Ver­
tretung ist. Der Pensionist hat eben keinen 
betrieblichen Bereich mehr. Zum Argument 
der Gewerkschaft, daß j a  beim pragmatischen 
Beamten das .Dienstverhältnis bis zum Lebens­
ende geht : Wir würden urrbeschadet der ver­
fassungsrechtlichen Bedenken zweierlei Recht 
gegenüber dem Vertragsbediensteten schaffen, 
denn dessen Dienstverhältnis endet, wenn er 

in die ASVG-Pension geht. Es gäbe zwei 
Kategorien von Pensionisten. 

Zum zweiten, sehr verehrter Herr Abgeord­
neter. Wir tun wirklich so, als ob es die Ge­
werkschaft der öffentlich Bediensteten über­
haupt nicht mehr g�ben würde. Es gibt eine 
eigene Bundessektion Pensionisten, die selbst­
verständlich b eim Zentral'besoldungsamt die 
Vertretungsmöglichkeiten wahrnehmen kann. 

Wir sollten doch hier das Licht nicht unter 
den Scheffel stellen. 

Zur Vertretung über das Ressort hinaus. 
Das war ja am Ende doch ein Einvernehmen, 
denn wir waren uns immer einig, daß der 
sogenannte innerbetriebliche Bereich beim 

Minister endet und daß der Gewerkschaft der 
sogenannte übe rbetriebliche Bereich im öffent­
lichen Dienst zukommt. Das ist auch in der 
Privatindustrie so. Uber den Kollektivvertrag 
verhandelt die Gewerkschaft, innerhalb des 
Betriebes verhandelt 'der Betriebsrat. So soll 
es auch im öffentlichen Dienst sein. 

Für den Anlaßfall, bei den landwirtschaft­
lichen Lehrern, ist eine Regelung in der Novel­
le enthalten. In diesem einen begründeten 

des Einvernehmens, das wir dann bei den Frei­
stellungen erzielt haben, gingen wir an jenem 
Tag de r  Schlußverhandlung doch in der 

Meinung auseinander, daß das unter den ge­
gebenen Umständen ein tauglicher Kompromiß 

wäre. Das, Hohes Haus, möchte ich dazu nur 
in aller Kürze sagen. 

Zur Zollverwaltung habe ich im Verfas­
sungsaussdlUß schon gesagt, und wiederhole 
es hier: Bei allem wirklichen Verständnis, es 
ist bei den Staatsanwälten eine eigene Be­
soldungsgruppe vorhanden, wir haben, und 
befürchten eine Vielzahl von analogen 
Wünschen, und es hieße das, dem Partiku­
larismus im öffentlichen Dienst immer mehr 
Vorschub zu leisten. Immer mehr Organe der 
Personalvertretung heißt auch immer mehr 
Dienstfreistellurrgen, immer mehr Dienst­
reisen. Schließlich und endlich gibt es auch 

keinen wirklich objektiven Abgrenzungsbe­
reich für diese Bedienstetengruppe. Bei allem 
Verständnis, mit Rücksicht auf die Beispiels­
folgerungen konnte daher dem Wunsche auf 
Schaffung eigener Personalvertretungsorgane 
für Zollbeamte nicht Folge gegeben werden. 
Ich danke sehr. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet . Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g 
über den Gesetzentwurf in 1 642 der Beilagen :  
Personal vertretungsgesetz-Novelle 1975. 

Da Abänderungsanträge vorliegen, lasse ich 

getrennt abstimmen. 

Zu Art. I bis einschließlich Ziffer 12 § 1 1  
Abs. 1 lit. g liegt kein Abänderungsantrag 
vor .  

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung des 

Ausschußberichtes ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen . 

Zu Art. I Ziffer 1 2  § 1 1  Abs . 1 lit. h liegt ein 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Doktor 
Schmidt und Genossen vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung des 

Abänderungsantrages Dr. Schmidt und Genos­
sen ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Minderheit . 
Abgelehnt . 

Ausnahmefall wird zwischen Landwirtschafts- - Wir kommen nun zur Abstimmung über 
ministerium und Unterrichtsministerium diese Art. I Ziffer 12 § 1 1  Abs. 1 lit . h in der Fassung 
Vertretungsmöglichkeit bestehen. Angesichts des Ausschußberichtes . 
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Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu Wir gelangen nun zur Abstimmung über die 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen restlichen Teile des Gesetzentwurfes samt 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange- Titel und Eingang in der Fassung des Aus-
nommen. schußberichtes. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
restlichen Teil der Ziffer 12 sowie die Ziffer 
1 3  des Art. I in der Fassung des Ausschuß­
b erichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Es liegt nun ein Zusatzantrag der Abgeord­
neten Dr. Schmidt und Genossen auf Einfü­
gung einer neuen Ziffer 13 a im Art. I vor. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Zusatzantrag Dr. Schmidt ihre Zustimmung 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
E i n  s t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetzent­
wurf ist somit auch in dritter Lesung a n  g e-

geben, sich von den Sitzen zu erheben. n 0 m m e n. 

Das ist die Minderheit. Abgelehnt. Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Damit erübrigt sich eine Abstimmung über 
den Abänderungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Schmidt und Genossen zu Art. I Ziffer 1 4, 
der in untrennbarem -Zusammenhang mit dem 
abgelehnten Zusatzantrag steht. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates, 
die für Dienstag, den 1 .  Juli 1 975, in Aussicht 
genommen ist, wird auf schriftlichem Wege 
einberufen werden. 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n. 

SchlUß der Sitzung: 19 Uhr 25 Minuten 

Druddehlerberichtigung 

Im Protokoll der 1 44 .  Sitzung hat es auf 
Seite 1 3876 rechte Spalte 2. Absatz 4. Zeile 
statt "Forstschaden" richtig "Forstsachen" zu 
lauten. 

österreichische Staatsdruckerei L61 29485 
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